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1. EINLEITuNg

Die vorliegende Studie befasst sich mit der Aussagekraft und Wirkungsweise von Kenn-
zahlen im Wohnungsbau. Die Frage, die am Anfang dieser Arbeit steht und Bauherren 
wie Architekten gleichermassen beschäftigt, ist diejenige nach dem günstigen – nicht 
dem billigen! – Wohnungsbau. Anhand der Daten von zwanzig zwischen 1979 und 2011 
realisierten Deutschschweizer Wohnbauten werden nebst Kennzahlen bezüglich der Er-
stellungskosten auch solche hinsichtlich der Dichte und der Kompaktheit einer genaue-
ren Betrachtung unterzogen. Die Studie stellt letztendlich die Frage nach der Tauglichkeit 
solcher Kennzahlen, insbesondere im Hinblick auf eine langfristige, robuste und auf hohe 
räumliche Qualität ausgerichtete Raumorganisation.

Im ersten Teil erschliesst ein Rückblick auf die Entwicklung von Kostenkennzahlen, die 
Wohnbauförderung sowie die Wohnbauforschung der letzten hundert Jahre den Stand des 
Wissens. Im zweiten Teil der Arbeit wird die Verwendung von Kostenkennzahlen anhand 
der Daten von zwanzig realisierten Wohnbauprojekten in der deutschen Schweiz kritisch 
hinterfragt. Der dritte Teil befasst sich mit den relevanten Fragestellungen des künfti-
gen Wohnungsbaus, namentlich dem Umgang mit Dichte und der räumlichen Qualität. 
Schliesslich wird das Ziel tiefer Wohnbaukosten mit demjenigen hoher Dichte konfrontiert.

1.1 AusgANgsLAgE

Wohnbau-Architektur weist immer eine ökonomische Komponente auf, welche sich mass-
geblich auf die Entscheidungsprozesse bei der Planung und Erstellung von Wohnbauten 
auswirkt. Bei solchen «Optimierungsprozessen» werden Kostenkennzahlen von Wohn-
bauten verglichen. Zum Teil bis heute werden dafür «Kubikmeterpreise» – d.h. Gebäude-
kosten (BKP2) pro Kubikmeter umbautem Raum (gem. SIA 1161) bzw. seit 2003 pro Ku-
bikmeter Gebäudevolumen (gem. SIA 4162) – herangezogen, Kennzahlen, die ursprünglich 
als Instrument für die Grobschätzung von Baukosten konzipiert wurden. 

Mit der Publikation «Baukosten-Kennzahlensystem – Benchmark für Neubau, Kosten-
richtwerte für Gebäudeerneuerung»3 beginnen sich ab deren Erscheinungsjahr 1998 
ausserdem die Erstellungskosten (BKP1–5) pro Quadratmeter Hauptnutzfläche als 
Benchmark-Kenngrösse für den Vergleich von Wohnbaukosten zu etablieren (im weiteren 
Verlauf dieser Arbeit als «Benchmark» bezeichnet). Gleichzeitig nimmt auch die Bedeu-
tung von Energiekennzahlen markant zu.4 Mit der Immobilienkrise Anfang der 1990er-Jah-
re verändern sich die Rahmenbedingungen für den schweizerischen Wohnungsbau grund-
legend. Der Begriff «Nachhaltigkeit» und Themen wie Energieeffizienz, Kompaktheit oder 
Verdichtung bestimmen die Agenda. Im Bereich der Kosten im Bauwesen treten die Wohn-
baukosten für kurze Zeit etwas in den Hintergrund, stattdessen rücken die Lebenszyklus-
kosten ins Zentrum des öffentlichen Interesses.5

Der schweizerische Wohnungsbau entwickelt in den folgenden Jahren eine Dynamik, 
welche typologische Veränderungen mit sich bringt. Während zunehmend Punkthäuser 
und mit drei, vier oder mehr Wohnungen (Mehrspänner) an einem innenliegenden Er-
schliessungskern in Erscheinung treten, werden die noch in den 1980er- und 1990er-Jah-
re stark verbreiteten Laubengang- oder Reihenhaustypen selten. 

Infolge rasch ansteigender Land-, Bau-, Wohneigentums- und Mietpreise gewinnen jedoch 
auch die Erstellungskosten gegen Ende des ersten Jahrzehnts wieder an Bedeutung und Re-
zepte zur Senkung der Erstellungskosten sind gerade im Wohnungsbau gefragt. Mit dem Titel 
«easyHome.ch» veranstaltet die ETH-Professur für Architektur und Bauprozess im Frühling 
2009 eine Seminarwoche für Studierende, die sich mit Strategien des kostengünstigen Woh-
nungsbaus befasst. In der Einleitung der begleitenden Textsammlung ist zu lesen:

1. SIA 1952

2. SIA 2003

3. Meyer-Meierling, Christen und 
Hüttenmoser 1998

4. Vgl. Menz und Schweizer 2007, 
Seiten 58–59

5. Vgl. SIA 2004, Seite 12

D 01 Reihenhaus-Typ
 Siedlung Zelgli, Windisch
 Metron 1981

D 02 Laubengang-Typ
 Siedlung Eiholzmatte, Meggen 

Metron 1998–2002

D 03 Punkthäuser / Mehrspänner-Typ
 Überbauung Habsburgstr., Brugg 
 Metron 2010–2014
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«Die Forderung nach günstig umbautem Raum steht schon lange an, und gerade 
auf den Schweizer Baumarkt bezogen gibt es keine klaren und eindeutigen Rezep-
te, diese Forderung umzusetzen. Was heisst günstig, oder ist eher von billig die 
Rede? Traditionellerweise definiert sich die Schweiz auf das Bauen bezogen mit 
robusten, nachhaltig geprägten Werten und weniger mit billigen Ausführungspro-
zessen.»6

Auch in Fachzeitschriften und Tagespresse wird das Thema Erstellungskosten gegen 
Ende des ersten Jahrzehnts wieder vermehrt aufgegriffen. In der Zeitschrift «Wohnen» 
erscheint im Mai 2008 ein Kostenvergleich von zehn realisierten Wohnbauten, dessen 
Aussagekraft allerdings hinterfragt wird7. Eine ab 2010 in der NZZ heftig geführte Debatte 
um zu hohe Baukosten bei der Stadt Zürich8 beruft sich unter anderem auf eben diesen 
erwähnten Kostenvergleich und veranlasst die Stadt Zürich zu einer breit angelegten, im 
Jahr 2012 erscheinenden Benchmark-Studie unter dem Titel «Kostenklarheit», mit Wohn-
bauten als einem von drei Teilprojekten9. 

In jüngster Zeit hat sich infolge markant steigender Mietpreise das Thema hin zur «Er-
schwinglichkeit» des Wohnens verlagert10 und zu Recht geht es dabei nicht ausschliess-
lich um Erstellungskosten. Im privaten Wohnungsbau richten sich Neumieten nach dem 
Marktmöglichen und selbst bei Kostenmieten tragen Faktoren wie Kapitalkosten, Land-
preise oder Baurechtszinsen massgeblich zur Mietzinsgestaltung bei – kostengünstig 
bauen ist daher nicht gleichzusetzen mit preisgünstig wohnen. Ungeachtet dessen soll 
der kostengünstige Wohnungs-BAU, nicht die immobilienwirtschaftliche Betrachtung, das 
Thema dieser Studie bleiben.

1.2 Problemstellung

Die erste und offensichtliche Erkenntnis aus der Auseinandersetzung mit der Frage des 
«kostengünstigen Wohnungsbaus» ist die, dass dieses Thema nicht neu ist. Es hat bereits 
das «Neue Bauen» zu Beginn des 20. Jahrhunderts wesentlich mitgeprägt. Deren formale 
Ausdrucksformen gründen nicht zuletzt in ökonomischen Zielsetzungen. So sucht bei-
spielsweise das im Jahr 1931 erschienene Buch «Rationelle Bebauungsweisen – Ergeb-
nisse des 3. Internationalen Kongresses für Neues Bauen»11 im Teil I «Untersuchung über 
die Gesamtkosten zwei- bis zwölfgeschossiger Wohnbauten»12 nach der kostengünstigs-
ten Wohntypologie. Im Teil II «Rationelle Bebauungsweisen» werden Siedlungsstrukturen 
von 56 europäischen Wohnbebauungen thematisiert wobei neben den Kosten auch As-
pekte der Dichte betrachtet werden. Dies sind Hinweise darauf, dass der «günstige Wohn-
bau» an der Wohntypologie vorbei führt und dass «Besiedlung» und «Wohnen» nicht auf 
die Frage der Kosten zu reduzieren sind.

Die in der CIAM-studie von 1931 behandelten Themen des günstigen und dichten 
Wohnungsbaus haben, wenn auch unter veränderten Rahmenbedingungen, bis 
heute nichts an Aktualität eingebüsst. Im November 2011 wurde in der stadt Zü-
rich der wohnpolitische grundsatzartikel in der gemeindeordnung «Bezahlbare 
Wohnungen für Zürich angenommen, der eine Erhöhung des Anteils gemein-
nütziger Wohnungen in der stadt von einem Viertel auf einen Drittel fordert. 
gemeinnützige Wohnbauträger sind dem Prinzip der kostendeckenden Miete 
verpflichtet, wodurch sich tiefere Erstellungskosten für Wohnbauten direkt auf 
den Mietzins auswirken.13 Auf eidgenössischer Ebene folgte im Jahr 201314 die 
Annahme der Änderung des Raumplanungsgesetzes, welche eine kompakte 
siedlungsentwicklung und eine effiziente Nutzung von bestehendem Bauland 
zum Ziel hat. Dies sind Zielformulierungen, die die weitere Entwicklung unserer 
gebauten umwelt betreffen. 

6. Menz 2009, Seite 5 

7. Vgl. Liechti 2008, Seiten 41–44

8. Vgl. Troxler, Warum die Stadt 
Zürich so teuer baut, 2010, 
Troxler, Die Baukosten sind ein 
Dauerbrenner, 2010

9. b+p baurealisation ag 2012

10. Vgl. Westermann 2014, Seiten 
54–55 / Fahrländer et al. 2012, 
Seite 5

11. Giedion et al. 1931

12. Vgl. Boehm und Kaufmann 1931

13. Vgl. Stadt Zürich 2011

14. Schweizerischen Eidgenossen-
schaft 2014
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«Günstig» und «dicht» sind jedoch relative Begriffe, die nur im Vergleich mit «teurer» 
oder «weniger teuer», «dichter oder «weniger dicht» interpretierbar sind. Es bedarf eines 
Massstabs, d.h. des Bezugs zu einer Einheit, um Vergleiche anstellen zu können. Wie das 
Studium der Schweizer Literatur und Forschung zum Thema «Kosten im Wohnungsbau» 
zeigt, ist nicht nur die Anzahl geeigneter Referenzstudien im Hinblick auf diese Arbeit ge-
ring, insbesondere wurde den grundlegenden Fragen der Vergleichbarkeit von Kosten bis-
her wenig Beachtung geschenkt. 

Ob «Kubikmeterpreis» (Gebäudekosten pro Kubikmeter umbauten Raum), «Quadratme-
terpreis» (Gebäudekosten pro Quadratmeter Geschossfläche) oder «Benchmark» (Er-
stellungskosten pro Quadratmeter Hauptnutzfläche), alle gängigen Kostenkenngrössen 
fokussieren letztendlich auf Teilaspekte eines sehr komplexen Ganzen. Sie berücksichti-
gen nicht die menschlichen Bedürfnisse oder die gesellschaftliche Ziele, die der Tätigkeit 
des Bauens erst Sinn verleihen. 

So steht am Anfang dieser Studie die Frage: «Wie baut man günstig?» Die grösste Her-
ausforderung besteht darin, wie – und ob überhaupt – diese Frage beantwortet werden 
kann und ob sie, in einem grösseren Zusammenhang betrachtet, tatsächlich zielführend 
ist. Dies bedingt, dass mit der vorliegenden Arbeit Wesentliches zur Strukturierung dieses 
Themas zu leisten und die Frage der Anwendung und Wirkungsweise von Kennzahlen im 
Wohnungsbau in grundsätzlicher Weise anzugehen ist. 

1.3 grundsätze und Forschungsansatz

1.3.1 Zielsetzungen und Zielpublikum

Vor dem Hintergrund des «günstigen Wohnungsbaus» als sozial- und wirtschaftspoli-
tisches und der «Verdichtung» als siedlungspolitisches Ziel will die vorliegende Studie 
 einen theoretischen Beitrag leisten und einen neuen Blickwinkel auf diesen Themenkreis 
anbieten. Sie richtete sich einerseits an Bauherren und Investoren in ihrer gesellschaft-
lichen Verantwortung hinsichtlich der Intention und Zielsetzung von Bauaufgaben. Sie 
betrifft ausserdem Architekten und Planer als Verantwortungsträger bei der Umsetzung 
dieser Programme und als Gestalter unserer gebauten Umwelt. Nicht zuletzt liefert die Stu-
die Denkanstösse mit möglichen Implikationen für die Baugesetzgebung, weshalb auch 
Raumplaner und Mitglieder von Planungsbehörden zum engeren Kreis des Zielpublikums 
gehören.

1.3.2 Abgrenzungen

Hinsichtlich der Kosten beschränkt sich die Untersuchung primär auf die Bauökonomie 
im engeren Sinne, das heisst auf die Kosten für die Erstellung von Wohnbauten. Dagegen 
fallen Landkosten und Erträge ebenso ausser Betracht wie die für die Bewirtschaftung und 
den Rückbau bedeutenden Lebenszykluskosten – im Bewusstsein über deren Bedeutung 
im Sinne der Immobilienökonomie.

In Bezug auf die Dichte liegt der Fokus der Arbeit auf den physischen und quantitativ mess-
baren Merkmalen der gebauten Umwelt. Es ist an dieser Stelle jedoch darauf hinzuweisen, 
dass der Faktor Mensch eine zentrale Rolle in der Betrachtung und im Umgang mit Dichte 
spielt. Die Wahrnehmung und letztendlich die Empfindung von Dichte hängt von vielen 
Faktoren ab, die subjektiv und gesellschaftlich bedingt sind und denen eine rein quanti-
tative Betrachtung nicht gerecht wird.15 Das Eingehen auf die sozialen Aspekte von Dichte 
würde den Umfang dieser Studie jedoch sprengen, sie sind nicht das Thema dieser Arbeit.

15. Vgl. Rapoport 1975, Seiten 
133–158
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1.3.3 Hypothesen und Fragestellungen

Die Frage nach dem «kostengünstigen Wohnungsbau» bildet den Ausgangspunkt dieser 
Studie. Ausserdem macht sich im schweizerischen Wohnungsbau seit der Jahrtausend-
wende eine Verschiebung bei den Wohntypologien hin zu Mehrspännern mit grossen 
Bautiefen bemerkbar. Reihenhaus- oder auch Laubengangtypen sind dagegen seltener 
anzutreffen als noch in den 1970er- und 1980er-Jahren16. Für diese Entwicklung dürften 
verschiedene Gründe mitverantwortlich sein wie beispielsweise die Erfüllung neuer ener-
getischer Anforderungen – bei der Kennzahlen ebenfalls eine wesentliche Rolle spielen 
– oder die Verpflichtung zur barrierefreien Erschliessung von Wohnungen. Es fragt sich 
jedoch, inwieweit auch Kostenfaktoren und -kennzahlen dafür verantwortlich sind. Indizi-
en für den Einfluss von Kostenfragen auf die Wohntypologie liefern Debatten aus der Zeit 
des «Neuen Bauens», wie etwa die «Vorträge zum Kleinwohnungswesen»17 der späten 
1920er-Jahre oder die bereits erwähnten CIAM-Studie «Untersuchung über die Gesamt-
kosten zwei- bis zwölfgeschossiger Wohnbauten» von 193118. 

In der Folge wird als primäre Arbeitshypothese davon ausgegangen, dass zwi-
schen der Wohntypologie und den Erstellungskosten ein Zusammenhang be-
steht.

Im Sinne einer kurzen Literaturbesprechung werden im Kapitel 2 verschiedene Studi-
en zum Thema Wohnbaukosten vorgestellt. Es zeigt sich dabei, dass seit ca. 1970 mehr 
oder weniger gezielt nach hauptverantwortlichen Kostentreibern gesucht oder aber 
deren Bedeutung relativiert wird. Während die einen auf rein baubezogene Aspekte wie 
Geschossigkeit, Öffnungsanteil und dergleichen fokussieren, bringen andere die den Bau 
bestimmenden Rahmenbedingungen wie steigende Komfortansprüche oder zunehmende 
Regulierung durch Normen und Gesetze mit ins Spiel. 

Auch die Perspektive möglicherweise existierender «Kostentreiber» wird folg-
lich als Arbeitshypothese aufgenommen und davon ausgegangen, dass gewis-
se Charakteristiken von Bauten deren Erstellungskosten massgeblich beein-
flussen.

Mit diesen beiden Arbeitshypothesen und dem generellen Ziel des «günstigen Wohnungs-
baus» lassen sich zu Beginn dieser Studie folgende Fragen formulieren:

•	 Wie wirkt sich die Wohntypologie für die Erstellungskosten aus?

•	 Welche sind dabei die massgeblich bestimmenden Kostenfaktoren? 

Aufgrund der geringen Anzahl an Referenzstudien sowie den Erfahrungen aus der Daten-
erhebung bedarf die gesamte Thematik einer Strukturierung. Entscheidendes Gewicht 
kommt der Frage zu, ob und nach welchen Kriterien Wohnbauten überhaupt verglichen 
werden können und welche Konsequenzen sich daraus beim Umgang mit Kennzahlen er-
geben. 

Auf die Frage «Wie baut man günstig?» folgt die Frage «Wie definiert man 
 günstig?».

In der Folge werden Hypothesen im Laufe der Arbeit weiterentwickelt oder neu definiert, 
um eine schrittweise Annäherung an die relevanten Fragestellungen zu erreichen. Es kris-
tallisiert sich in diesem Prozess die Vermutung heraus, dass der zur Bewerkstelligung des 
Kostenvergleichs notwendige gemeinsame Massstab – die Definition der Kenngrösse – für 
das Ergebnis eine wesentliche Rolle spielt. Es ist ausserdem davon auszugehen, dass sich 
die Orientierung an Kennzahlen im Sinne von Benchmarks, auf die Form und die Entwick-
lung der räumlichen Ordnung auswirkt. Ähnliche Sachverhalte und Mechanismen dürften 

16. Vgl. Loderer 2014, Seite 14

17. Bernoulli 1927, Seiten 64–66

18. Boehm und Kaufmann 1931
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sinngemäss für Dichte- oder Energiekennzahlen gelten. 

Mit dieser neuen Ausgangslage erweitern sich das Betrachtungsfeld und die Fragestellun-
gen wie folgt:

•	 Welche Aussage kann man von Kostenvergleichen erwarten?

•	 Welche sind die massgeblichen, die Kostenkennzahl bestimmenden Fak-
toren?

•	 Welchen Einfluss hat die Definition der Kostenkenngrösse auf die Kosten-
kennzahl?

•	 Welchen Einfluss hat die Definition der Dichtekenngrösse auf die Dichte-
kennzahl?

•	 Was sind Kriterien für eine auf räumliche Qualität ausgerichtete, robuste 
Raumorganisation?

•	 Welche Auswirkungen haben Benchmarkvergleiche auf die Raumorgani-
saton?

Der Klärungsbedarf solch grundlegender Fragen wirkt sich auf das methodische Vorgehen 
insofern aus, als dass es nicht das Ziel sein kann, vorweg definierte Hypothesen zu tes-
ten. Vielmehr muss es darum gehen, sich an die relevanten Themen und Fragestellungen 
heranzutasten.

1.4 Vorgehen

Das Vorgehen der Studie entwickelt sich über mehrere Stufen, welche im Diagramm D1 
dargestellt sind. 

I Hintergrund

Ein geschichtlicher Rückblick über die Entwicklung von Kostenkennzahlen die Wohn-
bauförderung und die Forschung im schweizerischen Wohnungsbau der vergangenen ca. 
100 Jahre erschliesst zu Beginn der Arbeit den Stand des Wissens. Dieser erste Teil ver-
schafft einen Gesamtüberblick über die komplexe Materie und ermöglicht die Verortung 
der Studie im Kontext der bisherigen Entwicklungen.

II Wohnbaukosten

Ausgehend von den primären Arbeitshypothesen und den ersten Forschungsfragen be-
fasst sich der zweite Teil der Studie mit dem Ziel des «kostengünstigen Wohnungsbaus» 
und den damit verbundenen Kostenkennzahlen. 

Im Hinblick auf die Frage nach den Auswirkungen des Bautyps auf die Erstellungskosten 
werden diese spezifisch in Bezug Reihenhäuser und Mehrfamilienhäuser untersucht. Die-
ser Ansatz wird nicht zuletzt aufgrund der erwähnten Debatten des «Neuen Bauens» zum 
Kleinwohnungswesen19 und zum Hochbau20 gewählt. Nicht betrachtet werden frei stehen-
de Einfamilienhäuser, welche geringste Siedlungsdichten aufweisen und kein taugliches 
Modell für die Zukunft darstellen. Der Einbezug von Reihenhäusern in die Untersuchungen 
ist dagegen auch vor dem Hintergrund des enormen Verdichtungspotenzials zu sehen, 
das sich für Einfamilienhauszonen bei entsprechender Zulassung des Grenzbaus eröffnet. 

19. Vgl. Bernoulli 1927 

20. Giedion et al. 1931
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Nicht in die Untersuchung mit einbezogen werden ausserdem Wohnhochhäuser, da zum 
Zeitpunkt der Datenerfassung im Jahre 2011 geeignete Objekte nicht in ausreichender 
Zahl vorlagen. Dagegen werden drei Wohnbauvorhaben in die Untersuchung mit einbezo-
gen, welche als Hybridtypen gewisse charakteristische Merkmale von Reihen- und Mehr-
familienhäusern in sich vereinen. 

a) Als Folge der Herausforderungen, die sich bereits bei der Datenerhebung ergeben, wird 
das Thema der Datengenauigkeit als eigenständiges Spezialthema der Studie behandelt. 
Dabei werden Probleme der Gliederung und Zuordnung von Daten diskutiert sowie die sel-
ber erhobenen Daten auf deren Übereinstimmung mit vormals publizierten Daten vergli-
chen. Schliesslich wird die neu erstellte Datensammlung dazu genutzt, Ergebnisse frühe-
rer Studien in Bezug auf die hier untersuchten Objekte zu prüfen und zu diskutieren. Eine 
erste Zwischenbilanz führt zur Erkenntnis, dass die Datengenauigkeit wesentlichen und 
unvermeidlichen Einschränkungen unterliegt. Insbesondere ist aber die Methode des Ver-
gleichens selbst die grösste Herausforderung bei der Beantwortung der Frage nach dem 
«kostengünstigen Wohnungsbau».

b) Aufgrund dieser Erkenntnis wird als Nächstes die Definition von «kostengünstig» nä-
her erörtert. Ausgehend von den gebräuchlichen Kostenkennzahlen werden weitere Defi-
nitionen gebildet, die alle unter bestimmten Gesichtspunkten als legitime Massstäbe für 
«kostengünstigen Wohnungsbau» gelten können. Schliesslich werden Kostenvergleiche 
anhand von elf verschiedenen Kostenkenngrössen vorgenommen und auf ihre überein-
stimmende Aussage hin untersucht. Dabei zeigt sich, dass gewisse Kostenkenngrössen 
stark, andere weniger stark korrelieren – «günstig» ist folglich nicht gleich «günstig».

c) In der Folge wird der Kostenvergleich nach Bautyp (REFH–MFH) für alle elf Kostenkenn-
grössen durchgeführt und nach den massgeblichen, die Kostenkennzahl bestimmenden 
Faktoren gesucht. Dabei wird einerseits die mögliche Wirkung hauptverantwortlicher 
«Kostentreiber», andererseits der Einfluss der Bezugsgrösse auf die Kostenkennzahl ge-
prüft.

Diese Analysen führen zur Erkenntnis, dass die Kostenkennzahl massgeblich durch die 
Bezugsgrösse, d.h. den Divisor der Kostenkenngrösse, bestimmt wird. Als Konsequenz da-
raus ergibt sich, dass ein Kostenvergleich mit der Definition des vergleichenden Massstabs 
immer auch eine Wertigkeit in sich birgt und folglich kein «objektives» Mass für «günstig» 
darstellt. Die Interpretation der Resultate legt ausserdem nahe, dass Kostenkennzahlen, 
falls sie im Sinne von Benchmarks verwendet werden, formgebende Wirkung haben.

III Dichte Raumorganisation

Nachdem im zweiten Teil der Studie die Frage der Kosten im Wohnungsbau behandelt und 
der Kostenkennzahl eine raumrelevante formgebende Wirkung zugeschrieben wird, be-
fasst sich der dritte Teil der Studie mit Fragen der Dichte und dem übergeordneten Ziel der 
Verdichtung.

a) Ausgehend von der Erkenntnis über die Wertigkeit von Kostenkennzahlen werden auch 
Kennzahlen für die bauliche Dichte und die Kompaktheit des Gebäudes einer genaueren 
Betrachtung unterzogen. Sie werden einer nutzungsorientierten, auf die Person bezoge-
nen Definition dieser Begriffe gegenübergestellt. Es zeigt sich, dass die unterschiedliche 
Auslegung der Begriffe auch hier zu abweichenden Einschätzungen von Dichte führt. Auch 
«Dichte ist folglich nicht gleich «Dichte».

b) Im Hinblick auf eine dichte, aber qualitativ und funktional robuste Raumorganisation 
werden sodann Mechanismen der Verdichtung in schematischen Entwicklungsszenarien 
simuliert und deren Auswirkung auf innen- und aussenräumliche Qualitäten anhand der 
untersuchten Wohnbauten diskutiert. 
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HINTERGRUND

Geschichtlicher Rückblick und Literatur

Entwicklungen 20./21. Jh. mit Fokus: Wohnungsbau,  Kostenkennzahlen, Wohnbauförderung und Wohnbauforschung 

Dichte kostet: PREMIUM FOR DENSITY 

i Zusammenhang  zwischen Dichte und Kosten

ii Auswirkungen von Benchmarkvergleichen auf die 
Raumorganisation

WOHNBAUKOSTEN DICHTE RAUMORGANISATION

Kosten-Kennzahlen:   GÜNSTIG ≠ GÜNSTIG

i Verschiedene Massstäbe für "günstig" 

ii Korrelationen von Kostenkennzahlen 
unterschiedlich definierter  Kostenkenngrössen  

Dichte-Kennzahlen:  DICHTE ≠ DICHTE 

i Bauliche Dichte  vs. Nutzungsdichte

ii Kompaktheit  vs. Nutzungsdichte

Räumliche und funktionale Kriterien für eine 
langfristig robuste Raumorganisation

i Mechanismen der Verdichtung: 
Szenarien zur Raumorganisation bei sich 
ändernder Nutzungsdichte und konstanter 
Grundstücksfläche
> Kriterien für die qualitativ und funktional 
robuste Raumorganisation

ii Diskussion Kriterien Wohnungsbau:
> Quantität und Qualität Wohneinheit
> Quantität und Qualität Aussenraum

Datenerhebung  und erste Auswertungen

i Problematik der Zuordnung und Abgrenzung bei 
Volumen, Flächen und Kosten

ii Vergleich erhobene und publizierte Kennzahlen 

iii Diskussion von Aussagen aus der Literatur

Massgebliche , die Kostenkennzahl  bestimmende  
Faktoren

i Kostenvergleich  nach Bautyp: REFH–MFH

ii Mutmassliche Kostentreiber

iii Zusammenhang zwischen Kostenkennzahl  
und Definition der Bezugsgrösse

SYNTHESE

D 04 Übersicht Methodik
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IV synthese

Im vierten und letzten Teil wird schliesslich der Zusammenhang zwischen Kosten- und 
Dichtekennzahlen untersucht und damit das Ziel tiefer Kosten mit demjenigen der hohen 
Dichte konfrontiert. Es zeigt sich dabei, dass insbesondere nutzflächenbezogene Kos-
tenkennzahlen mit der baulichen Dichte signifikant zusammenhängen und mit zuneh-
mender Dichte steigen. Davon ausgehend bildet eine Diskussion über die Auswirkungen 
von Benchmarkvergleichen auf die Wohnbautypologie und die Raumorganisation den Ab-
schluss dieser Studie. 

1.5 Anwendung statistischer Verfahren

Verschiedentlich werden in dieser Studie statistische Verfahren angewendet, um mögliche 
Zusammenhänge zwischen Datengruppen zu erkennen. 

Getestet wird dies einerseits anhand von Korrelationsanalysen. Der Korrelationskoeffi-
zient gibt dabei Auskunft, inwieweit zwischen zwei Datengruppen ein linearer Zusam-
menhang besteht. Der Korrelationskoeffizient kann zwischen +1 und –1 liegen, wobei +1 
einem perfekten direkten Zusammenhang (je grösser, desto grösser) entspricht, –1 dage-
gen einem perfekten umgekehrten Zusammenhang (je grösser, desto kleiner). Ein Korre-
lationskoeffizient von 0 bedeutet, dass zwischen den beiden Kostenkenngrössen gar kein 
Zusammenhang besteht. 

Der Korrelationskoeffizienten hat jedoch lediglich eine beschränkte Aussagekraft, da die-
ser in Bezug auf die Anzahl von Stichproben zu betrachten ist. Bei zwanzig untersuchten 
Fällen, wie in der vorliegenden Studie, bedeutet ein Korrelationskoeffizienten von über 
+0.7 bzw. unter –0.7 eine hohe, bei über +0.9 bzw. unter –0.9 eine sehr hohe Korrelation. 
Tiefe Korrelationskoeffizienten lassen nicht zwingend auf eine Zusammenhangslosigkeit 
schliessen. In einer Analyse können sich gewisse Gruppierungen neutralisieren, und so 
real existierende Zusammenhänge verdecken21.

Regressionsanalysen und t-Tests geben darüber Auskunft, ob ein Zusammenhang mehr 
als zufällig ist. Bei diesen statistischen Tests wird von der Nullhypothese ausgegangen, 
dass es zwischen zwei getesteten Datengruppen keinerlei Zusammenhang gibt. Auf einen 
Zusammenhang wird indirekt geschlossen, indem man die Nullhypothese (Zusammen-
hangslosigkeit) widerlegt. Der p-Wert gibt dabei an, mit welcher Wahrscheinlichkeit die 
beobachteten Werte (oder noch extremere) hätten auftreten können, obwohl die Nullhy-
pothese zutrifft und tatsächlich keine Abhängigkeit zwischen den Datengruppen besteht. 
Der p-Wert kann zwischen 0 und 1 liegen. Je kleiner er ist, desto geringer ist diese Wahr-
scheinlichkeit eines fälschlicherweise festgestellten Zusammenhangs – umso grösser ist 
dagegen die Wahrscheinlichkeit im Umkehrschluss, dass ein Zusammenhang nicht zufäl-
lig ist. Der p-Wert gibt somit Auskunft darüber, ob sich die Kostenkennzahlen für die bei-
den Gruppen signifikant (überzufällig) unterscheiden. Im Allgemeinen wird davon ausge-
gangen, dass ab einer Schwelle von 5% (p-Wert von 0,05) Irrtumswahrscheinlichkeit oder 
kleiner ein signifikanter Zusammenhang zwischen zwei Variablen besteht. Die hier unter-
suchten zwanzig Objekte stellen eine für statistische Tests geringe Anzahl an Beobachtun-
gen dar. Es ist jedoch nicht das Ziel dieser Untersuchung, Zusammenhänge zu beweisen, 
vielmehr geht es darum, sich dieser Fragestellung anzunähern und Tendenzen zu Abhän-
gigkeiten zu erkennen. In weiteren Untersuchungen wären diese aufgrund einer breiteren 
Datenbasis zu verifizieren bzw. zu falsifizieren. Folglich wird in dieser Studie nicht strickte 
am Signifikanzniveau von 0,05 festgehalten und werden auch darüber liegende p-Werte 
in die Betrachtung mit einbezogen. Üblicherweise wird bis zu einem p-Wert von 0,10 von 
einer Tendenz ausgegangen. Ferner ist zu beachten, dass ein signifikanter (überzufälliger) 
Zusammenhang nicht automatisch bedeutet, dass zwischen den Variablen auch eine Ab-
hängigkeit oder eine kausale Beziehung besteht. 21. Vgl. Ebermann 2010

G 01 Korrelationskoeffizient +1 
 > perfekte direkte Korrelation

G 02 Korrelationskoeffizient –1 
 > perfekte indirekte Korrelation

G 03 Korrelationskoeffizient 0 
 > keine Korrelation
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1.6 Begriffliche Festlegungen

Für die Verwendung der Begriffe Kenngrösse, Kennzahl und Kennwert gibt es bis heute in 
der Literatur keine erkennbare Konvention. In der vorliegenden Arbeit werden die Begriffe 
wie folgt verwendet:

Kenngrösse: 

Die mathematische Definition einer quantitativ messbaren Charakteristik

 · Absolute Kenngrösse: mathematisch nicht weiter verarbeitete, absolute Quantität einer 
messbaren Charakteristik. Im Bezug auf Projektdaten von Bauten wird in der Literatur 
sowie in dieser Arbeit auch von «Grundmengen» gesprochen22 – z.B. Gebäudevolumen 
GV: 5250 m3 oder Gebäudekosten BKP2: CHF 2'300'000

 · Relative Kenngrössen: Verhältnis bzw. Quotient zweier absoluter Kenngrössen, z.B. 
Hauptnutzfläche HNF im Verhältnis zum Gebäudevolumen GV = HNF/GV

 · Komplexe Kenngrössen: mathematisch formulierte, über einen einfachen Quotienten 
hinausgehende quantifizierte Charakteristiken

Kennzahl:

Der numerische Wert oder die Masszahl einer bestimmten Kenngrösse für ein bestimmtes 
Objekt, z.B. 11'756 m3 Gebäudevolumen für die Wohnüberbauung «X».

Kennwert: (in dieser Studie nicht vorkommend)

Dynamisch sich verändernder numerischer Wert / Masszahl (x) einer bestimmten Kenn-
grösse für ein bestimmtes betrachtetes Objekt, z.B.: 

 · zu einem bestimmten Zeitpunkt (t) bei sich zeitlich verändernden Vorgängen.

 · bei einer bestimmten Temperatur (T) bei temperaturabhängigen Vorgängen.

In einem engen Zusammenhang damit steht auch der Begriff

Benchmark:

Der «Duden» definiert den Begriff Benchmark als «Massstab für den Vergleich von Leis-
tungen»23. 

Gemäss «Gabler Wirtschaftslexikon» ist «Benchmarking» ein «Instrument der Wettbe-
werbsanalyse» und ein «kontinuierlicher Vergleich von Produkten, Dienstleistungen sowie 
Prozessen und Methoden mit (mehreren) Unternehmen, um die Leistungslücke zum sog. 
Klassenbesten (Unternehmen, die Prozesse, Methoden etc. hervorragend beherrschen) 
systematisch zu schliessen.»24. Dasselbe Lexikon definiert den Begriff Benchmark als 
«Vergleichswert, der in einem Benchmarking-Prozess (Benchmarking) gewonnen wird».25

In der Kurzanleitung zur Software «Baukosten–Kennzahlensystem BKKS 2.0» wird der 
Begriff «Benchmark» bzw. «Benchmarking» folgendermassen beschrieben: 

«Benchmark; Referenzpunkt, -grösse einer gemessenen Leistung. Benchmarking, 
Prozess der Identifizierung von Benchmarks durch den Vergleich und die Erkennt-
nis der Praktiken, die einen befähigen, einen neuen Benchmark zu setzen.(...)

Benchmarking nimmt einen immer wichtigeren Platz unter den Managementtech-
niken ein. Dieses Verfahren zeichnet sich aus durch die systematische Suchen 
nach Rationalisierungsmassnahmen und besseren Lösungen für detaillierte Pro-

22. Vgl. z.B. Curschellas et al. 2011

23. Duden 2015

24. Gabler Wirtschaftslexikon, kein 
Datum

25. Gabler Wirtschaftslexikon, kein 
Datum
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blemfelder und Massnahmen ausserhalb der »eigenen Welt” bzw. der eigenen 
Branche

(...)

Aufgabe des Benchmarking ist es, neue Ideen und Impulse zu setzen und sich 
mit den gesetzten Zielen zu beschäftigen. Kontinuierliche Innovationen durch das 
In-Frage-Stellen des Status quo sowie der Absicherung durch den Beweis, dass es 
bei anderen funktioniert, sind so möglich.»26

Gemäss Definition geht es beim Benchmarking folglich um einen Leistungsvergleich. Das 
Messen an einem Bestwert dient dazu, diesen zu erreichen bzw. zu unterbieten, um ei-
nen neuen Bestwert aufzustellen. Der Vergleich erfordert eine bestimmte Messgrösse. Als 
Benchmark hinsichtlich des Ziels «günstiger Wohnungsbau» ist folglich eine Kennzahl 
(Masszahl) einer bestimmten Kenn- oder Messgrösse (Währung/Massstab) zu betrach-
ten, die in Relation zu anderen Wohnbauvorhaben als Vergleichszahl dient.

Kubikmeterpreis / Quadratmeterpreis / Benchmark:

Als bekannteste Kostenkennzahl im Zusammenhang mit Baukosten hat sich über einen 
Zeitraum von ca. 100 Jahren der Begriff des «Kubikmeterpreises» eingebürgert. Er be-
zeichnet die Gebäudekosten (BKP2) pro Volumeneinheit. Da sich die Volumeneinheit mit 
dem Wechsel von der Norm SIA 116/195227 zur Norm SIA 416/200328 geändert hat, ist der 
nach wie vor gebräuchliche Begriff «Kubikmeterpreis» nicht eindeutig definiert. «Kubik-
meterpreis» kann bedeuten:

gebäudekosten BKP2 / m3 Rauminhalt RI (sIA 116/1952)

Kubikmeterpreis         –>

gebäudekosten BKP2 / m3 gebäudevolumen gV (sIA 416/2003)

Der Begriff «Kubikmeterpreis» wird in der vorliegenden Arbeit verwendet, da er die Gebäu-
dekosten (BKP2) pro Volumeneinheit mit einem einzigen prägnanten Begriff verständlich 
benennt. Die Verwendung beschränkt sich auf Situationen, bei denen der Unterschied in 
der Auslegung (gem. SIA 116/1952 bzw. SIA 416/2003) für den Inhalt bedeutungslos oder 
vernachlässigbar ist.

Ebenfalls eingebürgert hat sich der Begriff «Quadratmeterpreis» für die Gebäudekosten 
(BKP2) pro Flächeneinheit. Dieser Begriff bezieht sich immer auf die Geschossfläche GF 
gemäss SIA 416/2003.

Quadratmeterpreis     –> gebäudekosten BKP2/m2 geschossfläche gF (sIA 416/2003)

Mit der Publikation «Baukosten-Kennzahlensystem» hat sich eine weitere, flächenbezo-
gene Kostenkenngrösse etabliert. Diese setzt die Erstellungskosten (BKP1–5 ), ohne die 
Kosten für Parkierungen und Gewerbenutzungen, in Relation zur Hauptnutzfläche HNF. 
Diese Kostenkenngrösse wird in der Publikation entsprechend als «Benchmark» bezeich-
net.

Benchmark                     –> Erstellungskosten (BKP1–5)/m2 Hauptnutzfläche HNF

26. Meyer-Meierling et al., Baukos-
ten-Kennzahlensystem BKKS: 
Budgetplanung für Neubauten 
und Erneuerungen – Kurzanlei-
tung 2003, Seite 40

27. SIA 1952

28. SIA 2003
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2.  gEsCHICHTLICHER RüCKBLICK uND LITERATuR 

Ohne Anspruch auf Vollständigkeit werden nachfolgend in einem geschichtlichen Rück-
blick verschiedene den «kostengünstigen Wohnungsbau» des 20. Jahrhunderts betref-
fende Ereignisse erläutert. Da der Wohnungsbau und insbesondere die Frage der Wohn-
baukosten stark regional geprägt sind, konzentriert sich die Auswahl der Ereignisse 
schwerpunktmässig auf die deutschsprachige Schweiz. Bei den ausgewählten Ereignis-
sen handelt es sich um wichtige Meilensteine in Bezug auf den Bedarf an Wohnraum, die 
Wohnbauförderung, die Wohnbauforschung sowie die Entwicklung der Kostenkennzahlen. 
Um die Zusammenhänge zwischen diesen verschiedenen Teilthemen zu verdeutlichen, 
werden die Ereignisse zuerst in chronologischen Abschnitten behandelt und im Kapitel 2.5 
schliesslich thematisch zusammengefasst. Dabei werden auch Publikationen und For-
schungsstudien zu den Wohnbaukosten im Sinne einer Literaturbesprechung vorgestellt 
und diskutiert. Der historische Rückblick dient der Erlangung eines Gesamtüberblicks 
über die komplexe Materie und die Verortung der vorliegenden Studie im Kontext der Ent-
wicklungen der letzten ca. 100 Jahre.

2.1 Wohnbauforschung der Moderne

Die Wohnungsnot als Erbe des Ersten Weltkrieges und der enorme Bedarf an günstigem 
Wohnraum in den rasch wachsenden Städten Europas29 machen die Verkürzung der Bau-
zeit und die senkung der Baukosten zu erstrangigen Anliegen des frühen 20. Jahrhun-
derts. Giedion bezeichnet die Wohnung für Leute mit dem kleinsten Einkommen als die 
ungelöste und wichtigste Aufgabe des damaligen Bauens – die Wohnung für das Exis-
tenzminimum.30 Die Architektur des «Neuen Bauens» der 1920er- und 1930er-Jahre ist 
stark geprägt vom Willen zur «Rationalisierung». In zahlreichen Zeitschriften und Büchern 
werden Studien publiziert und Debatten zum Wohnungsbau der Zukunft geführt. Diese De-
batten beschränken sich keineswegs auf eine formale Ebene. Arbeitsabläufe31 im Haus-
halt und Grundrisslösungen32 werden ebenso analysiert wie Fragen des Materials, der Kon-
struktion und der (Serien-)Fabrikation, bis hin zur Finanzierung33. Ein heftig diskutiertes 
Thema betrifft die Siedlungsform. Während die einen zum Kleinhausbau tendieren, sehen 
andere die Lösung im mehrgeschossigen Hochbau. Diese unterschiedlichen Strategien für 
ein und dasselbe Ziel – den günstigen, effizienten, rationellen Wohnungsbau – werden im 
folgenden Kapitel anhand von wenigen Beispielen illustriert. Dies vermittelt einen Einblick 
in Themen des Wohnungsbaus, wie sie sich im frühen 20. Jahrhundert stellten.

2.1.1 Das Kleinwohnungswesen

In der Reihe «Vorträge über das Kleinwohnungswesen» der Schweizerischen Zeitschrift 
für Wohnungswesen propagiert Hans Bernoulli im Jahre 1927 das Einfamilienhaus auf-
grund von diversen Möglichkeiten zur baulichen Vereinfachung als sparsamer gegenüber 
der Etagenwohnung:

Das Bauen, besonders das sparsame Bauen, ist also mit Rücksicht auf die heute so 
ungünstigen Verhältnisse zur eigentlichen Aufgabe des Mieters selbst geworden. 
(...) Man hat uns vielfach einreden wollen, es sei sparsam, wenn wir beim Bauen 
die Räume kleiner machten, wenn wir billigeres Material verwendeten, wenn wir 
billigere Qualitäten gebrauchten. Das alles ist keine Sparsamkeit, sondern Reduk-
tion des Gebotenen: wir wollen das ganze Beefsteak. Das Problem des sparsamen 
Bauens muss umgestellt werden. Wir fragen uns, ob es möglich ist, eine Wohnung 
herzustellen, womöglich billiger als die uns zu teuer scheinenden auf dem Markt 
angebotenen Mietwohnungen, zu günstigerem Preise, aber selbstverständlich in 
gleicher Güte. Die Antwort lautet: es ist möglich, zu günstigerem Preise eine Woh-
nung herzustellen, die in der Ausführung bedeutend einfacher, in der Anordnung 

29. Vgl. Taut 1927, Seite 1

30. Vgl. Giedion 1929

31. Vgl. Lihotzky 1927, Seiten 
156–159

32. Vgl. Völckers 1930, Seiten 
441–444

33. Vgl. Taut 1927, Seite 46

D 05 Die billige gute Wohnung – 
 Völkers
 Aus: Stein Holz  Eisen, Frankfurt 

am Main: 20. Oktober 1930, Heft 
20, Seite 441
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aber unendlich wertvoller ist für den Bewohner. Wir können eine Wohnung herstel-
len, bei der eine einfache ja primitive Ausstattung kompensiert wird durch die güns-
tige Anordnung. Wir bieten anstelle der reicher ausgestatteten Etagenwohnung die 
einfacher ausgestattete Wohnung im Einfamilienhaus.

Eine ganze Reihe von Einsparungen beim Einfamilienhaus liegen schon in der Ge-
samtanlage begründet. Das Etagenhaus verlangt grosse Geschosshöhen, denn die 
Aufeinandertürmung von Geschossen führt zu grossen Mauerstärken, die dann 
nur wirtschaftlich ausgenutzt sind, wenn die Zimmer verhältnismässig tief ange-
legt werden. Die tiefen Zimmer aber verlangen grosse lichte Höhen. Die auf diese 
Art hochgeratenen Miethäuser verlangen nun wieder sehr grosse Hausabstände, 
sehr grosse Strassenbreiten und die breiten Strassen wie die hohen Häuser verlan-
gen in der Stattlichkeit ihres Ausmasses noch ein[en] Mehraufwand sogenannter 
architektonischer Ausbildung.

Beim kleinen Einfamilienhaus sind die Verhältnisse gerade umgekehrt: die Anlage 
von nur 2 Geschossen verlangt geringe Mauerstärken, die geringen Mauerstärken 
erlauben geringe Zimmertiefen und die geringen Zimmertiefen wiederum führen zu 
geringen Geschosshöhen und geringen Strassenbreiten. Wobei gering immer be-
deutet: der menschlichen Grösse angemessen, zweckentsprechend. Der Bewoh-
ner des Einfamilienhauses, der früher in der Etage hauste, bemerkt mit Vergnügen, 
dass die geringen Mauerstärken einen günstigeren Lichteinfall ergeben, dass die 
flachen Zimmer schöner besonnt sind, dass die herabgesetzten Geschosshöhen 
zu einer viel vernünftigeren Belüftung und Beheizung der Zimmer führen. Und auch 
über das Fehlen der Stattlichkeit wird sich der Bewohner des Einfamilienhauses 
trösten können. (...) 

Alle die genannten Sparmassnahmen beanspruchen unser höchstes Interesse. 
Sie ermöglichen bei gleicher finanzieller Belastung die Einführung eines unserer 
heutigen Etagenwohnung unendlich überlegenen Haustyps. Freilich, alle die ge-
nannten Sparmassnahmen können einzig und allein im kleinen Einfamilienhaus 
angewendet werden. Auf die Etagenwohnung angewandt, würden sie eine merk-
liche Verschlechterung gegen früher bedeuten und könnten besonders da nicht 
empfohlen werden.» 34

In den Jahren 1926 und 1927 werden in derselben Zeitschrift verschiedene Kleinhaus- und 
Mehrfamilienhaussiedlungen vorgestellt und diskutiert, darunter auch Bernoullis «Basler 
Versuchsbauten» 35,. Dabei werden die Anlagekosten einschliesslich der Land- und Kapi-
talkosten jeweils mehr oder weniger detailliert dargestellt, wobei die Kostenangaben auf 
eine Mietzinsberechnung für verschiedene Wohneinheiten ausgerichtet sind. Ähnliche 
Beiträge erscheinen in weiteren deutschen und Schweizer Bauzeitschriften wie «Stein, 
Holz, Eisen»36, «Schweizerische Bauzeitung»37 und «Werk»38.

2.1.2 CIAM und die «rationelle Bebauungsweise»

Den Gegenpol zum Kleinwohnungswesen verkörpert Walter Gropius. In seinem Referat 
«Flach-, Mittel- oder Hochbau?» stellt er 1930 am «3. Internationalen Kongress für Neues 
Bauen» (CIAM) in Brüssel die Frage nach den «rationellen Bauhöhen für die städtebauli-
che Massierung von Volkswohnungen». Den Begriff «rationell» umschreibt er dabei als 

«(...) wörtlich vernunftgemäss, umfasst also in unserem Falle neben den wirt-
schaftlichen, vor allem auch die psychologischen und sozialen Forderungen.»39

In Bezug auf das Kleinhaus äussert er sich wie folgt:

«Die verheerenden Folgen der wilden Bautätigkeit in den Städten brachten als ge-
sunden Rückschlag die Tendenz des «Zurück zur Natur « und den Kampf der Be-
hörden und privater Persönlichkeiten nach dem Ziel hin, die Mehrzahl des Volkes im 
«Einfamilienheim mit Garten» unterzubringen. Diese Wohnform ist in vieler Hin-
sicht gewiss vorzüglich und es kann nur begrüsst werden, dass für die Stärkung 
des Flachbaues öffentliche Massregeln ergriffen werden. Unrichtig dagegen ist es, 
wenn die im Flachbau natürliche Tendenz zur Höhenbeschränkung auch auf das 
Stockwerkhaus übertragen wird, denn das Ziel, die Siedlungsdichte aufzulockern, 

34. Bernoulli 1927, Seiten 64–66

35. Bernoulli, Das Kleinhaus 1926, 
Seiten 10–11

36. Künzel, Artaria und Schmidt 
1930, Seiten 238–241

37. Schweizerische Bauzeitung 1930

38. Schneider & Landolt Architekten 
1930, Seiten 178–180 / Rudolf 
1928, Seiten 142–147

39. Gropius 1931, Seite 95
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D 07 Wirtschaftsvergleich über Hauszeilen mit verschiedener Geschossanzahl im Streifenbau (Zeilenbau) – Gropius,  © 2015, Pro Litteris, Zürich
 Aus: Rationelle Bebauungsweisen, Internationale Kongresse für neues Bauen [Hrsg.], Frankfurt am Main: Englert und Schlosser 1931, Seite 32

D 06 Das Kleinhaus – «Die Basler Versuchsbauten» v. Prof. Bernoulli, Basel
 Aus: Schweizerische Zeitschrift für Wohnungswesen, Februar 1926, Heft 2, Seiten 10 und 11
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lässt sich auf rationellere Weise regeln als durch die übliche «Herabzonung». (...) 

Nach dem heutigen Stand der Dinge ist der Gedanke, die Mehrzahl des Volkes in 
Eigenheimen unterzubringen, bestimmt eine wirtschaftliche Utopie.»40

Die Frage «Flach-, Mittel- oder Hochbau?» bildet auch das Leitthema des 1931 erschei-
nenden Buches «Rationelle Bebauungsweisen – Ergebnisse des 3. Internationalen Kon-
gresses für Neues Bauen», welches den Referatstext von Gropius enthält41. Seine darin 
abgebildeten Studien zur «rationellsten Baugrundausnützung» sind mit der Bildlegende 
«wirtschaftsvergleich über hauszeilen mit verschiedener geschossanzahl im streifenbau 
(zeilenbau)»42 versehen. Es handelt sich dabei um eine Veranschaulichung der Verhält-
nisse zwischen Grundstücksgrösse, Bettenzahl, Besonnung und Geschosszahl der Wohn-
bauten. 

Der Wirtschaftlichkeitsbegriff von gropius bezieht sich folglich nicht in erster 
Linie auf die Frage der Kosten, stattdessen zielt er in der letzten Konsequenz 
auf eine Optimierung zwischen Bewohnerdichte (Bodenausnutzung) und Be-
sonnung (Raumqualität).

Im Teil I desselben Buches wird die Frage der Wohnbaukosten im Kapitel «Untersuchung 
der Gesamtbaukosten zwei- bis zwölfgeschossiger Bauweisen» separat erörtert. Dabei 
wird die Kostenentwicklung von Reihenhaus-, Zweispänner- und Laubengangtypen bei zu-
nehmender Geschossigkeit untersucht. Explizit werden in der Studie ein Zweispänner-Typ 
lediglich bis zu fünf Geschossen, Drei- und Vierspänner dagegen gar nicht berücksichtigt

«(...) einmal weil solche Typen den hygienischen Anforderungen des gestellten 
Programms widersprechen würden, dann aber auch, weil selbst bei drei und vier 
Kleinwohnungen an einem Podest die über fünf Geschosse hinaus notwendig wer-
denden Aufzüge die Einzelwohnung noch immer zu stark belasten würden.»43 

Die Ermittlung der Kosten erfolgt anhand einer Kalkulation nach Bauteilen. Die der Studie 
zugrundeliegenden Wohnungen mit einer Wohnfläche von jeweils 41 bis 43 m2 für einen 
Vierpersonenhaushalt weisen ein Wohnflächenangebot von ca. 11 m2 pro Person auf. Die 
Autoren kommen zum Schluss, dass 

«(...) von der rein wirtschaftlichen Betrachtungsweise her der Hochhausbau nicht 
als irgendwie überlegen anzusehen ist. Im Gegenteil konnten Verteuerungen fest-
gestellt werden, die zwar ab dem 6. Geschoss nicht mehr sehr erheblich sind.»44 

Betrachtet man die grafischen Darstellungen der Kostenverläufe genauer, so trifft diese 
Aussage ausschliesslich für den Hochbau mit mehr als fünf Geschossen zu. Der Kosten-
verlauf bis zu fünf Geschossen zeigt dagegen wohl einen Anstieg der Kubikmeterpreise 
(Darstellung D 09), in Bezug auf die Wohneinheit (Darstellung D 08) liegen die Kosten bei 
den vier- und fünfgeschossigen Bauten jedoch am tiefsten. Diese Diskrepanz im Resultat 
ist mit grosser Wahrscheinlichkeit dem abnehmenden Kelleranteil bei zunehmender Ge-
schossigkeit zuzuschreiben.

Im Teil II der Buches «Rationelle Bebauungsweisen» werden Siedlungsstrukturen, von 
56  europäischen Wohnbebauungen dargestellt und verschiedene Dichte- und Kosten-
kennzahlen tabellarisch zusammengestellt.

2.1.3 Zusammenfassung und Kommentare zur Wohnbauforschung der Moderne

Angesichts des enormen Bedarfs an Wohnraum als treibender Kraft reagiert die Wohn-
bauforschung des «Neuen Bauens» zu Beginn des 20. Jahrhunderts sehr direkt und 
praxisbezogen auf die drängenden Probleme jener Zeit. Die Bestrebungen zur Rationali-

40. Gropius 1931, Seite 95

41. Giedion et al. 1931, Seiten 26–47

42. Vgl. Gropius, Flach-, Mittel- oder 
Hochbau? 1931, Seite 32

43. Boehm und Kaufmann 1931, 
Seite 18

44. Boehm und Kaufmann 1931, 
Seite 25
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D 10 Rationelle Bebauungsweisen Teil II, Nr. 17: Basel, Schorenmatten 1929 – Artaria und Schmidt
 Aus: Rationelle Bebauungsweisen, Internationale Kongresse für neues Bauen [Hrsg.], Frankfurt am Main: Englert und Schlosser 1931

D 08 Graphikon VI – Die reinen Baukosten der Wohnungseinheit – 
Böhm und Kaufmann

 Aus: Rationelle Bebauungsweisen, Internationale Kongresse für 
neues Bauen [Hrsg.], Frankfurt am Main: Englert und Schlosser 
1931, Seite 22

D 09  Graphikon VII – Die reinen Baukosten je CBM Umb. Raumes – 
Böhm und Kaufmann

 Aus: Rationelle Bebauungsweisen, Internationale Kongresse für 
neues Bauen [Hrsg.], Frankfurt am Main: Englert und Schlosser 
1931, Seite 23
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sierung des Bauens legen den Grundstein zu einer Bauforschung im Sinne einer systema-
tischen Ergründung von Fragen.

  

Bedarf an Wohnraum         –>        Notwendigkeit zur Rationalisierung        –>  Forschung

Die Untersuchungen sind ganzheitlich und betreffen Arbeitsabläufe, Wohnungsgrundris-
se, Materialien, Konstruktionen und nicht zuletzt Produktionszeiten und Kosten eines fort-
schrittlichen und wirtschaftlichen Wohnungsbaus. Sie erstrecken sich über den gesamten 
Prozess:

Programm     – > Planung     –> Ausführung

Architekten und Ingenieure agieren dabei weitgehend aus dem Verständnis ihres Berufes 
heraus und aus eigener Motivation.45 

Die damalige Debatte um dem Wohnungsbau der Zukunft beinhaltet alle noch heute rele-
vanten Aspekte wie Fragen der Dichte, der Kosten, der Quantität, der Qualität und folglich 
der Wohntypologie. Hans Bernoulli propagiert 1927 in der Reihe «Vorträge über das Klein-
wohnungswesen» das Einfamilienhaus als sparsamer gegenüber der Etagenwohnung 
und bezeichnet dabei Einsparungen bei den Raumgrössen sowie «billigere Materialien» 
und «billigere Qualität» als «eine Reduktion des Gebotenen». Er preist das Kleinhaus als 
einen Typ an, bei dem «eine einfache ja primitive Ausstattung kompensiert wird durch die 
günstige Anordnung».46 Es scheint, als ob Bernoulli eine Reduktion im Qualitätsstandard 
bei Etagenwohnungen als inakzeptabel zurückweist, um sogleich eine «primitive Ausstat-
tung» beim favorisierten Kleinhaus zu tolerieren. 

Worauf es ihm offenbar ankommt, ist die Kompensation durch die «günstige 
Anordnung», d.h. einen gewinn an räumlicher Qualität als Entschädigung für 
Einsparungen an räumlicher Quantität und in der Ausstattung. 

Vier Jahre später erscheinen die Ergebnisse zum 3. Internationalen Kongress für Neues 
Bauen CIAM unter dem Titel «Rationelle Bebauungsweisen». Die darin angestellten Unter-
suchungen über den Kostenverlauf von zwei- bis zwölfgeschossigen Wohnbauten bestäti-
gen Bernoullis These insofern, als die Kubikmeterpreise mit zunehmender Geschossigkeit 
steigen. Auch die vom zweigeschossigen zum fünfgeschossigen Wohnbau sinkenden Kos-
ten pro Wohneinheit widerlegen sein Postulat nicht zwingend. Die vermutete Ursache für 
diesen Kostenabfall – den geringeren Kelleranteil pro Wohnung – würde Bernoulli wohl als 
«Reduktion des Gebotenen» bezeichnen.

Auch bei der CIAM-Studie spielt der Aspekt der räumlichen Qualität eine wichtige Rolle. Ex-
plizit wird festgehalten, dass «unter ‹rationell› nicht allein Wirtschaftlichkeit verstanden 
wird, sondern das Gleichgewicht zwischen wirtschaftlichen, sozialen und psychologischen 
Forderungen»47. Die Grenzen der Verhandelbarkeit räumlicher Qualität drücken sich unter 
anderem darin aus, dass Drei- und Vierspänner in der Studie nicht berücksichtigt werden, 
weil sie «den hygienischen Anforderungen des gestellten Programms widersprechen wür-
den».48 

Die studien von gropius zeigen ausserdem auf, dass sich sein Wirtschaftlich-
keitsbegriff nicht in erster Linie auf die Wohnbaukosten bezieht, vielmehr das 
Verhältnis zwischen Bodennutzung und Raumqualität betrifft. In der Frage der 
Dichte zeigt sich folglich der wohl wesentlichste unterschied in den Ansätzen 
von Bernoulli und gropius.

45. Vgl. Taut 1927, Seite 46

46. Vgl. Bernoulli 1927, Seite 65

47. Gropius 1931, Seite 95

48. Vgl. Boehm und Kaufmann 1931, 
Seite 18
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Ungeachtet der Abkehr von den Grundsätzen des CIAM seit den 1970er-Jahren49 macht 
dieser Diskurs zum Thema der Wohnbaukosten und der Dichte deutlich, wie aktuell die da-
maligen Fragestellungen zu den Wohnbaukosten, der Wohntypologie und der Besiedlung 
auch heute noch (oder wieder) sind, wenn auch unter veränderten Rahmenbedingungen.

2.2  Bestrebungen zur Baurationalisierung in der schweiz bis 1970

Auch in der Schweiz bilden sich im frühen 20. Jahrhundert neue Strukturen im Bauwesen. 
Das folgende Kapitel beleuchtet die diesbezüglichen Entwicklungen von der Zwischen-
kriegszeit bis in die 1970er-Jahre. Dabei zeigen sich Zusammenhänge zwischen dem 
steigenden Bedarf an Wohnraum, der Entwicklung von Kennzahlen, der Wohnbauförde-
rung und der Bauforschung. Die selektive Schilderung der Ereignisse gibt ausserdem Auf-
schluss über die verschiedenen Akteure, die an dieser Entwicklung in der Schweiz mass-
geblich beteiligt sind.

2.2.1 Erste Definition und Publikation von Kostenkennzahlen

Zur «Rationalisierung des Prospektwesens» lanciert der Bund Schweizer Architekten BSA 
1930 den «Schweizer Baukatalog»50. Die Idee, Prospekte von Lieferanten und Unterneh-
mern nach einem einheitlichen System zu ordnen und interessierten Planern als Katalog 
und technisches Nachschlagewerk zur Verfügung zu stellen, entstammt dem mehr als 
20 Jahre zuvor in Amerika eingeführten «Sweets Architectural Catalog»51. Ab der dritten 
Ausgabe 1932 wird eine sich fortwährend erneuernde Zusammenstellung ausgeführter 
Bauten mit Kurzbeschrieb und Angabe des Kubikmeterpreises publiziert.52 Die tabella-
rische Darstellung enthält zu jedem aufgeführten Bauwerk den «Kubikinhalt», die «Ge-
samtkosten», und den «Einheitspreis per m3». In gewissen Fällen werden die Kubikme-
terpreise in Teilbereiche gegliedert angegeben, z.B. für einzelne Gebäudeteile, Mittel- und 
Endhäuser bei Reihenhaussiedlungen oder als separate Preise für den Ausbau. Somit stellt 
der Schweizer Baukatalog von 1932 die erste institutionalisierte Publikation von Kosten-
kennzahlen im schweizerischen Bauwesen dar.

49. Vgl. Schultz 2013

50. Vgl. Meyer 1929, Seite 268

51. Hässig 1932, Seite VIII

52. Vgl. Hässig 1932, Seiten 
492–500

D 11 SIA – Normalien Formular Nr. 116
 Aus: Schweizerischer Baukatalog, Zürich: BSA Bund 

Schweizer Architekten (Hrsg.), 1932, Seite 491

D 12 Baukosten: Kubikmeterpreis ausgeführter Bauten
 Aus: Schweizerischer Baukatalog, Zürich: BSA Bund 

Schweizer Architekten (Hrsg.), 1932, Seite 494
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Die Angaben basieren auf den 1911 vom «Schweizerischen Ingenieur- und Architekten-
verein» (SIA) erlassenen «Normalien für die Berechnung und Annahme des kubischen 
Einheitspreises bei Hochbauten – Formular Nr. 116 ». Diese sind im Baukatalog ebenfalls 
abgedruckt und liefern die den Kennzahlen zugrundeliegende Definition der Kosten und 
des Kubikinhaltes. Der erste Punkt verdeutlicht das Ziel des 1-seitigen Dokumentes: 

«Zwecks Erlangung von Anhaltspunkten für die Aufstellung approximativer 
 Voranschläge ist der Architekt eingeladen, zu jeder Abrechnung über Neubauten 
eine nach den folgenden Regeln aufgestellte Berechnung des kubischen Durch-
schnittspreises und des Preises für den Quadratmeter der überbauten Fläche kos-
tenlos zu liefern.»53 

Der zweite Punkt regelt, was in den Baukosten einzurechnen und was auszuklammern ist. 
Die Regeln zur Berechnung des Kubikinhaltes sind zu diesem Zeitpunkt noch sehr rudi-
mentär und beschränken sich auf vier Textpunkte ohne illustrierende Skizzen. 

2.2.2 Ankurbelungsprogramme zur steigerung der Wohnungsproduktion

Nach dem Ersten Weltkrieg herrscht Wohnungsnot. In den 1930er-Jahren sind die Leer-
standsziffern von Wohnungen in der Schweiz dagegen ungewöhnlich hoch. Während des 
Zweiten Weltkrieges kippt die Situation jedoch wieder ins Gegenteil.54 Im Jahre 1941 weist 
der rein privat finanzierte Wohnungsbau in der Stadt Zürich lediglich ca. 1000 Neubauwoh-
nungen auf.55 Der Bedarf an Wohnraum ist gross und die Kosten dafür ein zentrales Thema. 
Nach den erstmaligen Interventionen 1919/20 reagiert der Bund 1942 zum zweiten Male 
mit gezielten und vorerst bis 1950 befristeten Ankurbelungsprogrammen – zur Erstel-
lung von Wohnungen und zur Arbeitsbeschaffung gleichermassen. In dieser Phase wird 
der Begriff des «sozialen Wohnungsbaus» geprägt.56 

In der Folge steigt die Produktion in der Stadt Zürich – privat finanzierte und durch öffent-
liche Finanzhilfe unterstützte Bautätigkeit zusammengezählt – bis zur Höchstquote von 
knapp 4500 Einheiten im Jahre 195257. Diese Zahl ist seither unübertroffen. Ohne Förde-
rungsprogramm des Bundes und trotz (oder infolge der) Hochkonjunktur sinkt die Zahl 
der neu erstellten Wohnungen in Zürich bis 1956 auf einen Stand von ca. 2100 Einheiten. 

Ende 1957 beschliessen die Eidgenössischen Räte einen neuen Kredit zur Wohnbauförde-
rung, welcher 1962 verlängert und später gar erweitert wird58. 

2.2.3 Weiterentwicklung der Kennzahlen zur Berechnung des kubischen Einheitspreises

Die «Normalien für die Berechnung und Annahme des kubischen Einheitspreises bei Hoch-
bauten – Formular Nr. 116 » werden 1940 überarbeitet und 1952 erneut revidiert. In den 
neu benannten «Normalien für kubische Berechnungen von Hochbauten – SIA 116» sind 
die Berechnungsregeln der Kubikinhalte dahingehend verfeinert, dass sie nun Zuschläge 
für kostenrelevante Faktoren wie begehbare Flachdächer, offene Gebäudeteile oder zum 
Aufenthalt von Menschen dienende Untergeschosse enthalten. Eine A3-Beilage mit Illus-
trationen veranschaulicht die Berechnungsmethoden. In der Ausgabe 1966 kommen zwei 
weitere A3-Blätter mit Skizzen dazu. Die Ausrichtung auf die Prognostizierung von Baukos-
ten ist in dieser überarbeiteten Form der Normalien SIA 116/1952 deutlicher erkennbar. 
Neu erwähnt wird auch die Verwendbarkeit zur Schätzung des Wertes eines Hauses.59

Im redaktionellen Teil der Architekturzeitschrift «Werk» werden in den Nachkriegsjahren 
verschiedene Siedlungen des «sozialen Wohnungsbaus» unter Angabe der Kubikmeter-
preise nach den Berechnungsmethoden der Norm SIA 116 publiziert.60 Das Hauptaugen-
merk gilt jedoch, wie schon zur Zeit des «Neuen Bauens», den resultierenden Mieten. Der 
Beitrag «Zwei Siedlungen in Zürich» aus dem Jahre 1953 zeigt den direkten Vergleich ver-
schiedener Wohnbautypen.61 Die Gegenüberstellung enthält sowohl Kubikmeterpreise als 
auch die resultierenden Mietpreise für die verschiedenen Wohnungstypen. 

53. SIA 1911, Seite 491

54. Vgl. VSA 1993

55. Vgl. Stadt Zürich, Finanzamt 
1974, Seite 60

56. Vgl. VSA 1993

57. Vgl. Stadt Zürich, Finanzamt 
1974, Seite 60

58. Vgl. Nauer 1983

59. Vgl. SIA 1952

60. Sauler und Dirler 1953 / Cramer, 
Jaray & Paillard und Baerlocher 
& Unger 1955 / Schütz, Rathgeb 
und Steiger 1957

61. Sauler und Dirler 1953
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D 13 Erläuterungsskizzen: SIA Formular 116, Beilage Ausgabe 1952
 Aus: Normalien für kubische Berechnungen von Hochbauten Nr. 116, Zürich: SIA 1952

D 14 «Zwei Siedlungen in Zürich» – Vergleich von Wohnbauten unter Angabe der Mieten
 Aus: Das Werk, Band 40, 1953, Heft 1 «Wohnbauten-Hausgerät», Zwei Siedlungen in Zürich, Seiten 5–7
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2.2.4 Bildung von strukturen für die (Wohn-)Bauforschung

In den Jahren der Hochkonjunktur nach dem Zweiten Weltkrieg nimmt die Bevölkerung in 
den Städten stark zu. Zürich erreichte um 1960 mit ca. 440'000 Einwohnern den Höchst-
stand seiner Wohnbevölkerung und einen Tiefststand bei der Leerwohnungsziffer62. Die 
Einstellung der Ankurbelungsprogramme des Bundes 1950 und die ab 1952 rückläufige 
Wohnbauproduktion führen zu einer anhaltenden Knappheit an Wohnraum. In der Folge 
kommt es 1958 zur Gründung der Eidgenössischen Wohnungsbaukommission63. Im Vor-
wort des ersten, 1959 herausgegebenen Bulletins wird die Tätigkeit der Wohnungsbau-
kommission wie folgt skizziert:

Das Wachstum der Bevölkerung, die günstige Konjunktur, die zunehmende Indus-
trialisierung sowie die verstärkte Konzentration der Bevölkerung in den Städten 
haben zu einer rapiden Verknappung und Verteuerung des städtischen Baulandes 
geführt, was die Deckung des stark gestiegenen Bedarfes an Wohnraum, insbe-
sondere aber die Erstellung billiger Wohnungen, erschwert.

Gemäss ihrem Auftrag hat die Eidgenössische Wohnbaukommission begonnen, 
sich mit den vielschichtigen Aufgaben zu befassen, die sich aus dieser neuen Si-
tuation ergeben.64

Die Arbeitsgebiete werden dabei in vier Problemgruppen aufgeteilt:

1.  die Boden- und Siedlungspolitik, einschliesslich Landes-, Regional- und 
Ortsplanung;

2. die Gesetzgebung und die Bauvorschriften;
3.  die Grundrissgestaltung und die Forschung und Ausbildung auf dem Ge-

biete des Wohnungsbaues
4. die Rationalisierung von Planung und Ausführung im Wohnungsbau 65

In diesem Programm betreffen die ersten zwei Punkte Fragen der Besiedelung, Punkt drei 
das Programm und Punkt vier die Produktion des Wohnungsbaus. 

In Bezug auf den vierten Punkt werden ausserdem Aufgabenkreise aufgelistet, die ver-
deutlichen, was unter der «Rationalisierung von Planung und Ausführung» zu verstehen 
ist:

1.  Rationelle Organisation der Arbeiten:
1.1.  in der Projektierung
1.2.  in der Bauausführung

2.  Rationelle Organisation der Produktion
2.1.  Normung
2. 2.  Typisierung
2.3. Transport

3 .  Rationelle Konstruktion:
3 .1. Baumethoden
3 .2.  Elementbauweise
3.3 .  Vorfabrikation

4.  Massordnung (Coordination modulaire)
 (Einführung eines Grundmasses, das bei der Planung sowie bei der Fabri-

kation der verschiedenen Bauelemente Anwendung finden kann [z.B. auf 
der Basis von 10 cm]).

5.  Forschung 66

Zwei Jahre später, im Jahre 1960, beschliesst der Bund Schweizer Architekten BSA, die Ra-
tionalisierung und Normierung voranzutreiben um die festgestellte «mangelhafte Koordi-
nation zwischen Architektenschaft, Unternehmern, Industrien und Geldgebern, zwischen 
Gemeinden, Kantonen und Bund» zu verbessern.67 Er ruft ein «Studienbüro für Bauratio-

62. Vgl. Böniger 2012

63. Vgl. Peter 1969

64. Eidgenössische Wohnbaukom-
mission 1959, Seite 5

65. Eidgenössische Wohnbaukom-
mission 1959, Seite 5

66. Eidgenössische Wohnbaukom-
mission 1959, Seite 8

67. Vgl. Das Wohnen [o.V.] 1960
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nalisierung» ins Leben und schreibt in seiner Pressemitteilung: 

«Die Vorteile dieser Vereinheitlichung in der Produktion sollten im Wesentlichen 
dem billigen Wohnungsbau zugute kommen. Dies ist der Sinn der eidgenössischen 
Verordnung vom 31. Januar 1958 68, welche zur Gründung der Eidgenössischen 
Wohnungsbaukommission geführt hat.» 69

Das «Studienbüro des BSA» wird durch die Zusammenarbeit mit dem SIA 1962 offiziell 
zur «BSA/SIA Zentralstelle für Baurationalisierung» und mit der erweiterten Trägerschaft 
des Schweizerischen Baumeisterverbandes SBV im Jahre 1965 schliesslich zur «Schwei-
zerische Zentralstelle für die Baurationalisierung/Centre suisse d'études pour la rationa-
lisation du bâtiment CRB». Im Jahre 1966 erscheint der erste «Baukostenplan» (BKP), 
welcher die Gliederung der Kosten im Hochbau einheitlich regelt und ab 1970 zum verbind-
lichen Kostengliederungssystem für Bauaufträge des Bundes und der Kantone wird. Im 
Jahr 1967 kommen die ersten Hefte des Normpositionen-Katalogs NPK heraus.70 Das In-
strument dient der einheitlichen Leistungsbeschreibung für die Submission der verschie-
denen Arbeitsgattungen. Bestrebungen der CRB «zur Vereinheitlichung der Produktion» 
(Masskoordination, Systembau, Vorfabrikation etc.) sind bis in die 1970er-Jahre erkenn-
bar, sie bilden aber die Ausnahme. 

2.2.5 gesetzliche grundlagen für die Wohnbauförderung und -forschung

Mit dem «Bundesgesetz vom 19. März 1965 über Massnahmen zur Förderung des Woh-
nungsbaues»71 erhält der Bund 1965 erstmals den Auftrag, eine zweckmässige Besie-
delung zu fördern und zur Erhöhung der Produktivität im Wohnungsbau beizutragen. Im 
Artikel 3 wird die Gewährung von Bundeshilfen an «Forschungsarbeiten zur Erhöhung 
der Produktivität im Wohnungsbau, die nicht unmittelbar Erwerbszwecke verfolgen»72, 
gesetzlich verankert. Diese Aufgaben werden 1966 aufgrund einer Verfügung der «For-
schungskommission Wohnungsbau» (FKW) übertragen, welche 1967 einen Forschungs-
plan, und damit die erste Publikation der zwischen 1967 und 1976 herausgegebenen 
«Schriftenreihe Wohnungsbau», vorlegt.73 Der Forschungsplan versteht sich als eine 
geordnete Aufzählung forschungswürdiger Probleme und Problemkreise und ist in seiner 
ersten Ordnung in folgende Themen gegliedert:

1.  Die Wohnbedürfnisse
2.  Die Bauträger
3.  Bauland und Infrastruktur
4.  Bauplanung 
5.  Baustoffe, Baumaterialien und Bauelemente
6.  Bauausführung
7.  Wohnungsmarkt74

Bereits die ersten Forschungsarbeiten, welche die FKW in Auftrag gibt, decken verschie-
dene Themenbereiche ab. So werden Studien über Möbelstellflächen75, den Innenraum 
der Wohnung76 sowie über die Vereinheitlichung der Baugesetzgebung77 erstellt. Im Rah-
men des Forschungsschwerpunktes «Wohnbedürfnisse» werden ausserdem Studien im 
Bereich der Sozialforschung veranlasst. Auftragnehmer ist in diesem Falle «METRON Pla-
nungsgrundlagen». Mit den Titeln «Grundsätze Modul-Ordnung»78 und «Einführung zur 
Anwendung des Baukostenplans für die Kostenüberwachung von Hochbauten»79 gehören 
auch Arbeiten im Hinblick auf die Baurationalisierung zu den frühesten Ausgaben in der 
«Schriftenreihe Wohnungsbau». 

Anders als ursprünglich beabsichtigt80 konzentriert sich die Schweizerische Zentralstelle 
für Baurationalisierung CRB mit ihren kostenbezogenen Produkten Baukostenplan BKP 
(Baukostengliederung) und Normpositionenkatalog NPK (Leistungsbeschriebe für die 

68. Schweizerische Eidgenos-
senschaft 1965

69. Zentralstelle für Baurationali-
sierung 1960

70. Vgl. Cieslik 2009, Seite 13

71. Schweizerische Eidgenossen-
schaft 1965

72. Berger und Hauri 1968, Seite 103

73. FKW 1967

74. Berger und Hauri 1968, Seiten 
104–105

75. FKW 1967/68

76. Huber 1969/70

77. Jagmetti et al. 1970

78. Hauri, Vezin und Steiner 1968

79. Brunner 1969

80. Vgl. Vouga, H. Hubacher und 
Niehus 1960 / Füeg 1960
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Submission) doch fast ausschliesslich auf die Normierung und Standardisierung von Ar-
beitsinstrumenten an der Schnittstelle zwischen Planung und Ausführung. Bestrebungen 
zur Typisierung und Standardisierung der Wohnbauproduktion gibt es dagegen vereinzelt 
in gewissen industriellen Bereichen. Dazu gehören beispielsweise die standardisierten 
Bauelemente der Ernst Göhner AG81 oder das Schweizer Masssystem im Küchenbau (SINK-
Norm)82. Die Etablierung eines von der Planung ausgehenden, über alle Arbeitsgattungen 
hinweg mass- und systemkoordinierten Bauwesens gelingt jedoch nicht.

Durch den staatlichen Forschungsauftrag und die vielfächerige Ausrichtung der Forschung 
sieht sich die CRB in einem veränderten Umfeld. Im April 1970 kommt es zu einer Zusam-
menkunft der am CRB beteiligten Interessenverbände (BSA, SIA, SBV), des Delegierten des 
Bundesrates für den Wohnungsbau, des Präsidenten der Forschungskommission für Woh-
nungsbau und des Instituts Battelle. Das Gespräch dreht sich um die Frage nach der künf-
tigen Rollenverteilung in einer «integralen Bauforschung», welche Bautechnik, Ökonomie, 
Recht, Medizin, Hygiene und weitere Disziplinen umfasst:

«Die verschiedenen an der Forschung beteiligten oder interessierten Stellen haben 
ein Interesse, folgende Fragen in Bezug auf ihre zukünftige Entwicklung und Tätig-
keit geklärt zu wissen:

•	 Wie muss eine längerfristige Ordnung aussehen, um die heutigen Unzuläng-
lichkeiten der Bauforschung zu eliminieren?

•	 Welchen Platz werden die heutigen Bauforschungsorgane sinnvollerweise in 
dieser Ordnung einnehmen?» 83

In der Folge legt Franz Füeg – bis 1968 Vorstandsmitglied der CRB84 – ein Modell für eine 
integrale Bauforschung vor, welches im Juni 1970 in der Schweizerischen Bauzeitung er-
scheint. In der Einleitung schreibt er:

«Der Bauwirtschaft und den Bauträgern allein kann eine Bauforschung, die über 
den technischen und ökonomischen Bereich hinausgeht, nicht zugemutet werden, 
weil sie finanziell und in der Sache und Aufgabe ihre Möglichkeiten übersteigt. (...) 
Wenn der Staat erkennt oder glaubt, dass die Bauwirtschaft mangels Bewusstseins 
einer breiteren Verantwortung, mangels Koordination, mangels sachgemässer 
Normung oder wegen übertriebenen Prestigedenkens von Verbänden und Perso-
nen nicht einmal ihren unmittelbaren Bereich zu bewältigen vermöge, wird sich 
der Staat auch in diesen Bereich drängen und dank finanzieller Mittel auch viele 
Möglichkeiten dazu haben.»85

81. Vgl. Ernst Göhner AG 1950

82. Vgl. Schwyn 1977

83. CRB 1970

84. Vgl. von Fischer 2008

85. Füeg, Unterlagen für ein Modell 
der Bauforschung in der Schweiz 
1970

D 15 Aufgaben und Organisation der Forschungsleitung – Füeg
 Aus: Schweizerische Bauzeitung,  Band 88, 1970, Heft 26, Unterlagen für ein Modell der Bauforschung in der 

Schweiz, Seiten 581–588



29

Diese und andere zum Teil erstaunliche Worte Füegs lassen darauf schliessen, dass im 
Hintergrund die veränderten Rahmenbedingungen in der Bauforschung zu einigen Ver-
werfungen geführt haben mussten. Offensichtlich sucht er eine für alle einvernehmliche 
Lösung und schlägt Strukturen vor, die alle Beteiligten mit einbezieht. Ein aus 19 bis 21 
Mitgliedern bestehender Schweizerischer Bauforschungsrat soll als oberstes Organ aus 
Vertretern der verschiedenen Interessengruppen bestehen. Die Forschungsziele definiert 
Füeg wie folgt:

«Bauforschung müsste erfolgen zugunsten der

•	  Planung und Bauvorbereitung

•	 Produktion der Baustoffe, Bauteile, Bauanlagen (Häuser,  Strassen, Städte...) 
= gebaute Umwelt Benützer der Bauanlagen

•	 Lehre und Gesetzgebung»86

Füeg schliesst seinen Artikel mit zwanzig «weiteren Stichwörtern», die er als «Kritik an 
verbreiteten Meinungen und Tendenzen» versteht. Das fünfzehnte lautet:

«Das Know-how, das nicht mehr stimmt, ist gefährlicher als das Nichtwissen.»87 

2.2.6 Bauplanung – Baukosten: detaillierte Analysen realisierter Wohnbauten

Ein Versuch, konkrete Erkenntnisse für die Baurationalisierung aus der Praxis zu gewin-
nen, wird von Heinrich Kunz, Professor am Technikum Winterthur und später ordentlicher 
Professor für Architektur und Bauplanung an der ETH Zürich, mit der Forschungsstudie 
«Bauplanung – Baukosten» unternommen. Diese wird 1971 in der Fachzeitschrift «Ele-
ment» veröffentlicht.

«Es fehlt heute weder an Theorien über die Baurationalisierung noch an Demonstrativ-
programmen», beginnt Kunz seinen Artikel und will mit seiner Studie «einen praktischen 
Beitrag zur Rationalisierung des Bauens» leisten.88 Bei drei ausgeführten und abge-
schlossenen drei- bis achtgeschossigen Wohnüberbauungen analysiert und vergleicht 
er Grunddaten, Rahmenbedingungen, Situation, Grundrisse, Konstruktion, Bauverfahren, 
Bauablauf sowie die Baukosten. Kunz hält unter anderem fest, dass «nicht in erster Linie 
die Bauweise oder die Ausführungsart als vielmehr die zweckmässige und seriöse Arbeits-
vorbereitung den Bauprozess vereinfachte und damit das Bauvorhaben zum erfolgreichen 
Abschluss führte».89 Ohne den Anspruch auf allgemeine Verbindlichkeit erheben zu wol-
len, sieht er darüber hinaus doch drei bekannte Faustregeln bestätigt:

 · Die Gebäudekosten pro m3 umbauten Raum nehmen mit steigender Stockwerkzahl zu, 
allerdings nicht linear.

 · Je grösser der Perforationsgrad der Aussenwände, desto höher sind die relativen Ge-
bäudekosten.

 · Die Baukosten laufen parallel dem Ballungsgrad und der Konjunkturtemperatur der ent-
sprechenden Landesgegend.90

In seinen einleitenden Worten bemerkt Kunz ausserdem: 

«Es erwies sich als äusserst schwierig, von erfolgreich abgeschlossenen Baupro-
zessen nachträglich Einzelheiten von der Ausführungszeit und Kommentare von 
den massgebenden Beteiligten zu erhalten. Wenn Bauforschung wirklich ernsthaft 
betrieben werden und zu brauchbaren Resultaten führen soll, dann muss sie auch 
laufend Informationen aus der Praxis erhalten. Damit der ausführende Praktiker 
dann weiss, wie und was er von der Baustelle an die Planungs- und Forschungsstel-
len zu rapportieren hat, braucht er einen klar formulierten Auftrag mit einer Liste 
aller gewünschten Daten und Unterlagen.» 91

Seine Ausdrucksweise im ganzen Beitrag lässt, wenn auch nicht gerade auf Enttäuschung, 
so doch auf eine gewisse Ernüchterung schliessen, was die begrenzten Möglichkeiten an-
geht, handfeste Rezepte für die Baurationalisierung und die Kosteneffizienz zu liefern.

86. Füeg, Unterlagen für ein Modell 
der Bauforschung in der Schweiz 
1970

87. Füeg, Unterlagen für ein Modell 
der Bauforschung in der Schweiz 
1970

88. Kunz et al. 1971, Seite 4

89. Kunz et al. 1971, Seite 5

90. Kunz et al. 1971, Seite 5

91. Kunz et al. 1971
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D 16 Bauplanung – Baukosten, Kunz
 Systematische Erhebungen über die massgebenden Projekt- und Konstruktionsmerkmale sowie Zeit- und 

Kostenanalysen
 Aus: Element 18, Zürich: VSZS Verband Schweizerischer Ziegel- und Steinfabrikanten, 1971
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2.2.7 Zusammenfassung und Kommentare zur Baurationalisierung in der schweiz bis 1970

In der Frühphase der «Baurationalisierung» erfolgt zwischen 1911 und 1932 die Regelung 
und die Publikation der ersten Kostenkennzahlen zur Grobkostenschätzung auf Initiative 
des Schweizerischen Ingenieur- und Architektenvereins SIA sowie des Bundes Schweizer 
Architekten BSA. Aus diesen beiden Verbänden geht auch die Schweizerische Zentralstelle 
für Baurationalisierung CRB hervor, zu der sich schon früh auch der Schweizerische Bau-
meisterverband SBV gesellt. Sowohl in der Zwischen- als auch in der Nachkriegszeit sind 
jedoch die Impulse des Bundes für die Wohnbautätigkeit und für einen ganzheitlichen An-
satz in der Bauforschung unabdingbar. 

Der steigende Bedarf an Wohnraum in der Periode von ca. 1920 bis 1970 wirkt in der 
Schweiz als Motor verschiedener Entwicklungen bezüglich der Baurationalisierung, der 
Wohnbauförderung, der Bauforschung sowie der Kostenkennzahlen.

Die ersten Kostenkennzahlen entstehen zum Zwecke der Grobkostenschätzung. Die Be-
rufsverbände «Schweizerischer Ingenieur und Architektenverein SIA» und «Bund Schwei-
zer Architekten BSA» sind dabei die massgeblichen Akteure:

 · Der «Schweizerische Ingenieur und Architektenverein» (SIA) legt im Jahre 1911 den 
Grundstein für die Normierung von Kostenkennzahlen. Die «Normalien für die Be-
rechnung und Annahme des kubischen Einheitspreises bei Hochbauten – Formular 
Nr. 116»92 dienen als Instrument für die Grobschätzung von Gebäudekosten. 

 · Darauf basierend publiziert der auf Initiative des «Bundes Schweizer Architekten BSA» 
lancierte «Schweizer Baukatalog» ab 1932 Kubikmeterpreise realisierter Bauvorhaben 
als Grundlage für die «Aufstellung approximativer Voranschläge»93 von Neubauten. 

 · Bei der Revision der Normalie SIA 116 werden 1952 verschiedene kostenrelevante Volu-
menzuschläge eingeführt94, was die Verwendung der Kubikmeterpreise zum Zweck der 
Grobkostenschätzung von Gebäudekosten unterstreicht. 

Die Methodik der Kostenprognose basiert folglich einerseits auf der Definition einer Kos-
tenkennzahl (Kubikmeterpreis) und andererseits auf der Publikation diesbezüglicher Er-
fahrungswerte:

 Definition «Kubikmeterpreis» (sIA116)

Kostenprognose

 Publikation von Erfahrungswerten (schweizer Baukatalog)

In verschiedenen Architektur- und Wohnbauzeitschriften jener Zeit werden ausserdem re-
alisierte Wohnbauten vorgestellt.95 Dabei werden die Kubikmeterpreise mit Bezug auf die 
SIA 116 genannt. Das Augenmerk gilt jedoch, basierend auf den gesamten Realkosten und 
unter Einbezug der Land- und Kapitalkosten, ausschliesslich den resultierenden Mieten 
für funktionale Wohnungstypen als relevanter Grösse für Kostenvergleiche. An dieser Pra-
xis ändert sich bis in die späten 1950er-Jahre nichts. Es lassen sich zur damaligen Zeit 
folglich zwei grundsätzlich unterschiedliche Anwendungsbereiche in Bezug auf Kosten-
kennzahlen erkennen:

 Kostenprognose > Kubikmeterpreis

Kostenkennzahl 

 Vergleich Preis – Leistung > Miete für Wohnung als funktionale Einheit 

92. SIA 1911

93. Hässig 1932

94. SIA 1952

95. Z.B. Schweizerische Bauzeitung 
[o. V.] 1930 / Sauler und Dirler 
1953 / Cramer, Jaray & Paillard 
und Baerlocher & Unger 1955 
/ Schütz, Rathgeb und Steiger 
1957
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Bereits die frühe Phase der Zwischen- und unmittelbaren Nachkriegszeit liefert verschie-
dene Hinweise auf wichtige Impulse des Bundes für den Wohnungsbau und die Baufor-
schung. Die erste, indirekt in Form von Arbeitsbeschaffungsprogrammen getätigte Wohn-
bauförderung reicht ins Jahr 1919 zurück und dauert an bis 1926. Nach dem neuerlichen, 
von 1942 bis 1950 laufenden Ankurbelungsprogramm96 verzeichnet die private Wohn-
bautätigkeit in den Hochkonjunkturjahren ab 1952 erneut einen Rückgang97, was die 
eidgenössischen Räte zur Gewährung neuer Wohnbaukredite im Jahre 1957 veranlasst98. 
Kurz darauf folgt die eidgenössische Verordnung vom 31. Januar 1958, die zur Gründung 
der Eidgenössischen Wohnungsbaukommission und zur ersten Forschungstätigkeit führt. 
Bei der Eröffnung des «Studienbüros zur Baurationalisierung» – der späteren Schweize-
rischen Zentralstelle für Baurationalisierung CRB – nimmt der BSA 1960 in seiner Presse-
mitteilung99 explizit auf die Gründung und die Ziele der Eidgenössischen Wohnungsbau-
kommission Bezug. Die Initiativen erfolgen spät, denn im selben Jahr wird die Stadt Zürich 
mit 440'000100 Personen ihre höchste Einwohnerzahl erreicht haben. 

Erst fünf Jahre später erhält der Bund schliesslich mit dem «Bundesgesetz vom 19. März 
1965 über Massnahmen zur Förderung des Wohnungsbaues»101 den Auftrag, für eine 
zweckmässige Besiedelung zu sorgen und zur Erhöhung der Produktivität im Wohnungs-
bau beizutragen. Der dahingehende Forschungsauftrag wird 1966 der «Forschungskom-
mission Wohnungsbau» (FKW) übertragen.102 Dem Forschungsplan103 der «Forschungs-
kommission Wohnungsbau» (FKW) von 1967 folgt 1970 ein Modell für eine integrale 
Bauforschung des ehemaligen CRB-Vorstandsmitgliedes Franz Füeg104.

sowohl der Forschungsplan der FKW als auch später das Modell von Franz Füeg 
zeugen von einer ganzheitlichen sicht und verdeutlichen die vielschichtige und 
komplexe Problemstellung einer Wohnbauforschung.

Für die Forschung im Hinblick auf eine Produktionssteigerung, die in Europa bereits in den 
1920er-Jahren zur Zeit des «Neuen Bauens» konsequent eingesetzt, bilden sich in der 
Schweiz folglich erst ab Ende der 1950er-Jahre bis Mitte der 1960er-Jahre entsprechende 
Strukturen. 

Erst mit der gründung der Eidgenössischen Wohnungsbaukommission 1958 
und dem «Bundesgesetz über Massnahmen zur Förderung des Wohnungsbau-
es» 1965 entsteht die Bauforschung als ein Teilbereich der Wohnbauförderung 
des Bundes. 

Bedarf an Wohnraum –>
Notwendigkeit zur 
Rationalisierung

–> Wohnbauförderung –> Bauforschung

  

Die Auflistung der Aufgabenkreise zum vierten Punkt «Rationalisierung von Pla-
nung und Ausführung» lässt darauf schliessen, dass mit Themen wie Normung, 
standardisierung, Typisierung, Vorfabrikation und Masskoordination eine tief-
greifende Neuordnung und eine landesweite Vereinheitlichung des Bauprozes-
ses als Massnahmen zur Produktivitätssteigerung angestrebt werden. 

Im Sinne dieses Programms bilden Arbeiten im Hinblick auf eine Standardisierung der Bau-
struktur und der Baukonstruktion (Modularität, Typisierung, Industrialisierung) bis Ende 
der 1970er-Jahre105 auch einen Themenbereich der CRB. Dieser wird ab den 1980er-Jahren 
jedoch nicht mehr abgedeckt. Die CRB konzentriert sich bereits in dieser Frühphase mit 
dem Baukostenplan BKP sowie dem Normpositionenkatalog NPK auf den Bereich der Nor-
mierung und Standardisierung von Arbeitsinstrumenten der Kostenplanung und Submis-

96. Vgl. VSA 1993

97. Stadt Zürich, Finanzamt 1974

98. Vgl. Nauer 1983

99. Vgl. Zentralstelle für Baurationali-
sierung 1960

100. Böniger 2012

101. Schweizerische Eidgenossen-
schaft 1965

102. Vgl. Berger und Hauri 1968

103. Berger und Hauri 1968

104. Füeg, Unterlagen für ein Modell 
der Bauforschung in der Schweiz 
1970

105. Vgl. Joss, Ehrat und Goeggel 
1979
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sion. Auch auf der Produzentenseite beschränken sich Bestrebungen zur Typisierung und 
Standardisierung auf Einzelfälle. Die Etablierung eines von der Planung ausgehenden, über 
alle Arbeitsgattungen hinweg mass- und systemkoordinierten Bauwesens gelingt nicht.

Schliesslich erscheint 1970 mit der Studie «Bauplanung – Baukosten» von Prof. Heinrich 
Kunz eine Arbeit, die als Antithese zu «Theorien und Demonstrativprogramme» 106 konkre-
te Ergebnisse aus der Praxis liefern will. 

Anstelle einer grundlegenden Erneuerung des Wohnungsbaus vom Programm 
bis zur Produktion ist die Arbeit von Kunz auf die Optimierung des Herkömmli-
chen ausgerichtet und beschränkt sich auf die Frage der Baukosten. 

2.3 strukturwandel zum Ende des 20. Jahrhunderts – Vergleichen von Wohnbau-
kosten

Der Übergang von den 1960er- zu den 1970er-Jahren markiert sowohl gesellschaftlich wie 
wirtschaftlich in vielerlei Hinsicht einen Wendepunkt. Die 1960er-Jahre enden in Europa 
mit den 68er-Studentenbewegungen und tiefgreifenden gesellschaftlichen Veränderun-
gen. Das Erdölembargo von 1973 führt den westlichen Industrieländern fünf Jahre später 
ihre Abhängigkeit von fossilen Energieträgern vor Augen und erschüttert die Wirtschaft 
und das Vertrauen in die Zukunft auch in der Schweiz. Erstmals seit dem Ersten Weltkrieg 
ist die Bevölkerung in der Schweiz rückläufig107. Im Schatten dieser Ereignisse bahnt sich 
eine technologische Revolution an, die in den Jahren 1975/76 zur Gründung von Micro-
soft und Apple Computers führt und die Welt verändern wird wie kaum je zuvor. Zwei Jahr-
zehnte später wird mit der Verbreitung von CAD-Programmen für den Planungssektor und 
CNC-gesteuerten Maschinen in der Produktion auch der Schweizer Bausektor von den Um-
wälzungen erfasst. 

Das folgende Kapitel zeigt auf, wie sich die bis dahin gebildeten Strukturen und Instrumen-
te unter den neuen Rahmenbedingungen bis zum Ende des 21. Jahrhunderts verändern. 
Es werden ausserdem Forschungsstudien vorgestellt, die seit der Etablierung des Bundes-
amtes für Wohnungswesen BWO zum Thema Baukosten entstanden sind.

2.3.1 Neue Berechnungsstandards für Flächen und Volumen von Bauten

Im Jahre 1975 erlässt der Schweizerische Ingenieur- und Architektenverein SIA, zusätzlich 
zur weiterhin geltenden SIA 116/1952, ein neues Instrument zur Berechnung von Flächen 
und Volumen, die «Empfehlung SIA 416 – Geschossflächen und Rauminhalte von Bauten». 
Gemäss der Pressemitteilung wird damit 

«(...) für Geschossflächen von Bauten eine einheitlich verwendbare Flächenbe-
zugseinheit geschaffen. Diese Bezugseinheit – der Quadratmeter – dient der Er-
mittlung von Daten aller Art, die aussagekräftiger sind, als dies bei einem Bezug auf 
den Kubikmeter Rauminhalt der Fall ist. (...) Die Empfehlung 416 soll jedoch kein 
Ersatz für die Norm 116 darstellen. Sie soll vorerst eine Bewährungsprobe durch-
stehen als Grundlage für die Berechnung von Flächengrössen und Kubaturen, die 
für Daten aller Art verwendet werden können.» 108 

Es fehlen darin Bezugnahmen zu Bau- oder Erstellungskosten. Auch Kubaturanpassun-
gen für kostenrelevante Faktoren sind darin nicht vorgesehen. Im Unterschied zur SIA 
116/1952 dient die SIA 416/1975 nicht ausschliesslich der Kostenberechnung von Hoch-
bauten. Aussengeschossflächen wie Laubengänge oder Balkone werden neu von den Ge-
schossflächen getrennt erfasst und, im Unterschied zur SIA 116, bei der Berechnung des 
Gebäudevolumens GV nicht mehr berücksichtigt. 

106. Kunz et al. 1971

107. Vgl. BFS Bundesamt für Statistik 
2015

108. SIA 1975
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2.3.2 Neuerungen bei der Publikation von Kostenkennzahlen für Architekten

Der 1930 vom BSA ins Leben gerufene und bis zur Ausgabe von 1967/68 zu einem vier-
bändigen Werk herangewachsene «Schweizer Baukatalog» wird 1968 durch die «Schwei-
zer Baudokumentation»109 abgelöst. Diese erscheint nicht mehr in gebundener Form. Sie 
besteht aus aktualisierbaren Einzelblättern die in Ringordnern organisiert sind.110 Die seit 
1932 im Schweizer Baukatalog publizierten Kubikmeterpreise werden in der Rubrik «Ver-
gleichswerte ausgeführter Bauten» im Ordner Nr. 9 «Baukosten – Kalkulation» unter dem 
Register BIL weitergeführt. Die Angaben zu den beschriebenen Bauobjekten sind nicht 
immer konsistent. Generell erfolgen diese aber in Anlehnung an die SIA 116/1911 und be-
schränken sich auf den «umbauten Raum», die Gebäudekosten BKP2 und dem daraus 
errechneten Kubikmeterpreis. 

Bei der Publikation der ausgeführten Bauten arbeitete die «Baudokumentation» während 
einiger Jahre mit «AS Schweizer Architektur»111 des Verlags «Editions – Anthony Kraft» 
zusammen. Die seit 1972 und bis heute existierende Publikationsreihe dokumentiert auf 
jeweils zwei bis vier Seiten ausgeführte oder auch nur geplante Bauten mit ihren wich-
tigsten Daten, Plänen und Bildern. Die Form entspricht ebenfalls einer fortlaufenden 
Sammlung in Ringordnern. Kubatur und Kubikmeterpreis werden bis heute gemäss den 
Berechnungsgrundlagen der (inzwischen ausser Kraft gesetzten) Norm SIA 116/1952 an-
gegeben112, wobei diese Angaben bei den jüngsten Veröffentlichungen teilweise fehlen113. 
Zur erklärten Mission der Publikationsreihe ist auf der Homepage des Verlages zu lesen: 

«AS konstituiert mit seinen technischen Karteiblättern eine Archivierung des 
schweizerischen Kulturgutes».114

Es geht dem Verlag also nicht ausschliesslich um die Publikation, und schon 
gar nicht um einen Vergleich, von Flächen-, Volumen- und Kostenkennzahlen, 
er sieht diese Angaben aber offensichtlich als ein Teil dessen, was ein Bauwerk 
ausmacht.

Die wiederum vom Bund Schweizer Architekten BSA herausgegebene Architekturzeitschrift 
«Werk, Bauen + Wohnen», die schon in früheren Jahren ab und zu Kostenkennzahlen zu 
besprochenen Bauten im redaktionellen Teil veröffentlicht hatte (vergleiche Kapitel 2.2.3), 
lanciert im Dezember 1982 zu diesem Zweck eigens die neuen Rubrik «Werk-Material»115. 
Zu den mit Kurzbeschrieben und Bildern vorgestellten Bauten werden projektrelevante 
Angaben wie Raumprogramm, Rauminhalt und Flächen, Anlagekosten (BKP 1–9) sowie 
die Gebäudekosten (BKP 2) pro Volumeneinheit angegeben. Bei den Anlagekosten wird 
von Beginn weg die Position BKP 0, die Kosten für den Landerwerb, nicht aufgeführt. Es 
werden entgegen der Bezeichnung folglich nicht Anlagekosten (BKP 0–9), sondern Erstel-
lungskosten (BKP 1–9) publiziert. Der umbaute Raum ist gemäss der damals noch gelten-
den SIA-Norm 116 und der Kubikmeterpreis dementsprechend als Gebäudekosten BKP 2 
pro m3 Rauminhalt (BKP 2/m3 RI) definiert. Bei Neueinführung der Rubrik «Werk-Material» 
ist unter anderem zu lesen:

«Das Schlüsselwort ist Arbeitsinstrument. Für den praktizierenden Architekten be-
deutet dies, dass er auch Informationen sucht, die weniger mit dem Begriff Archi-
tektur als mit Ausnützung, Flächenwerten, Kosten, Konstruktion und ähnlichem 
zu tun haben. Projekte sollen schliesslich gebaut werden, und dafür sind relevante 
technische Vergleichswerte von ausschlaggebender Bedeutung. (...) Die Konzep-
tion für das Werk-Material ist in Zusammenarbeit mit dem CRB (Schweizerische 
Zentralstelle für Baurationalisierung) entwickelt worden. Als Fernziel setzte sich 
die CRB die Erarbeitung einer neuen, vereinfachten und dennoch genaueren Kos-
tenschätzungsmethode, wobei das Werk-Material als zusätzliche Grundlage dient. 
(...) Zur Handhabung: Die einzelnen Bauten werden in der gleichen Art, mit den glei-
chen Grundinformationen vorgestellt, so dass sich Vergleiche anstellen lassen; sie 
sind zudem mit einer Klassifikation nach Bauarten gekennzeichnet.»116

109. Schweizer Baudokumentation 
1968–

110. Vgl. Schweizerische Bauzeitung 
[o. V.] 1968

111. AS architecture suisse ab 1972

112. Z.B. Casa Camar, Montagnola 
2013 

113. Z.B. Berghaus, Vernamiège 2013

114. AS Schweizer Architektur 2014

115. Werk-Material – Eine Bautendo-
kumentation 1982

116. Werk-Material – Eine Bautendo-
kumentation 1982
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War die erstmalige Publikation von Kostenkennzahlen im Baukatalog 1932 noch ein Ins-
trument zur grobschätzung von Neubaukosten, so wird im Werk-Material zusätzlich auch 
die Vergleichbarkeit der verschiedenen technischen Angaben herausgehoben. Damit wird 
in Bezug auf die Publikation von Kennzahlen ein neues Kapitel eingeläutet. Die Funktion 
als vielfältiges, nicht nur kostenorientiertes Arbeitsinstrument für den planenden Archi-
tekten steht im Vordergrund.117 Die Publikation mit der direkten Vergleichbarkeit von 
Wohnbaukosten pro Einheit führt in den Folgejahren zu einem inoffiziellen «Wettbe-
werb» um tiefe Kubikmeterpreise im Wohnungsbau. Der Erfolg einer Wohnüberbauung 
wird nicht nur, aber doch zu einem wesentlichen Teil am Kubikmeterpreis gemessen118.

Nach der Revision der SIA 416 im Jahre 1993 werden ab 1997 zusätzlich zu den Gebäude-
kosten BKP2/m3 gemäss SIA 116/1952 vermehrt auch Gebäudekosten BKP2/m3 gemäss 
SIA 416/1993 angegeben. Im Anschluss an die Ausserkraftsetzung der SIA116 im Jahre 
2003 wird schliesslich Anfang 2007 endgültig auf die Angaben Gebäudevolumen GV und 
BKP2/m3 GV umgestellt.119 Die Rubrik Werk-Material besteht in dieser Form bis heute.

2.3.3 Neue gesetze des Bundes – WEg und RPg

Zwei Jahre nach der Erdölkrise wird mit der Inkraftsetzung des «Wohnbau- und Eigen-
tumsförderungsgesetzes WEG»120 im Jahre 1975 die Förderung des Wohnungsbaus 
schliesslich zu einer dauerhaften Aufgabe des Bundes. Fünf Jahre später folgt das Bun-
desgesetz über die Raumplanung RPG von 1980, welches erstmals die «haushälterische 
Nutzung des Bodens»121 verlangt.

Mit dem Kernanliegen, den Bau von Wohnungen zu fördern, liefert das «Wohnbau- und 
Eigentumsförderungsgesetz WEG» die Grundlage zum Ausbau des ehemaligen Büros für 
Wohnungsbau zum «Bundesamt für Wohnungswesen BWO»122. Im Neuwohnungsbau 
kann in dieser Periode erst 10 Jahre nach der Erstellung mit lastdeckenden Mieten ge-
rechnet werden. Investitionen werden im Wohnungsbau deshalb nur auf lange Frist und 
in Erwartung einer Wertsteigerung über Jahre hinweg getätigt. So sieht die Förderung der 
Wohnbautätigkeit des Bundes vor, Kapitalvorschüsse zur Verbilligung der Anfangsmieten 
zu gewähren, welche jedoch an die Einhaltung strikter Limiten für die Erstellungskosten 
geknüpft sind.123 Nebst der Einhaltung von Kostenlimiten sind ausserdem quantitative 
und qualitative Mindestanforderungen zu erfüllen. Diese werden mit Hilfe eines eigens da-
für entwickelten Bewertungsrasters, dem Wohnungsbewertungssystems WBS124, geprüft. 
Diese Förderpraxis führt während Jahren zu einem erhöhten Anreiz zur Erstellung von 
kostengünstigem und qualitativ hochwertigem Wohnraum. 

Im Gefolge der Immobilienkrise Anfang der 90er-Jahre verändern sich die Rahmenbedin-
gungen für den Wohnungsbau des beginnenden 21. Jahrhunderts grundlegend. Die Wohn-
bauförderung nach dem Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetz wird im Dezember 
2001 eingestellt.125 Der im Oktober 2003 in Kraft tretende Nachfolger, das «Bundesgesetz 
über die Förderung von preisgünstigem Wohnraum» – Wohnraumförderungsgesetz WEF, 
sieht zwar theoretisch die direkte und indirekte Förderung des Wohnungsbaus vor, die Di-
rektförderung ist jedoch aufgrund des gleichzeitig erlassenen «Entlastungsprogramms 
2003 für den Bundeshaushalt» sistiert. Die Indirektförderung beschränkt sich seither 
auf die Bürgschaft für Anleihen der Emissionszentrale für gemeinnützige Wohnbauträger 
EGW.126

2.3.4 Forschung zu den Baukosten im Auftrag des BWO

Das Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetz WEG von 1975 sieht auch die Forschung 
im Wohnungswesen vor, welche vom neu geschaffenen Bundesamt BWO zu koordinieren 
ist. Die Regelungen sind in zwei Kapitel gegliedert, wobei das erste unter dem Titel «Woh-

117. Vgl. Werk-Material – Eine Bauten-
dokumentation 1982

118. Vgl. Loderer, Es gelten die Regeln 
der Sparsamkeit 1995

119. Menz und Schweizer, Neue Kenn-
werte im Werk-Material 2007

120. Schweizerische Eidgenossen-
schaft 1974

121. Schweizerische Eidgenossen-
schaft 1980

122. Vgl. VSA 1993

123. Vgl. BWO [o. V.] 1975

124. Aellen et al. 1975

125. BWO [o. V.] 2007

126. BWO [o. V.] 2013
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nungsmarktforschung» steht und das zweite mit «Bauforschung und Baurationalisie-
rung» überschrieben ist.

Das Forschungsprogramm ist als Mehrjahresprogramm jeweils für die Dauer von 3 bis 5 
Jahren festzulegen.127 Bereits im «Generellen Forschungsrahmen und Ausführungspro-
gramm 1979–1981» wird festgehalten, dass «die auf Produktion und Produktivitäts-
steigerung ausgerichteten Fragestellungen (...) an Gewicht verloren [haben]».128 Aus 
Budgetgründen muss sich die Forschung ausserdem stets auf wenige Themenbereiche 
beschränken. Im Forschungsprogramm 1988–1991 wird in der Folge festgestellt, dass 
sich die Ressortforschung allzu oft reaktiv ausrichten muss und nur wenig Spielraum für 
prospektive Fragestellungen besteht.129

So wird auch die Senkung der Wohnbaukosten aufgrund der hohen Boden-, Kapital-, und 
Baukosten Anfang der 1990er-Jahre für das Forschungsprogramm 1992–1995 erst kurz 
vor der Immobilienkrise zu einem Schwerpunkt erklärt. Im Vorwort der ersten Studie zu 
diesem Thema ist zu lesen:

 «Insbesondere der überproportionale Anstieg der Hypothekarzinsen liess die übri-
gen Kostenelemente in den Vordergrund rücken.»130 

Die Studie «Baukosten senken im Wohnungsbau» der Emch+Berger AG Ingenieurunter-
nehmung in Zürich erscheint im Jahre 1993, kurz nachdem die Immobilienblase bereits 
geplatzt ist. Sie wird mit dem Ziel in Auftrag gegeben, konkrete Sparbereiche zur Senkung 
der Wohnbaukosten aufzuspüren. Im ersten Teil wird dazu ein Vergleich zwischen schwei-
zerischem und bundesdeutschem Wohnungsbau durchgeführt. Im zweiten Teil zieht das 
Autorenteam, bestehend aus zwei Ingenieuren und einem Architekten, die Schlussfolge-
rungen für unser Land und stellt fest, dass «nicht die einzelnen Bauleistungen, sondern 
ein tiefer liegender Standard in der Ausstattung und im Ausbau sowie Vereinfachungen 
im Planungsablauf und in der Vergabepraxis zu niedrigeren Baukosten in Deutschland 
führen». Ein Problemkatalog mit möglichen Massnahmen zur Reduktion von Baukosten 
enthält 14 Punkte, welche Entwicklungen und Deregulierungsmassnahmen der nachfol-
genden Jahre vorwegnehmen oder diese allenfalls in Gang setzen (vergleiche Kapitel 2.4):

P 1: Oft fehlen projekt- und standortbezogene Erhebungen
P 2: Oft fehlt eine klare Zielsetzung des Bauherrn
P3: In Architekturwettbewerben kommt die Kostenseite oft zu kurz
P4: Die Kostenfolgen von Baukonzepten sind zu wenig bekannt / werden zu wenig beachtet
P 5: Mangelnde Koordination der Projektbeteiligten
P6: Ausstattung und Ausbaustandard gehen zu weit, Konstruktionen sind zu aufwendig
P7:  Zu detaillierte Ausschreibung
P8:  Standardisierung und Vorfabrikation werden zu wenig eingesetzt
P 9: Der freie Wettbewerb spielt nicht in allen Baubranchen
P1O: Kosten senken wird nicht honoriert
P 11: Das Kostenbewusstsein der Planer ist mangelhaft
P12: Die Bewilligungsdauer ist zu lang
P 13: Einzelne Vorschriften wirken stark verteuernd
P 14: Harmonisierung der Schall-, Wärme- und Brandschutzvorschriften tut not131

Die 1996 folgende Studie «Anders Wohnen – billiger Wohnen: Konzepte für einen einfa-
cheren Wohnungsbau» hat dagegen nicht konkrete Kostenanalysen zum Thema. Es wer-
den stattdessen verschiedene Strategien und Modelle zum kostengünstigeren Wohnen 
in grundsätzlicher und konzeptioneller Weise untersucht und in Bezug auf verschiedene 
Rahmenbedingungen und Umsetzungsmöglichkeiten beurteilt. Verfasst wird die Studie 
von Architekten aus dem Umfeld des ETH-Wohnforums. 

127. Vgl. BWO [o. V.] 1979, Seite 3

128. BWO [o. V.] 1979, Vorwort

129. Vgl. BWO [o. V.] 1988, Seiten 3–6
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In der Schlussbetrachtung wird als wichtigste Empfehlung der Erhalt von Altbausubstanz 
angeführt. Bei Neubauten wird die Minimierung der Fläche nicht ohne Vorbehalt empfohlen 
und eher werden «knappe, aber nicht minimale, möglichst einfache und vielfältig nutz bare 
Grundrisse» bevorzugt. Insbesondere wird auf den Zielkonflikt zwischen kurzfristigem Er-
folg und langfristiger Sicherung des Erreichten hingewiesen.132 Dies betrifft letztlich die 
Nachhaltigkeit von Massnahmen, zu einer Zeit, als dieser Begriff noch nicht die gleiche 
Verbreitung gefunden hatte wie heute.

Im Hinblick auf die Bedeutung der bestehenden Bausubstanz steht bei der Publikation 
«MER Habitat» aus den Jahren 1996/97 nicht die Senkung der Erstellungskosten im Fo-
kus. Es handelt sich um ein Instrument zur effizienten Erfassung der Schäden, Mängel und 
der Erneuerungskosten bestehender Wohnbauten. Erarbeitet wurde das Instrument von 
einem Team aus Architekten und Ingenieuren.133

2.3.5 Wohnbauten im Vergleich

Mit dem Bundesamt für Wohnungswesen als Mitherausgeber erscheint im Jahre 2000 
der Gesamtbericht «Wohnbauten im Vergleich»134 des ETH-Lehrstuhls für Architektur und 
Baurealisation von Prof. Paul Meyer-Meierling. Insgesamt werden 50 Wohnbauten aus dem 
Zeitraum von ca. 1980 bis 1995 analysiert und verglichen. Dieser Zeitraum fällt vollum-
fänglich in die Periode der Wohnbauförderung nach dem Wohnbau- und Eigentumsförde-
rungsgesetz WEG. 

Das Hauptanliegen der Studie betrifft die Frage, ob zwischen Wohnqualität und Erstel-
lungskosten ein Zusammenhang besteht. Erfasst werden die Wohnqualität nach dem 
Wohnungsbewertungssystem WBS/1986135, die Flächen und Volumen nach SIA 116/1952 
sowie SIA 416/1993, die aufindexierten Erstellungskosten nach BKP 1–5 einstellig, Mate-
rialisierung und Konstruktion sowie die Energiekennzahlen für Heizung und Warmwasser 
nach SIA180/1. Bei den Erstellungskosten werden nebst den Kosten für gewerbliche Nut-
zungen auch diejenigen für Parkierungen ausgegliedert.136

Die Entwicklung des angewendeten Wohnungsbewertungssystems WBS war schon vor In-
krafttreten des «Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetz WEG» von der Forschungs-
kommission Wohnungsbau FKW veranlasst worden und gründete auf den soziologischen 
Studien zur Problemgruppe «Wohnbedürfnisse» des ersten FKW-Forschungsplanes. Paul 
Meyer, damals für «Metron Planungsgrundlagen» tätig, gehörte selber zur vierköpfigen 
Gruppe, die 1975 die erste Fassung des Bewertungsinstrumentes in der «Schriftenreihe 
Wohnungsbau» publizierte.137

Eine frühere Ausgabe von «Wohnbauten im Vergleich» war bereits 1992, basierend auf 
den ersten zwölf Vergleichsobjekten, publiziert worden. In einem Artikel zum diesem ers-
ten Gesamtbericht gehen die Verfasser von der Hypothese aus, «dass im Wohnungsbau 
vorwiegend auf die wirtschaftlichen Aspekte und nur in zweiter Linie auf die Wohnquali-
tät geachtet wird.»138 Das Ergebnis des ersten Gesamtberichtes von 1992 wird auch im 
Schlussbericht im Jahr 2000 bestätigt:

«Die Studie zeigt wiederum, dass die Wohnqualität (Wohnwerte der Wohnung und 
der Wohnanlage) in keinem direkten Zusammenhang zu den Kosten pro Kubik-
meter [SIA 116/1952] stehen. Dass heisst: kostengünstiger Wohnraum mit hoher 
Wohnqualität kann durch eine Optimierung des Gebäudetyps, der Grundrisse, der 
Konstruktion und des Ausbaustandards erzielt werden.»139

Die Bedeutung der Konstruktion für die Baukosten wird generell relativiert und festgestellt: 

«Allerdings ist – mit Ausnahme der Sichtbeton-Konstruktionen – die Material- und 
Konstruktionswahl wenig entscheidend bezüglich der Kosten. Meist ist das Raum-
programm bzw. die optimierte Grundrissdisposition für tiefe Kosten verantwort-
lich.»140 
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In Bezug auf die Datengrundlagen ergeben sich ähnlich Erfahrungen wie bei Kunz141:

«(...) Dabei zeigte sich, dass viele Bauten dokumentarisch unzureichend aufberei-
tet werden. Es fehlten teilweise konstruktive Details und Revisionspläne, Flächen- 
und Volumenangaben sowie vor allem teuerungsbereinigte Schlussabrechnungen. 
Unser Aufwand für die vergleichende Darstellung war dadurch beträchtlich. Um 
ihn zu reduzieren, werden die Siedlungen seit Objektband 21 – im Rahmen von 
 Diplom-Wahlfacharbeiten – von Studierenden der Architekturabteilung der ETHZ 
analysiert und von Mitarbeitern unserer Professur [Prof. P. Meyer–Meierling] redi-
giert bzw. überarbeitet.»142

In der Studie werden ausserdem verschiedene Kostenkenngrössen wie beispielsweise die 
Erstellungskosten BKP 1–5  pro m3 Rauminhalt (SIA 116/1952), pro m2 Hauptnutzfläche 
(SIA 416/1993) und pro Person (PHH nach WBS) gebildet und dargestellt, jedoch nicht wei-
ter analysiert. 

2.3.6 Ein Benchmark für die Erstellungskosten im Wohnungsbau

Noch vor dem Schlussbericht «Wohnbauten im Vergleich», jedoch auf dieser Studie basie-
rend erscheint 1998 eine weitere Publikation des ETH-Lehrstuhls für Architektur und Bau-
realisation unter dem Titel «Baukosten – Kennzahlensystem». Nebst Kostenrichtwerten 
für die Bauwerkserhaltung werden darin insbesondere auch «Bestwerte (Benchmarks)» 
für verschiedene Baukategorien im Bereich Neubau definiert. 143 Die Verwendbarkeit dieser 
Benchmarks wird wie folgt dargestellt: 

«Der Benchmark ist keine Methode zur Ermittlung von Kosten eines bestimmten 
Projektes, sondern eine Methode zur Budgetierung und Zielformulierung. Mit ihr 
lassen sich die voraussichtlichen, minimalen Baukosten (unter Berücksichtigung 
der Randbedingungen und im Vergleich zu den Referenzobjekten) darstellen.»144

Meyer-Meierling, der vor seiner Berufung an die ETH als Bauherrenvertreter des Kantons 
Zürich den Bau des Universitätscampus Irchel geleitet hatte, verfolgt mit dieser Publika-
tion das Ziel, die Kompetenz von (Laien-)Bauherren bei der Budgetierung und Zielformu-
lierung zu stärken145. Für Wohnbauten werden die Erstellungskosten BKP 1–5 auf die 
Hauptnutzfläche HNF nach SIA 416/1993 bezogen. Gestützt auf die Studie «Wohnbauten 
im Vergleich», wird zum damaligen Zeitpunkt ein Benchmark von Fr. 2'700/m2 HNF für den 
Bereich Wohnungsbau ermittelt. Die Kosten für die zu einer Wohnüberbauung gehörenden 
Parkiermöglichkeiten sowie für allfällige «Extras» sind in dieser Zahl nicht enthalten. Die 
heute üblichen Preise im Wohnungsbau liegen infolge der allgemeinen Bauteuerung sowie 
gestiegener Anforderungen erheblich über dem 1998 definierten Benchmark146.

Mit demselben Titel «Baukosten–Kennzahlensystem» erscheint 1999 auch die Software 
BKKS147. Basierend auf einer Datenbank mit mehr als 70 Objekten liefert sie für Fachleute 
und Laien ein Werkzeug zur Zieldefinition von Baukosten in einer frühen Phase. Unter dem 
Begriff «Benchmarking» ermöglicht die Software detaillierte Kostenvergleiche zur Opti-
mierung von Baumassnahmen. Dazu ist in der Kurzanleitung zu lesen:

«Benchmark; Referenzpunkt, -grösse einer gemessenen Leistung. Benchmarking, 
Prozess der Identifizierung von Benchmarks durch den Vergleich und die Erkennt-
nis der Praktiken, die einen befähigen, einen neuen Benchmark zu setzen.(...)

Die flexiblen Einsatzmöglichkeiten dieses Instruments zum Aufzeigen der Opti-
mierungsmöglichkeiten von Baumassnahmen bis hin zur Entscheidungsunter-
stützung in Fragen der strategischen Ausrichtung von Bauvorhaben machen das 
Benchmarking so erfolgreich.»148

Der Benchmark, definiert als Erstellungskosten pro Hauptnutzfläche (BKP 1–5/m2 HNF) 
fällt in der Wohnbauindustrie auf fruchtbaren Boden. Die neue Kenngrösse, nicht mehr als 
Arbeitsinstrument für Planer, sondern per Definition zur Stärkung der Kompetenz des Bau-
herrn gedacht, wird schnell über die Fachwelt hinaus wahrgenommen. In welcher Weise 
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die beabsichtigte «Methode zur Budgetierung und Zielformulierung»149 wahrgenommen 
wird, zeigt ein Artikel in der Beilage «Akonto» des «Tages-Anzeigers» vom 19. März 1999. 
Er beginnt mit den Worten:

«Mit neuen Kennzahlen soll dem Wildwuchs bei Flächen und Quadratmeterprei-
sen Einhalt geboten werden. Wer Immobilien ganz gezielt nach dem Preis-Leis-
tungs-Verhältnis vergleichen will, hat hohe Hürden zu überwinden. (...)»150. 

Diesem Zweck entsprechend wird der Benchmark und seine Definition in den folgenden 
Paragraphen vorgestellt: 

«Als aussagekräftige Kennzahl für Vergleichszwecke kommt in der Schweiz daher 
am ehesten die Hauptnutzfläche (HNF gemäss SIA 416) in Frage.»151 

Wohl wird darauf hingewiesen, dass diese Kenngrösse nichts über die Qualität des Wohn-
objektes aussagt, und es werden verschiedene Kostenfaktoren wie Ausbaustandard oder 
Anteil an Kleinwohnungen erwähnt. Auch die kritische Frage von Architekten, «bis zu wel-
chem Grad Kostenvergleiche und Benchmarking wie in anderen Bereichen der Wirtschaft 
wirklich Sinn machen»152, wird thematisiert und auf die Gefahr hingewiesen, «Verkehrs- 
und Nebenflächen möglichst knapp zu bemessen, um einen tiefen Quadratmeterpreis 
[Benchmark-Preis] aufzuweisen»153. 

2.3.7 Zusammenfassung und Kommentare zum Ende des 20. Jahrhunderts

Im Zeitraum von ca. 1975 bis 2000 sind im schweizerischen Wohnungsbau wiederum Ent-
wicklungen an verschiedenen Fronten zu erkennen. 

Mit dem Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetz WEG stehen 1975 die gesetzlichen 
Grundlagen für eine dauerhafte Förderung des Wohnungsbaus sowie der Wohnbaufor-
schung durch den Bund bereit. Allerdings liegt die Periode der grössten baulichen Expan-
sion in der Schweiz bereits mehr als ein Jahrzehnt zurück. Nach der Erdölkrise von 1973 
sind die Bevölkerungszahlen in der Schweiz gar rückläufig154. Die Folgen des einsetzenden 
Strukturwandels sind dagegen noch nicht erkennbar. 

Ungeachtet dessen verfügt der Bund zu diesem Zeitpunkt über ein kluges, auf die hohen 
Hypothekarzinsen jener Zeit ausgerichtetes Instrument zur Förderung des Wohnungs-
baus. 

statt auf subjekthilfe abzustützen oder eine Minimierung der Wohnbaukosten 
anzustreben, werden knappe, aber realistische Kostenlimiten für die Erstellung 
von Wohnraum im Bezug auf eine bestimmte Haushaltgrösse (PHH) definiert. 
Die Vergabe an Darlehen wird zudem an quantitative und qualitative Mindestan-
forderungen geknüpft. Diese Konstellation führt bei den Wohnbauprojekten 
nicht zu einem Kostenwettbewerb, sondern zu einem Qualitätswettbewerb mit 
positiven Auswirkungen auf Wohnkonzepte und Wohntypologien.

In Bezug auf die Normierung von Kennzahlen und deren Publikation zeichnet sich im letz-
ten Viertel des 20. Jahrhunderts eine Abkehr von der reinen Verwendung zum Zweck der 
Grobkostenschätzung ab. Während die «Normalien für kubische Berechnungen von Hoch-
bauten – SIA 116»155 ausschliesslich diesem Ziel dienen, wird 1975 mit der «Empfehlung 
SIA 416 – Geschossflächen und Rauminhalte von Bauten» eine allgemeine Form von Kenn-
zahlen zur «Ermittlung von Daten aller Art» vorgestellt.156 

Auch bei der Publikation von Kennzahlen macht sich diese Ausweitung des Anwendungs-
zwecks mit der ab 1982 in der Zeitschrift Werk, Bauen + Wohnen erscheinenden Beilage 
Werk-Material157 bemerkbar. Während die «Schweizer Baudokumentation» noch, wie ihr 
Vorgänger, der «Schweizer Baukatalog», Kubikmeterpreise ausschliesslich als Erfah-
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rungswerte im Sinne der SIA 116 veröffentlicht, wird bei der Einführung des Werk-Materials 
eine Vergleichbarkeit der Daten eingeräumt und angestrebt.158 Der Vergleich von Kennzah-
len wird mit der zwischen 1980 und 1995 laufenden Studie «Wohnbauten im Vergleich»159 
vom ETH-Lehrstuhl für Architektur und Baurealisation in die Tat umgesetzt. Dieselbe In-
stitution definiert 1998, kurz vor Ende des 20. Jahrhunderts, eine neue, nicht auf dem 
Kubikmeterpreis basierende Kostenkenngrösse, die als «Benchmark» präsentiert wird.160 
Da nicht mehr als Arbeitsinstrument für den Planer gedacht, wird mit dem «Benchmark» 
in Bezug auf die Verwendung von Kostenkennzahlen eine Grenze überschritten. Statt als 
Instrument zu Budgetierung und Definition von Kostenvorgaben (vergleiche Wohnbauför-
derung des WEG) für Bauherren wird der «Benchmark» als Massstab für ein Preis-Leis-
tungs-Verhältnis wahrgenommen161 – eine Vorstellung, die sich in den folgenden Jahren 
etabliert.

Mit dem Benchmark dürfte somit genau die Vorrangigkeit wirtschaftlicher As-
pekte vor der Wohnqualität institutionalisiert worden sein, der die vorangehen-
de studie «Wohnbauten im Vergleich» entgegenwirken wollte.

2.4 Restrukturierungen im 21. Jahrhundert

Das Platzen der Immobilienblase Anfang der 1990er–Jahre führt zu wesentlichen Verän-
derungen im schweizerischen Bauwesen. Deregulierungsprozesse bewirken strukturelle 
Anpassungen in der ganzen Branche.162 Die Preise des Baugewerbes geraten stark unter 
Druck. Der Zürcher Index für Wohnbaupreise sinkt von 120,4 Punkten am 1. April 1991 auf 
111,4 Punkte im Jahr 1998.163 Auch die Honorare der Planer, namentlich deren Abhängig-
keit von der Bausumme und die Publikation von Honorartarifen durch den SIA, werden als 
nicht mehr zeitgemäss kritisiert. Im selben Zeitraum verbreitet sich die Digitalisierung der 
Arbeitsprozesse in Planung, Ausführung und Bewirtschaftung rasant. Zur selben Zeit sinkt 
auch der durchschnittliche Hypothekarzins von 7% im Jahr 1992 auf 4% im Jahr 1998 
und in den folgenden Jahren weiter auf 3% im Jahr 2006164 (Referenz-Zinssatz aktuell 
1,75%/2015).

Vor diesem Hintergrund schildert das folgende Kapitel die jüngsten Ereignisse bezüglich 
der Forschung im Hinblick auf die Kosten und die Entwicklung von Kennzahlen. Es veran-
schaulicht damit den gegenwärtigen Stand der Dinge.

2.4.1 Durchlässigkeit von der Planung zur Bewirtschaftung

Im Jahre 2003 wird die «Norm SIA 416/1993 – Flächen und Volumen von Gebäuden und 
Anlagen» nach zehnjährigem Bestehen überarbeitet und als «Norm SIA 416/2003 – Flä-
chen und Volumen von Gebäuden» neu aufgelegt. Gleichzeitig werden die «Normalien für 
kubische Berechnungen von Hochbauten – SIA 116/1952» ausser Kraft gesetzt. In Bezug 
auf die Schätzung von Baukosten ist im Vorwort der neuen Norm SIA 416/2003 wie schon 
bei der Ausgabe von 1993 zu lesen:

«Die vorliegende Norm ist keine Methode der Kostenermittlung. Solche Methoden 
sind anderweitig festgelegt. Dagegen werden nach Norm SIA 416 ermittelte Flächen 
und Volumen u.a. bei Kostenermittlungen nach solchen Methoden zur Anwendung 
gelangen. Da die vier kostenbeeinflussenden Faktoren Quantität, Form, Qualität 
und Komplexität (z.B. Installationsgrad) in neueren Kostenermittlungsmethoden 
nicht mehr über Zuschläge und Abzüge berücksichtigt werden, können Flächen 
und Volumen auch für Zwecke der Kostenermittlung rein geometrisch erfasst wer-
den, wie das auch für andere Anwendungszwecke üblich ist. Auf dieser Überlegung 
beruht die vorliegende Norm SIA 416.» 165

In der gesamten Norm wird nicht mehr weiter darauf eingegangen, auf welche Methoden 
zur Kostenermittlung hier verwiesen wird und wo diese festgelegt sind. Dagegen ist ein 
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Verweis auf ein anderes Werk, die «Dokumentation d0165 – Kennzahlen im Immobilien-
management»166, zu finden167, das drei Jahre zuvor (2000) gemeinsam durch den Ver-
band der Immobilien-Treuhänder SVIT und den Schweizerischen Ingenieur-und Architekten-
verein SIA herausgegeben wurde. In der Einleitung desselben steht:

«Kennzahlen bilden eine wichtige Informationsbasis für die Führungsprozesse 
einer Unternehmung. (...) Kennzahlen sind aber nicht nur wichtig, um innerhalb 
einer Unternehmung die Entwicklungen zu prognostizieren, sondern auch um mit-
tels Benchmarking Vergleiche mit anderen Organisationen zu ermöglichen. (...) Ein 
solcher Erfahrungsaustausch kann nur stattfinden, wenn die gleichen Kennzahlen 
gleich definiert und auf der gleichen Grundlage ermittelt werden. (...) Einer klaren 
Definition der Grundlagen ist daher eine umso grössere Bedeutung beizumessen.
(...)

Unter der Federführung der Interessengemeinschaft privater und professioneller 
Bauherren (IPB) haben sich verschiedene Verbände (VIV, SIA, SVIT, USPI, SHEV, BWO, 
VZI, KBOB und ETH-Rat) dieser Problemstellung angenommen und eine verbindli-
che Grundlage geschaffen.»168

Die Kennzahlen der Dokumentation d0165 sind entsprechend den Bedürfnissen der Im-
mobilienwirtschaft auf die Investitionskosten einerseits und auf Miet-, Überwachungs- 
und Unterhaltskosten andererseits ausgerichtet. Diese beziehen sich jeweils auf die 
Flächeneinheit m2 von beispielsweise vermietbaren Wohn-, Arbeits- und Gewerbeflächen 
(VWAGF) oder Geschossflächen (GF). Die Dokumentation, die nicht den Status einer Norm 
aufweist, stützt sich in Bezug auf Flächen- und Volumendefinitionen weitgehend auf die 
«Norm SIA 416/1993 – Flächen und Volumen von Gebäuden und Anlagen»169. Eine funkti-
onale Gliederung nach Nutzungskategorien erfolgt in Anlehnung an die deutsche «DIN 277 
– Grundflächen und Rauminhalte von Bauwerken im Hochbau»170. 

Ein Jahr nach der «Dokumentation d0165 – Kennzahlen im Immobilienmanagement» er-
scheint im Jahre 2001 auch die neue «Ordnung SIA 112 – Leistungsmodell». Dieses ist, 
«aufgrund neuer Marktbedürfnisse»171, auf die Abstimmung der Planerleistungen und 
Honorarordnungen von Architekten, Ingenieuren und Raumplanern ausgerichtet. Insbe-
sondere verfolgt das Leistungsmodell aber auch eine Betrachtung aller Planungs- und Be-
wirtschaftungsleistungen «von der ersten Idee über die Projektierung und Ausführung bis 
zum Betrieb und der Erhaltung»172. Wie bei der «Dokumentation d0165 – Kennzahlen im 
Immobilienmanagement»173 wird eine Durchlässigkeit von der Planung zur Bewirtschaf-
tung von Immobilien über den gesamten Lebenszyklus hinweg angestrebt.174

2.4.2  Baukostenplanung in frühen Projektphasen

Im Jahr 2003 wird schliesslich auch die «SIA 102 – Ordnung für Leistungen und Hono-
rare der Architektinnen und Architekten» dem neuen Leistungsmodell SIA 112/2001 ange-
passt. Diese sieht eine gravierende Änderung im Bezug auf die Grobschätzung der Baukos-
ten auf Stufe Vorprojekt vor – dieselbe Grobschätzung der Baukosten derentwegen einst 
die ersten Kostenkennzahlen im Schweizer Baukatalog von 1932 publiziert worden waren. 

Um ihre finanziellen Risiken zu reduzieren, erwarten Bauherren und Investoren nach dem 
Platzen der Immobilienblase Anfang der 1990er-Jahre genauere Kostenprognosen als die 
±25% einer «Grobkostenschätzung», die gemäss der SIA 102/1984 für Vorprojekte zum 
damaligen Zeitpunkt gelten.175 

Die revidierte «Ordnung für Leistungen und Honorare der Architektinnen und Architek-
ten – SIA 102/2003» verlangt schliesslich auf Stufe Vorprojekt (Phase 31) neu eine «Kos-
tenschätzung» mit einem «Genauigkeitsgrad mangels anderer Vereinbarungen» von 
±15%, nach wie vor jedoch aufgrund von kubischen und Flächenberechnungen.176 Dies 
entspricht fast einer Halbierung der Prognosetoleranz, ohne dass diese durch eine höhere 
Detaillierung der Projektdefinition oder eine Anpassungen der methodischen Vorgaben zu 
rechtfertigen wäre. 
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Es ist fraglich, ob eine solche Genauigkeit auf der Basis eines Kubikmeter- (Fr./m3 GV) oder 
eines Quadratmeterpreises (Fr./m2 GF) realistisch ist oder ob sie eine Methodik erfordert, 
die auf einer detaillierten Kalkulation nach Bauelementen beruht. Eine solche Kostenschät-
zung kommt einem vollwertigen Kostenvoranschlag nahe und ist wesentlich aufwändiger 
als die in der SIA 102/2003 genannten Verfahren. Kleinere Planungsbüros dürften kaum 
über das notwendige Datenmaterial verfügen. Die Verfeinerung des Kalkulationsmodelles 
für die Kostenschätzung wird ausserdem nur dann die entsprechende Genauigkeit liefern, 
wenn auch das Vorprojekt im Definitionsgrad verfeinert wird, da facto also in Form eines 
Bauprojektes vorliegt. 

Es fehlt folglich Mitte des ersten Jahrzehnts an einer einheitlichen und transpa-
renten schätzungsmethode auf stufe Vorprojekt, die mit wenigen, einfach zu er-
mittelnden Kennwerten operiert und die genauigkeit von ±15% gewährleistet.

Der Versuch, eine solche Methode zu entwickeln, kommt schliesslich nicht von Architek-
tenseite, sondern aus dem ETH-Departement Bau, Umwelt und Geomatik D-BAUG. 

In «Baukostenplanung in frühen Projektphasen»177 aus dem Jahr 2007 befasst sich 
Christian Stoy mit der Schätzung von Erstellungskosten und deren hauptverantwortlichen 
Einflussfaktoren. Mit Hilfe von Regressionsanalysen werden hauptverantwortliche Kos-
tentreiber im Wohnungsbau ermittelt, um daraus eine Formel für die Grobschätzung der 
Baukosten zu erhalten. Die der Studien zugrunde liegenden Objekte stammen aus einer 
Datenbank des Baukosteninformationszentrums Deutscher Architektenkammern BKI. Es 
handelte sich dabei um 75 Wohnbauten welche zwischen 1975 und 1999 erstellt worden 
waren, die meisten davon jedoch zwischen 1977 und 1979. Nur wenige Objekte weisen 
eine Brutto-Grundfläche von mehr als 3000 m2 auf, der Median liegt lediglich bei 1054 
m2.178 Daraus lässt sich schliessen, dass es sich bei den der Studie zugrunde liegenden 
Objekten um eher kleinere Wohnbauten handelt. 

Der Datenbasis entsprechend werden die Untersuchungen gemäss den deutschen Stan-
dards für Kosten- und Flächendefinitionen durchgeführt. Als Kostenkenngrösse zur 
Schätzung von Baukosten werden die in Deutschland üblichen Herstellungskosten pro m2 
Brutto-Grundfläche (BGF) verwendet. Diese Definition entspricht nicht vollumfänglich der 
schweizerischen Definition der Gebäudekostenkosten pro Geschossfläche (BKP 2/m2 GF), 
da die deutsche Brutto-Grundfläche BGF im Gegensatz zur schweizerischen Geschossflä-
che GF sowohl innere (GF) wie auch äussere (AGF) Geschossflächen beinhaltet.179

Schliesslich werden die folgenden sechs hauptverantwortlichen Kostentreiber ermittelt:

 · Kompaktheit (Aussenwandfläche/ Brutto-Grundfläche)

 · Anzahl der Aufzüge

 · Absolute Projektgrösse

 · Bauzeit (Baubeginn bis Bauvollendung in Monaten)

 · Öffnungsanteil der Aussenwandflächen

 · Region der Erstellung180

Eine Kostenformel aus den letzteren sechs Faktoren wird aufgrund von 70 Objekten ermit-
telt. Der mittlere absolute prozentuale Fehler (MAPE) des Modells beträgt 9,6%. Anhand 
von fünf nicht zur Modellbildung herangezogenen Objekte wird das Modell stichproben-
mässig geprüft. Die Abweichungen der für diese fünf Objekte prognostizierten Herstel-
lungskosten liegt im Vergleich zu den effektiven Kosten in einem Bereich von –12% bis 
+13%.181 Der mittlere Fehler und die Stichprobenkontrolle schliessen allerdings nicht aus, 
dass einzelne Objekte mehr als die in der SIA Honorarordnung geforderten ±15%182 vom 
prognostizierten Wert abweichen. 
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2.4.3 Kostenklarheit

Nachdem die Erstellungskosten von Bauten in den ersten Jahren des 21. Jahrhunderts ein 
kaum öffentlich diskutiertes Thema sind, erscheint in der Zeitschrift «Wohnen» im Jah-
re 2008 der Artikel «Der Benchmark von 3000 Franken ist illusorisch geworden»183, ein 
Interview mit zwei Geschäftsleitungsmitgliedern einer zürcherischen Baurealisations-Fir-
ma. Grundlage dafür ist ein Vergleich der Erstellungskosten von zehn neueren Siedlun-
gen gemeinnütziger Wohnbauträger. Als Vergleichszahl diente der Benchmark BKP 1–5/
m2 HNF gemäss der oben erwähnten Publikation «Baukosten – Kennzahlensystem»184. 
Die Bandbreite der Erstellungskosten pro Hauptnutzfläche reicht von CHF 2'712 bis CHF 
3'680. Es werden keine Angaben darüber gemacht, woher das verwendete Datenmaterial 
stammt. Der Artikel enthält jedoch einige prägnante Aussagen. So ist als Kommentar zur 
Tabelle zu lesen: 

«Was auffällt: Bei den günstigsten Projekten waren Generalunternehmen be-
teiligt.»185

Darüber hinaus werden Themen diskutiert, wie die Orientierung an zum Teil überholten 
Kostenrichtwerten, das Hinter-den-Marktpreisen-Hinterherhinken von Benchmark-Richt-
werten oder die Auswirkung steigender Ansprüche und Vorgaben auf dieselben. Es wird die 
Frage aufgeworfen, ob die Orientierung an solchen Benchmarks überhaupt sinnvoll sei und 
ob diese nicht durch eine neutrale Stelle periodisch zu überprüfen wären.186

Durch eine heftig geführte Debatte um zu teure Bauten der Stadt Zürich, findet das Thema 
Baukosten Ende 2010 gar in die Schlagzeilen der Tagespresse.187 Darin wird mit «Quadrat-
meterpreisen» argumentiert und auf die Untersuchung in den oben erwähnten Zeitschrift 
«Wohnen» Bezug genommen, bei der die Siedlung Werdwies der Stadt Zürich als das 
«teuerste» der zehn untersuchten Projekte abgeschnitten hatte188. In der Folge sieht sich 
das Hochbaudepartement der Stadt Zürich veranlasst, drei Studien unter dem Projekttitel 
«Kostenklarheit» in Auftrag zu geben, gegliedert in die Teilbereiche Gesundheit, Betreu-
ung sowie Wohnbauten. 

Mit dem Ziel, möglichst aktuelle Wohnbauprojekte städtischer, baugenossenschaftlicher 
sowie privater Bauherren innerhalb der Stadtgrenzen von Zürich zu vergleichen, erscheint 
im April 2011 der als «Benchmarkstudie» bezeichnete «Vergleichsbericht der Erstellungs-
kosten und Kostenfaktoren von Wohnsiedlungen». In Bezug auf diese Zielsetzung stellten 
die Autoren fest:

«Unabhängig der vorliegenden privaten Projekte, welche im Vergleich leicht güns-
tiger abschneiden, konnte zwischen den vorliegenden städtischen und baugenos-
senschaftlichen Projekten eine Tendenz sichtbar gemacht werden: Der Vergleich 
der verschiedenen Kostenkennwerte, Formquotienten, Handlungsoptionen sowie 
Spannungsfelder zeigt deutlich, dass sich die städtischen sowie baugenossen-
schaftlichen Wohnbauten nur minimal voneinander unterscheiden. Bei einigen 
Vergleichen schneiden die städtischen, bei anderen die baugenossenschaftlichen 
besser ab.189» 

Gemäss den Kommentaren zu den Datengrundlagen war es offenbar kaum möglich, für 
einen repräsentativen Vergleich genügend aktuelle und realisierte Beispiele zu finden. Von 
der Stadt Zürich konnten nur zwei abgeschlossene Projekte aufgrund von Bauabrechnun-
gen analysiert werden. Für ein Projekt konnte man sich lediglich auf den Kostenvoran-
schlag, für ein anderes gar nur auf das Wettbewerbsprojekt abstützen. Bei den privat ent-
wickelten Projekten waren lediglich zwei Objekte in der Studie vertreten, da nur für diese 
die entsprechenden Kostendaten zur Verfügung standen. Einleitend zur Studie schreiben 
die Autoren ausserdem:

 «In Fachzeitschriften und Fachpublikationen werden dann auch immer wieder die 
Kosten von Wohnbauprojekten analysiert und in Form von einzelnen Benchmarks 
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ausgewertet. Bei diesen Daten sind Systemgrenzen und Datum natürlich entschei-
dend. Doch gerade hier gibt es kaum verlässliche Grundlagen. Oft bleibt es unklar, 
wie umfassend und mit welcher Genauigkeit diese Kostenermittlungen vorgenom-
men worden sind.»190

2.4.4 Der neue Baukostenplan eBKP

Die Schweizerische Zentralstelle für Baurationalisierung CRB, welche 1982 bei der Ein-
führung des Werk-Materials unterstützend mitgewirkt hatte191, lanciert im Jahr 2012 die 
neue Kostengliederung eBKP-H. Diese unterscheidet sich vom originalen Baukostenplan 
BKP dadurch, dass die Gliederung der Erstellungskosten nicht mehr nach Arbeitsgattun-
gen erfolgt, sondern nach Bauteilen. Insofern vereinigt der eBKP-H die beiden originalen 
CRB-Kostengliederungen Baukostenplan BKP und Elementkostengliederung EKG.192 

Mit dem eBKP-H erscheint auch die «OAG Objektarten-Gliederung» sowie die «OAK Objek-
tarten-Kataloge». Ähnlich der «DIN 277 – Grundflächen und Rauminhalte von Bauwerken 
im Hochbau» nennt die «OAG Objektarten-Gliederung» Objekttypen nach ihrer Nutzung 
(z.B. 1.1 Wohnen – 1.1.1 Einfamilienhaus) mit jeweils ein bis zwei Funktionseinheiten (Be-
zugsgrössen). Im Falle der Mehrfamilienhäuser wird als erste Funktionseinheit die Haupt-
nutzfläche HNF genannt und als zweite Funktionseinheit die Anzahl der Wohneinheiten.193

Der «OAK Objektarten-Katalog – Kennwerte im Wohnungsbau»194 besteht dagegen aus 
einer Sammlung von 12 Wohnbauten mit ihren Kosten-, Mengen- und Energiekennwer-
ten, welche im «OAK Objektarten-Katalog – Wohnbauten im Vergleich»195 sehr detailliert 
mit einander verglichen werden. Die Quadratmeter- und Kubikmeterpreise sind in dieser 
Sammlung aufgrund der neuen Kostengliederung gemäss eBKP-H und der Volumenbe-
rechnung gemäss SIA 416/2003 definiert. 

Als drittes Werk in der Reihe figuriert der auf die neue Baukostengliederung eBKP-H ab-
gestimmte «EAK Elementarten-Katalog – Kostenkennwerte». Es handelt sich um eine 
Sammlung von Elementarten unter Angabe von Richtpreisen. Im dessen Vorwort ist zu 
lesen:

Die beiden Normen SN 506 511 Baukostenplan Hochbau sowie SN 506 512 Baukos-
tenplan Tiefbau tragen den aktuellen Anforderungen an die Kostenplanung Rech-
nung. Sie regeln die Verständigung aller an der Kostenplanung Beteiligten, indem 
sie eine normierte Kostenstruktur mit einheitlichen Bezeichnungen und Bezugs-
grössen definieren. Die beiden Normen bilden die Grundlage einer durchgängigen 
Kostenplanung. Ergänzt durch die Elementarten sowie den etablierten Normposi-
tionen-Katalog NPK steht dem Anwender nun ein durchgängiges System von stan-
dardisierten Arbeitsmitteln zur Verfügung, welches einen transparenten Informati-
onsfluss von der strategischen Planung bis zur Bewirtschaftung sicherstellt.

In Zusammenarbeit mit verschiedenen Partnern und ausgewiesenen Fachleuten 
im Bereich Kostenplanung hat die CRB für alle Phasen der Planung Kennwerte 
erarbeitet. Diese können über die Plattform CRB-Online in digitaler Form bezogen 
werden.196

Das neuen Instrumentarium des CRB kann als die bereits 1993 in der «Norm 
sIA 416/2003 – Flächen und Volumen von gebäuden und Anlagen»197 erwähnte, 
aber nicht näher bezeichnete Methode zur Kostenschätzung verstanden wer-
den.

2.4.5 günstiger Mietwohnungsbau ist möglich

Eine weitere Forschungsstudie mit dem Bundesamt für Wohnungswesen BWO als Mit-
herausgeber erscheint 2012 unter dem Titel «'Günstiger' Mietwohnungsbau ist möglich». 
Ausgehend von den erheblichen Mietpreissteigerungen an zentralen Lagen wird die Frage 

190. b+p baurealisation ag 2012, 
Seite 5–6

191. Vgl. Werk-Material – Eine Bauten-
dokumentation 1982

192. CRB 2012

193. CRB 2011

194. CRB 2012

195. CRB 2011

196. CRB 2011, Vorwort

197. SIA 1993
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gestellt, ob es an solchen Orten mit geeigneten Massnahmen möglich ist, Neubauwoh-
nungen mit «günstigen» Mietzinsen zu erstellen. Auf der Basis eines «gängigen» reali-
sierten Wohnbauprojektes wird der dort erzielte Mietertrag als Zielgrösse für ein «güns-
tiges» Mustermehrfamilienhaus definiert. Es werden anschliessend die zu erwartenden 
Mietpreise für Wohnungen errechnet, die mit Massnahmen wie Reduktion der Wohnfläche, 
der Sanitär- und Küchenausstattung und der Oberflächen konzipiert wurden.198 

Erstmals seit den 50er-Jahren wird somit das Erreichen günstiger Wohnungsmieten ver-
folgt. Die Berechnungen führen zum Ergebnis, dass eine Mietzinsreduktion von bis zu 37% 
pro Wohneinheit erreicht werden kann. Während eine 4½-Zimmer–Wohnung im «gängi-
gen» Projekt eine Fläche von 117 m2 und einen Mietpreis inkl. von 3010 Fr./Mt. aufweist, 
ist sie im «günstigen» Mustermehrfamilienhaus lediglich 84 m2 gross und kostet in der 
reduziertesten Variante 1973 Fr./Mt. In der Schlussbemerkung werden die erforderlichen 
Massnahmen wie folgt zusammengefasst:

«Zur Reduktion der notwendigen Mieten an zentralen Standorten bestehen zwei Hebel:

 · Erstens: Wohnflächen reduzieren, womit sich die 'Stückmiete' pro Wohnung senken 
lässt. 

 · Zweitens: Die 'Herstellungskosten' pro m2 Wohnfläche vermindern. Selbst in Zeiten ho-
hen Kostenbewusstseins liessen sich die Kosten u.a. mit folgenden Massnahmen sen-
ken: 

 · Erhöhung der Flächeneffizienz, d. h. Maximierung des Wohnflächenanteils an der 
gesamten gebauten Fläche

 · Reduktion von Ausrüstung und Materialisierung sowie 

 · Nutzung von Skaleneffekten durch Standardisierung von Bauteilen und der Pro-
jektgrösse.»199

2.4.6 Zusammenfassung und Kommentare zu den Restrukturierungen im 21. Jahr-
hundert

Der Beginn des neuen Jahrtausends präsentiert sich in Bezug auf die Definition und die 
Verwendung von Kennzahlen weitgehend als eine Fortsetzung der Entwicklungen des 
ausgehenden 20. Jahrhunderts. Dies betrifft einerseits die Veränderungen bei der Kos-
tenermittlung in der Vorprojektphase und andererseits die zunehmende Tendenz zum 
Vergleich von Kosten- und anderen Kennzahlen. In dieser Periode treten mit Repräsentan-
ten professioneller Bauherrschaften sowie der Immobilienwirtschaft neue, tonangebende 
Akteure auf. Die Entwicklungen stehen neu im Zeichen einer Durchlässigkeit der struk-
turen über den gesamten Lebenszyklus einer Immobilie. Diese Durchlässigkeit betrifft 
sowohl die Vereinheitlichung der Kennzahlen von der strategischen Planung bis zur Be-
wirtschaftung als auch die Abstimmung der Leistungsdefinitionen aller Leistungsnehmer 
und Leistungsphasen.

In der Folge werden verschiedene Normen des SIA im ersten Jahrzehnt dahingehend revi-
diert. Der Ablauf dieser schrittweisen Revision lässt sich wie folgt nachzeichnen:

 · 2001: «Dokumentation d0165 – Kennzahlen im Immobilienmanagement»200 – unter 
der Federführung der Interessengemeinschaft privater und professioneller Bauherren 
(IPB) erarbeitet, auf der «Norm SIA 416/1993 – Flächen und Volumen von Gebäuden 
und Anlagen» aufbauend und vom Verband der Immobilien-Treuhänder SVIT und dem 
Schweizerischen Ingenieur-und Architektenverein SIA gemeinsam herausgegeben.

 · 2001: «Ordnung SIA 112 – Leistungsmodell» – aufgrund neuer Marktbedürfnisse201 
auf die Abstimmung der Planerleistungen und Honorarordnungen von Architekten, In-
genieuren und Raumplanern ausgerichtet und alle Leistungen von der strategischen 
Planung bis zur Bewirtschaftung umfassend.

198. Fahrländer et al. 2012, Seiten 7–8

199. Fahrländer et al. 2012, Seite 20

200. SVIT und SIA 2000

201. SIA 2001
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 · 2003: «Norm SIA 416 – Flächen und Volumen von Gebäuden«202 – ersetzt die «Norm 
SIA 416/1993 – Flächen und Volumen von Gebäuden und Anlagen», die «Normalien für 
kubische Berechnungen von Hochbauten – SIA 116»203 werden gleichzeitig ausser Kraft 
gesetzt. 

 · 2003: «Ordnung für Leistungen und Honorare der Architektinnen und Architekten – SIA 
102/2003»204 – als Anpassung an die SIA 112/2001. Die Revision sieht auf Stufe Vor-
projekt statt wie bis anhin einer Grobkostenschätzung mit einer Genauigkeit von ±25% 
neu eine Kostenschätzung von ±15% vor, nach wie vor aufgrund von kubischen und 
Flächenberechnungen.

Dieser Prozess hat nicht zuletzt Auswirkungen auf die seit nahezu 100 Jahren ange-
wandte Grobschätzung von Baukosten. Diese verliert ihre Bedeutung und wird infolge 
der  Ausserkraftsetzung der SIA 116/1952205 im Jahre 2003 faktisch abgeschafft. Die er-
setzende «Norm SIA 416/2003 – Flächen und Volumen von Gebäuden«206 versteht sich, 
wie schon die Ausgabe von 1993, wiederum nicht als Instrument zur Kostenermittlung. 
Stattdessen wird für diesen Zweck auf anderweitige Methoden verwiesen, die jedoch nicht 
näher bezeichnet werden. Darüber hinaus wird in der revidierten Honorarordnung für Ar-
chitekten SIA 102/2003 im selben Jahr die geforderte Genauigkeit für eine Kostenschät-
zung auf Stufe Vorprojekt von ±25% auf ±15% (mangels anderer Vereinbarungen) erhöht. 

Es fehlt folglich ab dem Jahr 2003 eine offiziell gültige Methode für die neue 
Kostenschätzung auf stufe Vorprojekt. Das Potenzial für eine solche birgt die 
von stoy (z.T. mit schalcher und Polalis) im Jahr 2007 publizierte, auf einem 
hedonischen Modell basierenden grobkostenschätzung207. Diese Methode 
wird jedoch nicht weiterentwickelt. stattdessen lanciert die schweizerische 
Zentralstelle für Baurationalisierung CRB im Jahr 2012 mit dem neuen, nach 
Elementen strukturierten Baukostenplan eBKP-H und den im Elementartenka-
talog EAK enthaltenen Kostenkennzahlen ein auf der Bauteilmethode basie-
rendes und auf Durchlässigkeit der Kennzahlen ausgerichtetes Instrument zur 
Kostenschätzung. Dieses weist wohl eine höhere genauigkeit auf als die alte 
grobschätzung nach Kubikmeterpreis. Es basiert mit der angewendeten Ele-
mentkostenschätzung aber nicht nur auf einer verfeinerten und somit aufwän-
digeren Methodik, es erfordert konsequenterweise auch eine entsprechend 
höhere Projektdefinition.

Eine weitere Publikation der CRB, der «Objektarten-Katalog OAK – Kennwerte im Woh-
nungsbau», stellt verschiedene Kennzahlen von Wohnbauten bis zum Detaillierungsgrad 
von Bauteilen (1. und 2. Ebene) zu Vergleich dar208.

Waren Kostenvergleiche im Wohnungsbau bis weit ins 20. Jahrhundert hinein 
ausschliesslich auf die ultimative Zielgrösse – die Miete – ausgerichtet, so wer-
den später anhand von Kubikmeterpreisen und des «Benchmarks» schliess-
lich Baukosten bezüglich einer Flächeneinheit verglichen. Das im Jahr 2012 
lancierte Instrumentarium der CRB, welches nun den Vergleich einzelner Ele-
mentkosten ermöglicht, kann als weiterer schritt in dieser Entwicklung inter-
pretiert werden. 

Welchen Lauf Vergleiche von Kostenkennzahlen im Wohnungsbau nehmen können, lässt 
sich ausgehend von dem im Jahre 1998 definierten «Benchmark»209 nachzeichnen:

 · 1998: «Baukosten – Kennzahlensystem» – mit den auf die Hauptnutzfläche HNF bezo-
genen Erstellungskosten (BKP 1–5 /m2 HNF) wird eine neue Kostenkennzahl gebildet, 
um die Kompetenz von (Laien-)Bauherren bei der Budgetierung und Zielformulierung zu 

202. SIA 2003

203. SIA 1952

204. SIA 2003

205. SIA 1952

206. SIA 2003

207. Stoy 2007

208. CRB 2012

209. Meyer-Meierling, Christen und 
Hüttenmoser1998
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stärken. Gleichzeitig wird aus dieser Kostenzahl ein «Benchmark» für den Wohnungs-
bau definiert.210

 · 1999: «Klarere Massstäbe für Immobilien gefordert», Beilage «Akonto» des «Tages- 
Anzeigers» – der Benchmark wird als Massstab für ein Preis-Leistungs-Verhältnis im 
Wohnungsbau wahrgenommen211.

 · 2008: «Der Benchmark von 3000 Franken ist illusorisch geworden»212, Artikel in der 
Zeitschrift «Wohnen» – Vergleich der Erstellungskosten von zehn Wohnsiedlungen. Als 
Vergleichszahl diente der «Benchmark» BKP 1–5/m2 HNF gemäss der oben erwähnten 
Publikation. Ein Wohnbauprojekt der Stadt Zürich schneidet als teuerstes der zehn Pro-
jekte ab. Die Herkunft und Genauigkeit des Zahlenmaterials ist fraglich. Generell wird die 
Sinnhaftigkeit solcher Benchmarkvergleiche in Frage gestellt.

 · 2010: Debatte um zu teure Bauten der Stadt Zürich in der Neuen Zürcher Zeitung213 – 
die Argumentation bezieht sich unter anderem auf den oben erwähnten Benchmarkver-
gleich in der Zeitschrift «Wohnen»214.

 · 2011: Studie «Kostenklarheit» der Stadt Zürich – in dem als «Benchmarkstudie» be-
zeichneten «Vergleichsbericht der Erstellungskosten und Kostenfaktoren von Wohn-
siedlungen»215 wird die Genauigkeit der Kostendaten in Frage gestellt.

Der umgang mit vergleichenden Kennzahlen, der durch den «Benchmark» aus-
gelöst wurde und in einer in der Tagespresse geführten, wenig aufschlussrei-
chen Debatte mündete, setzt gewisse Fragezeichen hinter diese Entwicklung. 

Mit «Günstiger Mietwohnungsbau ist möglich» erscheint 2012 dagegen eine Studie in 
Bezug zum «kostengünstigen Wohnungsbau», die sich erstmals seit den 1960er-Jahren 
nicht nur mit den Erstellungskosten, sondern mit der Frage der Mieten für bestimmte 
funktionale Wohneinheiten befasst. Allerdings wird auch hier der Bau als einzige Varia-
ble betrachtet, während andere Faktoren wie Landpreise und Renditen als gegeben vor-
ausgesetzt werden.

2.5  Zusammenfassung des geschichtlichen überblicks und der Literatur

Mit einem geschichtlichen Abriss wurden, ohne Anspruch auf Vollständigkeit, die im Hin-
blick auf den «kostengünstigen Wohnungsbau» relevanten Ereignisse der vergangenen 
ca. 100 Jahre nachgezeichnet. 

Ein Hauptaugenmerk gilt in diesem Zusammenhang den Kostenkennzahlen, da 
erst sie den Begriff «kostengünstig» zum einem fassbaren gegenstand der un-
tersuchung machen. 

Die folgende Zusammenfassung gewährt einen Überblick über die für den weiteren Verlauf 
dieser Arbeit relevanten Themen.

Die Ereignisse in Bezug auf den Thema «kostengünstiger Wohnungsbau in der Schweiz», 
lassen Entwicklungen an verschiedenen Fronten erkennen, welche eng miteinander in Be-
ziehung stehen. Es sind dies:

 · der steigende Bedarf an Wohnraum

 · die Bestrebungen zur Förderung der Wohnraumproduktion

 · die (Wohn-) Bauforschung

 · die Normierung und Publikation von (Kosten-)Kennzahlen

210. Meyer-Meierling, Christen und 
Hüttenmoser1998, Seiten 2–8

211. Zulliger 1999

212. Liechti, Schmalz und Zwick 2008

213. Troxler, Die Baukosten sind ein 
Dauerbrenner 2010

214. Troxler, Warum die Stadt Zürich 
so teuer baut 2010

215. b+p baurealisation ag 2012
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Bei diesen Entwicklungen lassen sich folgende Phasen und Wendepunkte erkennen:

I Zwischen- und Nachkriegszeit ca. 1918–1973: quantitative Wachstumsperiode 
 ca. 1918–1939: Zwischenkriegszeit / Bewegung des «Neuen Bauens»
 ca. 1943–1959: Hochkonjunkturjahre mit starkem quantitativem Wachstum
 ca. 1960–1973: Verlangsamung des quantitativen Wachstums / Stadt-Land-Verlagerung

 –> Wendepunkt: Erdölkrise 1973

II Übergangsperiode ca. 1973–1993: Wechsel von quantitativem zu qualitativem Wachstum

 –> Wendepunkt: Platzen der Immobilienblase 1992/93

III Restrukturierungsphase ca. 1993 bis heute

2.5.1 Wohnbauförderung und (Wohn-)Bauforschung

Der Rückblick über die Ereignisse des 20. Jahrhunderts lässt enge Zusammenhänge zwi-
schen der Wohnbauförderung und der (Wohn-)Bauforschung erkennen. Beides erwächst 
aus einem ungedeckten Bedarf an Wohnraum. 

Auf die mangelnde Produktion an Wohnraum reagiert der Bund in der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts mit «Arbeitsbeschaffungsprogrammen». Im selben Zeitraum liegen die 
Bestrebungen zur «Rationalisierung des Bauens» in den Händen der «Praktiker» und ih-
rer Berufsverbände – des Schweizerischen Ingenieur– und Architektenvereins SIA sowie 
des Bunds Schweizer Architekten BSA. 

Während die europäischen Bestrebungen zur «Rationalisierung des Bauens» 
stark auf eine standardisierung und Industrialisierung des Bauens ausgerich-
tet sind (Wohnungstypen, Prozesse, Konstruktionsmethoden) und in mancher-
lei Hinsicht einen forschenden Charakter aufweisen, beschränken sich diese in 
der schweiz fast ausschliesslich auf die Normierung und die Entwicklung von 
Arbeitsinstrumenten für die Planungspraxis (grobkostenschätzung, Organisa-
tion von Prospektmaterial). 

Nach der Sistierung der Ankurbelungsprogramme des Bundes im Jahre 1950 hält die 
Wohnbauproduktion mit dem weiterhin steigenden Bedarf an Wohnraum während der 
Hochkonjunkturjahre nicht Schritt. In der Folge markiert die Gründung der Eidgenössi-
schen Wohnungsbaukommission im 1958 einen Wendepunkt. 

Nebst der reinen Produktionsankurbelung in Form der Investitionsförderung 
wird fortan auch die Bauforschung als Beitrag zur Produktionssteigerung be-
trachtet.216 Erst 1965 erhält dieser Auftrag mit dem «Bundesgesetz über Mass-
nahmen zur Förderung des Wohnungsbaues» eine gesetzliche grundlage. Aus 
dem Forschungsplan der neu eingesetzten Forschungskommission Wohnungs-
bau (FKW)217 von 1967 lässt sich schliessen, dass die Forschung im Dienste 
der Baurationalisierung nicht mehr nur eine steigerung der Produktion, son-
dern insbesondere eine steigerung der Produktivität zum Ziel hat. Die diesbe-
zügliche stossrichtung weist Bezüge zur Bewegung des «Neuen Bauens» der 
1920er-Jahren auf. Es geht letztendlich um eine Harmonisierung und Koordi-
nation des gesamten Produktionsprozesses von der Baustoffindustrie über die 
Bauplanung bis zur Bauausführung.

Baustoffe / Produkte <–––> Bauplanung <–––> Bauausführung

216. Eidgenössische Wohnbaukom-
mission 1959, Seiten 4 und 8

217. Berger und Hauri 1968
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Mit der Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse in die Liste erforschungswür-
diger Themen zeigt sich ausserdem ein Bestreben nach qualitativem statt nur 
quantitativem Wachstum im Wohnungsbau.218 Dies stellt eine umfassende sicht 
und ein klar strukturiertes Vorgehen in Bezug auf die Koordination und die Opti-
mierung des gestaltungsprozesses im Wohnungsbau dar.

–> Quantitativ –> Produktivität? –>   systeme?

Bedarf an Wohnraum –   Forschung –> Wohnbauförderung

–> Qualitativ –> Wohnqualität? –>   Bedürfnisse?

Mit der Gründung des «Studienbüros des BSA« im Jahre 1960, das nach der Beteiligung 
des SIA und der SVB 1965 zur Schweizerischen Zentralstelle für Baurationalisierung CRB 
wird, bleiben die Berufsverbände des Bauwesens in der Bauforschung der folgenden Jahr-
zehnte aktiv. Die thematische Ausdehnung führt jedoch dazu, dass weitere private und 
öffentliche Forschungsgruppen Beiträge zur Wohnbauforschung beisteuern. Als Reakti-
on auf die neue Ausgangslage bezüglich der Rollen und Zuständigkeiten einer künftigen 
Wohnbauforschung präsentiert Franz Füeg (bis 1968 Vorstandsmitglied der CRB) im Jah-
re 1970 ein eigenes, umfassendes Modell für eine integrale Bauforschung.

sowohl der Forschungsplan der Forschungskommission Wohnungsbau FKW 
von 1967 wie Franz Füegs Modell für eine integrale Bauforschung aus dem Jahr 
1970 sind Ausdruck einer ganzheitlichen sicht.

Nach Höchstwerten des Bevölkerungswachstums von über 2,5% in den Jahren um 1960 
sinken die Zuwachsraten bis 1970 auf unter 1% und kippen infolge der Erdölkrise schliess-
lich 1975 in einen Bevölkerungsrückgang. Im selben Jahr wird mit der Inkraftsetzung des 
Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetzes WEG219 im Jahre 1975 die Förderung des 
Wohnungsbaus schliesslich zu einer dauerhaften Aufgabe des Bundes und das «Bundes-
amt für Wohnungswesen BWO» zur Koordinationsstelle in dieser Angelegenheit. Wiederum 
fünf Jahre später tritt das Bundesgesetz über die Raumplanung (Raumplanungsgesetz, 
RPG) in Kraft, welches erstmals die «haushälterische Nutzung des Bodens» verlangt.

Dennoch verfügt der Bereich der Wohnbauförderung ab 1975 dank der ganzheitlichen For-
schungstätigkeit unter der Eidgenössischen Wohnbaukommission ab 1959 sowie der For-
schungskommission Wohnungsbau FKW ab 1967 über ein wirksames Förderinstrument 
sowohl hinsichtlich der aktuellen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen im Wohnungs-
bau (hohe Hypothekarzinsen) als auch im Hinblick auf ein qualitatives Wachstum (Woh-
nungs-Bewertungs-System WBS). 

Nach der Erdölkrise von 1973, mit Konsequenzen in Bezug auf die Wärmedäm-
mung von Bauten und rückläufige Bevölkerungszahlen, kommt die Trendwende 
von einem notwendigerweise quantitativen hin zu einem qualitativen Wachs-
tum zu einem guten Zeitpunkt. 

Die gewährten Kapitalvorschüsse zur Verbilligung von Anfangsmieten ist an die Einhal-
tung strikter Limiten für die Erstellungskosten geknüpft220, ausserdem sind qualitative 
Vorgaben zu erfüllen, die im Hinblick auf eine möglichst objektive Förderpraxis mit Hilfe 
eines eigens dafür entwickelten Bewertungsrasters, des Wohnungsbewertungssystems 
WBS221, geprüft werden.

Die für alle gleich geltenden Kostenvorgaben und Mindestanforderungen für 
eine bestimmte Wohneinheit haben zur Folge, dass sich die Konkurrenz als 

218. Vgl. Berger und Hauri 1968, 
Seite 6

219. Schweizerische Eidgenossen-
schaft 1974

220. BWO [o. V.] 1975

221. Aellen et al. 1975 BWO [o. V.] 
1975
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Anreiz zur Erreichung einer möglichst hohen Qualität auswirkt, statt in einem 
preisbezogenen unterbietungswettbewerb zu münden – es entsteht ein Qua-
litätswettbewerb anstelle des Kostenwettbewerbs.222 Der Klarheit der Zielset-
zung und der Transparenz der «spielregeln» kommt dabei massgeblich Bedeu-
tung zu.

Mit dem Wohn- und Eigentumsförderungsgesetz WEG erhält nebst der Wohnbauförderung 
auch die Wohnbauforschung eine neue Grundlage. Sie wird fortan vom neu geschaffenen 
Bundesamt BWO koordiniert und beschränkt sich auf die Themen:

 · Wohnungsmarktforschung

 · Bauforschung und Baurationalisierung223

Die Baurationalisierung als Forschungsfeld im Dienste der Produktivitätssteigerung, ob-
wohl im Wohn- und Eigentumsförderungsgesetz WEG gerade erst festgeschrieben, verliert 
infolge der neuen Ausgangslage an Bedeutung.224 Die chronische Knappheit an Mitteln, die 
dem BWO für die Forschung zur Verfügung stehen, führt dazu, dass jeweils nur die dring-
lichsten Themen behandelt werden können.225 

Eine reaktive Forschung ist die Folge, für prospektive Fragestellungen besteht 
dagegen kaum spielraum. Damit geht die ganzheitliche sicht verloren, die so-
wohl der Forschungsplan der Forschungskommission Wohnungsbau FKW als 
auch das Modell für eine integrale Bauforschung von Franz Füeg aufwiesen.

Die strukturell nicht geglückte Harmonisierung des Bauprozesses wird schliesslich in rein 
organisatorischer Form über die aufkommenden General- und Totalunternehmermodelle 
angeboten. Mit der fortschreitenden Digitalisierung haben Ideen hinsichtlich einer Koor-
dination des Bauprozesses vom Rohmaterial bis zum fertigen Bau in jüngster Zeit wieder 
Auftrieb bekommen. Konzepte wie «Digitale Kette» oder «Building Information Modeling 
BIM» zielen letztendlich in diese Richtung.

Fazit:

Die Entwicklung über den Zeitraum eines halben Jahrhunderts zeigen die uner-
lässlichkeit der Impulse des Bundes – der Wohnbauförderung sowie des damit 
verbundenen Forschungsauftrags – für die quantitative und die qualitative Ent-
wicklung des Wohnungsbaus auf. Es ist aber auch erkennbar, dass die notwen-
digen gesetzlichen Instrumente oft erst zum Zeitpunkt vollendeter Tatsachen 
bereitstehen oder wenn die Lage sich bereits wieder grundlegend verändert 
hat. Anstelle eines proaktiven, auf langfristige Entwicklung ausgerichteten Vor-
gehens erlauben die knappen Budgets lediglich ein auf akute Zustände antwor-
tendes, reaktives Vorgehen. 

2.5.2 Die Rolle der (Kosten-)Kennzahlen

Das Thema der Kostenkennzahlen weist zwei Komponenten auf, die eng miteinander ver-
knüpft sind:

 · die Definition und gegebenenfalls Normierung der Kennzahlen

 · die Publikation von Kennzahlen, im Sinne von Erfahrungs- und/oder Vergleichswerten

222. Vgl. Zinn 1970, Seite 20

223. Schweizerische Eidgenossen-
schaft 1974, Seiten 8–9

224. BWO [o. V.] 1979, Vorwort

225. BWO [o. V.] 1988, Seiten 3–6
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Betrachtet man die Entwicklung der Kostenkennzahlen in der schweiz, so 
stellt man fest, dass sich deren Bedeutung in den vergangenen ca. 100 Jahren 
schrittweise verändert hat. 

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts werden diese mit dem Ziel geschaffen, die Kos-
ten von Neubauten über Erfahrungswerte realisierter Bauten abschätzen zu 
können.

Die Definition dazu liefert der Schweizerische Ingenieur- und Architektenverein SIA im Jah-
re 1911 mit den «Normalien für die Berechnung und Annahme des kubischen Einheits-
preises bei Hochbauten – Formular Nr. 116»226. Diese legen den kubischen Einheitspreis 
(Kubikmeterpreis) als Gebäudekosten pro Rauminhalt des Bauobjektes fest. Der Schwei-
zer Baukatalog, ein Erzeugnis des Bundes Schweizer Architekten BSA, publiziert ab 1932 
entsprechende Erfahrungswerte für Kubikmeterpreise unterschiedlicher Bauklassen (Ge-
bäudetypen)227. In den Jahren 1940 und 1952 wird die SIA 116 zweimal überarbeitet. Die 
dabei eingeführten Zuschläge zum Rauminhalt dienen dazu, kostenrelevante, aber nicht 
entsprechend volumenwirksame Faktoren zu berücksichtigen. Sie dienen der Präzisierung 
der Kostenvorhersage und unterstreichen den Verwendungszweck dieser ersten Kosten-
kennzahlen.

Definition Kubikmeterpreis Publikation Erfahrungswerte

–––>   grobkostenschätzung   <–––

SIA 116 Schweizer Baukatalog (BSA)

Im selben Zeitraum werden in verschiedenen Zeitschriften Wohnbauten publi-
ziert, unter Angabe von Kubikmeterpreisen. Bei Vergleichen von Wohnbaukos-
ten liegt der Fokus jeweils auf den Mieten – den resultierenden Endkosten für 
die Nutzer einer bestimmten funktionalen Wohneinheit mit einer bestimmten 
Anzahl Zimmer und einer bestimmten Qualität. An dieser Praxis ändert sich bis 
in die späten 1950er-Jahre nichts.

Verwendung von Kennzahlen bis Ende der 1950er-Jahre:

Zielsetzung Anwendung Instrument Definition

Grobkostenschätzung > Erfahrungswert > Kubikmeterpreis sIA 116/1952 > BKP 2/m3 RI 

Tiefe Wohnbaukosten > Vergleich > Miete inkl. Land-/Kapitalkosten > BKP 2/m3 RI 

Die 1982 unter Mitwirkung der Schweizer Zentralstelle für die Baurationalisierung CRB ein-
geführte Beilage «Werk-Material»228 der vom BSA herausgegebenen Zeitschrift Werk, Bauen 
+ Wohnen enthält Bauten mit Angaben zu Kubikmeterpreisen und anderen Kennzahlen. Die 
Bauten-Sammlung dient weiterhin als Datenquelle zur Grobschätzung von Baukosten. Die 
vereinheitlichte Publikation des Zahlenmaterials und ergo die Vergleichbarkeit der Daten wird 
jedoch angestrebt und bei der Einführung der neuen Rubrik explizit erwähnt. Bei den «An-
lagekosten»229, gegliedert nach dem Baukostenplan BKP der Schweizerischen Zentralstelle 
für Baurationalisierung CRB, werden keine Angaben zu den Landkosten (BKP 0) gemacht. 

Der Fokus auf tiefe Mieten verschiebt sich hin zu einem Fokus auf tiefe 
Wohnbaukosten. «Kostengünstiger Wohnungsbau» wird in den 1980er- und 
1990er-Jahren aufgrund des Kubikmeterpreises beurteilt.

226. SIA 1911

227. Hässig 1932, Seiten 492–500

228. Werk-Material – Eine Bautendo-
kumentation 1982

229. Werk-Material 1982–2006



54

Verwendung von Kennzahlen 1980er/1990er-Jahre:

Zielsetzung Anwendung Instrument Definition

Grobkostenschätzung > Erfahrungswert > Kubikmeterpreis sIA 116/1952 > BKP 2/m3 RI 

Tiefe Wohnbaukosten > Vergleichswert > Kubikmeterpreis sIA 116/1952 > BKP 2/m3 RI 

Dies ändert sich 1998 mit der Definition und Publikation der Benchmark-Grösse BKP 1–9/
m2 HNF durch den ETH-Lehrstuhl für Architektur und Baurealisation. 

Mit dem Ziel, «die Kompetenz von Bauherren bei der Budgetierung und Zielfor-
mulierung zu stärken», wird eine Vergleichszahl definiert, die nicht mehr aus-
schliesslich für die planenden Architekten gedacht ist.

Wohl versteht sich die neue Kostenkenngrösse in der offiziellen Ankündigung nach wie 
vor als Planungsinstrument zur Kostenermittlung (im Sinne einer Zielformulierung). Der 
genaue Unterschied zwischen einer durch den Planer erstellten Grobkostenschätzung 
und den nun durch den Bauherrn ermittelten Zielkosten ist jedoch schwer zu erfassen. 
Mit der gleichzeitigen Verwendung und Bezeichnung als «Benchmark» wird die Zweckbe-
stimmung der Kenngrösse jedoch diffus. Zur Verknüpfung der Kostenermittlung und dem 
Vergleich im Sinne eines Benchmarkings trägt insbesondere auch die Software «Baukos-
ten-Kennzahlensystem BKKS» bei, die eine Datenbank mit Kennzahlen von über 70 Ob-
jekten enthält. 

Die Rezeption und Verwendung in den darauffolgenden Jahren zeigt, dass sich 
die neu definierte, auf die Hauptnutzfläche bezogene Kostenkenngrösse zu-
nehmend als Massstab für ein Preis-Leistungs-Verhältnis von Wohnimmobilien 
etabliert. 

Für den Preis stehen dabei die Erstellungskosten BKP 1–9, für die Leistung die gebauten 
Quadratmeter Hauptnutzfläche. Nach wie vor werden jedoch auch Kubikmeterpreise als 
Massstab für «kostengünstiges Bauen» herangezogen.

Verwendung von Kennzahlen ab 1998:

Zielsetzung Anwendung Instrument Definition

Grobkostenschätzung ARCH > Erfahrungswert > Kubikmeterpreis sIA 116/1952 > BKP 2/m3 RI 

Budgetierung BH      > Erfahrungswert > Benchmark > BKP 1–5/m2 HNF 

Tiefe Wohnbaukosten > Vergleichswert > Kubikmeterpreis sIA 116/1952 > BKP 2/m3 RI 

Preis-Leistungs-Vergleich > Vergleichswert > Benchmark > BKP 1–5/m2 HNF 

Die Entwicklung mündet darin, dass in der Tagespresse und in Fachzeitschrif-
ten Kostenfragen aufgrund von Zahlenmaterial diskutiert werden, dessen Ver-
gleichbarkeit schon im grundsatz anzuzweifeln ist. 

In Bezug auf den ursprünglichen Verwendungszweck der Kostenkennzahlen, die Schät-
zung der Erstellungskosten in frühen Planungsphasen, steigen die Erwartungen der Auf-
traggeber gegen Ende des 20. Jahrhunderts. 

Ausserdem wird eine Durchlässigkeit der Kennzahlen über den gesamten Le-
benszyklus einer Immobilie, von der strategischen Planung bis zur Bewirt-
schaftung angestrebt. 



55

strategische Planung –> Bauplanung –> Bauausführung –> Bewirtschaftung

Unter der Federführung der Interessengemeinschaft privater und professioneller Bauher-
ren (IPB) erscheint im Jahr 2001 die «Dokumentation d0165 – Kennzahlen im Immobili-
enmanagement»230 mit dem Verband der Immobilien-Treuhänder SVIT und dem Schweize-
rischen Ingenieur-und Architektenverein SIA als Herausgeber. Sie basiert auf der «Norm SIA 
416/1993 – Geschossflächen und Rauminhalte von Bauten und Anlagen» sowie der «DIN 
277 – Grundflächen und Rauminhalte von Bauwerken im Hochbau». 

Die auf Zweckneutralität der Kennzahlen bedachte sIA 416 «Flächen und Vo-
lumen von gebäuden«231 wird 2003 revidiert, während die auf die grobkosten-
schätzung ausgerichteten «Normalien für kubische Berechnungen von Hoch-
bauten – sIA 116»232 ausser Kraft gesetzt werden. 

Konsequenterweise bezieht sich der Kubikmeterpreis fortan statt auf den Rauminhalt 
gemäss SIA 116/1952 neu auf das Gebäudevolumen gemäss SIA 416/2003 (BKP 2/m3 
RI > BKP 2/m3 GV). Die kostenrelevanten Aussengeschossflächen wie Balkone und Lau-
bengänge werden somit nicht mehr in die Betrachtung mit einbezogen. Die Revision der 
Honorarordnung der Architektinnen und Architekten SIA 102 im selben Jahre sieht auf Stu-
fe Vorprojekt statt einer Grobkostenschätzung von ±25% neu eine Kostenschätzung von 
±15% vor, nach wie vor aufgrund von Volumen– und Flächenberechnungen. 

Die Verwendung der Kostenkennzahlen ändert sich dadurch vorerst geringfügig:

Zielsetzung Anwendung Instrument Definition

Grobkostenschätzung ARCH > Erfahrungswert > Kubikmeterpreis sIA 416/2003 > BKP 2/m3 gV 

Budgetierung BH      > Erfahrungswert > Benchmark > BKP 1–5/m2 HNF 

Tiefe Wohnbaukosten > Vergleichswert > Kubikmeterpreis sIA 416/2003 > BKP 2/m3 gV 

Preis-Leistungs-Vergleich > Vergleichswert > Benchmark > BKP 1–5/m2 HNF 

Im Jahre 2011/2012 erscheint das von der Schweizerischen Zentralstelle für Baurationali-
sierung CRB herausgegebene Instrumentarium Baukostenplan eBKP-H, Elementarten-Ka-
talog EAK und Objektarten-Katalogen OAK. Es vereint, ähnlich wie das «Baukosten-Kenn-
zahlensystem BKKS» die Definition von Kenngrössen, die Publikation von Kennzahlen als 
Erfahrungs- und Vergleichswerten sowie eine Methode zur Kostenschätzung bzw. Budge-
tierung. Mit den Elementkosten ist der Detaillierungsgrad dieses Instrumentariums sehr 
hoch, entsprechend gross ist die Fülle der Daten, die wiederum nicht nur als Erfahrungs-
werte dienen, sondern auch verglichen werden.

Fazit:

Die Frage nach dem «kostengünstigen Bauen» bringt grundsätzlich die Pro-
blematik einer Erfolgsmessung, d.h. des Kostenvergleichs und der dafür zu 
verwendeten Kennzahl(en). Dieser Verwendungszweck ist klar zu unterschei-
den von einer Kostenschätzung oder anderen Anwendungen im sinne einer Be-
darfsermittlung.

230. SVIT und SIA 2000

231. SIA 2003, Seite 5

232. SIA 1952
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Erfahrungswerte

Prognose / Bedarf

Bedarfsberechnung

Kostenkennzahlen

Zieldefinierung 

Vergleich Welche Messgrössen?

Erfolgsmessung

Ab dem frühen 20. Jahrhundert wird die Kostenkennzahl «Kubikmeterpreis» 
über einen Zeitraum von ca. 50 Jahren ausschliesslich zur grobkostenschät-
zung verwendet. Für Kostenvergleiche im Wohnungsbau figuriert dagegen 
die Miete als eigentliche Kennzahl und ultimative Ziel- und Vergleichsgrösse. 
Den resultierenden Mieten stehen, im sinne eines ganzheitlichen Preis-Leis-
tungs-Verhältnisses, ganze funktionale Wohneinheiten mit einer realen 
räumlichen Qualität und einer bestimmten Zimmerzahl als quantitative Be-
zugsgrössen gegenüber. Für verschiedene Zielsetzungen werden folglich unter-
schiedliche Kennzahlen herangezogen. Bis zum Ende des 20. Jahrhunderts ver-
schiebt sich beim Vergleich von Kostenkennzahlen im Wohnungsbau der Fokus 
zunehmend von den Mieten hin zu einem Benchmarking von Erstellungskosten. 
Diese beziehen sich mit zunehmendem Masse auf abstrakte, nicht funktionale 
Längen-, Flächen- oder Volumeneinheiten. Mit dem neuen CRB-Instrumenta-
rium (eBKP-H /EAK/OAK) erreicht der Detaillierungsgrad beim Vergleich denje-
nigen von Bauelementen.

Auf eine knappe Form kondensiert, lässt sich die Entwicklung der Kostenkenn-
zahlen vom 20. bis ins 21. Jahrhundert wie folgt darstellen:

Zielsetzung 20. Jh. 21. Jh.

Kostenschätzung 
Vorprojekt

Kubikmeterkosten –>

Elementkosten

Kostenvergleich 
«kostengünstiger 
Wohnungsbau»

Miete Wohnung
Preis für Bedürfnisbefriedigung
Quantität und Qualität 

–>
kein Bezug zu
Bedürfnisbefriedigung 
nur Quantität

Bis heute werden für Kostenvergleiche nach wie vor auch Kenngrössen verwen-
det, die ursprünglich für die Kostenschätzung – also zum Zweck einer Bedarfs-
ermittlung – definiert wurden (gebäudekosten pro m3 Volumeneinheit oder pro 
m2 Flächeneinheit). Ähnliches gilt auch in Bezug auf gewisse Energiekennzah-
len, mit der Energiebezugsfläche A

E
 als Bezugsgrösse. Diese undifferenziert-

heit und Vermischung in der Verwendung von Kennzahlen ist problematisch. 
Eine sinnvolle Bezugsgrösse für eine Bedarfsermittlung ist nicht zwangsläufig 
ein Massstab für «Leistung», die bei einem Vergleich gemessen werden soll.
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Jahr Akteure Format Inhalt Zielsetzung

1911 SIA Normalie SIA 116
Definition
Methodik

Kubikmeterpreis
Erfahrungswerte

BKP 2/m2 RI Grobkostenschätzung

1932 BSA Schweizer Baukatalog Publikation Kubikmeterpreis BKP 2/m2 RI Erfahrungswerte

1940
1952

SIA Normalie SIA 116 (Rev.)
Definition
Methodik

Kubikmeterpreis
Erfahrungswerte

BKP 2/m2 RI Grobkostenschätzung

1965 CRB Baukostenplan BKP Definition
Baukostengliederung 
nach Arbeitsgattungen

BKP 0–9
Baukostengliederung 
Grobkostenschätzung
bis Abrechnung

1975 SIA Empfehlung SIA 416 Definition Flächen und Volumen  Zweckneutral

1982 BSA/CRB Werk-Material Publikation Kubikmeterpreis u.a. BKP 2/m2 RI 
Erfahrungswerte 
Vergleichswerte

1993 SIA Norm SIA 416 Definition Flächen und Volumen  Zweckneutral

1998 ETH Baukosten-Kennzahlensystem BKKS
Definition
Methodik
Publikation

Benchmark
Benchmarking 
Kubikmeterpreis u.a.

BKP 1–5 /HNF

BKP 2/m2 RI 

Zielformulierung EK
für (Laien-)Bauherren

2001
IPB 
SVIT/SIA

Kennzahlen im Immobilienmanagement
Definition
Definition

Flächen/Volumen
Kosten

gem. SIA/DIN
diverse

Immobilienmanagement

2003 SIA Norm SIA 416 (Rev.) Definition Flächen und Volumen  Zweckneutral

2011
2012

CRB eBKP-H/EAK/OAK

Definition

Methodik
Publikation

Baukostengliederung nach 
Elementen 
Kosten-/Energiekennzahlen
Elementkostenschätzung
Volumen-/Elementkosten

BKP A–Z

diverse

Durchlässigkeit

Kostenschätzung
Erfahrungs- und 
Vergleichswerte

T 01 Übersicht Entwicklung der Normierung und Publikation von Kostenkennzahlen in der Schweiz
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Bei der Verwendung von Kostenkennzahlen lässt sich in Bezug auf den Ver-
gleich von Wohnbaukosten gegen Ende des 20. Jahrhunderts ein Wandel sowohl 
der Zielausrichtung als auch der Adressaten erkennen. 

 
Periode Organ Vergleichs-Masstab Adressat

ca. 1925–1960 div. Zeitschriften Miete BewohnerInnen

ab 1982 Werk-Material Kubikmeterpreis (gK/RI) Architekt

ab 1998 Benchmark Benchmark (EK/HNF)/Bauteil Bauherr/Investor

 
unter Bezugnahme zum vorangehenden Kapitel lässt sich ausserdem eine 
Verschiebung hinsichtlich der Rationalisierung und Normierung im Bauwesen 
feststellen. Betreffen die Koordinationsbestrebungen des 20. Jahrhunderts die 
Bauproduktion (Baustoffindustrie, Bauplanung, Bauausführung), so sind diese 
seit Beginn des 21. Jahrhunderts auf den Lebenszyklus ausgerichtet.

Koordinationsbestrebungen:

strategische Planung 21.Jh

20. Jh

Baustoffindustrie Bauplanung Bauausführung

Bewirtschaftung

2.5.3 Forschung im Hinblick auf den «kostengünstigen Wohnungsbau»

Die Wohnbauforschung nimmt ihren Anfang in der Schweiz mit der Einsetzung der Eidge-
nössischen Wohnbaukommission im Jahre 1958.233 Das Vorwort des ersten Bulletins der 
Kommission aus dem Jahre 1959 lässt darauf schliessen, dass die hohen Baukosten Ende 
der 1950er-Jahre vor allem der Verknappung des Baulandes zugeschrieben werden.234 
Themen wie Boden- und Siedlungspolitik, Gesetzgebung und die Bauvorschriften sowie 
Normierung und Typisierung235 deuten darauf hin, dass sich die Forderung nach «Rationa-
lisierung» dagegen in erster Linie auf die Beseitigung von Barrieren hinsichtlich des unge-
deckten Bedarfs an Wohnraum sowie die dringend notwendige Steigerung der Produktivi-
tät im Wohnungsbau bezieht. Dieser systemorientierte Ansatz wird im Forschungsplan der 
Eidgenössischen Forschungskommission FKW 1967236 ausgedehnt und verfeinert. 

Im Fokus der Forschung des Bundes stehen in dieser frühen Phase somit nicht 
die tiefen Baukosten direkt, sondern die dafür notwendigen Rahmenbedin-
gungen.

Die erste Studie, die sich spezifisch mit Wohnbaukosten und deren Ursachen beschäf-
tigt, kommt dagegen aus dem Hochschulbereich. Mit «Bauplanung – Baukosten» will 
Heinrich Kunz im Jahr 1970 als Beitrag zur Baurationalisierung anstatt «Theorien und 
Demonstrativ programme[n]»237 konkrete Ergebnisse aus der Praxis liefern. 

sein vergleichender, auf konkreten Bauvorhaben basierender Ansatz erinnert 
an Methoden, wie sie zur Zeit des «Neuen Bauens» der 1920er-Jahre angewen-
det wurden. Im unterschied dazu testet Kunz jedoch nicht neue Verfahren und 

233. Vgl. Peter 1969

234. Eidgenössische Wohnbaukom-
mission 1959, Seite 5

235. Eidgenössische Wohnbaukom-
mission 1959, Seite 8

236. FKW 1967

237. Kunz et al. 1971, Seite 4
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Prozesse in einer vorgängig definierten Versuchsanordnung. Vielmehr geht es 
bei seiner Analyse darum, massgebliche Kostenfaktoren konventioneller Bau-
methoden rückwirkend anhand von bereits realisierten Bauten zu bestimmen. 

Die Methodik, die man als «Nachkalkulation» interpretieren kann, bezeichnet er infolge 
mangelnder Verfügbarkeit von Informationen als «äusserst schwierig»238. «Ohne An-
spruch auf allgemeine Verbindlichkeit» macht er jedoch als Erster konkrete Aussagen über 
massgeblich die Baukosten bestimmende Einflussgrössen. 

seine suche nach hauptverantwortlichen Kostenfaktoren (Kostentreiber) im-
pliziert, dass mit entsprechenden Projekt- und/oder Prozessoptimierungen 
die Baukosten erfolgreich gesenkt werden können. Damit markiert die studie 
«Bauplanung–Baukosten» einen Wendepunkt in Bezug auf die Forschung zum 
«kostengünstigen Wohnungsbau». Während die Forschungskommission Woh-
nungsbau FKA eine ganzheitliche sicht verfolgt und im Hinblick auf die Wohn-
bauproduktion eine Restrukturierung, standardisierung und Typisierung an-
strebt, zielt «Bauplanung–Baukosten» auf eine Optimierung konventioneller 
Baupraktiken ab. In der Folge sind die Methoden des Vergleichens bereits rea-
lisierter Bauten und die suche nach hauptverantwortlichen Kostenfaktoren für 
die nachfolgenden vier Jahrzehnte bestimmend und in unterschiedlicher Form 
immer wieder anzutreffen.

Unter Mitberücksichtigung der nicht auf die Schweiz bezogenen CIAM-Studie von 1931 
werden nachfolgend die wichtigsten Untersuchungen in Bezug auf den «kostengünstigen 
Wohnungsbau» mit ihren Hauptmerkmalen und Kernaussagen zusammengefasst.

«untersuchung der gesamtbaukosten zwei- bis zwölfgeschossiger Bauweisen»239 

Aus:  «Rationelle Bebauungsweisen»240 
Verfasser:  Herbert Boehm, Carl Eugen Kaufmann – Frankfurt a. M. 1931
Ausrichtung:  Gesamtbaukosten pro Wohneinheit bzw. pro m3 umbauten Raum
Vorgehen:  Kalkulation von zwei- bis zwölfgeschossigen Wohnbautypen (Szenarien)

Kernaussagen:

 · Verteuerungen mit zunehmender Geschossigkeit, die jedoch ab dem 6. Geschoss nicht 
mehr sehr erheblich sind

 · Verteuerung durch Aufzüge bei Spännertypen

 · Unter «rationell» ist nicht alleine Wirtschaftlichkeit zu verstehen, sondern ein Gleichge-
wicht zwischen wirtschaftlichen, sozialen und psychologischen Aspekten

Bemerkungen:  

Drei- bis Vierspänner werden nicht untersucht, weil den hygienischen Anforderungen wi-
dersprechend

«Bauplanung – Baukosten»241 

Verfasser:  Heinrich Kunz, Jakob Höhn, Oskar Götti, Burckhardt Architekten – Zürich 1970
Ausrichtung:  Objektiver (Kosten-)Vergleich verschiedener Bauprozesse
Vorgehen:  «Nachkalkulation» von drei mit konventionellen Methoden realisierten 

Wohnüberbauungen 

238. Kunz et al. 1971, Seite 4

239. Boehm und Kaufmann 1931

240. Giedion et al. 1931

241. Kunz et al. 1971
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Kernaussagen:

 · Die Gebäudekosten pro m3 umbauten Raum nehmen mit steigender Stockwerkzahl zu, 
allerdings nicht linear

 · Je grösser der Perforationsgrad der Aussenwände, desto höher sind die relativen Ge-
bäudekosten.

 · Die Baukosten laufen parallel dem Ballungsgrad und der Konjunkturtemperatur der ent-
sprechenden Landesgegend. 

 · Zweckmässige und seriöse Arbeitsvorbereitung ist wichtiger als die Ausführungsart

 · Die Erfassung von Daten für die Forschung ist nach der Fertigstellung von Bauten 
 äusserst schwierig.

Bemerkungen:

Ausgehend davon, dass der Ballungsgrad durch die Lage und die Stockwerkzahl durch die 
geltende Baugesetzgebung bestimmt ist, ist ausschliesslich der Perforationsgrad als Va-
riable beeinflussbar. Die Konjunkturtemperatur ist lediglich dann beeinflussbar, wenn die 
Möglichkeit und die Bereitschaft für die Verschiebung eines Bauvorhabens gegeben sind.

«Baukosten senken im Wohnungsbau»242 

Verfasser:  A. Humbel, J. Ecks, D. Baltensperger (Emch+Berger AG ) – Bern 1993
Ausrichtung:  Konkrete Sparbereiche zur Senkung der Wohnbaukosten aufspüren
Vorgehen:  Vergleich zwischen schweizerischem und bundesdeutschem Wohnungs-

bau basierend auf einem Offertvergleich für identische Leistungen sowie 
einem Objektvergleich bezüglich Standard und daraus resultierender Kos-
tendifferenzen 

Kernaussagen:

 · Identisch ausgeschriebene Leistungen sind in Deutschland teurer als in der Schweiz

 · Minderpreis in Deutschland beruht auf einem tieferen Standard in Ausstattung und Aus-
bau sowie Vereinfachungen im Planungsablauf und in der Vergabepraxis

 · Sparpotenzial konzentriert sich auf eine Reduktion des Schweizer Perfektionismus: Flä-
chenausnutzung 5%, Ausstattung 13%, Ausbaustandard 5%, Konstruktion 3%, Planerho-
norar 3%

Bemerkungen:

Zur Ausstattung, der gewichtigsten Kategorie der Sparvorschläge, wird bemerkt, dass die 
Einsparungen (u.a. Küchen- und Wascheinrichtung, Fensterbretter, Lift, Luftschutzan-
lage) schliesslich durch den Mieter zu kompensieren sind. Im Übrigen enthält die Studie 
einen 13 Punkte langen Problemkatalog mit möglichen Massnahmen zur Reduktion von 
Baukosten. Diese nehmen Entwicklungen der nachfolgenden Jahre vorweg oder setzen 
sie allenfalls in Gang.

«Wohnbauten im Vergleich» 243 

Verfasser:  Paul Meyer-Meierling, Kurt Christen, Alexa Corazza, Nicole Rieser, Peter Sto-
cker – Zürich 2000

Ausrichtung:  Zusammenhang zwischen Wohnqualität und Erstellungskosten

242. Humbel et al. 1993

243. Meyer-Meierling et al. 2000
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Vorgehen:  Vergleich von 50 realisierten Bauvorhaben in Bezug auf Wohnqualität (ge-
mäss WBS), Kosten, Konstruktion und Energieverbrauch

Kernaussagen:

 · Die Wohnqualität steht in keinem direkten Zusammenhang zu den Kosten pro m3 (SIA 
116)

 · Die Bedeutung der Konstruktion für die Baukosten wird generell relativiert

 · Das Raumprogramm bzw. optimierte Grundrissdisposition ist für tiefe Kosten verant-
wortlich

 · In Bezug auf die Datengrundlagen sind viele Bauten dokumentarisch unzureichend auf-
bereitet

Bemerkungen:

Es werden verschiedene Kostenkenngrössen gebildet wie Erstellungskosten BKP 1–5 pro 
m3 Rauminhalt (SIA 116/1952), pro m2 Hauptnutzfläche (SIA 416/1993) und pro Person 
(PHH nach WBS). Diese werden für die verschiedenen Bauten verglichen, im Unterschied 
zu «Bauplanung–Baukosten» (Kunz 1970) werden jedoch keine hauptverantwortlichen 
Kostentreiber gesucht. Der Fokus liegt auf den «Bestwerten» und möglichen Begründun-
gen für diese. Die Datensammlung ist umfassend, wobei nachvollziehbare Herleitungen 
für die Schlussfolgerungen fehlen. 

«Baukostenplanung in frühen Projektphasen»244 

Verfasser:  Christian Stoy – Zürich 2000
Ausrichtung:  Modell für die Schätzung von Baukosten in frühen Projektphasen
Vorgehen:  Bildung eines hedonischen Kostenmodells anhand von 75 deutschen 

Wohnbauten

Kernaussagen:

 · Für fünf Testobjekte liegen die Abweichungen der prognostizierten von den effektiven 
Kosten in einem Bereich von –12% bis +13%

 · Der mittlere absolute prozentuale Fehler (MAPE) für die Kostenprognose beträgt 9,6%

 · Die massgeblichen, im Modell enthaltenen Kostentreiber sind:

 · Kompaktheit (Aussenwandfläche/Brutto-Grundfläche)

 · Anzahl der Aufzüge

 · Absolute Projektgrösse

 · Bauzeit (Baubeginn bis Bauvollendung in Monaten)

 · Öffnungsanteil der Aussenwandflächen

Bemerkungen: 

Die Tauglichkeit der Methode für eine Kostenschätzung im Sinne der «Ordnung für Leistun-
gen und Honorare der Architektinnen und Architekten – SIA 102/2003»auf Stufe Vorprojekt 
mit einer Kostengenauigkeit von ±15%245 ist fraglich. Der mittlere Fehler und die Stichpro-
benkontrolle schliessen nicht aus, dass die prognostizierten Kosten für einzelne Objekte 
eine grössere Abweichung als die tolerierte aufweisen. Im Unterschied zu Kunz dienen die 
ermittelten Kostenfaktoren in diesem Falle der Kostenschätzung. Es wird keine Aussage da-
rüber gemacht, inwieweit mit einer Optimierung dieser Parameter auch eine Kostenreduk-
tion erwartet wird. Die «Kostentreiber» könnten jedoch in diesem Sinne verstanden werden. 

244. Stoy 2007

245. SIA 2003, Seite 21
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«Der Benchmark von 3000 Franken ist illusorisch geworden»246

Verfasser:  Richard Liechti – Zeitschrift «Wohnen», Zürich 2008
Ausrichtung:  Artikel über Wohnbaukosten 
Vorgehen:  Interview und Kostenvergleich von zehn Zürcher Wohnsiedlungen anhand 

der Benchmark-Kenngrösse BKP 1–5 /m2 HNF

Kernaussagen:

 · Was auffällt: An den günstigsten Projekten waren Generalunternehmen beteiligt.

Bemerkungen:

Im Interview wird die Frage aufgeworfen, ob die Orientierung an solchen Benchmarks über-
haupt sinnvoll sei. 

«Kostenklarheit 2011 – Vergleichsbericht der Erstellungskosten und Kostenfaktoren 
von Wohnsiedlungen»247

Verfasser:  Richard Liechti – Zeitschrift «Wohnen», Zürich 2008
Ausrichtung:  Benchmarkvergleich zur Klärung der Frage, ob Wohnbauten der Stadt Zü-

rich teurer sind als genossenschaftliche oder private
Vorgehen:  Sehr detaillierter Vergleich (bis Elementkosten) von Kennzahlen bezüglich 

Kostenkennwerten und Formquotienten für 12 Neubauten, das Indexhaus 
sowie 5 Instandsetzungs-/Umbauprojekte

Kernaussagen:

 · die städtischen sowie baugenossenschaftlichen Wohnbauten unterscheiden sich in Be-
zug auf Kostenkennwerte, Formquotienten, Handlungsoptionen sowie Spannungsfelder 
nur minimal voneinander 

Bemerkungen:

Die Sinnhaftigkeit und Aussagekraft solcher Benchmarkvergleiche wird in der Studie mehr-
fach in Frage gestellt. 

«'günstiger' Mietwohnungsbau ist möglich»248 

Verfasser:  Stefan Fahrländer, Damian Blarer, Caroline Kellerhals, Olivier de Perrot, Jörg 
Stollmann, Claudia Felsberger, Werner Abplanalp, Peter Affolter, Alex Valsec-
chi – Zürich/Grenchen 2012

Ausrichtung:  Erstellung von Neubauwohnungen mit «günstigen» Mietzinsen an zentra-
len Lagen

Vorgehen:  Ausgehend vom erwarteten Mietertrag eines «gängigen» Wohnbauprojek-
tes als Zielgrösse werden das Potenzial und die notwendigen Massnahmen 
für Wohnungen mit «günstigen» Mietzinsen ermittelt.

Kernaussagen/vorgeschlagene Massnahmen zur Reduktion von Mieten:

 · Wohnfläche reduzieren

 · Erhöhung der Flächeneffizienz, d. h. Maximierung des Wohnflächenanteils an der ge-

246. Liechti, Schmalz und Zwick 2008

247. b+p baurealisation ag 2012

248. Fahrländer et al. 2012
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samten gebauten Fläche

 · Reduktion von Ausrüstung und Materialisierung 

 · Nutzung von Skaleneffekten durch Standardisierung von Bauteilen und der Projekt-
grösse

Bemerkungen:

Die Studie befasst sich erstmals seit den 1950er-Jahren nicht nur mit den Erstellungskos-
ten, sondern auch mit der Frage der Mieten. Allerdings wird wiederum der Bau als einzige 
Variable betrachtet.

Es wird sich zeigen, inwieweit mit der vorliegenden Studie Aussagen über den einen oder 
anderen der genannten Kostenfaktoren gemacht werden kann.

Fazit:

Die programm- und produktionsbezogene Bauforschung des «Neuen Bauens» 
der 1920er-/1930er-Jahre und die darauf zurückgreifenden Forschungspro-
gramme des Bundes aus den 1950er- und 1960er-Jahren sind ihrem Wesen 
nach auf eine Restrukturierung, Harmonisierung und Koordination des Baupro-
zesses ausgerichtet, mit dem Ziel, die Produktivität im Wohnungsbau zu erhö-
hen und die Baukosten zu senken. Die 1970 erscheinende studie «Bauplanung 
– Baukosten» stellt in dieser Hinsicht einen Wendepunkt dar. Deren Ansatz 
basiert auf einer Optimierung herkömmlicher Methoden. sie versucht, in sinne 
einer «Nachkalkulation» massgebliche Kostenfaktoren zu ermitteln und impli-
ziert die Möglichkeit der Kostensenkung durch entsprechende Projektoptimie-
rungen. Dieser Ansatz bestimmt die Denkweise in Bezug auf den kostengünsti-
gen Wohnungsbau bis heute.

2.5.4 Eine ganzheitliche sicht

Im Hinblick auf eine ganzheitliche Sicht bezüglich des «günstigen Wohnungsbaus» wird 
die Aufmerksamkeit noch einmal auf die Periode gerichtet, mit der dieser geschichtliche 
Rückblick begonnen hat, die Zeit des «Neuen Bauens» der 1920er-/1930er-Jahre. Aus den 
Positionen des Kleinwohnungswesens von Bernoulli und des Hochhausbaus von Gropius 
lassen sich wesentliche Aspekte herauslesen, die für die vorliegende Arbeit von grundle-
gender Bedeutung sind.

Bernoullis strategie des sparsamen Kleinwohnungsbaus und des «ganzen 
Beefsteaks» besteht in einer «günstigeren Anordnung» anstelle von (notwen-
digerweise) mehr Raumvolumen und einer reicheren Ausstattung bei der Eta-
genwohnung. Er zielt damit auf zwei Aspekte, die im Zusammenhang mit den 
Baukosten offenbar relevant sind: die Raumorganisation und die räumliche 
Qualität. Als kostensparende Massnahme propagiert er gewissermassen die 
Kompensation von Quantität durch Qualität. seine Aussagen betreffend Wohn-
baukosten beziehen sich dabei mehrheitlich auf den Innenraum der Wohnung. 
Als räumliche Qualitäten nennt er in seinem Text namentlich:

•	 den günstigeren Lichteinfall und die schönere Besonnung der Zimmer 

•	 die vernünftigere Belüftung und Beheizung der Zimmer

•	 der menschlichen grösse angemessene, zweckentsprechende Räume249

249. Bernoulli, Vorträge über das 
Kleinwohnungswesen – IV. 
Sparsame Bauausführung 1927, 
Seite 65
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Auch bei den überlegungen von gropius spielt die Raumorganisation (ge-
schosszahl und Abstände der gebäude) eine massgebliche Rolle. Anstatt auf 
die Innenräume der Wohnung zu fokussieren, untersucht gropius jedoch ver-
schiedene Bebauungsstrukturen und deren Konsequenzen auf die aussen- und 
innenräumliche Qualität (Besonnung)250. Zentral ist bei ihm die Besiedlungs-
dichte und die Nutzung des Bodens, ein Aspekt, welcher beim Kleinwohnungs-
wesen von Bernoulli als nicht relevant oder zumindest nicht dringlich erscheint. 

Die Tatsache, dass gropius seine grundriss- und schnitt-Darstellungen zur «ra-
tionellsten Baugrundausnützung» mit «wirtschaftsvergleich über hauszeilen 
mit verschiedener geschosszahl im streifenbau» betitelt, bringt zum Ausdruck, 
dass sich sein Verständnis von Wirtschaftlichkeit hier nicht auf Kosten bezieht. 
Wirtschaftlichkeit bedeutet hier primär die Optimierung der Bewohnerdichte 
(quantitativ räumliches Kriterium) und der Besonnung (qualitativ räumliches 
Kriterium), d.h. eine effiziente Bodennutzung bei maximaler räumlicher Quali-
tät. 

Bei der studie «untersuchung der gesamtbaukosten zwei- bis zwölfgeschos-
siger Bauweisen»251 von Boehm und Kaufmann zeigen sich ausserdem gren-
zen der Verhandelbarkeit von räumlicher Qualität, indem Drei- und Vierspänner 
nicht in den Kostenvergleich mit einbezogen werden.

Vereint man die unterschiedlichen, von Bernoulli und Gropius in diesen exemplarischen 
Schriften zum Ausdruck gebrachten Auffassungen, so offenbaren beide relevante Kriteri-
en, die heute im Wohnungsbau nach wie vor – wenn nicht erst recht – von Bedeutung sind:

gropius Effiziente Bodennutzung (=> hohe Bewohnerdichte)

Äussere Raumorganisation

Innen- und aussenräumliche Qualität

Innere Raumorganisation

Tiefe Wohnbaukosten Bernoulli

Die effiziente Bodennutzung, die gropius zu Beginn des 20. Jahrhunderts be-
schäftigt, ist mittlerweile auch in der schweiz zur dringliche Aufgabe geworden. 
Während damals wie heute der Bedarf an Wohnraum als treibende Kraft des 
Wohnungsbaus wirkt, so unterscheiden sich die umstände, die diesen Bedarf 
begründen, entscheidend. Mit Wohnungsgrössen von knapp 45 m2 für vier Per-
sonen ist Wohnraum zu Beginn des 20. Jahrhunderts eine existenzielle Frage. 
Mit über 45 m2 Wohnfläche pro Person ist Wohnraum in der schweiz heute durch-
schnittlich betrachtet eine Frage des Komforts.252 

Die Herausforderung des künftigen Wohnungsbaus besteht in der Findung ei-
nes gleichgewichts zwischen Wohnraumbedarf und der Begrenztheit der sied-
lungsfläche. Dabei ist zu bedenken, dass der Bedarf einerseits auf Veränderun-
gen gesellschaftlicher Wertmassstäbe und strukturen gründet, für einen nicht 
zu vernachlässigenden Teil der Bevölkerung aber nach wie vor existenzielle 
Bedeutung hat.

Mit sicherheit wird die Antwort eine typologische sein – eine gleichung mit meh-
reren Lösungen, die die Faktoren Dichte, Quantität, Qualität und Kosten enthält.

250. Gropius, Flach-, Mittel- oder 
Hochbau? 1931

251. Boehm und Kaufmann 1931

252. BFS Bundesamt für Statistik 
2013
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3.  DATENERHEBuNg uND ERsTE AusWERTuNgEN

Ausgehend von den anfänglichen Hypothesen und Fragestellungen wird in diesem Teil die 
Datenerhebung von 20 in der deutschen Schweiz realisierten Wohnbauten eingehend be-
handelt. Ausserdem werden die gewonnenen Daten dazu verwendet, Ergebnisse und Aus-
sagen früherer Studien zu diskutieren. Als erste Arbeitshypothesen dienen die Annahmen, 
dass:

 · zwischen der Wohnbautypologie und der Höhe der Erstellungskosten ein Zusammen-
hang besteht,

 · bestimmte Kostenfaktoren (Kostentreiber) die Erstellungskosten massgeblich beein-
flussen.

Ziel dieses Kapitels ist es, die in der Literatur mehrfach gestellte Frage der Verlässlichkeit 
des Datenmaterials zu klären. Bei der Diskussion früherer Studien geht es darum, sich wei-
ter an die komplexe Thematik der Kostenkennzahlen und die Problemstellung anzunähern 
Als Folge von festgestellten Differenzen zwischen selber erhobenen und publizierten Da-
ten wird zunächst die Frage der Bandbreite und der Vergleichbarkeit von Daten erörtert. 
Daraus ergeben sich erste Schlüsse über den Verwendungszweck von Kostenkennzahlen 
Bezugnehmend auf das Kapitel 2 wird anschliessend eine Diskussion von Ergebnissen 
früherer Studien eingeschoben. Dabei werden sowohl die Thematik der Grobschätzung von 
Baukosten als auch diejenige massgeblicher Kostenfaktoren reflektiert. Ausgehend von 
den Erkenntnissen aus dieser ersten Phase wird schliesslich das Verständnis von «güns-
tig» kritisch hinterfragt. 

3.1  unschärfe von Kennzahlen

Bei jeder Auseinandersetzung mit dem «kostengünstigen Wohnungsbau» ist dem Um-
stand Rechnung zu tragen, dass der Wohnungsbau ein breites Spektrum an verschiedenen 
Bautypen umfasst. Die verschiedenen Wohnformen wie

 · Einfamilienhaus

 · Doppeleinfamilienhaus

 · Reiheneinfamilienhaus

 · Mehrfamilienhaus

 · Wohnhochhaus

unterscheiden sich nicht nur in ihrer Grundriss- und Schnitttypologie, sondern auch in 
ihrer Bauweise. Wird eine gewisse «Allgemeingültigkeit» der Aussagen zu den Wohn-
baukosten angestrebt, ist der Einbezug unterschiedlicher Bautypen in die Untersuchung 
unerlässlich. Bezugnehmend auf die Debatten um das Kleinwohnungswesen253 und den 
Hochbau254 zu Beginn des 20. Jahrhunderts werden hier Reihenhäuser und Mehrfami-
lienhäuser als exemplarische und grundsätzlich unterschiedliche Bautypen untersucht. 
In mehreren früheren Beiträgen255 und Studien256 werden die Genauigkeit und Vergleich-
barkeit von Datenmaterial in Frage gestellt. Diesem Aspekt wird deshalb bereits zu Beginn 
der Arbeit hohe Aufmerksamkeit geschenkt. 

Das vorliegende Kapitel umschreibt die Auswahl der Untersuchungsobjekte sowie die Er-
fassung und Aufbereitung der Daten. Es beleuchtet die Herausforderungen, die sich bereits 
durch die Abgrenzung von Bautypen, Volumen, Flächen und Kosten sowie der deren Indexie-
rung ergeben. Aus den Erkenntnissen der Datenerfassung erwächst die Notwendigkeit, die 
Verwendung von Kosten- und anderen Kennzahlen zu überdenken und zu strukturieren. 

253. Bernoulli 1930

254. Gropius, Flach-, Mittel- oder 
Hochbau? 1931

255. Liechti, Schmalz und Zwick 2008

256. Kunz et al. 1971, Seite 4 / 
Meyer-Meierling et al. 2000, 
Seite 23 / b+p baurealisation ag 
2012, Seite 5–6
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3.1.1 Auswahl der untersuchungsobjekte

Die Forderung nach Einbezug unterschiedlicher Bautypen in die Untersuchung bedingt die 
Berücksichtigung mehrerer, mindestens aber von zwei unterschiedlichen Wohnformen. 
Um Fehlinterpretationen bei der Auswertung der Kostendaten aufgrund von nicht reprä-
sentativen Einzelfällen zu vermeiden, ist ausserdem eine ausreichende Anzahl an Objek-
ten vom selben Typ erforderlich. Im Hinblick auf die Frage der massgeblichen Kostenfak-
toren ist wiederum eine möglichst hohe Zahl von Objektcharakteristiken zu erfassen. Die 
grossen Datenmengen legen nahe, ein sinnvolles Gleichgewicht zwischen dem Aufwand 
für die Datenerhebung und der Aussagekraft der Resultate anzustreben. 

Mit Reihen- und Mehrfamilienhäusern werden der Studie zwei exemplarische und grund-
sätzlich unterschiedliche Wohnbautypen zugrunde gelegt. Um eine gewisse Varianz bei 
den untersuchten Wohnbauten gewährleisten zu können, wird eine Anzahl von 20 Objek-
ten als minimal erforderlich betrachtet, wobei Reihen- und Mehrfamilienhäuser in etwa 
derselben Anzahl vorliegen müssen. Die Objekte sollten nicht ausschliesslich, aber doch 
weitgehend mit dem Ziel «kostengünstiger Wohnungsbau» konzipiert worden sein. Dieses 
Kriterium kann durch das architektonische Konzept (z.B. Repetition, Konstruktion, Stan-
dard), aber auch aufgrund der Bauträgerschaft (Genossenschaft, öffentliche Hand) erfüllt 
sein. Mindestens teilweise soll die Erstellung die Periode der WEG-Subventionierung abde-
cken und bis in die jüngste Zeit hineinreichen. Bauten, deren Realisierung mehr als 35 Jah-
ren zurückliegt, werden dagegen nicht berücksichtigt, da sie ohne Wärmedämmung kaum 
noch mit Bauten neueren Datums vergleichbar sind. Allesentscheidend ist schliesslich die 
Verfügbarkeit der notwendigen Unterlagen wie allgemeine Objektdaten, Grundrisse, Schnit-
te, Fassaden, Detailpläne, Baubeschriebe, Kosten- und Terminangaben sowie Angaben zur 
Projektorganisation. Die Auswahlkriterien lassen sich somit wie folgt zusammenfassen:

 · Je 8 bis 10 Reihen- und Mehrfamilienhäuser

 · Erstellungsperiode ca. zwischen 1980 und 2010

 · Region Nord-/Nordwestschweiz

 · Nicht ausschliesslich aber weitgehend Objekte mit dem Ziel «kostengünstiger Woh-
nungsbau»

 · Verfügbare Projektunterlagen einschliesslich Kostendaten, idealerweise von Planungs-
büros zur Verfügung gestellt, eventuell aus Archiven oder Publikationen 

Wie in der Einleitung erwähnt, wird seit ca. den 1990er-Jahren ein Rückgang des Typs Rei-
henhaus vermutet.257 Geeignete Reihenhäuser aus jüngerer Zeit zu finden, erweist sich 
als entsprechend schwierig. Es werden schliesslich 9 Mehrfamilienhäuser, 8 Reihenhäu-
ser und 3 als Hybride bezeichnete Mischformen gewählt. 

Im Übergang zwischen Reihen- und Mehrfamilienhaus gibt es verschiedenste «Grauschat-
tierungen», die zu Fragen bei der Abgrenzung zwischen diesen Bautypen führen. Als Kri-
terien für Reihenhäuser gelten:

 · die ausschliesslich laterale Aneinanderreihung von Wohneinheiten ohne jegliche verti-
kale Stapelung

 · die Organisation der einzelnen Wohneinheit auf mehreren Geschossen

 · ein ebenerdiger Direktzugang zu jeder Wohneinheit 

 · eine Garten- oder eine Vorzonenfläche auf Erdbodenniveau

Im Unterschied dazu stehen beispielsweise Maisonettewohnungen in Mehrfamilienhäu-
sern, die zwar auf mehreren Geschossen organisiert sind, jedoch auch über- oder unter-
halb von fremden Wohneinheiten angeordnet sein können und nicht über einen eigenen 
Direktzugang vom Erdboden aus verfügen. Eng betrachtet repräsentiert ein Reihenhaus 
auch eine Eigentumsform, die sich im Grundbuch und im Kataster als eigenständige Ein-
heit abzeichnet. Reihenhäuser werden jedoch auch dann als solche eingestuft, wenn sie, 

257. Vgl. Loderer, Die Situation 2014, 
Seite 14
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wie etwa im Falle der Wohnsiedlung Kronwiesen, über «verzahnende Zimmerschichten» 
verfügen (keine vertikal durchgehende Brandmauer) oder über einer gemeinsamen Tief-
garage stehen. 

Im Gegensatz zu den Reihenhäusern basieren Mehrfamilienhäuser auf übereinanderge-
stapelten Wohneinheiten. Sie zeichnen sich aus durch: 

 · eine gemeinsame innere Erschliessung

 · Geschoss- oder Maisonettewohnungen

 · Aussenräume ohne Bodenkontakt (Balkone, Terrassen)

Je nach Erschliessungssystem und Anordnung der Wohneinheiten unterscheidet man in-
nerhalb des Bautyps Mehrfamilienhaus wiederum verschiedenen Typologien wie:

 · Einspänner (eine Geschosswohnung pro Etage an einem vertikalen Erschliessungs-
kern)

 · Zweispänner (zwei Geschosswohnungen pro Etage an einem vertikalen Erschliessungs-
kern)

 · Mehrspänner (drei oder mehr Geschosswohnungen pro Etage an einem vertikalen Er-
schliessungskern)

 · Laubengangtyp (meist schmale Klein- oder Maisonettewohnungen an einem externen 
Gang erschlossen)

Als Hybride werden Wohnbauten eingestuft, die Qualitäten des Mehrfamilienhaus- und des 
Einfamilienhaustyps im selben Baukörper zu vereinen versuchen. Die «Wohnüberbauung 
Burriweg» bewegt sich dabei nahe am Reihenhaustyp, indem sie gewissermassen zwei 
Reihenhauseinheiten übereinander stapelt. Die obere Wohnung weist dabei mit Direktzu-
gang, aber ohne Gartenfläche einen Maisonettecharakter auf. Bei der «Wohnüberbauung 
Unter der Halde» verfügt ebenfalls jede Wohnung über einen Direktzugang, es werden 
aber zwei Maisonettewohnungen über einer ebenerdigen Geschosswohnung angeordnet. 
Am anderen Ende der Skala handelt es sich bei der «Wohnüberbauung Im Eulachpark» 
weitgehend um eine «Unité d'habitation»258 die jedoch über Maisonettewohnungen mit 
Gartensitzplatz und einem reihenhausähnlichen Charakter verfügt. Die Wohnüberbauung 
Hurdacker ist wiederum ein Spezialfall. Es handelt sich um eine Reihenhaussiedlung, er-
gänzt mit einem mehrheitlich Maisonettewohnungen aufweisenden Mehrfamilienhaus. Da 
diese Überbauung weitgehend der Logik einer Reihenhaustypologie folgt, wird sie für die 
Untersuchungen dem Typ «Reihenhaus» zugeordnet.

Da schwer abzuschätzen ist, ob umfangreiches Datenmaterial und insbesondere detail-
lierte Bauabrechnungen zur Verfügung gestellt werden, konzentrierte sich die Vorauswahl 
stark auf Objekte, deren Erstellungskosten bereits im Werk-Material259 oder anderweitig 
publiziert wurden. Eigentümer, Planer und Generalunternehmer von über 20 Wohnbausied-
lungen werden schliesslich angeschrieben. Für alle Objekte werden die Situations- sowie 
Projekt- oder Werkpläne, originale Bauabrechnungen sowie weitere Angaben zu den Ter-
minen, der Projektorganisation etc. erfragt. Die Bereitschaft, die entsprechenden Unterla-
gen zur Verfügung zu stellen ist bei Eigentümern, Architektur- und Bauleitungsbüros und 
selbst bei Generalunternehmern sehr gross. Bei älteren Objekten können die Unterlagen 
zum Teil im GTA-Archiv der ETH Zürich ausfindig gemacht werden. Bei den gewählten Bau-
ten sind sowohl öffentliche, genossenschaftliche als auch private Eigentümer vertreten. 
Die Ausführung erfolgte teilweise konventionell mit Einzelunternehmern und teilweise 
durch General- oder Totalunternehmer. Die für die Studie verwendeten Objekte sind in Ta-
belle T 02 aufgelistet. Im Anhang sind diese in knapper Form dokumentiert.

258. Vgl. Boesiger 1953

259. Werk-Material – Eine Bautendo-
kumentation 1982
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Objekt Jahr Planmaterial Kostendaten

Mehrfamilienhäuser:

BRH Wohnüberbauung Brunnenhof, Zürich 2007 Werkpläne 1:50 Bauabrechnung

Architekturbüro: Gigon / Guyer Architekten, Zürich

Bauleitung: b+p Baurealisation, Zürich

ECH Wohnüberbauung Eichrain, Zürich 2003 Werkpläne 1:50 Bauabrechnung

Architekturbüro: Theo Hotz Architekten, Zürich

Generalunternehmer: Allreal Generalunternehmung AG, Zürich

HEg Hegianwandweg, Zürich 2003 Werkpläne 1:50 Bauabrechnung

Architekturbüro: EM2N, Zürich

Bauleitung: b+p Baurealisation, Zürich

IBN Wohnüberbauung In Böden, Zürich 1995 Projektpläne 1:100 Werk-Material

Architekturbüro: A.D.P. Architektur. Design. Planung., Zürich

Generalunternehmer: Karl Steiner AG, Zürich

MNH Wohn- und gewerbeüberbauung Manessehof, Zürich 1984 Projektpläne 1:100 Bauabrechnung

Architekturbüro: Arcoop U. Marbach + A. Rüegg, Zürich

Bauleitung: Arcoop U. Marbach + A. Rueegg, Zürich

STK Wohnüberbauung Stöckenacker, Zürich 2002 Werkpläne 1:50 Bauabrechnung

Architekturbüro: Ballmoos Krucker Architekten

Bauleitung: GSM Partner AG, Zürich

WOW Siedlung Wolfswinkel, Zürich 2008 Werkpläne 1:50 Bauabrechnung

Architekturbüro: Egli Rohr Partner, Baden-Dättwil

Totalunternehmer: W. Schmid AG, Glattbrugg

WWI Wohnsiedlung Werdwies, Zürich 2007 Werkpläne 1:50 Bauabrechnung

Architekturbüro: Adrian Streich Architekten, Zürich

Bauleitung: Bosshard und Partner, Zürich

ZIA Wohnüberbauung Ziegelei-Areal, Pfungen 2011 Projektpläne 1:100 Bauabrechnung

Architekturbüro: Burkhard Meyer Architekten, Baden

Bauleitung: Keller Prefadom, Pfungen

T 02 Auswahl Untersuchungsobjekte
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Objekt Jahr Planmaterial Kostendaten

Hybride:

EUL Wohnüberbauung Am Eulachpark, Oberwinterthur 2006 Werkpläne 1:50 Werk-Material

Architekturbüro: Burkhalter Sumi Architekten, Zürich

Totalunternehmer: Halter Generalunternehmungen, Zürich

UDH Wohnüberbauung Unter der Halde, Würenlingen 1985 Werkpläne 1:50 Bauabrechnung

Architekturbüro: Schnebli, Ammann Architekten, Zürich

Generalunternehmer: Gross AG, Brugg

BUR Wohnüberbauung Burriweg, Zürich 2002 Werkpläne 1:50 Bauabrechnung

Architekturbüro: Frank Zierau Architekt, Zürich

Bauleitung: Steiger Bauten, Volketswil

Reihen-Einfamilienhäuser:

HUR Wohnüberbauung Hurdacker, Dübendorf 1997 Werkpläne 1:50 Bauabrechnung

Architekturbüro: Egli Rohr Partner, Baden-Dättwil

Bauleitung: Egli Rohr Partner, Baden-Dättwil

KRO Reihenhaussiedlung Kronwiesen, Zürich 2007 Werkpläne 1:50 Bauabrechnung

Architekturbüro: Beat Rothen, Winterthur

Totalunternehmer: Allreal AG, Zürich

LOO Siedlung Looren, Affoltern am Albis 1999 Werkpläne 1:50 Bauabrechnung

Architekturbüro: Metron Architekten, Brugg

Totalunternehmer: Metron Architekten, Brugg

OSR Siedlung Friedrich Oser-Strasse, Basel 2001 Werkpläne 1:50 Bauabrechnung

Architekturbüro: Ackermann & Friedli Architekten, Basel

Bauleitung: Ackermann & Friedli Architekten, Basel

ROT Wohnüberbauung Röthler, Baden-Rütihof 1999 Werkpläne 1:50 Bauabrechnung

Architekturbüro: Egli Rohr Partner, Baden-Dättwil

Bauleitung: Egli Rohr Partner, Baden-Dättwil

RUT Reihenhaussiedlung Rütihofstrasse, Winterthur 2000 Werkpläne 1:50 Bauabrechnung

Architekturbüro: Beat Rothen, Winterthur

Bauleitung: René Gasser, Winterthur

TOB Wohnsiedlung am Tobelweg, Feldmeilen 1980 Werkpläne 1:50 Werk-Material

Architekturbüro: Roland Leu, Feldmeilen

Bauleitung: Roland Leu, Feldmeilen

ZEL Arbeitersiedlung Zelgli, Windisch 1981 Werkpläne 1:50 Bauabrechnung

Architekturbüro: Metron Architekten, Windisch

Bauleitung: Metron Architekten, Windisch
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3.1.2 Datenerfassung

Die Arbeitshypothese der «massgeblichen Kostenfaktoren» erfordert eine möglichst de-
taillierte Datenbasis, da erst die Analyse der Daten darüber Aufschluss geben kann, welche 
Charakteristiken für die Erstellungskosten von Relevanz sind. 

In der Folge werden auf der Basis der erhaltenen Pläne die Flächen und Volumen aller 
20 Untersuchungsobjekte nach der SIA-Norm 416 neu berechnet sowie die Gebäudeober-
flächen, die Flächen der Klimagrenzen und der Fassadenöffnungen ermittelt. Darüber hin-
aus werden weitere projektspezifische Angaben zu Projektorganisation, Terminen, Park-
plätzen, Morphologie, Wohnungstypen, Materialisierung, Konstruktion und Fabrikation 
sowie zum Ausbaustandard erfasst. 

Für die Erstellungskosten werden alle vorhandenen Original-Bauabrechnungen im Detail 
analysiert und einheitlich gegliedert. Die Zuteilungen zu den BKP-Positionen werden mit-
tels Um- oder Ausbuchungen soweit wie möglich nach denselben Grundsätzen bereinigt. 
Bei drei Objekten (EUL, IBN, TOB) muss auf die Kostenangaben der Publikationen abge-
stützt werden, weil die originalen Bauabrechnungen nicht mehr verfügbar oder zu unvoll-
ständig sind. Gesamtwerkpreise von Generalunternehmungen werden anhand der Anga-
ben prozentualer Anteile auf die verschiedenen BKP-Positionen aufgeteilt. Bei denjenigen 
Projekten, die nebst der Wohnnutzung auch andere Nutzungen enthalten, müssen ausser-
dem die Kosten für Wohnungen von denjenigen für andere Nutzungen abgegrenzt werden. 
Schliesslich werden die aus verschiedenen Jahren stammenden Kostendaten aufgrund 
des Zürcher Indexes der Wohnbaupreise260 auf den Stand von April 2013 aufindexiert. 

Aus diesen Grunddaten werden wiederum relevante Quotienten wie Volumen- oder Flä-
chenpreise gebildet oder weitere Daten wie mittlere Bautiefen, Bewohnerzahlen nach WEG, 
Bauzeit etc. abgeleitet.

Für jede Wohnüberbauung steht schliesslich ein Datensatz mit weit über hundert Charak-
teristiken zur Verfügung. Dieser liefert eine teils informative, grösstenteils aber quantitati-
ve Beschreibung für das Untersuchungsobjekt.

3.1.3 Abweichungen zwischen erhobenen und publizierten Kennzahlen

Bei den neu erfassten, aufgrund von Originalunterlagen und nach einheitlichen Massstä-
ben errechneten Daten fallen zum Teil wesentliche Abweichungen zu den in den Fachpu-
blikationen261 gefundenen Grundmengen und Erstellungskosten auf. Für einige Untersu-
chungsobjekte stehen sowohl originale Projektunterlagen wie vormals publizierte Zahlen 
zur Verfügung. Es bietet sich somit die Gelegenheit, diese Daten zu vergleichen, um die 
Toleranzen und die Aussagekraft von publizierten Kennzahlen einschätzen zu können. Die 
für den Vergleich herangezogenen publizierten Kennzahlen entstammen grösstenteils der 
Reihe «Werk-Material»262, in einem Fall stützt sich die Studie auf das Faltblatt der Stadt 
Zürich263 ab. 

Die Abweichungen zwischen den publizierten, dezentral erhobenen und den nach einheitli-
chen Massstäben, zentral errechneten Flächen- und Volumenkennzahlen werden für jedes 
Projekt einzeln ermittelt. Bei den Kostendaten werden die publizierten mit den neu erhobe-
nen Realkosten gemäss Abrechnung und vor der Indexierung verglichen. 

Für die Geschossfläche GF ist dieser Vergleich bei 13 von 20 Projekten möglich. Da die Pu-
blikation des Rauminhaltes RI gemäss SIA 116 im Werk-Material zwischen 1997 und 2007 
vom Gebäudevolumen GV abgelöst wurde, stehen dagegen beim Gebäudevolumen GV nur 
bei 11 Projekten, im Falle der Hauptnutzfläche HNF nur bei 4 Projekten vergleichbare Publi-
kationszahlen zur Verfügung. Bei den Gebäudekosten BKP 2 sowie den Erstellungskosten 
BKP 1–5 könnten die nach der Fertigstellung publizierten Kostendaten mit den anhand 

260. Statistik Stadt Zürich – Präsidial-
departement 2013

261. Werk Material, Mehr als Wohnen, 
Faltblätter Stadt Zürich

262. Werk-Material – Eine Bautendo-
kumentation 1982

263. Stadt Zürich – Amt für Hochbau-
ten 2008
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der originalen Baukostenabrechnungen bereinigten (nicht indexierten) Kosten ebenfalls 
für 11 Projekte verglichen werden.

Die Abweichungen der vormals publizierten von den nach einheitlichen Kriterien berechne-
ten Kennzahlen fällt wie folgt aus:

 · Geschossfläche GF  –14%  bis  +  4% (13 vergleichbare Objekte)

 · Gebäudevolumen GV  –21%  bis  +11% (11 vergleichbare Objekte)

 · Hauptnutzfläche HNF264  –13%  bis  +  4% (  4 vergleichbare Objekte)

 · Gebäudekosten GK (BKP 2)  –12%  bis  +  1% (11 vergleichbare Objekte)

 · Erstellungskosten EK (BKP 1–5)  –  8%  bis  +  6%.  (11 vergleichbare Objekte)

 · Kubikmeterpreis GK/GV (BKP 2/m3 GV) –21% bis +20% (11 vergleichbare Objekte)

Fazit:

Die gesamt-Bandbreiten bewegen sich in einer grössenordnung von bis zu 20%, 
beim gebäudevolumen gar annähernd 30%. Die verschiedenen Fehler und To-
leranzen neutralisieren sich auch in der Kombination von Kenngrössen nicht. 
Es lässt sich im gegenteil feststellen, dass sich diese teilweise kumulieren. 
Beim Kubikmeterpreis BKP 2/m3 gV beträgt die Bandbreite schliesslich –21% 
bis +20%, ein Wert, der stark an die ehemals nach sIA 102/1984 geforderte ge-
nauigkeit der grobkostenschätzung von ±25% in der Vorprojektphase erinnert. 
Dabei ist zu bedenken, dass es sich hier nicht um eine frühe Kostenprognose 
handelt, sondern um Berechnungsdifferenzen bei bereits realisierten und ab-
gerechneten Bauten. 

264. Nur fünf Vergleiche, da HNF in 
Werk-Material erst seit 2007 
publiziert
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 Abweichung von publizierten Kennzahlen in Bezug auf die zentral, nach einheitlichen Massstäben erhobe-
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Die gründe für diese Abweichungen sind vielfältig. sie reichen von Kalkula-
tionsfehlern über Differenzen infolge sich verändernder Berechnungs- und Pu-
blikationsstandards bis hin zu vergessenen oder aus anderen gründen nicht 
mit einbezogenen gebäudeteilen. In vielen Fällen wirken sich die Abweichun-
gen zu ungunsten der Projekt-Kennzahlen aus. 

Wo Abweichungen von den geltenden Berechnungsgrundsätzen von sIA 416 
festgestellt werden, handelten die Projektverfasser offenbar, entweder aus 
mangelnder Kenntnis derselben (Wechsel von sIA 116 zu sIA 416) oder aus 
nachvollziehbaren gründen (z.B. Laubengänge als zwingende Erschliessungs-
flächen bei der geschossfläche gF statt als Aussengeschossfläche AgF gerech-
net). 

Vielfach sind die Differenzen auf unterschiedliche Zuordnungen infolge nicht 
eindeutig definierbarer Abgrenzungen (graubereiche) (Abgrenzungen BuF–AgF, 
gF–AgF, HNF–NNF) zurückzuführen. Auch Abweichungen aufgrund unterschied-
licher Projektstände und Plangrundlagen dürften eine wesentliche Rolle spielen.

Für die verschiedenen Kennzahlen ergeben sich aus den verschiedensten Gründen zum 
Teil erhebliche Differenzen. Die bei der Datenerhebung gemachten Erfahrungen und die 
wichtigsten Grauzonen, die sich in Bezug auf die Zuordnung von Flächen und Kosten erge-
ben, werden nachfolgend detaillierter beschrieben.

3.1.4 unschärfen bei Flächen und Volumen

Grundstücksflächen (GSF, GGF, UF, BUF, UUF):

Die Grundstücksfläche GSF wurde bei allen Projekten anhand der Situationspläne über-
prüft, die durchwegs geringen Differenzen zu den publizierten Werten wurden aber igno-
riert. Es wurde davon ausgegangen, dass die angegebenen Grundstücksflächen dem 
Grundbucheinträgen entsprechen und Differenzen auf Messtoleranzen in den Plänen zu-
rückzuführen sind.

Die Gebäudegrundfläche GGF ist in vielen Fällen nicht eindeutig zu bestimmen, so z.B. bei 
offenen Hallen oder unterirdischen bzw. halbunterirdischen Bauvolumen. In konsequen-
ter Anwendung der SIA 416 zählen offene Hallen zur Umgebungsfläche UF, da diese typi-
scherweise nicht vom übrigen Terrain abgesetzt sind. Diese Regelung ist hinsichtlich der 
Gebäudegrundfläche GGF (Footprint) fragwürdig und führt beim Überbauungsgrad (GGF/
GSF) zu Verzerrungen. Hinsichtlich der Umgebungsfläche UF bzw. der bearbeiteten Umge-
bungsfläche BUF kann dies andererseits sinnvoll sein, wenn damit eine Übereinstimmung 
mit der Zuordnung der entsprechenden Kosten zur Umgebung BKP 4 erreicht wird. Ob die 
Kosten für diese Flächen – unter denen oft ein Untergeschoss liegt – tatsächlich unter BKP 
4 erfasst wurden, ist jedoch fraglich und aus den vorliegenden Bauabrechnungen nicht 
ersichtlich. 

Bei nicht überbauten, unterirdischen Volumen (unter Umgebungsflächen > z.B. Tiefgara-
gen) stellt sich die Frage der Kostenzuordnung gleichermassen. Bei geneigtem Gelände, 
wo unterirdische Volumen teilweise aus dem Terrain ragen oder gar einen Geländesprung 
bilden, ist die Zuordnung – entweder zur Aussengeschossfläche AGF und somit zur Gebäu-
degrundfläche GGF oder aber zur bearbeiteten Umgebungsfläche BUF – nicht befriedigend 
lösbar. Es stellt sich hier die Frage nach der Notwendigkeit einer zusätzlichen Kategorie 
des «künstlichen Terrains», welche auch zur Aussengeschossfläche AGF und somit zum 
Gebäude gehört.
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Geschossflächen GF, Aussengeschossflächen AGF und Gebäudevolumen GV:

Entgegen der früheren Regelung unter SIA 116 sind gemäss SIA 416 die Geschossflächen 
GF und die Aussengeschossflächen AGF vollständig getrennt zu erfassen. Das Gebäudevo-
lumen GV errechnet sich ausschliesslich aus der Gebäudefläche GF, welche nur vollständig 
umschlossene Räume beinhaltet. Die Aussengeschossflächen AGF spielen deshalb in der 
Praxis seit der Einführung der SIA 416 nur mehr eine marginale Rolle. Dies ist fragwürdig, 
da Balkone, Loggias, Terrassen und dergleichen sowohl für die Wohnqualität als auch in 
Bezug auf die Erstellungskosten wesentlich sind. Es werden beim Gebäudevolumen 
aber nicht nur Balkone und Loggias ausser Acht gelassen, auch Laubengänge, die als Er-
schliessungsflächen unverzichtbar und sogar für die Ausnützungsziffer von Bedeutung 
sind, werden bei der Geschossfläche GF und somit beim Gebäudevolumen GV nicht be-
rücksichtigt. Im Vergleich zwischen Spänner- und Laubengangtypen können sich daraus 
erhebliche Verzerrungen ergeben, da sich die aussen liegenden Erschliessungsflächen 
bei den Laubengangtypen nicht im Gebäudevolumen niederschlagen und somit für diesen 
Bautyp ein erhöhter Kubikmeterpreis resultiert.

Schwierigkeiten der Zuordnung ergeben sich insbesondere für die in jüngster Zeit ver-
mehrt anzutreffenden Zwischenklimaräume wie verglaste Loggien oder Balkone. Es fehlen 
nicht nur entsprechende Zuordnungskriterien und -möglichkeiten, vielmehr eröffnet sich 
bei diesen Räumen eine valable Grauzone, sowohl in Bezug auf die Nutzung (HNF, NNF 
oder AGF), den Verlauf der Klimagrenze (innerhalb oder ausserhalb) oder die Vermietung 
(Wohnfläche oder Aussenraum). Auch hier wirkt sich die Zuordnung bei der Flächengliede-
rung wiederum auf das Gebäudevolumen GV oder auch auf die Hauptnutzfläche HNF aus.

Die Frage, was bei der Definition der Geschossfläche GF genau als «allseitig umschlossen» 
gilt, ob dazu ein Glas genügt – dann wäre der verglaste Balkon nicht mehr nur Aussenge-
schossfläche – oder ob bereits ein Drahtgeflecht reicht, kann in den verschiedensten Situa-
tionen erhebliche Differenzen in Bezug auf das massgebliche Gebäudevolumen ergeben. 
Schwierig erwies sich dabei auch der Umgang mit Nebenbauten (Velo-, Geräteschuppen, 
Fahrzeugunterstände etc.), die gegebenenfalls als Geschossflächen und Gebäudevolu-
men oder lediglich als «Ausstattung der Umgebung» eingestuft werden können. Demnach 
wird ein als Gebäude wirkender, gemauerter, aber einseitig offener Autounterstand bei den 
Kennzahlen nicht in der Geschossfläche und somit nicht im Gebäudevolumen enthalten 
sein, ein Velounterstand aus Maschendraht mit Schiebegatter dagegen schon. Es ist aus-
serdem meist nicht nachvollziehbar, ob die Kosten für solche Nebenbauten in den Gebäu-
dekosten BKP 2 oder den Umgebungskosten BKP 4 enthalten sind.

Hauptnutzfläche HNF und Nebennutzfläche NNF:

Selbst bei Abgrenzung zwischen Hauptnutzfläche HNF und Nebennutzfläche NNF kann 
die Zuordnung unterschiedlich ausfallen oder zu fragwürdigen Ungleichheiten führen. So 
werden aufgrund der Vermietungspraxis Reduits innerhalb der Wohnung meist als Haupt-
nutzflächen gewertet, Keller- oder Estrichabteile dagegen als Nebennutzfläche. Beides 
sind jedoch gleichermassen Abstellräume. Für diese Studie wurden folglich alle woh-
nungsinternen Reduits den Nebennutzflächen zugeordnet. 

Auch weitere Räume können je nach Situation Anlass zu schwierigen Zuordnungsfragen 
geben. So ist insbesondere in Halb- oder Volluntergeschossen der Übergang vom Keller 
(NNF, Wohnen) über den Bastelraum (NNF, Wohnen), das Atelier (HNF, Wohnen oder Gewer-
be) bis hin zum Gewerberaum (HNF, Gewerbe) fliessend.

Bei gemischt genutzten Gebäuden ist eine zweite Gliederungsebene nach Nutzungen 
wie Wohnen, Gewerbe in Anlehnung an die DIN 277 – Grundflächen und Rauminhalte von 
Bauwerken im Hochbau265 bzw. die «Dokumentation d0165 – Kennzahlen im Immobilien- 265. DIN 1987
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management»266 sinnvoll. Zur Ermittlung der Wohnbaukosten wurden in dieser Studie 
die Haupt- und Nebennutzflächen in solche für Wohn- und andere Nutzungen unterteilt. 
Funktionsflächen oder Flächen für die Erschliessung konnten dagegen nicht immer einer 
spezifischen Gattung zugeordnet werden und wurden deshalb anhand der Haupt- und Ne-
bennutzflächen prozentual aufgeteilt. Wohnähnliche Nutzungen wie Kinderkrippen, Horte 
oder betreute Alterswohngruppen wurden nicht der Wohnnutzung zugeordnet. Separat- 
und Schaltzimmer wurden dagegen nach Möglichkeit einer Wohnung zugeschlagen.

Parkierungen:

Tiefgaragen machen einen wesentlichen Anteil an der gesamten gebauten Fläche aus. Bei 
den untersuchten Wohnbauten reicht die Bandbreite von 0% bis fast 30%. Da die Parkfelder 
als Nebennutzfläche und die Fahrspur als Verkehrsfläche zu zählen ist, führt dies bei den 
entsprechenden Flächenanteilen zu erheblichen Verzerrungen. Entsprechend der oben er-
wähnten zweiten Gliederungsebene nach der Nutzung wurden deshalb auch die Flächen 
für Parkierungen gesondert erfasst. Allfällige in Tiefgaragen vorgesehene Abstellplätze 
für Velos und Motorräder wurden dabei nicht separiert. Bei hangseitig ganz oder teil weise 
offenen Tiefgaragen stellt sich ausserdem die Frage, ab wann diese als «allseitig um-
schlossen» zu den Geschossflächen gezählt werden sollen und wann nicht. Bei offenen 
Einfahrten kann die Begrenzung der Geschossfläche bei der Aussenwand, bei der Kante 
der Rampenüberdeckung oder am Ende der Ausrundung gelegt werden.

Diese schilderungen vermitteln einen Eindruck, wie vielfältig die gründe für 
Abgrenzungs- und Zuordnungsdifferenzen sein können. Oft handelt es sich um 
nicht befriedigend lösbare Fälle, wo letztendlich ein schiedsentscheid über die 
Auslegung und den umgang mit den Daten bestimmen muss. Insofern gibt es 
auch für zentral erhobene Daten keinen absoluten Wahrheitsanspruch. Die Ver-
gleichbarkeit der Werte rechtfertigt sich allenfalls dadurch, dass die Berech-
nungsgrundsätze bei allen Projekten so weit wie möglich gleich angewendet 
werden. 

3.1.5 unschärfen bei den Erstellungskosten

Nicht geringer als bei den Flächen und Volumen sind die Herausforderungen für die Gliede-
rung und die einheitliche Zuordnung bei den Erstellungskosten. Aufgrund des historischen 
Zahlenmaterials kommt in der vorliegende Studie der nach Arbeitsgattungen gegliederte 
Baukostenplan BKP zur Anwendung. Der 2009 vom CRB neu ins Leben gerufene e-BKP 
wird dagegen nicht berücksichtigt. 

Der Umgang mit derselben Gliederungsvorgabe ist von Bauleitung zu Bauleitung sehr un-
terschiedlich. Die Bauabrechnung, selbst wenn sie original und detailliert ist, gewährt wie-
derum nicht tief genug Einblick in die genauen Verhältnisse. Einzig die Bauleitung ist in der 
Lage, genaue Abgrenzungen im Hinblick auf eine Kostenanalyse vorzunehmen, und auch 
sie nur während einer gewissen Zeit nach den Ereignissen. Bei einer Pauschalvergabe zu 
einem Gesamtwerkpreis (GU/TU) gibt es offiziell gar keine detaillierte Kostengliederung. 
Arbeitsvergaben erstrecken sich zudem oft über mehrere BKP-Nummern hinweg. Es liegt 
in der Hand der Bauleitung, wie präzise hier Abgrenzungen vorgenommen werden. 

Die Gliederung nach Bauteilen gemäss dem neuen e-BKP trägt dieser Abgrenzungsproble-
matik bis zu einem gewissen Grade Rechnung. Aufgrund der gemachten Erfahrungen ist 
jedoch davon auszugehen, dass mit der neuen Gliederung nach Bauelementen die wesent-266. SVIT und SIA 2000
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lichsten Schwierigkeiten der Kostenabgrenzung und -zuordnung nicht befriedigender zu 
lösen wären als nach dem klassischen BKP.

Dies ist mit einem Mehraufwand bei der Planung verbunden. Trotzdem können 
entsprechende Abgrenzungen höchstens mit den im vorangehenden Kapitel ge-
schilderten prinzipiellen unschärfen vorgenommen werden.

Kostenabgrenzungen sind seit je her weder unmöglich noch unüblich. Im Hin-
blick auf den Kostenteiler mehrerer an einem Bauwerk beteiligter Bauherren 
entspricht dies der gängigen Praxis. Für minutiöse Abgrenzungen und Zuord-
nungen im Hinblick auf die Auswertung von Kennzahlen stellt sich jedoch einer-
seits die Frage nach dem Verhältnis von Aufwand und Nutzen und andererseits 
diejenige nach den Folgen unvermeidlicher Verzerrungen.

Die Erfahrung aus der Datenerhebung zeigt ausserdem, dass eine Bauabrechnung nie um-
fassend ist. Sie beinhaltet meist nur diejenigen Kosten, die über die Bauleitung abgewi-
ckelt werden. Kosten, die von der Bauherrschaft direkt beglichen werden, tauchen darin 
in den meisten Fällen nicht auf, in wenigen Fällen sind solche Beträge aber in der Bauab-
rechnung enthalten. 

Ungleichheiten müssen bei einem Kostenvergleich entsprechend bereinigt werden. Zur 
Vereinheitlichung der Erstellungskosten aller Untersuchungsobjekte werden in verschie-
denen Fällen Anpassungen bei der Zuordnung von Kosten zu den BKP-Hauptgruppen 
Grundstück BKP 0, Vorbereitungsarbeiten BKP 1, Gebäude BKP 2 und Umgebung BKP 4 
vorgenommen. Da bei vielen Projekten die Honorare der BKP-Hauptgruppen nicht getrennt 
aufgeführt sind, werden diese bei allen Projekten konsequent unter BKP 29 untergebracht. 
Vor allem bei den Baunebenkosten BKP 5 werden allfällige in den Bauabrechnungen ent-
haltene Komponenten wie Bauherrenleistungen, Finanzierungskosten, Kosten für die 
Erstvermietung etc. ausgebucht, da diese bei einigen Objekten enthalten sind, bei anderen 
dagegen nicht.

Es bleiben aber selbst nach der Bereinigung der Bauabrechnungen Abgrenzungsproble-
me, die sich mit Um- und Ausbuchungen nicht befriedigend lösen lassen. «Um eine ver-
gleichbare Ausgangslage zu schaffen»267, werden die Kosten für die Parkierungen und die 
gewerblichen Nutzungen in der Studie «Wohnbauten im Vergleich» nicht berücksichtigt. 
Die genauen Kosten für die Tiefgarage dürften aber selbst mit sehr detaillierten Kennt-
nissen über jedes untersuchte Bauwerk kaum zu ermitteln sein. Nicht zuletzt hängt die 
Ausformulierung einer Wohnüberbauung in wesentlichen Teilen gerade davon ab, wie die 
Parkierung gelöst wurde. Wie würden das Projekt, die Baugrube, die Fundation aussehen, 
wenn eine kleinere, eine grössere oder gar keine Tiefgarage erforderlich gewesen wäre? 
Die Parkplätze werden deshalb in dieser Studie als integraler Teil einer Wohnüberbauung 
betrachtet und die Kosten dafür nicht ausgesondert. 

Eine ähnlich unlösbare Aufgabe ist die Abgrenzung der Wohnbaukosten bei einem ge-
mischt genutzten Gebäude. Welcher Teil der gemeinsamen Vertikalerschliessung, der Ka-
nalisation oder der Haustechnik ist welcher Nutzung anzurechnen? Es müssen deshalb 
Lösungen gefunden werden, um die Kosten für Wohnen und diejenigen für andere Nutzun-
gen aufzuteilen. Dies geschieht im vorliegenden Fall, indem die Kosten nach prozentualen 
Flächenanteilen für Wohnungen, Ateliers, wohnähnliche Nutzungen (Kinderkrippen, Horte 
etc.), Gewerbe, Gastronomie sowie Lager- und Bastelräume und nach einem für alle Pro-
jekte gleichermassen geltenden Kostenschlüssel aufgeteilt wurden. Der Kostenschlüssel 
stützt sich dabei auf ein Projekt ab, für welches gewisse Angaben der Eigentümerschaft 
verfügbar waren. Inwieweit diese Angaben zutreffend und auf andere Situationen anwend-
bar sind, muss hier offengelassen und als weitere Unschärfe der Kostendaten akzeptiert 
werden.

267. Meyer-Meierling et al. 2000, 
Seite 47
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Fazit:

Ein gebäude ist letztendlich immer ein ganzes und in dem sinne nicht teilbar 
– dasselbe gilt auch für die Erstellungskosten. Mit sicherheit aber zeigt sich, 
dass die Dienlichkeit der gliederung von Kosten sowie Flächen- und Volumen-
kennzahlen davon abhängt, wofür und mit welcher Absicht die Kostenkenn-
zahlen verwendet und entsprechende Abgrenzungen vorgenommen werden. 
stehen die Erstellungskosten, der Energieverbrauch, die Vermietung oder der 
unterhalt eines Bauwerks im Vordergrund, können je nachdem andere Erwägun-
gen und Abgrenzungen sinnvoll sein. Bei einer für alle Anwendungen «durchläs-
sigen» struktur268 besteht dagegen die gefahr, dass diese für alle Bereiche ein 
bisschen, aber für keinen wirklich taugt.

3.1.6 unschärfen durch Indexierung

Eine zusätzliche Unschärfe bei den Erstellungskosten entsteht dadurch, dass die Kos-
ten von Wohnüberbauten nicht eins zu eins verglichen werden können, wenn diese nicht 
zum selben Zeitpunkt realisiert wurden. Infolge der über die Jahre hinweg anfallenden 
Teuerung müssen Baukosten für deren Vergleich auf einen einheitlichen Kostenstand 
indexiert werden. Für die Erstellungskosten eines realisierten Bauvorhabens ist deshalb 
entsprechend dem Realisierungszeitpunkt ein Indexstand festzusetzen, aufgrund dessen 
die Kosten auf einen für alle gemeinsamen Indexstand hochgerechnet werden können. 
Dies geschieht mit Hilfe einer periodisch der Teuerung angepassten Preisskala, im vorlie-
genden Fall des Zürcher Indexes der Wohnbaupreise269. Bis 1998 wurde der Zürcher Bau-
preisindex jeweils zwei Mal jährlich publiziert (1. April / 1. Oktober), seit 1999 nur noch ein 
Mal pro Jahr (1. April). Bei der Publikation von Projektkosten im Werk-Material wurde der 
Indexstand bis in die 1990er-Jahre jeweils interpoliert, wobei der Zeitpunkt bei zwei Drittel 
der Bauzeit angesetzt wurde. Bei neueren Projekten variiert dieser Zeitpunkt beträchtlich. 
Es wird jeweils ein nicht interpolierter Jahresindexstand (per 1. April) angegeben, der je 
nach Projekt nahe beim Kostenvoranschlag, bei der Bauabrechnung oder irgendwo dazwi-
schen liegen kann. Diese Untersuchung zeigt, dass bei einem Vergleich von Projekten aus 
verschiedenen Zeitperioden der Indexzeitpunkt für die Aufindexierung der Kosten eine we-
sentliche Rolle spielt. Bei der Analyse werden die Gebäudekosten GK (BKP 2) aller Projekte 
mit jeweils vier verschiedenen Indexzeitpunkten

 · letzter Index vor Baubeginn 

 · erster Index nach Baubeginn 

 · letzter Index vor Bauvollendung

 · erster Index nach Bauvollendung

auf den gleichen Stand vom 1. April 2013 aufgerechnet und die daraus resultierenden Ver-
gleichskosten und Bandbreiten verglichen (Grafik G 06). 

Die unschärfe beträgt je nach Projekt, d.h. je nach Erstellungsjahr und Dauer 
der Bauzeit, zwischen 1,6% bis 13,5% für ein und dasselbe Projekt, je nachdem, 
welcher Indexzeitpunkt der Aufindexierung zugrunde gelegt wird. 

Es wäre jedoch zu einfach davon auszugehen, dass mit der einheitlichen Festlegung des 
Indexzeitpunktes eine für alle Projekte gerechte Kostenwahrheit und Vergleichbarkeit er-
reicht werden kann. Die Preisbildung erfolgt bei der Erstellung einer Baute nie an einem 
Tag. Sie erstreckt sich über einen Zeitraum, der tatsächlich je nach Organisationsform 
unterschiedlich lang sein kann. Die frühere, oben beschriebene Handhabe, den Index-
zeitpunkt bei zwei Dritteln der Bauzeit zu wählen, dürfte bei der damals vorherrschenden 
rollenden Planung mit Einzelausschreibung und teilweise hohem Regieanteil zutreffend 

268. Vgl. SIA 2003 / SVIT und SIA 2000

269. Statistik Stadt Zürich 2013
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G 06 Unschärfe infolge Indexierung
 Bandbreiten indexierter Erstellungskosten aufgrund unterschiedlich gewählter Indexzeitpunkte
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sein. Bei einer GU- oder gar TU-Ausschreibung erfolgt die Preisbildung dagegen in kürzerer 
Zeit und vor Baubeginn, auch hier allerdings unter Vorbehalt von Projektänderungen und 
Nachträgen.

Es bedarf folglich der Einsicht, dass bei jeder Aufindexierung eine generelle und 
unvermeidliche unschärfe der Kosten entsteht. 

3.1.7 Kumulierte unschärfen

Überlagert man für den Kubikmeterpreis GK/GV (BKP 2/m3 GV) die oben festgestellten Dif-
ferenzen zwischen den publizierten und den bereinigten Zahlen mit den Bandbreiten für 
die Erstellungskosten infolge der Indexierung (Grafik G 07), so ergeben sich für die einzel-
nen Projekte Unschärfen zwischen 5% und 32%. 

Die grössten Abweichungen für den indexierten Kubikmeterpreis BKP 2/m3 gV betra-
gen nach unten –17%, nach oben +27%, was eine gesamtbandbreite von 44% ergibt.

3.1.8 Verwendung von Kennzahlen

Bereits die Datenerfassung sowie der anschliessende Vergleich von publizierten und erho-
benen Daten führt zu interessanten Ergebnissen. 

Es zeigt sich, dass bei der Datenerhebung mit beträchtlichen unschärfen (z.B. 
Kubikmeterpreis vor Indexierung ca. ±20%) gerechnet werden muss und dass 
sich diese unschärfen aus verschiedensten gründen nicht vermeiden lassen. 
Beim Vergleich von unterschiedlichen Bauten, die nicht im selben Zeitraum 
erstellt wurden, muss mit einer zusätzlichen unschärfe von bis zu 15% infol-
ge der Kostenindexierung gerechnet werden. Kumuliert resultiert für den in-
dexierten Kubikmeterpreis der untersuchten Objekte eine Bandbreite von 44% 
(–17%/+23%). Als dritter Faktor von unschärfe kommt der spielraum bei Flä-
chen- und Kostenabgrenzungen zwischen Wohn- und anderen Nutzungen so-
wie Parkierungen hinzu. Es ergeben sich folglich unschärfen auf verschiedenen 
Ebenen:

•	 Erhebung von Flächen und Volumen (Ausmass)

•	 Erfassung Kosten (Zuordnungen)

•	 Indexierung der Kosten

•	 Nutzungsabgrenzungen bei Ausmassen und Kosten (Wohnen, gewerbe, 
Parkierungen)

Es stellt sich hier die Frage, ob solche Toleranzen, auch wenn sie für grobe Kos-
tenschätzungen verkraftbar sind, bei Kostenvergleichen vertretbar sind. 

Vor diesem Hintergrund ist es angebracht, sich einige Gedanken zur Verwendung von Kos-
tenkennzahlen im Wohnungsbau zu machen. Grundsätzlich können dabei drei Bereiche 
unterschieden werden, für welche jeweils unterschiedliche Voraussetzungen und Ziele 
gelten.

a) Kostenprognose

Die erste und ursprünglichste Anwendung von Kostenkennzahlen ist das Schätzen von 
Baukosten. Dabei werden die Kosten für geplante Bauvorhaben aufgrund von Erfahrungs-
werten möglichst ähnlicher bereits realisierter Bauten geschätzt. Da jedes Bauvorhaben 
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G 07 Kumulierte Unschärfe aus Datenerhebung und Indexierung für GK/GV (BKP 2/m3 GV)
 Als Referenz dienen die Publizierten Kennzahlen. Die Gesamtbandbreite der maximalen 

Abweichungen beträgt 44% (–17% bis +27%).
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verschieden ist, sind Verhältniszahlen als gemeinsame Referenzgrössen erforderlich. Die-
se können sich bei einer groben Schätzung z.B. auf 1 m3 gebautes Volumen oder 1 m2 
gebaute Fläche beziehen. Der mögliche Genauigkeitsgrad der Schätzung ergibt sich zum 
einen aus dem Projektstand und, damit verbunden, dem Detaillierungsgrad der Projekt-
definition. Die diesbezüglichen Angaben in der Honorarordnung SIA 102/2003 für Architek-
ten lauten ±15% (ohne andere Vereinbarung) beim Vorprojekt und ±10% beim Bauprojekt. 
Die erwartete genauigkeit der Schätzung wirkt sich andererseits auf die Komplexität und 
den Detaillierungsgrad der Methode aus. So werden sich die Referenzgrössen tendenziell 
bei zunehmender Schätzungsgenauigkeit aus zunehmend vielen Einzelbauteilen zusam-
mensetzen.

Allgemeiner betrachtet handelt es sich bei einer Kostenschätzung letztendlich um eine 
Bedarfsermittlung für ein bestimmtes Bauvorhaben – in diesem speziellen Fall den Be-
darf an Investitionskapital. In dieselbe Kategorie gehören die Ermittlung des Wärmebe-
darfs für ein Gebäude oder des Zeitbedarfs eines Velokuriers für einen Botengang von A 
nach B. Unabhängig davon, mit welcher Genauigkeit man die Prognose möchte, geht man 
bei einer Bedarfsberechnung aufgrund von Erfahrungswerten davon aus, was man «übli-
cherweise» braucht, und bleibt tendenziell lieber auf der sicheren Seite.

b) Evaluation oder Optimierung bei gleichwertigen Projektlösungen

Bei dieser Anwendung von Kennzahlen geht es nicht wie bei der Kostenschätzung um ein 
einziges Projekt, sondern um den Vergleich mehrerer Projektlösungen für das gleiche Vor-
haben. Ob Testprojekte, Wettbewerb oder Lösungsstudien, die Grundlagen und Rahmen-
bedingungen sind jeweils für alle zu vergleichenden Projekte dieselben. Der Vergleich kann 
zum Ziel haben, ein zu realisierendes Projekt aus verschiedenen möglichen Ansätzen aus-
zuwählen, oder er kann dazu dienen, in mehreren Überarbeitungsschritten auf eine opti-
mierte Lösung hinzuarbeiten. Auch hier sind Aussagen zu noch nicht realisierten Vorhaben 
gefragt, diese müssen sich jedoch nicht ausschliesslich nur auf die Kosten beziehen. Es 
können auch ausnutzungsmässige, energetische oder andere Optimierungen von Interes-
se sein oder aber eine Abwägung all dieser Faktoren. Die Frage der Optik ist hier entschei-
dend. So kann mit der Kenngrösse Kosten pro m2 Hauptnutzfläche und den Erwartungen 
bezüglich der Erträge pro m2 Hauptnutzfläche relativ direkt auf die Rentabilität geschlos-
sen werden. Eine Kenngrösse Geschossfläche pro Grundstücksfläche liefert dagegen eine 
Aussage darüber, wievielmal die knappe Ressource Boden vervielfältigt werden kann. Ge-
rade im Fall der Gegenüberstellung gleichwertiger Varianten müssen aber nicht volumen- 
oder flächenbezogene Referenzgrössen herangezogen werden, es können direkt die für 
das Gesamtprojekt erzielten Absolutwerte für die Ausnützung, die Erstellungskosten, die 
Rendite etc. verglichen werden. Dieser Umstand und die Tatsache, dass auch keine Kos-
tenindexierungen notwendig sind, reduzieren das Problem der Unschärfe der Vergleichs-
zahlen erheblich. Diese können gar als vernachlässigbar angenommen werden, soweit nur 
die Relationen der verschiedenen Varianten untereinander interessieren und man davon 
ausgehen kann, dass Ursachen von Toleranzen für alle Fälle gleich ins Gewicht fallen. 

Nicht von einer solchen Vernachlässigbarkeit ausgehen kann man dann, wenn es bei 
grundsätzlich sehr verschiedenen architektonischen Lösungen solche gibt, die durch die 
Definition der Volumen, Flächen etc. bevorteilt werden, während andere unter Umständen 
nicht in das vorgegebene Raster passen. Auch Kostenermittlungen aufgrund von Ein-
heitspreisen können zu Verzerrungen führen, wenn die räumlichen oder konstruktiven 
Lösungsansätze sehr unterschiedlich und die eingesetzten Preise nicht für alle Varianten 
gleich zutreffend sind.

c) Benchmarkvergleich verschiedenartiger Projekte

Bei der dritten Anwendung von Kennzahlen geht es schliesslich um die Gegenüberstel-
lung von bereits realisierten Wohnbauten. Es handelt sich in diesem Falle um grund-
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sätzlich verschiedene Bauvorhaben, welche sich in Bezug auf ihre Rahmenbedingungen 
und ihre Charakteristiken gänzlich unterscheiden. Ein solcher Benchmarkvergleich dient 
zwangsläufig der Einschätzung einer «Performance» – einer Leistung –, wobei ein gutes 
Abschneiden als «gute Leistung», als effizient oder ökonomisch interpretiert wird. Infolge 
der Verschiedenartigkeit der Bauten (Grösse, Lage etc.) können hier nicht direkt absolu-
te Gesamtwerte (z.B. Erstellungskosten) verglichen werden, der Vergleich kann nur über 
Verhältniszahlen als gemeinsame Referenzgrössen erfolgen. Diese Referenzgrössen (z.B. 
BKP 1–5/m2 HNF) dienen als Massstab für die zu bestimmende «Performance». Da die 
zu vergleichenden Bauten nicht in derselben Zeitperiode erstellt wurden, ist ausserdem 
eine Indexierung der Kosten notwendig. Bei dieser Anwendung stellt sich die Frage, welche 
Toleranzen für Kennzahlen noch sinnvoll oder akzeptabel sind. 

In der Praxis dürfte die Gegenüberstellung von Varianten oft in Kombination mit der Me-
thode des Benchmarkvergleichs angewendet werden. So werden einerseits verschiedene 
Varianten für ein Bauvorhaben gegeneinander abgewogen, deren Kennzahlen aber gleich-
zeitig auch mit anderen, bereits realisierten Bauten in Beziehung gesetzt. In diesem Falle 
gelten dieselben Einschränkungen und Vorbehalte wie für den Benchmarkvergleich, da mit 
den zu beurteilenden Projektvarianten einerseits und den realisierten Benchmark-Bauten 
andererseits wiederum unterschiedliche Bauvorhaben mit unterschiedlichen Rahmenbe-
dingungen verglichen werden.

Fazit:

Aus den unterschiedlichen Anwendungen wird ersichtlich, dass nicht alle Kenn-
zahlen für alle Anwendungen gleichermassen geeignet sind und dass für deren 
Toleranzen unterschiedliche Anforderungen gelten müssen. Zur Erlangung einer 
grobkostenschätzung liegt eine unschärfe der Kostenkennzahlen von ±20% 
im tolerierbaren Rahmen. Für die Messung einer Performance oder gar für eine 
«Rangliste der Besten» dürfte sie dagegen kaum eine ausreichende genauig-
keit darstellen. Nicht nur die genauigkeitstoleranzen, auch die Definition einer 
Kenngrösse muss einer klar umrissenen Zielausrichtung entsprechen. so ist 
davon auszugehen, dass eine Kenngrösse, welche sich zur Bedarfsermittlung 
eignet, nicht gleichzeitig auch ein gutes Mass für eine Performance ist. Bei der 
Bedarfsrechnung wird ein «Aufwand» geschätzt, beim Benchmarkvergleich ein 
«Nutzen» gemessen.

Es ergibt Sinn, einen Quadratmeterpreis zur Schätzung der Gebäudekosten zu verwen-
den, da ein bestimmtes Gebäudevolumen zu erstellen ist. Mit derselben Grösse eine Per-
formance auszudrücken, ist dagegen wenig sinnvoll, da das Volumen im Normalfall kein 
geeignetes Mass für den Nutzen ist. Ein Quadratmeterpreis erweist sich zu diesem Zweck 
bei genauer Betrachtung geradezu als ungeeignet, da ein Projekt mit «viel Luft drin» zu 
einem tieferen, ein kompaktes und effizientes Projekt dagegen zu einem höheren Qua-
dratmeterpreis führt. 

3.2 Diskussion von Resultaten und Aussagen früherer studien 

Der geschichtliche Rückblick im Kapitel 2 diente dazu, die vorliegende Studie im Kontext 
der Entwicklung von Kennzahlen einzuordnen. Dabei wurde auf frühere Studien, die sich 
mit dem Thema «Baukosten» auseinandersetzen, und deren Erkenntnisse verwiesen. Im 
folgenden Kapitel wird die neu erstellte Datenbasis nun dazu genutzt, die Ergebnisse frü-
herer Studien in Bezug auf die hier untersuchten Objekte zu diskutieren.
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Diese Diskussion gliedert sich in zwei Unterthemen. Einerseits betrifft sie die Entwicklung 
eines Modells zur Kostenschätzung auf Stufe Vorprojekt. Andererseits werden die in ver-
schiedenen Studien genannten massgeblichen Kostenfaktoren besprochen.

3.2.1 Kostenmodell für eine grobschätzung von gebäudekosten im Wohnungsbau

SIA 102 «Ordnung für Leistungen und Honorare der Architektinnen und Architekten» ver-
langt seit 2003 auf Stufe Vorprojekt (Phase 4.31) «mangels anderer Vereinbarungen»270 
eine Kostenschätzung mit einer Genauigkeit von ±15% anstelle der zuvor geltenden 
±25%. Nach wie vor wird dabei auf kubische und Flächenberechnungen verwiesen. Wie 
die vorliegende Studie zeigt, weisen publizierte Kubikmeterpreise von bereits realisierten 
Bauten eine Unschärfe von –17%/+27% auf. Eine Genauigkeit der Kostenschätzung auf 
der Basis eines Kubikmeter- (Fr./m3 GV) oder eines Quadratmeterpreises (Fr./m2 GF) von 
±15% ist folglich nicht realistisch. Die stattdessen anzuwendende detaillierte Kalkulation 
nach Bauelementen ist dagegen wesentlich aufwändiger.

Eine möglichst genaue Kostenschätzung bereits in dieser frühen Phase ist zweifellos für 
alle Beteiligten erstrebenswert. Es wäre deshalb sinnvoll, über eine einheitliche, trans-
parente und für grosse und kleine Planungsbüros gleichermassen anwendbare Kalkula-
tionsmethode der Grobkosten nach Gebäudevolumen oder Geschossfläche zu verfügen, 
die mit wenigen, einfach zu ermittelnden Kennwerten operiert. Stoy hat sich mit diesem 
Thema beschäftigt271. Anhand von Daten deutscher Wohnbauten wurden entsprechende 
Modelle mit Hilfe von Regressionsanalysen entwickelt. Eine der wesentlichen Schlussfol-
gerungen von Stoys Arbeit war, dass gewisse Kostenfaktoren nicht identifiziert werden 
konnten, weil die Datenbasis nicht ausreichend detaillierte Informationen enthielt. Die in 
der vorliegenden Studie untersuchte Anzahl von zwanzig Projekten ist für die Arbeit mit 
Regressionsmodellen zwar klein, dafür weisen die Daten einen hohen Detaillierungsgrad 
auf. Rückblickend auf die ersten Anwendungen von Kostenkennzahlen, nämlich die Grob-
schätzung der Baukosten, wird deshalb die Idee eines solchen Kostenmodells anhand der 
verfügbaren Daten weiterverfolgt. 

Statt den umbauten Raum, entsprechend der früheren Norm SIA 116/1952272, mit kosten-
relevanten Zuschlägen zu versehen, wird dabei vom Netto-Gebäudevolumen (GV nach SIA 
416) ausgegangen. Es wird versucht, einen aus den Projektcharakteristiken abzuleiten-
den, für das gegebene Gebäudevolumen möglichst zutreffenden Quadratmeterpreis zu 
ermitteln. In Anlehnung an die Arbeit von Stoy wird eine solche Kostenformel mit Hilfe von 
Regressionsanalysen gesucht. Im Unterschied dazu werden im Modell nicht ausschliess-
lich absolute Zahlen (Grundmengen), sondern mehrheitlich kostenrelevante Ableitungen 
davon verwendet. So interessiert beispielsweise nicht die (absolute) Anzahl der Aufzüge 
in einer Wohnüberbauung, sondern die Anzahl der Aufzüge pro m3 Gebäudevolumen als für 
den Quadratmeterpreis relevante Grösse.

Ziel ist es, eine Formel zu finden, die anhand weniger projektspezifischer Parameter für die 
verschiedenen Wohnbauten akkurate Kubikmeterpreise prognostiziert, die entsprechend 
der Forderung der Norm SIA 102/2003 für keines der Objekte um mehr als 15% vom effek-
tiven Kubikmeterpreis abweichen. 

Zu diesem Zweck werden die mit dem Statistikprogramm «R» erarbeiteten Formeln mit 
Hilfe der «Leave-one-out-Cross-Validation-Methode» getestet. Dabei wird jeweils ein Ob-
jekt als Testfall isoliert und die Formel anhand der 19 verbleibenden Objekte berechnet. Die 
erhaltene Formel wird anschliessend auf den rückbehaltenen Testfall angewendet, und es 
wird geprüft, wie hoch die Abweichung vom effektiven Kubikmeterpreis ist. Dieses Verfah-
ren wird, für jedes Objekt als Testfall, zwanzig Mal wiederholt.

270. SIA 2003, Seite 21

271. Stoy 2007

272. SIA 1952
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Die ohne Einflussnahme auf das Statistikprogramm «R» berechneten Modelle verfehlen 
das Ziel insofern, als dass jeweils bei 2 bis 3 Projekten die Kostengenauigkeit von 15% nicht 
eingehalten werden kann. Mit der Reduktion der Variable «Lagekategorie» von 5 auf 2 Ka-
tegorien gelingt es, das Modell so zu konditionieren, dass die Regression innerhalb des 
vorgegebenen Toleranzrahmens knapp gelingt. 

Für jedes Projekt kann aufgrund der restlichen 19 Projekte ein Kubikmeterpreis 
errechnet werden, der maximal 15% vom seinem effektiven Kubikmeterpreis 
abweicht. Die mittlere Abweichung aller Kubikmeterpreise liegt dabei bei 7,8%. 

Die Parameter, die zu diesem Resultat führten, sind in der Reihenfolge ihres Erklärungs-
gewichts:

 · der Anteil Hauptnutzfläche an der Geschossfläche (HNF
TOT

 /GF) 

 · der Anteil oberirdischer Geschossfläche an der gesamten Geschossfläche (GF
eg.og

/GF)

 · der Anteil Funktionsfläche an der Geschossfläche (FF/GF)

 · die Terrainneigung (vom höchstgelegenen zum tiefstgelegenen Punkt auf der Grund-
stücksgrenze)

 · das Gebäudevolumen gemäss SIA 416/2003 (GV)

 · die Lagekategorie 

 · der Standard der Sanitärausstattung im Verhältnis zu einer Ausstattung nach WEG

Trotz Einhaltung der Toleranzgrenze für sämtliche Projekte erweist sich das Mo-
dell als ausserordentlich labil. Kleinste Änderungen an den Parametern führen 
zu grossen Abweichungen bei den Resultaten und somit zu Toleranzüberschrei-
tungen. 

Andere Modelle, bei denen aufgrund subjektiver Einschätzung 5 bis 7 ausge-
wählte oder in ihrer Rangfolge vorbestimmte Parameter verwendet werden, er-
weisen sich insgesamt also robuster, jedoch wird das Zielband von ±15% bei 
diesen Versuchen wiederum jeweils von ein bis zwei Projekten verfehlt. 

Diese Modelle enthalten folgende Parameter:

 · der Anteil Hauptnutzfläche an der Geschossfläche (HNF
TOT

 /GF)

 · die Terrainneigung (vom höchstgelegenen zum tiefstgelegenen Punkt auf der Grund-
stücksgrenze)

 · die Grundstücksfläche (GSF)

 · das Verhältnis Aussengeschossfläche zur Geschossfläche (AGF/GF)

 · der durchschnittliche Wohnungsspiegel

 · der Standard der Sanitärausstattung im Verhältnis zu einer Ausstattung nach WEG

 · der Anteil Nebennutzfläche an der Geschossfläche (NNF/GF)

 · die Anzahl Parkplätze halb oder ganz unter Terrain (Tiefgarage)

 · die mittlere Geschosshöhe (GV/GF)

 · der Anteil Konstruktionsfläche an der Geschossfläche (KF/GF)

Die Modellentwicklung zeigt ausserdem, dass gewisse Parameter, für die als Einzelfakto-
ren kein signifikanter Zusammenhang zu den Kostenkennzahlen festgestellt wird, im Re-
gressionsmodell zur Erklärung von Residuen relevant werden können. 
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Fazit:

Es ist davon auszugehen, dass die gefundenen Parameter in der Praxis nicht 
ausreichend repräsentativ für eine Berechnung des Kubikmeterpreises sind. 
Die geringe Anzahl an Beobachtungen (untersuchungsobjekten) dürfte dabei 
eine Rolle spielen, aber kaum die einzige Erklärung sein. Die Erfahrungen aus 
den verschiedenen Analysen deuten eher darauf hin, dass eine hundertprozen-
tig verlässliche Prognose bei einer erwarteten Kostentoleranz von ±15% für 
gewisse Fälle (Ausreisser) nicht zu erreichen ist. 

In Anbetracht der Bedeutung eines solchen Kostenmodells wäre es lohnend, an-
hand einer breiteren Datenbasis weiter an einer Lösung zu arbeiten, allenfalls 
unter Lockerung der Kostentoleranz auf z.B. 20% oder unter Akzeptanz eines 
gewissen Anteils an «Ausreissern». Es wäre darauf zu achten, nur Parameter 
zu verwenden, die beim stand Vorprojekt – also prospektiv – auf verlässliche 
und möglichst einfache Weise ermittelt werden können. 

3.2.2 Kostenfaktoren aus der Literatur 

Im Kapitel 2 wurden frühere Studien und Artikel vorgestellt, bei denen verschiedene Ein-
flussfaktoren als massgebliche Kostenfaktoren genannt werden. Anhand der vorliegenden 
Datenbasis können einige davon mit Hilfe statistischer Tests in Bezug auf die hier unter-
suchten 20 Wohnbauten geprüft und diskutiert werden.

Bei den durchgeführten statistischen Tests gibt der p-Wert Auskunft darüber, ob sich ein 
Kostenfaktor für die hier untersuchten 20 Wohnbauprojekte als signifikant kostenbestim-
mend erweist. Der p-Wert kann zwischen 0 und 1 liegen. Je kleiner der p-Wert ist, desto 
eher kann davon ausgegangen werden, dass ein Zusammenhang zwischen Kostenfaktor 
und Kostenkennzahl nicht zufällig ist. Üblicherweise gilt dabei ein Signifikanzniveau von 
5%. Das heisst, bei einem p-Wert von 0,05 oder kleiner wird von einem signifikanten, d.h. 
überzufälligen Zusammenhang zwischen Kostenfaktor und Kostenkennzahl ausgegan-
gen. Ein p-Wert von 0,10 wird als «Tendenz» zu einem überzufälligen Zusammenhang in-
terpretiert. Folgt dem p-Wert ein Plus [+], verweist dies auf einen direkten Zusammenhang 
(je grösser, desto grösser), folgt ein Minus [–], dann handelt es sich um einen indirekten 
Zusammenhang (je grösser, desto kleiner).

«untersuchung der gesamtbaukosten zwei- bis zwölfgeschossiger Bauweisen»273

Boehm und Kaufmann –1931

Aussagen bezüglich Kostenfaktoren:

 · Verteuerungen mit zunehmender Geschossigkeit, die jedoch ab dem 6. Geschoss nicht 
mehr sehr erheblich sind

 · Verteuerung durch Aufzüge bei Spännertypen

Als Bezugsgrössen wurden jeweils die Kosten pro Kubikmeter umbauten Raum sowie pro 
Wohneinheit verwendet. Die Aussagen müssen folglich auf dieselben oder zumindest auf 
ähnliche Kostendefinitionen hin überprüft werden. Eine Berechnung der Kosten pro Woh-
nung ergibt für die 20 Untersuchungsobjekte der vorliegenden Studie wenig Sinn, da im Ge-
gensatz zur CIAM-Studie sehr unterschiedliche Wohnungsgrössen und -typen vorkommen. 
Obwohl in der CIAM-Studie auf die genaue Berechnung des umbauten Raumes nicht näher 
eingegangen wird, dürften die Gebäudekosten pro Kubikmeter Gebäudevolumen BKP 2/m3 
GV vergleichbar sein. 273. Boehm und Kaufmann 1931
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Der durchgeführte Test prüft folglich einen möglichen Zusammenhang zwischen 
«Kubikmeterpreis» und der durchschnittlichen Zahl überirdischer geschosse. 
Ein solcher kann jedoch nicht bestätigt werden. Mit einem p-Wert von 0,525[+] 
wird das signifikanzniveau deutlich verfehlt.

Sinngemäss Übertragbares gilt für die Verteuerung durch Aufzüge. Die Anzahl der Aufzüge 
wird in dieser Studie nicht absolut, sondern in Bezug zur Geschossfläche verwendet, das 
sonst die Gefahr besteht, weitgehend die Objektgrösse abzubilden (ein grosses Objekt hat 
mehr Aufzüge als ein kleines Objekt). 

Auch zwischen dem Kubikmeterpreis BKP 2/m3 gV und der Anzahl Aufzüge pro 
1000 m2 geschossfläche kann kein signifikanter Zusammenhang festgestellt 
werden. Der p-Wert beträgt in diesem Falle lediglich 0,637[+].

Die Divergenz der Resultate kann dahingehend interpretiert werden, dass in der 
CIAM-studie eine Methodik unter «Laborbedingungen» angewendet wurde, die 
spezifisch auf die Kostenfolgen bestimmter Faktoren ausgerichtet ist. «stör-
faktoren» wie unterschiedliche Wohnungstypen, Terrainneigungen, Ausbaus-
tandards etc. wurden dagegen ausgeklammert. so ist es möglich, dass unter 
diesen künstlichen Rahmenbedingungen die getesteten Kostenfaktoren als 
relevant, unter realen Bedingungen aber als zu unbedeutend und folglich als 
nicht signifikant erscheinen. Die in der studie abgebildete grafik für den Kubik-
meterpreis (siehe A09) zeigt ausserdem nicht mit jedem geschoss gleichmäs-
sig ansteigende Kosten.

«Bauplanung – Baukosten»274 

Kunz, Höhn, Götti und Bruckhardt Architekten – 1970

 Aussagen bezüglich Kostenfaktoren:

 · Die Gebäudekosten pro m3 umbauten Raum nehmen mit steigender Stockwerkzahl zu, 
allerdings nicht linear.

 · Je grösser der Perforationsgrad der Aussenwände, desto höher sind die relativen Ge-
bäudekosten.

 · Die Baukosten laufen parallel zu dem Ballungsgrad und der Konjunkturtemperatur der 
entsprechenden Landesgegend. 

Die erste Aussage betrifft wiederum die Geschossigkeit als massgeblichen Kostenfaktor. 
Gleich wie in der CIAM-Studie bezieht sich diese Aussage auf den Kubikmeterpreis. 

Der Zusammenhang zwischen den gebäudekosten pro gebäudevolumen BKP 2/
m3 gV und der Anzahl geschosse ist in Bezug auf die hier untersuchten 20 Wohn-
bauten wie bereits oben festgestellt nicht signifikant.

Die Perforation der Fassade wird in der vorliegenden Studie in zweierlei Hinsicht unter-
sucht. Mit der einen Kennzahl werden die Fassadenöffnungen ins Verhältnis zur Fassa-
denfläche gesetzt. Für den Kubikmeterpreis BKP 2/m3 GV als Kostenkenngrösse liefert 
der Test hier einen p-Wert von 0,095[+] womit tendenziell ein Zusammenhang einräumt 
werden kann. Für den Quadratmeterpreis BKP 2/m2 GF beträgt der p-Wert sogar 0,037[+]. 
Mit einer anderen Kennzahl wird der Öffnungsanteil als Quotient der Fassadenöffnungen 
und der Hauptnutzflächen definiert. Sowohl für den Kubikmeterpreis (0,012[+]) wie für 
den Quadratmeterpreis (0,006[+]) resultieren hier p-Werte von deutlich unter 0,05. 274. Kunz et al. 1971
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Die Relevanz des Öffnungsgrades als massgeblicher Kostenfaktor trifft folglich 
auch für die hier getesteten Wohnbauten zu.

Der Standort wurde in Form verschiedener Lagekategorien untersucht und getestet. Für 
keine der Kostenkenngrössen wurde jedoch ein signifikanter Zusammenhang gefunden. 
Es muss allerdings eingeräumt werden, dass die Anlage der Studie zur Beantwortung die-
ser Frage wenig geeignet ist. Zur Beantwortung dieser Frage müsste eine grosse Anzahl 
von ähnlichen Bauvorhaben an verschiedenen Standorten untersucht werden.

«Wohnbauten im Vergleich»275 

Meyer-Meierling, Christen, Corazza, Rieser, Stocker – 2000

Aussagen bezüglich Kostenfaktoren:

 · Die Wohnqualität steht in keinem direkten Zusammenhang zu den Kosten pro m3 (SIA 
116).

 · Die Bedeutung der Konstruktion für die Baukosten wird generell relativiert.

 · Das Raumprogramm bzw. die optimierte Grundrissdisposition sind für tiefe Kosten ver-
antwortlich

In der vorliegenden Studie wurde die Wohnqualität nach dem Wohnungs-Bewertungs-Sys-
tem WBS nicht erhoben. Folglich ist für die erste Aussage keine Überprüfung möglich.

Für alle 20 Untersuchungsobjekte wurden dagegen Angaben zur Konstruktion erfasst. Dies 
beinhaltete u.a. das jeweilige Konstruktionssystem und die Materialisierung der Tragstruk-
tur, der Fassaden sowie der Dachkonstruktion. Es handelt sich dabei fast ausschliesslich 
um kategorische (nicht numerische) Variablen, mit vielen möglichen Werten und Kom-
binationsmöglichkeiten. Die Datenbasis von 20 Untersuchungsobjekten erweist sich als 
viel zu gering, um für diese Fülle von Kombinationsmöglichkeiten plausible Ergebnisse zu 
liefern. Diese Aussage in Bezug auf die Kostenirrelevanz der Konstruktion kann folglich 
weder bestätigt noch dementiert werden. Die Schwierigkeiten bei der Kategorisierung der 
konstruktiven Aspekte und die daraus resultierende Fülle von Kombinationsmöglichkeiten 
lassen vermuten, dass ein Nachweis innerhalb der gegebenen Rahmenbedingungen nicht 
möglich ist. 

Auch der Einfluss des Raumprogramms und der Grundrissdispositionen auf die Erstellungs-
kosten kann mit der vorliegenden Studie nicht anhand konkreter methodischer Ansätze 
untersucht werden. Eine damit im weitesten Sinne verwandte Thematik – der Einfluss von 
Flächenanteilen auf verschiedene Kostenkennzahlen – wird dagegen im Kapitel 4 einge-
hend behandelt. 

«Baukostenplanung in frühen Projektphasen»276 

Stoy – 2000

Ziel der Studie «Baukostenplanung in frühen Projektphasen» ist die Ermittlung eines 
Kostenmodells zur Vorhersage von Baukosten (vergl. Kapitel 3.2.1). Als relevante Projekt-
merkmale für das Kostenmodell wurden folgende Einflussfaktoren ermittelt:

 · Kompaktheit (Aussenwandfläche/ Brutto-Grundfläche)

 · Anzahl der Aufzüge

 · Absolute Projektgrösse

 · Bauzeit (Baubeginn bis Bauvollendung in Monaten)

 · Öffnungsanteil der Aussenwandflächen

 · Region der Erstellung

275. Meyer-Meierling et al. 2000

276. Stoy 2007
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Es wurde dabei ausschliesslich mit einer auf bundesdeutschen Standards basierenden, 
nicht exakt dem Quadratmeterpreis BKP 2/m2 GF entsprechenden (Aussengeschossflä-
chen AGF sind mitberücksichtigt) Kostenkenngrösse operiert. Die Übertragung der Resul-
tate auf die in dieser Studie untersuchten Objekte ist folglich nur unter Vorbehalt möglich.

In der vorliegenden Studie wird der Aspekt der «Kompaktheit» auf acht verschiedene Ar-
ten definiert und ausgewertet. Als Dividenden (Zähler) dieser Kenngrössen fungieren für 
die Hülle entweder die Hüllfläche HF als gesamte Oberfläche des ober- und unterirdischen 
Bauvolumens, die Klimagrenze KG oder die in Annäherung errechnete «thermische Ge-
bäudehüllfläche» ±A

th
 gemäss SIA 380/2015277. Diese werden in Beziehung gesetzt zu 

verschiedenen Divisoren (Nennern) wie dem Gebäudevolumen GV, der Geschossfläche GF, 
der Hauptnutzfläche HNF, der Energiebezugsfläche ±A

E
 (ebenfalls als Annäherung) so-

wie der Bewohnerzahl PHH gemäss dem Wohnungs-Bewertungs-System WBS. Für diese 
unterschiedlichen Definitionen von Kompaktheit wird der Zusammenhang zum Quadrat-
meterpreis BKP 2/m2 GF sowie zu verschiedenen anderen Kostenkenngrössen getestet.

Sieben der acht p-Werte für den Quadratmeterpreis BKP 2/m2 GF (der nicht genau der 
deutschen Definition entspricht) liegen dabei beträchtlich über der Schwelle von 0,10. Die 
einzigen Kompaktheitsdefinitionen, die mit p-Werten um 0,10 tendenziell einen Zusam-
menhang zum Quadratmeterpreis in Aussicht stellen, sind die auf die Bewohnerzahl be-
zogenen Kompaktheitsdefinitionen ±A

th
/PHH (0,093[–]) sowie KG/PHH mit (0,117[–]). 

Der tendenzielle Zusammenhang derselben fällt jedoch indirekt aus, d.h. je kompakter der 
Bau, desto höher der Quadratmeterpreis. Auch für fast alle anderen Kompaktheitsgrössen 
verweisen die Tests, wenn überhaupt, dann eher auf umgekehrte Zusammenhänge zwi-
schen Kompaktheit und Kosten.278 

Die Annahme, ein kompakteres gebäude sei günstiger, greift auf einer allgemei-
nen Ebene offensichtlich zu kurz.

Ein signifikanter Zusammenhang zwischen dem Quadratmeterpreis BKP 2/m2 GF kann für 
die Anzahl Aufzüge/1000m2 GF (p-Wert 0.404[+]) nicht festgestellt werden. Auch für die 
Geschossfläche GF (p-Wert 0,779[–)] als Mass für die absoluten Projektgrösse resultiert 
kein signifikanter Zusammenhang. Dasselbe gilt auch für die Bauzeit von Baubeginn bis 
Bauvollendung (p-Werte 0,203[+]).

Als in Bezug auf den Quadratmeterpreis massgeblich kostenrelevant zu bestä-
tigen ist einzig, wie schon oben detailliert beschrieben, der Öffnungsanteil der 
Aussenwandflächen (p-Wert 0,0373[+]).

Wiederum widerlegt die Divergenz der Aussagen die Resultate nicht. Die ab 
zweiter stelle genannten Parameter im Kostenmodell sind nicht als «hauptver-
antwortliche» Kostenfaktoren zu betrachten. sie erklären allenfalls Residuen 
(Restkosten), welche von den vorangehenden Parametern nicht ausreichend 
erklärt werden konnten. Ein Parameter zur schätzung von Kosten kann ausser-
dem nicht ohne weiteres als «Verursacher» von Kosten betrachtet werden. Es 
ist nicht auszuschliessen, dass eine Reduktion eines Parameters zu Mehrkos-
ten an anderer stelle führt.

«Der Benchmark von 3000 Franken ist illusorisch geworden»279

Liechti – Zeitschrift «Wohnen», 2008

Aussagen bezüglich Kostenfaktoren:

 · Was auffällt: Bei den günstigsten Projekten waren Generalunternehmen beteiligt.

277. SIA 2015, Seiten 8 und 27

278. Diese Feststellung gilt sinnge-
mäss für alle in Kapitel 4 unter-
suchten Kostenkenngrössen.

279. Liechti, Schmalz und Zwick 2008
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Die Aussage bezieht sich auf den «Benchmark» BKP 1–5 /m2 HNF. In der vorliegenden 
Studie wird das Unternehmermodell – Einzelunternehmer EU, Generalunternehmer GU oder 
Totalunternehmer TU – als kategorische Variable getestet. Der p-Wert liegt bei lediglich 
0,815[+] und verfehlt das Signifikanzniveau somit deutlich. 

Die Analyse liefert folglich keine Indizien dafür, dass der Benchmark-Preis bei 
einer Ausführung durch generalunternehmer tiefer ausfällt als bei Einzelunter-
nehmern. 

«'günstiger' Mietwohnungsbau ist möglich»280 

Fahrländer, Blarer, Kellerhals, de Perrot, Stollmann, Felsberger, Abplanalp, Affolter, Valsecchi – 2012

Vorgeschlagene Massnahmen zur Reduktion von Mieten:

 · Erstens: Wohnflächen reduzieren, womit sich die «Stückmiete» pro Wohnung senken 
lässt. 

 · Zweitens: Die «Herstellungskosten» pro m2 Wohnfläche vermindern. Selbst in Zeiten 
hohen Kostenbewusstseins liessen sich die Kosten u.a. mit folgenden Massnahmen 
senken: 

 · Erhöhung der Flächeneffizienz, d.h. Maximierung des Wohnflächenanteils an der 
gesamten gebauten Fläche

 · Reduktion von Ausrüstung und Materialisierung sowie 

 · Nutzung von Skaleneffekten durch Standardisierung von Bauteilen und der Pro-
jektgrösse.

Die Vorschläge zielen in diesem Falle auf eine Reduktion der Mieten ab. Die erwähnten 
Massnahmen betreffen andererseits ausschliesslich den Bau. Da Mieten durch weitere 
Faktoren beeinflusst werden, die nicht Gegenstand der vorliegenden Untersuchung sind, 
können die Vorschläge nur im Hinblick auf die Baukosten, nicht aber in Bezug auf die Mie-
ten diskutiert werden.

Wie bereits oben bei der CIAM-Studie angemerkt, liefern die Kosten pro Wohnung in der vor-
liegenden Studie keine aussagekräftigen Ergebnisse, da die Anzahl Zimmer pro Wohnung 
variiert bzw. der Wohnungsspiegel nicht bei allen untersuchten Projekten derselbe ist. Um 
dennoch eine Aussage zu den Kostenfolgen der Wohnungsgrösse machen zu können, wird 
der Zusammenhang zwischen den Erstellungskosten pro Schlafzimmer und der Haupt-
nutzfläche pro Schlafzimmer getestet. Der p-Wert liegt dabei bei 0,0148[+] und verweist 
somit auf einen signifikanten und direkten Zusammenhang zwischen dem Nutzflächen-
aufwand für ein Schlafzimmer und den Kosten dafür. 

Dies kann dahingehend gewertet werden, dass bei den untersuchten Wohnbau-
ten geringere Wohnflächen tatsächlich zu tieferen Erstellungskosten pro Woh-
nung führen.

Nebst der Reduktion der Wohnfläche sollen auch die Erstellungskosten pro m2 für diesel-
be vermindert werden, wobei als erster Strategiepunkt die Erhöhung der Flächeneffizienz 
genannt wird. Anstelle der Flächeneffizienz wird in dieser Studie deren Reziprokwert, der 
Flächenaufwand, verwendet. Er wird als Anzahl Quadratmeter aufgewendeter Geschoss-
fläche GF für einen Quadratmeter Hauptnutzfläche HNF definiert (Flächenaufwand GF/
HNF statt Flächeneffizienz HNF/GF). 

Der Test in Bezug auf die Erstellungskosten für die Wohnfläche (Benchmark-Preis BKP 
1–5 /m2 HNF) liefert einen p-Wert von 0,269[–]. Ein signifikanter Zusammenhang zwi-
schen Flächeneffizient bzw. Flächenaufwand und Erstellungskosten pro Wohnfläche kann 
folglich nicht bestätigt werden. Testet man jedoch den Volumenaufwand GV/HNF statt den 
Flächenaufwand GF/HNF in Bezug auf den Benchmark-Preis BKP 1–5/m2 HNF, so resultiert 280. Fahrländer et al. 2012
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hierfür ein p-Wert von 0,049[–], knapp unterhalb des Signifikanzniveaus. 

Die untersuchung liefert folglich ein Indiz dafür, dass bei den 20 untersuchungs-
objekten ein geringerer Volumenaufwand gV/HNF zu tieferen Erstellungskosten 
pro Quadratmeter Wohnfläche (Benchmark-Preis BKP 1–5/HNF) führt. Dasselbe 
ist bei einer besseren Flächeneffizienz jedoch nicht signifikant. 

Mit zunehmendem Anteil Hauptnutzfläche HNF an der Geschossfläche GF erhöhen sich 
ausserdem die Gebäudekosten pro Gebäudevolumen GK/GV (Kubikmeterpreis) sowie die 
Gebäudekosten pro Geschossfläche BKP 2/GF (Quadratmeterpreis) signifikant mit p-Wer-
ten von 0,039[+] bzw. 0,044[+]. 

Ist also der Anteil der Hauptnutzfläche hoch, so ist es auch der Kubik- und der 
Quadratmeterpreis. Daraus lässt sich schliessen, dass die Hauptnutzfläche die 
kostenintensivste aller Flächen ist. 

Trotzdem ist beim einseitige Fokus auf die Kosten pro m2 Hauptnutzfläche ein 
Vorbehalt anzubringen. Insbesondere dann, wenn die Wohnfläche zur Kosten-
ersparnis reduziert werden soll, dürfen subsidiäre Flächen nicht auch noch 
wegrationalisiert werden, denn gerade diese haben bei einer ganzheitlichen 
Betrachtung des Wohnens eine wichtige Funktion. Private Aussenräume erhö-
hen nicht nur die Wohnqualität, wie auch die Nebennutzflächen entlasten sie 
die Hauptnutzfläche sowohl kostenmässig als auch energetisch (siehe dazu 
Kapitel 4–7).

Wie bereits erwähnt, ergibt die Auswertung der Materialisierung und der Konstruktion kei-
ne brauchbaren Ergebnisse, soweit diese Aspekte in Form von kategorischen Variablen mit 
vielen Kombinationsmöglichkeiten auftreten. In Bezug auf die zweite Aussage betreffend 
die Reduktion der Standards für Ausrüstung und Materialisierung kann die vorliegende 
Untersuchung zumindest gewisse Anhaltspunkte liefern. Die inneren Oberflächen werden 
nach einem groben Punktesystem in die fünf Standardstufen 1 Minimal – 2 Sparsam – 
3 Standard – 4 Gehoben – 5 Käuferausbau eingeteilt und als numerische Variable analy-
siert. Der Standard resultiert für die Reihenhäuser als signifikant höher (p=0,035). Dies 
erscheint plausibel, da Wohneigentum bei den untersuchten Reihenhausprojekten stärker 
vertreten ist als bei den Mehrfamilienhäusern. 

Weder für den Kubikmeterpreis (p-Wert 0,479[+]), den Quadratmeterpreis 
(p-Wert 0,505[+]) noch für den Benchmark (p-Wert 0,862[–]) konnte ein sig-
nifikanter Zusammenhang mit dem Oberflächenstandard festgestellt werden. 
Zumindest innerhalb eines vernünftigen Rahmens scheint dieser keinen her-
ausragenden Einfluss auf die Kostenkennzahlen auszuüben.

Deutlicher sind die Indizien auf Zusammenhänge zwischen Kosten und Ausrüstung. Die 
Bestückung mit Sanitärapparaten und die Länge der Küchenzeilen werden auf der Basis 
der WEG-Mindestausstattung für entsprechende Wohnungen eingestuft und den einschlä-
gigen Kostenkenngrössen gegenübergestellt. Die Tests ergeben p-Werte, welche Indizien 
für einen Zusammenhang des Ausrüstungsstandards mit Gebäude- bzw. Erstellungskos-
ten liefern:

Bestückung Sanitärapparate:

 · GK/GV  p-Wert 0,094[+]   tendenziell
 · GK/GF  p-Wert 0,063[+]  tendenziell 
 · EK/HNF

W
 (Benchmark)  p-Wert 0,248[+]  nicht signifikant

Länge Küchenzeile:

 · GK/GV  p-Wert 0,142[+]  nicht signifikant
 · GK/GF  p-Wert 0,036[+]  signifikant
 · EK/HNF

W
 (Benchmark)  p-Wert 0,019[+]  signifikant
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Auch Skaleneffekte werden in der vorliegenden Studie anhand verschiedener Aspekte ana-
lysiert, jedoch mit eher enttäuschenden Ergebnissen. 

In Bezug auf die absolute Projektgrösse werden sowohl für das Gebäudevolumen GV als 
auch die Geschossfläche GF Zusammenhänge zu verschiedenen Kostenkenngrössen un-
tersucht. Die entsprechenden p-Werte liegen jedoch bestenfalls bei 0,40 und somit be-
trächtlich über dem Signifikanzniveau.

Wie bereits oben erwähnt, kann für die untersuchten Wohnbauten kein signifi-
kanter Zusammenhang zwischen der absoluten Projektgrösse und dem Quad-
ratmeterpreis BKP 2/m2 gF festgestellt werden. Dasselbe gilt für den Kubikme-
terpreis BKP 2/m3 gV und den Benchmark-Preis BKP 1–5/m2 HNF. 

 Die vorliegende Studie erfasst auch Standardisierungsbestrebungen hinsichtlich einer 
rationelleren Bauweise. So wird zum Beispiel ein Quotient gebildet zwischen der Anzahl 
Wohneinheiten und der Anzahl unterschiedlicher Wohnungsgrundrisse. Daraus ergibt sich 
ein Durchschnittsmass für die Wiederholung von Wohnungstypen. Sämtliche p-Werte da-
für liegen jedoch über 0,20.

Entgegen der Erwartung kann folglich bei den untersuchten Objekten kein si-
gnifikanter Zusammenhang zwischen der Repetition von Wohnungstypen und 
den Kostenkennzahlen festgestellt werden. Offensichtlich ist der Einfluss für 
die 20 untersuchten Objekte nicht stark genug, um sich als signifikant abzu-
zeichnen. 

Insgesamt wirft die Studie «'Günstiger' Mietwohnungsbau ist möglich» interessante Fra-
gen auf. Richtig scheint insbesondere der Ansatz, die Miete für eine definierte Wohnung als 
Zielgrösse vor Augen zu halten und nicht eine Kennzahl der Erstellungskosten in Bezug auf 
eine Volumen- oder Flächeneinheit.

Fazit:

Im Rückblick auf die oben diskutierten studien und Artikel aus früherer Zeit wird 
festgestellt, dass sich nur wenige Aussagen in Bezug auf mutmassliche Kos-
tentreiber durch die hier durchgeführte Datenauswertung von 20 Wohnbauten 
bestätigen lassen. Es ist zu betonen, das dies weder die Resultate der vorlie-
genden noch die der anderen studie in Frage stellt. Vielmehr zeigt sich, dass 
abhängig von den grundlagen und Methoden, mit deren Basis untersuchungen 
durchgeführt werden, unterschiedliche oder gar widersprüchliche Ergebnisse 
resultieren können, die nur innerhalb der spezifischen Rahmenbedingungen 
und Betrachtungsweisen zutreffen. Es ist durchaus möglich, dass reale Zusam-
menhänge zwar innerhalb einer Typengruppe (Reihen- bzw. Mehrfamilienhäu-
ser) bestehen, bei einer alle Bautypen umfassenden Analyse jedoch (richti-
gerweise) nicht erkannt werden. Daraus ergibt sich in erster Linie der Hinweis, 
dass Verallgemeinerungen (z.B. kompakte gebäude sind günstiger) irreführend 
sind. 

3.3 Was heisst «günstig»? – Zusammenfassung und Diskussion Kapitel 3

In diesem Kapitel wurde die Auswahl der Untersuchungsobjekte sowie die Erhebung der 
Daten geschildert. Dabei wurde der Genauigkeit bzw. der Bandbreite der Daten spezielle 
Aufmerksamkeit geschenkt.
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Das Fazit dieser ersten Analysen ist, dass bei Kostenkennzahlen infolge von 
Interpretationsspielräumen bei der Berechnung und Zuordnung von Flächen, 
Volumen und Erstellungskosten sowie durch Indexierung von unschärfen in der 
grössenordnung von 40% und mehr ausgegangen werden muss. 

Selbst bei einem nach gleichen Grundsätzen durchgeführten Auszug von Flächen und 
Volumen und der ebenso einheitlichen Bereinigung der Bauabrechnungen ergeben sich 
unvermeidliche Zuordnungs- und Abgrenzungsprobleme, die sich auch durch einheitliche 
Regelungen nicht aus der Welt schaffen lassen. Herausforderungen ergeben sich in Bezug 
auf Flächenkategorien, Kostenstrukturen sowie die Indexierung, aber auch in Bezug auf 
die Abgrenzung zwischen Wohnnutzungen, Fremdnutzungen, Parkierungen etc. 

Auch bei einer zentralen, für alle untersuchten Objekte einheitlichen Datener-
fassung muss folglich von einer grundsätzlichen, systembedingten unschärfe 
der Kennzahlen ausgegangen werden, die in etwa der oben angegebenen grö-
ssenordnung entspricht. Eine Kostenkennzahl darf konsequenterweise nicht 
als eine Zahl, sie müsste vielmehr als ein Zahlenbereich mit entsprechender 
Bandbreite verstanden werden. Die einheitliche Regelung von Kennzahlen än-
dert daran nichts. sie beseitigt solche unschärfen nicht, sie erweckt besten-
falls den diesbezüglichen Anschein. 

Mit systembedingten Unschärfen in der Grössenordnung von ca. ±20–25% können Kos-
tenkennzahlen zur Schätzung von Grobkosten herangezogen werden. Bei Projektvarian-
ten mit gleichbleibender Problemstellung und unter Verwendung von absoluten Grössen 
(Gesamtkosten) anstelle von Einheitszahlen (Quadratmeterpreise) reduzieren sich diese 
Bandbreiten. Auch in diesem Falle kann ein Kostenvergleich sinnvoll sein. Will man dage-
gen verschiedenartige Wohnbauten vergleichen, dann besteht bei dieser Unschärfe der 
Kennzahlen mit Sicherheit keine ausreichende Grundlage. 

Methoden und Toleranzen müssen folglich der vorgesehenen Zielorientierung 
entsprechen. Es drängt sich eine strukturierung der Kennzahlen in verschiede-
ne, klar zu trennende Anwendungsbereiche auf:

•	 schätzung der Baukosten

•	 Entscheidungsfindung und Optimierung bei gleichwertigen Projekten/Vari-
antenvergleich

•	 Benchmarkvergleich verschiedenartiger Projekte/Orientierung an Bestwer-
ten

Von den in früheren Studien genannten massgeblichen Kostenfaktoren oder «Kosten-
treibern» können schliesslich anhand der hier durchgeführten Datenauswertung von 
20 Wohnbauten nur wenige bestätigt werden. Dies ist dahingehend zu interpretieren, dass 
abhängig von den Grundlagen und Methoden einer Untersuchung, unterschiedliche oder 
gar widersprüchliche Ergebnisse resultieren können.

Dies führt zur Erkenntnis, dass Ergebnisse und Aussagen nur innerhalb be-
stimmter Rahmenbedingungen und Betrachtungsweisen zutreffen und eine 
Verallgemeinerung von Ergebnissen nicht möglich ist.

Es stellt sich gar die Frage, ob Kennzahlen, wenn sie unsachgemäss verwendet werden, 
negative Auswirkungen haben. Kennzahlen, die auf bestimmte Rahmenbedingungen zu-
geschnitten sind, erweisen sich als entwicklungshemmend, sobald sich diese Rahmen-
bedingungen verändern. Bei nicht zielorientierter oder unzureichender Definition von 
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Kenngrössen können falsche Anreize geschaffen und Fehlentwicklungen in Gang gesetzt 
werden. Je etablierter und verbreiteter die Kennzahlen sind und je unkritischer sich die 
Industrie danach richtet, desto grösser ist das Risiko von Fehlentwicklungen. 

Es sei in diesem Zusammenhang an Franz Füegs oben erwähntes Zitat erinnert: «Das 
Know-how, das nicht mehr stimmt, ist gefährlicher als das Nichtwissen.»281 

Schliesslich werfen diese ersten Analysen die entscheidende Frage auf, was unter «güns-
tigem Bauen» überhaupt zu verstehen ist. Schon bei der Diskussion früherer Studien zeigt 
sich, dass gewisse Aussagen auf eine Kostenkenngrösse zutreffen, nicht aber auf eine 
andere. Betrachtet man die Grafik G 08 mit den Kubikmeterpreisen GK/GV (BKP 2/m3 GV) 
nach SIA 416/2003 und den in der Studie «Wohnbaukosten im Vergleich» verwendeten 
Kostenkenngrössen EK/HNF

W
 (BKP 1–5/m2 HNF

W
) und EK/PHH (BKP 1–5/PHH), so erge-

ben sich im Vergleich sehr unterschiedliche Bilder. 

Auch das Attribut «günstig» bedarf folglich einer Definition, und es ist zu ver-
muten, dass es je nach Perspektive verschiedene Auslegungen dafür gibt.

281. Füeg, Unterlagen für ein Modell 
der Bauforschung in der Schweiz 
1970, Seite 588
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G 08 Gegenüberstellung von drei verschiedene Kostenkenngrössen
 Die prozentualen Abweichungen beziehen sich jeweils auf den Median.
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4. KOsTENgüNsTIgER WOHNuNgsBAu – KOsTENKENNZAHLEN

Die Ergebnisse aus den vorangehenden ersten Analysen bilden die Grundlage für den Fort-
gang der Arbeit. Insbesondere die Erkenntnis, dass Resultate nicht allgemeingültig sind 
und dass jede Verwendung von Kennzahlen mit einer klaren Zielorientierung und Methodik 
einhergehen muss, verlagert die anfängliche Problemstellung auf eine andere Ebene. Die 
Frauge, «wie man günstig baut», führte zur grundlegenderen Frage wie man «günstig» 
definiert. In der Folge wird der nach wie vor postulierte Zusammenhang zwischen dem 
Bautyp und den Baukosten sowie der Einfluss massgeblicher Kostentreiber auf der Basis 
verschiedener möglicher Definitionen von «günstig» untersucht. So oder so bedingt die 
Frage nach dem «kostengünstigen Wohnungsbau» einen entsprechenden Vergleich von 
Kosten. Mit den festgestellten Unschärfen der Daten ist ein direkter Vergleich der Erstel-
lungskosten unterschiedlicher Wohnbauten jedoch methodisch nicht vertretbar. Allfällige 
Zusammenhänge oder Tendenzen dazu werden deshalb mit Hilfe von statistischen Re-
gressionsanalysen geprüft.

Ziel dieses Kapitels ist es, die Rolle der Kostenkennzahl bezüglich der Frage des «kosten-
günstigen Wohnungsbaus» zu klären. Es geht darum, verschiedene Kostenkenngrössen 
in Bezug auf deren Ausrichtung und Wirkungsweise zu verstehen. Die Untersuchung 
entwickelt sich über mehrere Stufen, wobei sich jeder Schritt aus den Erkenntnissen der 
vorangehenden Analysen ergibt. Als Erstes werden verschiedene relative Kostenkenn-
grössen gebildet, die aus unterschiedlichen Perspektiven und Gründen ein mögliches 
Mass für «günstig» darstellen können. Anschliessend werden die daraus resultierenden, 
unterschiedlichen Kostenkennzahlen der Wohnbauprojekte einander gegenübergestellt 
und auf ihre Korrelation hin analysiert. Dies gibt Aufschluss darüber, inwieweit die Aussa-
gen unterschiedlich definierter Kostenkenngrössen in der Frage nach dem «kostengüns-
tigen Wohnungsbau» übereinstimmen. 

Für jede der definierten Kostenkenngrössen werden anschliessend die Kosten von Rei-
hen- und Mehrfamilienhäuser miteinander verglichen. Dabei wird ermittelt, welcher Bautyp 
für welche Kostenkenngrösse günstiger abschneidet. Es folgt sodann eine Analyse aller 
Kostenkenngrössen im Hinblick auf allfällig massgebliche Kostenfaktoren. Um dabei den 
Einfluss des Bautyps richtig interpretieren zu können, werden zuvor die zahlreichen er-
fassten Charakteristiken darauf hin untersucht, inwieweit diese typenspezifisch sind, d.h., 
in welchen Merkmalen sich Reihen- und Mehrfamilienhäuser grundsätzlich unterscheiden. 
Aufgrund der Ergebnisse dieser Untersuchungen wird schliesslich der Zusammenhang 
zwischen Kostenkennzahl und der ihr zugrundeliegenden Bezugsgrösse untersucht.

Die für statistische Tests relativ geringe Anzahl von 20 Untersuchungsobjekten im Ver-
gleich zur Fülle der Daten muss bei der Wertung der Resultate in Betracht gezogen werden. 
Insofern lassen sich aus den Ergebnissen keine allgemeingültigen Schlüsse ziehen, diese 
können aber doch Tendenzen sichtbar machen und Hinweise darauf geben, welche Sach-
verhalte für die weitere Forschung von Bedeutung sein können.

Bei den durchgeführten Kostenanalysen stehen nicht der Vergleich und die Beurteilung 
der einzelnen Untersuchungsobjekte im Vordergrund, sondern das Erkennen übergeord-
neter Zusammenhänge. Um der Versuchung des nicht aussagekräftigen Direktvergleichs 
vorzubeugen, wird die Darstellung der Resultate so weit wie möglich anonymisiert und 
werden die Kostenzahlen der im Anhang illustrierten Untersuchungsobjekte bewusst nicht 
angegeben.



94

4.1 KOsTENKENNZAHLEN

Die bisherigen Untersuchungen haben gezeigt, dass Aussagen zum «kostengünstigen 
Wohnungsbau» eine genaue Definition des anzuwendenden Massstabs für «günstig» 
 voraussetzen. Diesem grundlegenden Aspekt widmet sich das folgende Kapitel. Es werden 
unterschiedliche Kostenkenngrössen als mögliche Definitionen von «günstig» gebildet 
und einander gegenübergestellt. Es stellt sich dabei die Frage, inwieweit sich die Ergebnis-
se der auf unterschiedlichen Kostenkenngrössen basierenden Kostenvergleiche decken 
oder aber voneinander abweichen.  

4.1.1 Massstäbe für «günstig» 

Aus der Literatur und der Baupraxis sind verschiedene Kostenkennzahlen bereits bekannt, 
die in die nachfolgenden Untersuchungen mit einbezogen werden. Es sind dies:

 · BKP 2/GV 
Kubikmeterpreis basierend auf den Flächendefinitionen von SIA 416/2003282

 · BKP 2/GF 
Quadratmeterpreis basierend auf den Flächendefinitionen von SIA 416/2003

 · BKP 1–5/HNF 
Benchmark-Kenngrösse gemäss «Baukosten – Kennzahlensystem»283

Zusätzlich zu diesen gebräuchlichen Kostenkenngrössen werden weiter greifende Defini-
tionen entwickelt. Dabei wird dem Umstand Rechnung getragen, dass im Unterschied zum 
Rauminhalt gemäss SIA 116/1952 Aussengeschossflächen wie Balkone und Laubengänge 
beim Gebäudevolumen GV und bei der Geschossfläche GF nach SIA 416/2003 ausser Be-
tracht fallen. Des Weiteren wird in Bezug auf die Benchmark-Kenngrösse BKP 1–5/HNF die 
Frage aufgeworfen, ob nur diese Flächen für das Wohnen relevant sind und ob es gerecht-
fertigt ist, anderen wichtigen Angeboten wie Nebennutzflächen und Balkonen keine Be-
deutung beizumessen. Schliesslich werden auch Kostenkennwerte betrachtet, die nicht 
volumen- oder flächenbezogen sind. Die untersuchten Kostenkenngrössen, welche alle 
als mögliche Massstäbe für «günstigen Wohnungsbau» gelten können, werden nachfol-
gend beschrieben. 

BKP 2/GV gK/gV
Es werden die Gebäudekosten BKP 2 mit dem Gebäudevolumen GV in Beziehung gesetzt. 
Es handelt sich um die auf die SIA 416/2003 gestützte Neudefinition des Kubikmeterprei-
ses. Vor der Abschaffung von SIA 116/1952 bezog sich der Kubikmeterpreis auf den mit 
Zuschlägen operierenden «umbauten Raum» (Rauminhalt RI). Zu beachten ist, dass das 
Gebäudevolumen GV nur vollständig umschlossene Flächen mit einbezieht und sich Ge-
bäudeteile wie Balkone und Laubengänge daher nicht auf den Kubikmeterpreis BKP 2/GV 
auswirken. Der Kubikmeterpreis ist in der Schweiz die wohl bekannteste Kostenkennzahl. 
Der Kubikmeterpreis gemäss SIA 116/1952 wurde ursprünglich zum Zweck der Grobkos-
tenschätzung definiert, ab ca. den 1970er-Jahren aber zunehmend auch für Kostenver-
gleiche herangezogen (vergleiche Kapitel 2).

BKP 2/GF gK/gF
Es werden die Gebäudekosten BKP 2 mit der Gebäudefläche GF gemäss SIA 416/2003 in 
Beziehung gesetzt. Oft wird für diese Kostenkenngrösse auch die Bezeichnung «Quadrat-

282. SIA 2003

283. Meyer-Meierling, Christen und 
Hüttenmoser 1998
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meterpreis» verwendet. Anders als in Deutschland284 spielt dieser bei der Grobschätzung 
von Baukosten in der Schweiz eine eher geringe Rolle. Als Kennzahl für Kostenvergleiche 
gilt für den Quadratmeterpreis dasselbe wie für den Kubikmeterpreis.

BKP 2/(GF+AGF) gK/gFA
Es werden die Gebäudekosten BKP 2 mit der Gebäudefläche GF einschliesslich der Aussen-
nutzflächen AGF in Beziehung gesetzt. Diese Kenngrösse wird in Ergänzung zum vorange-
henden Quadratmeterpreis definiert, da die Summe der Geschoss- und Aussengeschoss-
flächen sämtliche gebauten Flächen in einem Gebäude erfasst. Sie trägt dem Umstand 
Rechnung, dass der Anteil an Aussengeschossflächen sehr unterschiedlich sein kann und 
im Falle von Balkonen und Terrassen wertvolle Nutzflächen und bei Laubengangtypen un-
verzichtbare Erschliessungsflächen enthält, die mindestens im Hinblick auf die Kosten-
schätzung relevant sind.

BKP 2/HNF
TOT 

gK/HNF
Es wird auch hier von den Gebäudekosten BKP 2 ausgegangen. Diese werden jedoch mit 
der Summe aller Hauptnutzflächen (Wohnen und Fremdnutzungen) gemäss SIA 416/2003 
in Beziehung gesetzt. Die Definition dieser Kenngrösse ist zwischen den oben genannten, 
mit den Gebäudekosten operierenden Kennzahlen und dem auf die Hauptnutzfläche HNF 
bezogenen Benchmark angesiedelt. Dabei wird dem Umstand Rechnung getragen, dass 
die Kosten zur Erstellung der Hauptnutzfläche HNF bei den Gebäudekosten BKP 2 ver-
bucht werden.

BKP 1–5/(GF+AGF+UF) EK/TF
Es werden die gesamten Erstellungskosten BKP 1–5 mit sämtlichen auf dem Grundstück 
vorkommenden Flächen – Geschossflächen GF, Aussengeschossflächen AGF und Umge-
bungsflächen UF – in Beziehung gesetzt. Diese Kenngrösse wird nach dem Grundsatz 
«alle Kosten – alle Flächen» definiert.

BKP 1–5
W

/HNF
W

 bzw. BKP 1–5/HNF EK/HNF
W

 bzw. EK/HNF
Es werden die Erstellungskosten BKP 1–5 mit der Hauptnutzfläche in Beziehung gesetzt. 
Da nur die Wohnnutzung betrachtet wird, müssen sowohl die Flächen wie die Erstellungs-
kosten für die Wohnnutzung von denjenigen für andere Nutzungen abgegrenzt werden. 
Dadurch entstehen für die Erstellungskosten BKP 1–5

W
 bei Projekten mit Fremdnutzun-

gen erhebliche Unschärfen. Diese Kenngrösse entspricht der Benchmark-Definition ge-
mäss «Baukosten – Kennzahlensystem»285. In Abweichung davon sind die dem Wohnen 
zuzuordnenden Parkierungen jedoch in den Kosten enthalten286. Da die Abgrenzung von 
Wohn- und anderen Nutzungen mit gewissen Fragestellungen unvereinbar ist, wird in sol-
chen Fällen auf die allgemeinere, Gesamtkosten und alle Nutzungsbereiche (auch Fremd-
nutzungen) enthaltende Form zurückgegriffen.

BKP 1–5
W

/(HNF
W

+NNF
W

) bzw. BKP 1–5/(HNF+NNF) EK/NF
W

 bzw. EK/NF
Für die Wohnnutzung werden die Erstellungskosten BKP 1–5

W
 mit der Summe der Haupt- 

und Nebennutzflächen (HNF
W

+NNF
W

) in Beziehung gesetzt. Diese Kenngrösse wird in 
Ergänzung zur vorangehenden definiert. Sie trägt dem Umstand Rechnung, dass Neben-
nutzflächen durchaus wertvoll sind, da sie die energieintensive, hochwertig ausgebaute 

284. Vgl. Stoy 2007, Seite 20

285. Meyer-Meierling, Christen und 
Hüttenmoser 1998

286. Siehe Kapitel 3.1.5 Unschärfe bei 
den Erstellungskosten
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und beheizte Wohnungsfläche entlasten und subsidiär ergänzen. Auch hier werden, je 
nach Fragestellung, nur die der Wohnnutzung zuzurechnenden Flächen und Kosten oder 
aber Gesamtkosten und alle Nutzungen mit einbezogen. 

BKP 1–5
W

/(HNF
W

+NNF
W

+ANF
W

)  EK/NFAw
Für die Wohnnutzung werden die Erstellungskosten BKP 1–5

W
 mit der Summe der Haupt-, 

Neben- und Aussennutzflächen (HNF
W

+NNF
W

+ANF
W

) in Beziehung gesetzt. Die Definition 
der Kenngrösse stellt wiederum eine Erweiterung der beiden vorangehenden Kostenkenn-
grössen dar und schliesst auch die zum Gebäude gehörenden Aussenräume ein. Diese 
sind gemäss SIA 416/2003 in den Aussennutzflächen ANF enthalten. Da aber auch im 
gros sen Umfang Parkplätze in dieser Kategorie erfasst werden, müssen diese (ANFpp) 
gesondert in Abzug gebracht werden. 

BKP 1–5
W

/(HNF
W

+NNF
W

+PAR) EK/NFP
W

Für die Wohnnutzung werden hier die Erstellungskosten BKP 1–5
W

 mit der Summe der 
Haupt- und Nebennutzflächen sowie aller privaten Aussenräume (HNF

W
+NNF

W
+PAR) in 

Beziehung gesetzt. Der private Aussenraum kann dabei Balkon, Terrasse (Gebäude –> 
Aussennutzfläche ANF), aber auch Garten (Umgebung –> Umgebungsfläche UF) sein. Die-
se Kenngrösse wird in abschliessender Ergänzung zu den drei vorangehenden definiert, 
wobei nun alle privaten dem Wohnen dienenden Flächen enthalten sind. Dieser Ansatz 
geht vom Grundsatz aus, dass all diese Flächen, soweit sie in einem vernünftigen Verhält-
nis zueinander stehen, ein für das Wohnen gleichwertig wertvolles, sich subsidiär ergän-
zendes Angebot darstellen.

BKP 1–5
W

/Szi EK/szi
Es werden die Erstellungskosten BKP 1–5

W
 in Beziehung zur Anzahl der in der Wohnüber-

bauung enthaltenen Schlafzimmer (Szi) gesetzt. Da die Anzahl Schlafzimmer eine explizit 
auf das Wohnen bezogene Grösse ist, werden folglich auch hier nur die Erstellungskosten 
für die Wohnnutzung mit einbezogen. Die Definition dieser Kenngrösse ist nutzungsbezo-
gen im Hinblick auf des Raumangebot. Es wird eine Optik angestrebt, wie sie ein Mehrper-
sonenhaushalt mit knappem Budget haben dürfte (z.B. Familie oder Studenten-WG). Es 
wird in dieser Mietergruppe darum gehen, den im Haushalt zusammenlebenden Personen 
Privatsphäre bzw. Privaträume anzubieten und dies zu einem möglichst tiefen Preis. Ent-
scheidender als die Fläche in m2 dürfte in dieser Situation die Anzahl der Zimmer einer 
Wohnung sein.

BKP 1–5
W

/PHH EK/PHH
Es werden die Erstellungskosten BKP 1–5

W
 in Beziehung gesetzt zur potenziellen Bewoh-

nerzahl gemäss dem Wohnungs-Bewertungs-System WBS/2000287. Auch diese Kenn-
grösse ist nutzungsbezogen, wobei nicht das Raumangebot, sondern die Nutzer im Vor-
dergrund stehen. Sie ist mit der Vorangehenden eng verknüpft. Gemäss WBS werden für 
ein Schafzimmer mit mehr als 12 m2 Fläche zwei Personen gerechnet, für kleinere Zimmer 
dagegen nur eine. Zimmer mit weniger als 8 m2 Fläche werden nicht als Schlafzimmer 
gerechnet. Die effektive Belegung einer Wohnung entspricht selten dem nach WBS einge-
räumten Potenzial. Die so definierte Kenngrösse favorisiert jedoch Wohnungen, bei denen 
sich die Zimmergrössen nicht auf das absolute Minimum beschränken und die demzufol-
ge eine höhere Nutzungsflexibilität bieten. 287. BWO [o. V.] 2000
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Die verschiedenen Kostenkenngrössen repräsentieren verschiedene Optiken was den 
Massstab für «günstig» betrifft. Das Ziel «günstig» kann sich, unabhängig vom Nutzen, 
auf die Herstellung einer bestimmten gebauten Volumen- oder Flächen-Grundeinheit be-
ziehen (z.B. günstige Herstellung eines Kubikmeters Gebäudevolumen). Wird «günstig» 
jedoch als Kosten-Nutzen-Verhältnis verstanden, so ist entscheidend, was als Nutzen in 
die Bezugsgrösse mit einfliesst und was ausgeklammert bleibt (z.B. günstige Kosten pro 
Nutzungseinheit Zimmer oder pro Flächeneinheit Quadratmeter Wohnungsfläche).

Zur einfacheren Schreibweise werden im nachfolgenden Text die beim Kurzbeschrieb je-
weils rechts angegebenen Abkürzungen verwendet. «GK» steht dabei für Gebäudekosten 
BKP 2, «EK» für die Erstellungskosten BKP 1–5. Die Erstellungskosten BKP 1–5 umfas-
sen folgende Kostengruppen:

BKP  1   Vorbereitungsarbeiten
BKP  2   Gebäude
BKP  3   Betriebseinrichtungen
BKP  4   Umgebung
BKP  5   Baunebenkosten

4.1.2 Korrelationen verschiedener Kostenkennzahlen

Die oben beschriebenen Kostenkenngrössen, welche alle letztendlich eine valable Be-
trachtung und einen legitimen Massstab für «kostengünstigen Wohnungsbau» darstellen, 
werden einander anhand der untersuchten Wohnbauten gegenübergestellt. Es stellt sich 
dabei die Frage, ob die Wohnbauten im Kostenvergleich je nach Definition der Kostenkenn-
grösse unterschiedlich abschneiden oder ob sich die Kennzahlen trotz verschieden defi-
nierter Kostenkenngrössen parallel entwickeln.

Die Übereinstimmung oder «Korrelation» von jeweils zwei Kostenkenngrössen kann 
grafisch dargestellt werden (vergleiche «Pair Plot» G 09). Dabei figuriert die eine Kosten-
kennzahl (z.B. GK/GV) auf der Horizontalachse, die andere Kostenkennzahl (z.B. GK/GF) 
auf der Vertikalachse eines Koordinatensystems. Jedes Untersuchungsobjekt wird durch 
einen Punkt repräsentiert, mit den beiden Kostenkennzahlen als Koordinaten. Die beiden 
Kostenkenngrössen sind umso deckungsgleicher, je perfekter sich die Punkte auf einer 
diagonalen Linie aufreihen. Verteilen sich die Punkte dagegen nebelförmig, so schneiden 
die Untersuchungsobjekte im Kostenvergleich je nach Kostenkenngrösse unterschiedlich 
ab (vergl. Kapitel 1.5).

Der optische Eindruck solcher Grafiken ist nicht immer aufschlussreich. Der Zusammen-
hang der verschiedenen Kostenkenngrössen kann anhand einer statistischen Korrelati-
onsanalyse genauer untersucht werden. Der Korrelationskoeffizient gibt dabei Auskunft 
darüber, inwieweit zwischen zwei Kostenkenngrössen ein linearer Zusammenhang be-
steht. Der Korrelationskoeffizient kann zwischen +1 und –1 liegen, wobei +1 einem per-
fekten direkten Zusammenhang (je grösser, desto grösser), –1 dagegen einer perfekten 
indirekten Zusammenhang (je grösser, desto kleiner) entspricht. Ein Korrelationskoeffi-
zient von 0 bedeutet, dass zwischen den beiden Kostenkenngrössen gar kein Zusammen-
hang zu erkennen ist. Diese Grenzwerte, vor allem 0, tauchen selten auf. Bei 20 Untersu-
chungsobjekten kann bei einem Korrelationskoeffizient von über +0,7 bzw. unter –0,7 von 
einer hohen, bei über +0,9 bzw. unter –0,9 von einer sehr hohen Korrelation gesprochen 
werden.288 

Die Analyse der elf getesteten Kostenkenngrössen liefert Hinweise auf drei Gruppen von 
stark korrelierenden Kostenkenngrössen, die sich in ihrer Ausrichtung unterscheiden. 288. Vgl. Ebermann 2010
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Eine Gruppe umfasst die Kostenkenngrössen:

gK/gV   BKP 2/GV
gK/gF   BKP 2/GF
gK/gFA  BKP 2/(GF+AGF)

Es handelt sich um diejenigen Kenngrössen, bei denen die gebäudekosten BKP 2 zum 
gesamtvolumen oder zu den gesamtflächen in Beziehung gesetzt werden. Bei GK/GV 
und GK/GF handelt es sich um den Kubikmeter- bzw. den Quadratmeterpreis, die beiden 
Grössen, welche ursprünglich ausschliesslich der Schätzung von Grobkosten dienten. 
Der Korrelationskoeffizient zwischen diesen beiden Grössen beträgt +0,97, entspricht 
also  einen fast perfekten linearen Zusammenhang. Konkret kann man daraus schliessen, 
dass es im Wohnungsbau, oder zumindest für die 20 untersuchten Wohnbauten, keine we-
sentlich Rolle spielt, ob man Grobkosten anhand des Kubikmeter- oder des Quadratmeter-
preises abschätzt. Auch als Massstab für das Attribut «kostengünstiger Wohnungsbau» 
werden die Ergebnisse eines Kostenvergleichs für beide Kostenkenngrössen weitgehend 
übereinstimmen. Dies wird nicht zuletzt deshalb der Fall sein, weil sich die Geschosshö-
hen im Wohnungsbau in engen Grenzen bewegen und somit das Gebäudevolumen in ei-
nem sehr direkten Zusammenhang zur Geschossfläche steht.

Zu den zwei bekannten Kostenkenngrössen gesellt sich ausserdem die neu definierte 
Kenngrösse GK/GFA, bei der nebst der Geschossfläche auch die Aussengeschossfläche 
mit berücksichtigt wird. Die Korrelationskoeffizienten bezogen auf GK/GV und GK/GF be-
tragen hier +0,88 bzw. +0,93 was ebenfalls auf einen weitgehend parallelen Verlauf zu den 
beiden anderen Kostenkenngrössen schliessen lasst.

Eine andere Gruppe, deren Kostenkenngrössen untereinander stark, mit denjenigen der 
Gruppe oben dagegen wenig korrelieren, umfasst denjenigen Kenngrössen, welche nut-
zungsbezogen sind und sich auf das Raumangebot oder die Personenbelegung be-
ziehen:

EK/szi   BKP 1–5
W

/Szi 
EK/PHH  BKP 1–5

W
/PHH

Da sich die Bewohnerzahl aus der Anzahl der Schlafzimmer ableitet, überrascht der hohe 
Korrelationskoeffizient von +0,94 zwischen diesen beiden Grössen nicht. Dass dieser 
nicht sogar +1,0 beträgt erklärt sich aus dem Umstand, dass für Zimmer über 12 m2 zwei 
und für kleinere Zimmer nur eine Person gerechnet werden. Von grösserem Erkenntnis-
gehalt ist dagegen die Tatsache, dass zu den Kostenkenngrössen der ersten gruppe nur 
ein geringfügiger Zusammenhang besteht. Die Korrelationskoeffizienten zwischen den 
Kostengrössen dieser und der vorangehenden Gruppe liegen zwischen +0,65 und +0,39, 
im Schnitt bei +0,50. 

Das heisst, ein Kostenvergleich anhand von Kostenkenngrössen innerhalb der-
selben gruppe führt zu ähnlichen Ergebnissen, ein Kostenvergleich auf Basis 
von Kostenkenngrössen aus unterschiedlichen gruppen liefert dagegen andere 
Ergebnisse. Man kann daraus schliessen, dass «günstig» nicht immer gleich 
«günstig» ist. 

In der ersten gruppe von Kostenkenngrössen wird danach gefragt, wie viel eine 
zu bauende gebäudeeinheit (m3/m2) kostet. In der zweiten gruppe wird da-
gegen eine Aussage über die Kosten pro Nutzungseinheit gesucht. Diese bei-
den Fragestellungen führen offensichtlich nicht zum selben Resultat. Ob eine 
Wohnüberbauung günstig ist, hängt folglich davon ab, aus welcher Optik der 
Massstab für «günstig» definiert ist.
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Als weitere, in sich stark korrelierende Gruppe lassen sich die auf die Hauptnutzfläche 
bezogenen Kenngrössen erkennen:

gK/HNF BKP 2/HNF
TOT

   
EK/HNF

W
  BKP 1–5

W
/ HNF

W 
(Benchmark) 

EK/NF
W 

 BKP 1–5
W

/(HNF
W

+NNF
W

)
EK/NFA

W
  BKP 1–5

W
/(HNF

W
+NNF

W
+ANF

W
)

Mit einer Ausnahme (0,85) liegen alle ihre Korrelationskoeffizienten über 0,9. Auffällig ist 
ausserdem, dass diese vier Kostenkenngrössen auch relativ stark mit allen anderen korre-
lieren. Von 34 Koeffizienten liegen dabei nur deren 3 unter 0,7. 

Dies kann erneut als Indiz dafür gewertet werden, dass die Hauptnutzfläche 
für die Erstellungskosten eine dominante Rolle spielt. Dies ist nicht gleich be-
deutend damit, dass alle anderen Flächen für den Wohnwert unbedeutend oder 
überflüssig sind.

Weniger klar einordnen lassen sich die beiden Kostenkennwerte:

EK/TF   BKP 1–5/(GF+AGF+UF)
EK/NFP

W
 BKP 1–5

W
/(HNF

W
+NNF

W
+PAR)

Die erste bezieht sich auf alle Geschossflächen und schliesst ausserdem die Umgebungs-
fläche mit ein. Diese Konstellation ist erwartungsgemäss wenig übereinstimmend mit 
den Kostenkenngrössen, welche die Hauptnutzfläche in der Bezugsgrösse enthalten. Ein 
Zusammenhang mit der ersten, auf die Gesamtvolumen- oder Gesamtflächen bezogenen 
Gruppe von Kostenkenngrössen ist dagegen mit Korrelationskoeffizienten von 0,70–0.77 
erkennbar.

Die zweite Kenngrösse enthält die Haupt- und Nebennutzflächen sowie die privaten Aus-
senräume (Balkone, Terrassen und Gärten) im Divisor. In diesem Falle scheint wiederum 
die Hauptnutzfläche das Schwergewicht zu bilden. Dementsprechend folgt diese Kosten-
kenngrösse mit Korrelationen von 0,75–0,86 tendenziell der HNF–Gruppe, wogegen mit 
Koeffizienten von 0,46–0,55 kaum eine Zusammenhang zur ersten Gruppe zu erkennen 
ist.

Es zeigt sich, dass der Einbezug von umgebungsflächen (uF, PAR) in die Be-
zugsgrösse die Korrelation zu den Kostenkenngrössen mindert, welche sich 
nur auf gebaute Flächen beziehen. Trotzdem ist der Zusammenhang zu den 
auf gesamtvolumen/-flächen bezogenen einerseits und den auf Nutzflächen 
bezogenen Kostenkenngrössen andererseits erkennbar. Zusammenfassend 
kann man die Kostenkenngrössen aufgrund ihrer Korrelation vom einen Ende 
der skala zum anderen in drei gruppen einteilen. Die erste bezieht sich auf das 
«Bebaute» bzw. das «zu Bauende», die beiden anderen dagegen auf den Nut-
zen. Letztere beziehen sich im einen Falle auf Nutzflächen und im anderen auf 
die Raumeinheiten bzw. deren Nutzer:

Baubezogen Volumen / Fläche gebaut

Kostenkenngrössen Nutzungsbezogen Nutzflächen

Raum / BewohnerIn
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gruppe 1 gebäudekosten in Bezug auf «das gebaute» bzw. «das zu Bauende» 
(gesamtvolumen/-flächen):

gK/gV   BKP 2/GV
gK/gF   BKP 2/GF
gK/gFA  BKP 2/(GF+AGF)
 
sowie

EK/TF   BKP 1–5/(GF+AGF+UF)

gruppe 2 gebäude oder Erstellungskosten in Bezug auf Nutzflächen:

gK/HNF BKP 2/HNF
TOT

   
EK/HNF

W 
 BKP 1–5

W
/ HNF

W 
(Benchmark) 

EK/NF
W

  BKP 1–5
W

/(HNF
W

+NNF
W

)
EK/NFA

W
  BKP 1–5

W
/(HNF

W
+NNF

W
+ANF

W
) 

 
sowie

EK/NFP
W

 BKP 1–5
W

/(HNF
W

+NNF
W

+PAR)

gruppe 3 Erstellungskosten in Bezug auf Raumeinheiten/Nutzer:

EK/szi   BKP 1–5
W

/Szi 
EK/PHH  BKP 1–5

W
/PHH

Fazit:

Die Auseinandersetzung mit der Definition von Kostenkenngrössen in diesem 
Kapitel macht deutlich, dass sich aus unterschiedlichen, aber durchwegs legi-
timen gesichtspunkten verschiedene Massstäbe im Hinblick auf das Attribut 
«günstig» definieren lassen. Dabei korrelieren gewisse Kostenkenngrössen 
stark miteinander, andere dagegen wenig. Aufgrund der Korrelationen lassen 
sich drei gruppen von gleichgearteten Kostenkenngrössen erkennen. Kosten-
vergleiche für Wohnbauten mit Kostenkenngrössen aus derselben gruppe las-
sen ähnliche, solche auf Basis von Kostenkenngrössen verschiedener gruppen 
aber unterschiedliche Ergebnisse erwarten – «günstig» ist folglich nicht immer 
gleich «günstig». Es ist eine Frage der Kostenkenngrösse, die dabei verwendet 
wird. Eine Kostenkenngrösse ist insofern kein wertfreier (objektiver) Massstab 
für «günstig». Die Frage, in Bezug auf was die Kosten gemessen und verglichen 
werden, ist eine Frage der Wertigkeit.

4.2 Bautyp – Baukosten

4.2.1 Bautypenspezifische Projektmerkmale

Um die weiteren Analysen der Kostenkennzahlen und ihrer Einflussfaktoren interpretieren 
zu können, ist es erforderlich, die spezifischen Charakteristiken der Bautypen Mehrfami-
lienhaus und Reihenhaus zu kennen. Die erhobenen Projektcharakteristiken werden dazu 
wiederum mit statistischen Tests (t-Test) einzeln auf deren Zusammenhang mit dem Kri-
terium «Bautyp» untersucht. Damit lässt sich ermitteln, ob sich die Eigenschaften und 
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G 09 Pair Plot – Korrelation von Kostenkenngrössen
 Perfekt auf einer Linie aufgereihte Punkte weisen auf eine hohe Korrelation der beiden gegenübergestellten Kostenkenngrössen hin. Bei einem solchen Mus-

ter liefern beide Kostenkenngrössen vergleichbare Resultate für den Kostenvergleich. Je nebelförmiger sich die Punkte verteilen, desto unterschiedlicher 
schneiden die Untersuchungsobjekte im Kostenvergleich je nach Kostenkenngrösse ab.
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die daraus abgeleiteten Kennzahlen für Mehrfamilienhäuser und Reiheneinfamilienhäu-
ser typenspezifisch unterscheiden. Die Hybride, die sich organisatorisch zwischen diesen 
Reintypen einordnen, werden nicht mit statistischen Methoden untersucht, sie werden 
stattdessen am Schluss einzeln diskutiert. 

Mit dem t-Test können nur kontinuierliche Variablen untersucht werden. Von den ca. 140 
erfassten Projektmerkmalen können deshalb lediglich ca. 100 getestet werden. Auf eine 
Analyse der kategorischen Variablen muss bei dieser Fragestellung weitgehend verzichtet 
werden. Zu den nicht untersuchten kategorischen Variablen gehörten vor allem Aspekte 
der Konstruktion, der Materialisierung sowie der Projektorganisation.

Bei den durchgeführten t-Tests figurieren die getesteten Projektcharakteristiken jeweils 
als abhängige und kontinuierliche Zielvariablen. Als diskrete Einflussvariable wirkt da-
gegen der Bautyp mit den beiden Möglichkeiten «MFH Mehrfamilienhaus» und «REFH 
Rei hen einfamilienhaus». Der t-Test stellt für jedes Projektmerkmal fest, ob dieses für die 
Gruppe «MFH Mehrfamilienhaus» signifikant, d.h. überzufällig anders ausfällt als für die 
Gruppe «REFH Reiheneinfamilienhaus».

Ausgehend von der statistischen Nullhypothese, dass kein Zusammenhang zwischen dem 
Merkmal und dem Bautyp besteht, gibt der p-Wert wiederum an, mit welcher (geringen) 
Wahrscheinlichkeit das Merkmal als bautypenspezifisch angenommen wird, obwohl dies 
nicht der Fall ist (Fehlerwahrscheinlichkeit der Nullhypothese). Der p-Wert kann dabei zwi-
schen 0 und 1 liegen. Üblicherweise wird ein Signifikanzniveau von 0,05 (p-Wert von 0,05 
oder kleiner –> max. 5% Fehlerwahrscheinlichkeit) als Schwelle für die Überzufälligkeit 
festgelegt. Ein Merkmal mit einem p-Wert geringer als 0,05 ist folglich für Reihenhäuser 
signifikant anders als für Mehrfamilienhäuser. Es ist jedoch nicht das Ziel dieser Unter-
suchung, vermutete Zusammenhänge zu belegen, vielmehr geht es darum, sich diesen 
Fragestellungen anzunähern und eine Grundlage für weitere Untersuchungen zu schaffen. 
Aus diesem Grunde wird hier nicht strikt am Signifikanzniveau von 0,05 festgehalten son-
dern werden auch höhere p-Werte in die Betrachtung mit einbezogen.

Das Testresultat zeigt, dass ziemlich genau die Hälfte, nämlich 50 von 100 untersuchten 
Projektmerkmalen einen p-Wert von unter 0,05 aufweisen. Diese Merkmale können so-
mit als (überzufällig) bautypenspezifisch betrachtet werden. Einige davon (Fehlerwahr-
scheinlichkeit) dürften sich dennoch nur zufälligerweise für die Stichprobe der 20 unter-
suchten Projekte nach Bautyp unterscheiden. 

Weitere 10 Projektmerkmale weisen ausserdem p-Werte von unter 0,10 auf. Für diese 
Merkmale kann davon ausgegangen werden, dass sie sich «tendenziell» für Reihenhäu-
ser anders gestalten als für Mehrfamilienhäuser. Weitere 3 Projektmerkmale, bei denen die 
p-Werte zwischen 0,100 und 0,158 liegen (Nutzfläche NF pro Person – Anzahl Parkplätze 
unter Terrain – Anteil Aussennutzfläche ANF pro Geschossfläche GF) erscheinen immer 
noch als bautypspezifisch durchaus plausibel. Darüber finden sich aber kaum noch Cha-
rakteristiken, welche man explizit dem Typ Mehrfamilienhaus oder Reihenhaus zuordnen 
kann.

 Die Grafik G 10 illustriert die hohe Anzahl der Projektmerkmale bis zum Signifikanzniveau 
von 0,05. Zwischen 0,05 und 0,10 nimmt die Anzahl bereits deutlich ab. Über dem p-Wert 
von 0,15 fällt die Kurve stark ab. Die Grafik und die oben erwähnte Plausibilitätskontrol-
le lassen darauf schliessen, dass ein p-Wert bis 0,10 tatsächlich verlässliche Ergebnis-
se liefert und bis zu diesem Wert von einer Überzufälligkeit ausgegangen werden kann. 
Dasselbe ist ab einem p-Wert von über 0,15 nicht mehr gegeben. Die als plausibel bauty-
penspezifisch erscheinenden Merkmale mit p-Werten zwischen 0,10 und 0,15 bilden den 
Grenzbereich.
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G 10 Zusammenhang zwischen Projektmerkmal und Bautyp
 Die Grafik zeigt die p-Werte für hundert getestete Projektmerkmale.
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T 03 Testergebnisse für den Zusammenhang zwischen Projektmerkmalen und Bautyp
 Merkmale bei p-Wert ≤ 0,05 signifikant, bei p-Wert ≤ 0,15 tendenziell typenspezifisch
 Der hinter dem p-Wert angegebene Typ weist die höheren Werte auf.

Variable p-Wert î Typ

0 Spännigkeit spez MFH

1 Bauzeit 1: Bezug bis Baubeginn [Mt] 0,000 MFH

2 Anteil BKP 26 von BKP 2 0,000 MFH

3 Aufzüge/1000m2 GF 0,000 MFH

4 Anteil Nutzfläche NF/GF 0,000 REFH

5 Kompaktheit 1: GV (HF/GV) 0,000 REFH

6 Kompaktheit 4: (KG/HNF) 0,000 REFH

7 Kompaktheit 6: ±A
th

/±A
E

0,000 REFH

8 Kompaktheit 7: ±A
th

/HNF
TOT

0,000 REFH

9 Flächenverhältnis HNF
W

/NNF
W

0,000 MFH

10 Nutzungsgrad 1 (GF/GSF) 0,000 MFH

11 Nutzungsgrad 2 (GFog/GSF) 0,000 MFH

12 Nutzungsgrad 3 (HNF/GSF) 0,000 MFH

13 Nutzungsgrad 4 ((GF+AGF+GSF-GGF)/GSF) 0,000 MFH

14 Bauliche Dichte GVog.eg/GSF 0,000 MFH

15 Anteil Wohnungen mit eigener Waschmaschine 0,000 REFH

16 Bauzeit 2: Bauvollendung bis Baubeginn [Mt] 0,001 MFH

17 ø Anzahl Geschosse über Terrain 0,001 MFH

18 Anteil Verkehrsfläche VF/GF 0,001 MFH

19 Kompaktheit 2: GF (HF/GF) 0,001 REFH

20 Bewohnerdichte (PHH/GSF) 0,001 MFH

21 Anteil Aussengeschoss-/Umgebungsfläche (AGF+UF)/(GF+AGF+UF) 0,002 REFH

22 Anteil BKP 27 von BKP 2 0,003 MFH

23 Anteil BKP 4 von BKP 1–5 0,004 REFH

24 ø Wohnungsspiegel 0,007 REFH

25 Kompaktheit 3: HNF (HF/HNF) 0,007 REFH

26 Überbauungsgrad UG (bp/GSF) 0,007 MFH

27 Natürlicher Grund (1-(bp/GSF)) 0,007 REFH

28 Bautiefe netto 0,008 MFH

29 Kompaktheit 5: (KG/phh) 0,009 REFH

30 Bautiefe brutto 0,011 MFH

31 Kostenanteil Wohnen 0,012 REFH

32 BKP 1–5 Erstellungskosten 0,012 MFH

33 Kompaktheit 8: ±A
th

/PHH 0,013 REFH

34 Anteil Eigentumswohnungen 0,016 REFH

35 Anteil Nutzfläche innen (HNF
W

+NNF
W

)/(HNF
W

+NNF
W

+ANF
W

) 0,016 REFH

36 Anteil Aussenwohnfläche (ANF-ANFpp)/(HNF
W

+NNF
W

+ANF
W

) 0,016 MFH

37 Anteil Fremdnutzung (HNF
A
+NNF

A
)/(HNF

TOT
/NNF

TOT
) 0,016 MFH

38 BKP 1–5
W

 Erstellungskosten Wohnen 0,017 MFH

39 Zenitkegel 0,017 REFH

40 Wohnfläche pro Person (HNF+NNF+AF)/PHH 0,017 REFH

41 PP halb und ganz unter Terrain / GSF 0,018 MFH

42 Anteil Fremd-Hauptnutzung HNF
A
/HNF

TOT
0,023 MFH

43 AGF Aussen-Geschossfläche 0,024 MFH

44 Flächenverhältnis NNF
TOT

/GF Anteil 0,024 REFH

45 GF Geschossfläche: 0,030 MFH

46 GV Gebäudevolumen SIA 416 0,033 MFH

47 PP
TOT

/GSF 0,034 MFH

48 Standard Oberflächen 0,035 REFH

49 PP total 0,040 MFH

50 Anteil BKP 2 von BKP 1–5 0,045 MFH
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Variable p-Wert î Typ

51 Orientierung 0,065 REFH

52 Durchschnittliche Geschosshöhe GV/GF 0,069 MFH

53 Öffnungsanteil 0,074 MFH

54 Anteil Schlafzimmer ≥12 m2 0,078 MFH

55 Anteil Privat-Aussenraum PAR/(HNF
W

+NNF
W

+PAR) 0,080 REFH

56 Anteil BKP 21 von BKP 2 0,083 REFH

57 Überbauungsgrad EG (GGF/GSF) 0,085 MFH

58 Anteil Funktionsfläche FF/GF 0,091 MFH

59 Volumenaufwand GV/HNF 0,091 MFH

60 Anteil Aussengeschossfläche AGF/GF 0,100 MFH

61 Nutzfläche pro Person (HNF
W

+NNF
W

)/PHH 0,121 REFH

62 PP halb und ganz unter Terrain / GF 0,126 MFH

63 Anteil Aussennutzfläche (ANF-ANFpp)/GF 0,153 MFH

64 Anteil Parkgarage GFpp/GF 0,158

65 Küchenausstattung/WBS 0,175

66 Anteil BKP 23 von BKP 2 0,183

67 max. Anzahl Geschosse unter Terrain 0,195

68 Anteil BKP 20 von BKP 2 0,219

69 Baubeginn 0,220

70 Bauzeit 3: Bauvollendung-Baubeginn pro 1000 m3 GV 0,237

71 Flächenverhältnis HNF
TOT

/NNF
TOT

0,245

72 Anteil Konstruktionsfläche KF/GF 0,263

73 GSF Grundstücksfläche 0,296

74 Anteil Aussenerschliessung (AVF-AVFpp)/GF 0,297

75 Kostenanteil Technik BKP 23,24,25 von BKP 2 0.323

76 Flächenpräsenz GFog/GF 0.336

77 Sanitärausstattung/WBS 0.355

78 Anteil BKP 5 von BKP 1–5 0.388

79 Flächenanteil HNF
TOT

/GF 0.394

80 Wärmedämmung 0.394

81 Anteil BKP 25 von BKP 2 0.415

82 Flächenaufwand GF/HNF
TOT

0.439

83 Anteil BKP 1 von BKP 1–5 0.469

84 Öffnungen pro HNF
TOT

0.481

85 Typische Spannweite Decken 0.506

86 HNF pro Person HNF/PHH 0.515

87 Anteil Wohnhauptfläche HNF
W

/(HNF
W

+NNF
W

+ANF
W

) 0.572

88 Repetition Wohnungstypen 0.619

89 Wohnfläche pro Schlafzimmer HNF
W

/(Zi10+Zi12) 0.643

90 Anteil BKP 28 von BKP 2 0.668

91 Anteil BKP 22 von BKP 2 0.677

92 Verhältnis Wohnungsgrössen zu WBS 0.713

93 Wohnfläche pro Zimmer (Wohnung) 0.726

94 Anteil BKP 29 von BKP 2 0.752

95 PP
TOT

/GF 0.826

96 Geschosshöhe i.L. 0.893

97 Terrainneigung 0.915

98 Anteil BKP 24 von BKP 2 0.936

99 PP
TOT

/HNF
TOT

0.955

100 Volumenpräsenz GV
og

/GV 0.961
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Einige der Merkmale dürften wie erwähnt nicht ohne Vorbehalte, sondern ausschliesslich 
für die 20 Objekte umfassende Stichprobe als signifikant bautypenspezifisch resultieren. 
Merkmale, bei denen die Analyse einen Zusammenhang mit dem Bautyp nahelegt, werden 
in der Folge strukturiert und diskutiert. Es werden dabei p-Werte bis zu 0,15 berücksichtigt 
sowie einige weiter nennenswerte Merkmale näher betrachtet. Der p-Wert gibt für jedes 
getestete Projektmerkmal an, mit welcher Fehlerwahrscheinlichkeit allenfalls ein Zusam-
menhang zum Bautyp angenommen wird, obwohl in Wirklichkeit kein solcher besteht. 
Hinter dem p-Wert wird ausserdem angegeben, welcher Bautyp, «MFH Mehrfamilienhaus» 
oder «REFH Reiheneinfamilienhaus», die höheren Werte aufweist. 

Zufallsergebnis:

Als Zufallsergebnis, das ausschliesslich auf die Stichprobe mit 20 Objekten zutrifft, muss 
der Anteil an Schlafzimmern mit einer Grösse von 12 m2 oder mehr gewertet werden. Sol-
che Zimmer werden gemäss WBS als 2-Personen-Zimmer gerechnet. Nur wenige der un-
tersuchten Wohnüberbauungen verfügen überhaupt über Schlafzimmer, die kleiner sind 
als 12 m2. Dass dies gerade bei drei von acht Reihenhaussiedlungen offensichtlich zur 
Strategie der konsequenten Kostenreduktion gehört, ist zufällig und hat nichts mit dem 
Bautyp zu tun.

 · Anteil Schlafzimmer ≥12 m2  p-Wert  0,078 MFH
 

symptomatische, aber nicht zwingend bautypenspezifische Merkmale:

Eine ganze Reihe von Merkmalen, die statistisch gesehen einen signifikanten 
(p-Wert≤0,05) oder einen tendenziellen (p-Wert≤0,15) Zusammenhang zum Bautyp auf-
weisen, können als symptomatisch für den Bautyp, aber nicht als zwingend bautypenspe-
zifisch gewertet werden.

Der Anteil an Wohneigentum fällt bei den Reihenhäusern signifikant höher aus. Dies er-
scheint nicht unplausibel, assoziiert man doch den Typ Reihenhaus eher mit Wohneigen-
tum als die Geschosswohnung. Immerhin sind bei drei der acht untersuchten Reihenhaus-
siedlungen die Wohneinheiten nicht im Eigentum der Bewohnerinnen und Bewohner. In 
zwei Fällen sind Genossenschaften die Eigentümer, in einem Fall ein institutioneller An-
leger. Zumindest in Zürich befindet sich tatsächlich ein grosser Anteil an Reihenhäusern, 
die in einem Mietverhältnis bewohnt werden, im Besitz von Genossenschaften. Der tiefe 
p-Wert dürfte aber mindestens teilweise eine Folge der Untervertretung von Mehrfamilien-
häusern mit Eigentumswohnungen sein.

 · Anteil Wohneigentum  p-Wert  0,016 REFH
 
Auch der Standard der Oberflächen fällt in dieser Untersuchung bei den Reihenhäusern si-
gnifikant höher aus. Man kann jedoch kaum davon ausgehen, dass der Typ Reihen- oder 
Mehrfamilienhaus als solcher explizit dafür verantwortlich ist. Eher dürfte diese eine Folge 
des oben besprochenen, bei den Reihenhäusern stärker vertretenen Wohneigentums sein.

 ·  Standard Oberflächen   p-Wert  0,035 REFH
 
Der Anteil an Wohneinheiten mit eigener Waschmaschine kann ebenfalls als eine Frage des 
Standards betrachtet werden. Auch wenn die untervertretenen Eigentumswohnungen hier 
wiederum einen Einfluss auf das Resultat haben dürften, ist der höhere Anteil an Reihen-
hauseinheiten mit eigener Waschmaschine tatsächlich bautypspezifisch zu betrachten. 
Infolge der geringen Konzentration von Wohneinheiten sind gemeinsame Wascheinrich-
tungen (Waschhaus) kaum noch zumutbar. Von den untersuchten Reihenhaussiedlungen 
wurde einzig bei der 1985 erbauten Siedlung Zelgli ein solches Konzept realisiert.

 ·  Anteil Wohnungen mit eigener Waschmaschine p-Wert  0,000 REFH
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Eine Reihe von Merkmalen bezieht sich auf die absolute Grösse der Überbauung. Die in die-
ser Studie untersuchten Mehrfamilienhausüberbauungen erweisen sich dabei grösser als 
die Reihenhaussiedlungen. Da man sich ohne weiteres grössere Reihenhaussiedlungen 
vorstellen kann, erscheint die absolute Projektgrösse zwar als symptomatisch, sie kann 
aber nicht als zwingend bautypspezifisch gewertet werden. Folgende Kenngrössen sind 
letztlich ein Ausdruck der absoluten Projektgrösse, welche für Mehrfamilienhäuser höher 
ausfällt. Nicht signifikant ist dies jedoch für die Grundstücksfläche GSF.

 · GF Geschossfläche   p-Wert  0,030 MFH
 ·  GV Gebäudevolumen   p-Wert  0,033 MFH
 ·  AGF Aussen-Geschossfläche   p-Wert  0,024 MFH
 ·  GSF Grundstücksfläche   p-Wert  0,296 –

 
Als eine direkte Folge der absoluten Projektgrössen sind die längeren Bauzeiten sowie die 
höheren absoluten Erstellungskosten für Mehrfamilienhäuser zu betrachten.

 ·  Bauzeit 1: Bezug-Baubeginn [Mt.]   p-Wert  0,000 MFH
 ·  Bauzeit 2: Bauvollendung-Baubeginn [Mt.]  p-Wert  0,001 MFH
 ·  BKP 1–5 Erstellungskosten   p-Wert  0,012 MFH
 ·  BKP 1–5

W
 Erstellungskosten Wohnen   p-Wert  0,017 MFH

 

Ausnützung, Dichte und Kompaktheit:

Eine andere Gruppe von bautypenspezifischen Merkmalen bezieht sich auf Aspekte der 
Ausnützung und der Dichte, wozu hier im erweiterten Sinne auch die Kompaktheit gezählt 
wird (vergl. Kapitel 5).

Zweifellos bautypenspezifisch sind die Ausnützung sowie verschiedene sich daraus ablei-
tende Charakteristiken in Bezug auf das Grundstück. Die verschiedenen Definitionen der 
Grundstücksnutzung sind alle bei Mehrfamilienhausüberbauungen höher als bei Reihen-
haussiedlungen, einschliesslich der potenziellen Bewohnerdichte.

 ·  Nutzungsgrad 1 (GF/GSF)   p-Wert  0,000 MFH
 ·  Nutzungsgrad 2 (GF

eg.og
/GSF)   p-Wert  0,000 MFH

 ·  Nutzungsgrad 3 (HNF/GSF)   p-Wert  0,000 MFH
 ·  Nutzungsgrad 4 ((GF+AGF+GSF–GGF)/GSF) p-Wert  0,000 MFH
 ·  Bauliche Dichte GV

og.eg
/GSF   p-Wert  0,000 MFH

 ·  Bewohnerdichte (PHH/GSF)   p-Wert  0,001 MFH
 
Der Zenitkegel ist ein für diese Studie definiertes, abstrahiertes Mass für Dichte im Sin-
ne der Öffnung zum Himmel. Er gibt Hinweise auf die durchschnittliche Belichtung bzw. 
Verschattung des Aussenraumes auf Erdgeschossniveau (vergl. Kapitel 5). Obwohl dieser 
Wert nicht nur von der baulichen Dichte abhängt, sondern auch davon, wie die Baumasse 
im dreidimensionalen Raum verteilt ist, resultieren für die Reiheneinfamilienhäuser signi-
fikant grössere Zenitkegel.

 ·  Zenitkegel   p-Wert  0,017 REFH
 
Eine Folge der höheren Ausnützung sind letztlich auch die Parkplatzzahlen für Mehrfa-
milienhausüberbauungen, insgesamt sowie bezogen auf die Grundstücksfläche. Auch die 
unterirdische Unterbringung der Parkplätze, namentlich die Anzahl Tiefgaragenplätze be-
zogen auf die Grundstücks- bzw. die Geschossfläche ist bei Mehrfamilienhausüberbauun-
gen mindestens tendenziell grösser als bei Reihenhaussiedlungen.

 ·  PP total   p-Wert  0,040 MFH
 ·  PP

TOT
/GSF   p-Wert  0,034 MFH

 ·  PP halb und ganz unter Terrain / GSF   p-Wert  0,018 MFH
 ·  PP halb und ganz unter Terrain / GF   p-Wert  0,126 MFH
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Dementsprechend ist die Befrachtung des Erdbodens – sowohl die ebenerdige als auch die 
unterirdische Gebäudegrundfläche in Bezug zur Grundstücksfläche (Überbauungsgrad) 
– bei Mehrfamilienhausüberbauungen grösser und der natürliche Grund kleiner als bei 
Reihenhaussiedlungen. 

 ·  Überbauungsgrad EG (GGF/GSF)   p-Wert  0,085 MFH
 ·  Überbauungsgrad UG (bp/GSF)   p-Wert  0,007 MFH
 ·  Natürlicher Grund (1-(bp/GSF))   p-Wert  0,007 REFH

 
Auch in Bezug auf die Volumen gibt es verschiedene Charakteristiken, für welche sich die 
beiden Bautypen wesentlich unterscheiden. Die für die Ausdehnung im Schnitt relevanten 
Faktoren – die Anzahl der Geschosse, die durchschnittlichen Geschosshöhen, aber auch die 
Bautiefen – sind bei Mehrfamilienhausüberbauungen grösser als bei Reihenhaussiedlungen.

 ·  ø Anzahl Geschosse über Terrain   p-Wert  0,001 MFH
 ·  Durchschnittliche Geschosshöhe GV/GF   p-Wert  0,069 MFH
 ·  Bautiefe netto (Fassade–Fassade)   p-Wert  0,008 MFH
 ·  Bautiefe brutto (mit massgeblichen Vorbauten) p-Wert  0,011 MFH

 
Für alle formulierten Definitionen von Kompaktheit weisen Mehrfamilienhausüberbauun-
gen deshalb klar tiefere Werte auf als Reihenhaussiedlungen, d.h., sie sind kompakter.

 · Kompaktheit 1: GV (HF/GV)   p-Wert  0,000 REFH
 ·  Kompaktheit 2: GF (HF/GF)   p-Wert  0,001 REFH
 ·  Kompaktheit 3: HNF (HF/HNF)   p-Wert  0,007 REFH
 ·  Kompaktheit 4: (KG/HNF)   p-Wert  0,000 REFH
 ·  Kompaktheit 5: (KG/phh)   p-Wert  0,009 REFH
 ·  Kompaktheit 6: ±A

th
/±A

E
 (±Gebäudehüllzahl) p-Wert  0,000 REFH

 ·  Kompaktheit 7: ±A
th

/HNF
TOT

   p-Wert  0,000 REFH
 ·  Kompaktheit 8: ±A

th
/PHH   p-Wert  0,013 REFH

 
Dies scheint sich auch auf den Öffnungsgrad auszuwirken. Dieser ist in Bezug auf die Fas-
sadenfläche bei Mehrfamilienhausüberbauungen signifikant höher als bei Reihenhaus-
siedlungen. Diese erhöhte Fassadenperforation ist jedoch gemessen an der Hauptnutzflä-
che nicht bautypenspezifisch, d.h. die tieferen Grundrisse der Mehrfamilienhäuser weisen 
bezogen auf die Hauptnutzfläche verhältnismässig keine grössere Fensterfläche auf.

 ·  Öffnungsanteil Fassade   p-Wert  0,074 MFH
 ·  Öffnungen pro HNF

TOT
   p-Wert  0,481 –

 
In diesem Zusammenhang liefert die Analyse ausserdem Indizien dafür, dass die Orientie-
rung der Wohnungen bei den Reihenhaussiedlungen vielfältiger ist als bei den Mehrfamili-
enhausüberbauungen.

 ·  Orientierung   p-Wert  0,065 REFH

Räumliche Organisation:

Eine weitere Gruppe von bautypenspezifischen Merkmalen bezieht sich auf die räumliche 
Organisation. Dies betrifft Aspekte wie die Erschliessung, Flächen- oder Volumenanteile.

Für die Mehrfamilienhäuser wurde die Spännigkeit erfasst, d.h. die Anzahl Wohnungen die 
mit einem Treppen-/Liftkern erschlossen werden. Da es bei den Reihenhäusern keine ge-
meinsame Erschliessung gibt, ist der Begriff der Spännigkeit nicht anwendbar. Die Spän-
nigkeit ist folglich mit maximaler Signifikanz typenabhängig. Ein Kriterium, welches mit 
der Spännigkeit als deckungsgleich betrachten werden kann, ist die Anzahl Aufzüge pro 
1000 m2 Geschossfläche. Über solche verfügt keine der Reihenhaussiedlungen. Dement-
sprechend bestätigt der Test mit maximaler Signifikanz die höhere Anzahl an Aufzügen bei 
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den Mehrfamilienhäusern und die bautypenspezifische Eigenschaft. Dies wirkt sich direkt 
auf den Kostenanteil der Transportanlagen BKP 26 an den Gebäudekosten BKP 2 aus.

 ·  Spännigkeit   p-Wert  0,000 MFH
 ·  Aufzüge/1000 m2 GF   p-Wert  0,000 MFH
 ·  BKP 26 von BKP 2   p-Wert  0,000 MFH

 
Im Gegensatz zu Mehrfamilienhäusern sind Reihenhäuser jeweils ebenerdig erschlossen. 
Eine Reihenhaussiedlung verfügt deshalb kaum über gemeinsame Verkehrsflächen. Auch 
Funktionsflächen entfallen weitgehend, da jede Einheit über eine dezentrale Infrastruktur 
verfügt. Infolgedessen ist der Anteil an Nutzfläche NF (HNF+NNF) bei Reihenhaussied-
lungen höher als bei Mehrfamilienhausüberbauungen, der Anteil an Verkehrsflächen und 
tendenziell auch derjenige der Funktionsflächen dagegen tiefer.

 ·  Anteil Nutzfläche NF/GF   p-Wert  0,000 REFH
 ·  Anteil Verkehrsfläche VF/GF   p-Wert  0,001 MFH
 ·  Anteil Funktionsfläche FF/GF   p-Wert  0,091 MFH

 
Auf ebenem Terrain weisen Reihenhäuser mit ihren zwei bis maximal drei überirdischen 
Geschossen fast zwangsläufig ein Untergeschoss mit reinen Nebennutzungen auf, wo-
durch der Anteil an Nebennutzflächen bei diesem Bautyp systematisch über 25% liegt. Nur 
bei speziellen Schnittlösungen kann ein Teil des Untergeschosses als Hauptnutzfläche ge-
nutzt werden. Das Angebot an Nebennutzflächen bezogen auf die Hauptnutzfläche ist bei 
Reihenhaussiedlungen deshalb signifikant höher als bei Mehrfamilienhausüberbauungen.

 ·  Flächenverhältnis HNF
W

/NNF
W

   p-Wert  0,000 MFH
 ·  Flächenverhältnis NNF

TOT
/GF   p-Wert  0,024 REFH

 
Es zeigt sich, dass die fehlenden gemeinsamen Verkehrsflächen und die interne Er-
schliessung bei den Reihenhäusern nicht prinzipiell zu einem höheren Hauptnutzflächen-
anteil führt als bei Mehrfamilienhäusern, da stattdessen deren Anteil an Nebennutzflä-
chen grosszügiger ausfällt. Unter dem Strich erweist sich aber der Volumenaufwand pro 
m2 Hauptnutzfläche bei den Mehrfamilienhäusern als tendenziell höher.

 ·  Volumenaufwand GV/HNF   p-Wert  0,091 MFH
 
Auch in Bezug auf die Aussengeschossflächen AGF unterscheiden sich die beiden Bauty-
pen prinzipiell. Bei Mehrfamilienhäusern werden private Aussenräume in Form von Bal-
konen und Terrassen realisiert, bei Laubengängen kann ausserdem die Erschliessung in 
Form von Aussengeschossflächen anfallen. Diese Flächenkategorie kommt bei den Rei-
henhäusern nur in geringem Ausmass vor. Entsprechend sind die Anteile gebauter Aus-
sengeschossfläche signifikant, diejenigen der Aussennutzfläche tendenziell grösser bei 
Mehrfamilienhausüberbauungen als bei Reihenhaussiedlungen.

 ·  Anteil Aussengeschossfläche AGF/GF   p-Wert  0,100 MFH
 ·  Anteil Aussennutzfläche (ANF–ANF

pp
)/GF   p-Wert  0,153 MFH

 
Der Anteil der Aussennutzfläche an der gebauten Wohn-Nutzfläche ist bei Mehrfamilien-
hausüberbauungen, derjenige innenliegender Wohnnutzflächen bei Reihenhaussiedlun-
gen grösser.

 ·  Anteil Aussennutzfläche an privater Wohnnutzfläche p-Wert  0,016 MFH 
 (ANF–ANF

pp
)/(HNF

W
+NNF

W
+ANF

W
) 

 ·  Anteil Nutzfläche an privater Wohnnutzfläche  p-Wert  0,016 REFH
 (HNF

W
+NNF

W
)/(HNF

W
+NNF

W
+ANF

W
)

Der private Aussenraum besteht bei Reihenhäusern dagegen meist aus einer grösseren 
Gartenfläche auf natürlichem Terrain. Entsprechend ist der Anteil des privaten Aussenrau-
mes (PAR) an der gesamten privaten, die Umgebung einschliessenden Wohnnutzfläche 
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bei Reihenhaussiedlungen grösser als bei Mehrfamilienhausüberbauungen. 

 ·  Anteil Privataussenraum PAR/(HNF
W

+NNF
W

+PAR) p-Wert  0,080 REFH
 
Setzt man schliesslich sämtliche Flächen der Aussenräume (AGF+UF) in Beziehung zu 
den gesamten auf dem Grundstück verfügbaren Flächen (GF+AGF+UF), so ist dieser Anteil 
bei den Reihenhaussiedlungen signifikant höher als bei den Mehrfamilienhaussiedlungen. 
Das heisst, die gebauten Aussengeschossflächen bei Mehrfamilienhäusern (Balkone, Ter-
rassen etc.), kompensieren den höheren Anteil an Umgebungsfläche bei den Reihenhäu-
sern (siehe Überbauungsgrad oben) nicht vollumfänglich. 

 ·  Anteil Aussengeschoss-/Umgebungsfläche p-Wert  0,002 REFH
 (AGF+UF)/(GF+AGF+UF)

Nutzung:

Wie bei der Raumorganisation erweisen sich auch gewisse Aspekte der Nutzung als bauty-
penspezifisch. Sowohl bei der Haupt- und Nebennutzung ist der Anteil an Fremdnutzungen 
bei Mehrfamilienhausüberbauungen grösser, während Reihenhäuser kaum über solche 
verfügen. Der Nutzungsmix ist demnach bei Mehrfamilienhäusern signifikant grösser als 
bei Reihenhäusern. Entsprechend ist auch der Kostenanteil für die Wohnnutzung bei Rei-
henhaussiedlungen höher.

 ·  Anteil Fremdhauptnutzung HNF
A
/HNF

TOT
   p-Wert  0,023 MFH

 ·  Anteil Fremdnutzung (HNF
A
+NNF

A
)/(HNF

TOT
/NNF

TOT
 p-Wert  0,016 MFH

 ·  Kostenanteil Wohnen   p-Wert  0,012 REFH
 
Eine sehr typenspezifische Eigenschaft ist der Wohnungsspiegel. Reihenhaussiedlungen 
weisen fast ausschliesslich Wohnungen mit 4½ Zimmern oder mehr auf. Der Durchschnitt 
liegt klar höher als bei den Mehrfamilienhäusern, die meist über ein breiter gefächertes 
Angebot verfügen. 

 ·  ø Wohnungsspiegel   p-Wert  0,007 REFH

Die Hauptnutzfläche (Fläche der Wohnung) pro Person ist mit einem p-Wert von 0,515 
nicht bautypenspezifisch, berücksichtigt man aber auch die Nebennutzflächen (Keller, 
Veloraum etc.) und die privaten Aussenräume, so steht einem Reihenhausbewohner mehr 
private Wohnfläche zur Verfügung.

 ·  Hauptnutzfläche pro Person HNF
W

/PHH   p-Wert  0.515 –
 ·  Wohnfläche pro Person (HNF

W
+NNF

W
+PAR)/PHH p-Wert  0,017 REFH

 ·  Nutzfläche pro Person (HNF
W

+NNF
W

)/PHH p-Wert  0,121 REFH

Kosten:

Auch bei den Anteilen der einzelnen Kostengruppen an den Erstellungskosten zeigen sich 
für die beiden Bautypen gewisse Unterschiede. Die höhere Ausnutzung der Mehrfamilien-
hausüberbauungen bzw. der grössere Anteil an Umgebungsflächen bei den Reihenhaus-
siedlungen macht sich klar bemerkbar. Der Anteil Gebäudekosten BKP 2 an den Erstel-
lungskosten ist bei den Mehrfamilienhäusern signifikant höher, die Umgebungskosten 
BKP 4 dagegen bei den Reihenhäusern.

 ·  Anteil BKP 2 von BKP 1–5   p-Wert  0,045 MFH
 ·  Anteil BKP 4 von BKP 1–5   p-Wert  0,004 REFH

Es zeigt sich ausserdem, dass bei den Reihenhäusern der Rohbau 1 (BKP 21) signifikant 
stärker ins Gewicht fällt, bei den Mehrfamilienhäusern dagegen der Ausbau 1 (BKP 27). Es 
ist nicht ganz sicher, wo die Gründe für diese Unterschiede liegen. Dies kann daher rühren, 
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dass bei Reihenhäusern die relativen Aufwendungen für die Tragstruktur tatsächlich höher 
und diejenigen für den Ausbau geringer sind. Es ist aber auch möglich, dass bei den weni-
ger komplexen Reihenhäusern lediglich die Werkvertrags-Schnittstellen zwischen Rohbau 
und Ausbau (Baumeister–Gipser oder Zimmermann–Schreiner) anders verlaufen.

 ·  Anteil BKP 21 von BKP 2   p-Wert  0,083 REFH
 ·  Anteil BKP 27 von BKP 2   p-Wert  0,003 MFH

 

Fazit:

Es zeigt sich, dass die Charakteristiken der beiden Bautypen Mehrfamilienhaus 
und Reihenhaus in vielen Belangen sehr spezifisch sind. Wichtig ist ausserdem 
die Erkenntnis, dass sich diese unterschiede bereits bei der relativ geringen 
Anzahl von 20 geprüften Objekten in den gebildeten Kennzahlen klar ersichtlich 
niederschlagen. Die meisten bautypenspezifischen Merkmale stehen jedoch 
nicht für sich alleine, sie korrelieren mit anderen Merkmalen und lassen sich 
auf übergeordnete Faktoren zurückführen. Diese betreffen massgeblich die Be-
reiche Dichte, räumliche Organisation und Nutzung.

Dichte:

Die absolute grösse ist zwar nicht zwingend vom Bautyp abhängig, und den-
noch weisen die Mehrfamilienhäuser diesbezüglich höhere Werte auf. Dies gilt 
jedoch nicht für die grundstücksfläche gsF. sind aber Mehrfamilienhausüber-
bauungen volumen- oder flächenmässig signifikant grösser als Reihenhaus-
siedlungen, nicht aber deren grundstücke, so betreffen die bautypenspezifi-
schen Merkmale in Bezug auf die absolute Projektgrösse letztendlich Aspekte 
der höheren Ausnützung. Der Nutzungsgrad oder die Dichte ist folglich eines 
der primären Merkmale, welches die bautypenspezifischen Charakteristiken 
einer Wohnüberbauung prägt – sie gilt es im Auge zu behalten.

Ein weiterer stark bautypenspezifischer Faktor ist die Kompaktheit. Die Reihen-
häuser erweisen sich dabei durchwegs als weniger kompakt. Die Kompaktheit 
ist, da sie von der geschosszahl abhängig ist, bis zu einem gewissen grade 
ebenfalls durch die Dichte bzw. die Ausnützung bedingt. 

Räumliche Organisation / Erschliessung:

Natürlich ist die Erschliessungsstruktur der beiden Bautypen eine ganz ande-
re. Innere Verkehrsflächen wie Treppen, Aufzüge etc. fehlen bei Reihenhäusern 
weitgehend. Vorbehältlich einer gemeinsamen Tiefgarage fällt im unterge-
schoss infolge der geringen Anzahl Obergeschosse ein hoher Anteil an Neben-
nutzflächen an.

schliesslich wirken sich die unterschiede in Bezug auf die privaten Aussenräu-
me – gärten bei Reihenhäusern und Balkone, Loggien und Terrassen bei Mehr-
familienhäusern – auf weitere Merkmale aus.

Nutzung:

Dies wirkt sich sowohl auf den Nutzungsmix sowie auf die Flächenanteile aus. 
Die rein ebenerdige Erschliessung der Wohneinheiten bei Reihenhäusern setzt 
der Integration von Fremdnutzungen enge grenzen und prägt weitgehend auch 
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den Wohnungsspiegel. Kleinere Wohneinheiten sind beim Reihenhaustyp durch 
die Reduktion der geschossigkeit mit entsprechenden Einbussen bei der Aus-
nützung realisierbar. soll dagegen eine höhere Ausnutzung erzielt und die ge-
schossigkeit erhöht werden, führt dies zwangsläufig zu grösseren Wohneinhei-
ten. Die Entwicklungsgeschichte der Reihenhaustypologie weist allerdings mit 
Einliegerwohnugen und gewerbenutzungen im Erdgeschoss durchaus entspre-
chende Lösungen auf.

Betrachtet man die drei hybriden Wohnbautypen, so gehen diese sehr gezielt auf gewisse, 
oben beschriebene, bautypenspezifische Charakteristiken ein.

Beim den dreigeschossigen Hauszeilen des Projekts «Unter der Halde» in Würenlingen 
bleibt die Ausnützung gering. Mit den ebenerdigen Etagenwohnungen und den darüber 
liegenden Maisonettewohnungen wird aber die Vielfalt an Wohnungstypen und Wohnungs-
grössen gegenüber einem Reihenhaus gesteigert. Trotzdem verfügt jede Einheit über 
 einen direkten Zugang vom Erdboden aus, was zu einer dem Reihenhaus entsprechen-
den Kleinteiligkeit und Identifikationsmöglichkeit führt. Die gemeinsame Tiefgarage hält 
 ausserdem den Anteil an Nebennutzfläche moderat.

Der sechsgeschossige «Eulachpark» in Winterthur bietet dagegen trotz hoher Ausnutzung 
ebenerdig zugängliche, sich ins 1. UG erweiternde Wohnungen. Darüber werden an einer 
Rue intérieure und Liftkernen weitere Geschoss- und Maisonettewohnungen erschlossen. 
Auch hier wird das Angebot an Wohnungstypen vergrössert und werden einem nahezu 
reinen Mehrfamilienhaustyp Wohneinheiten integriert, die Qualitäten eines Reihenhauses 
aufweisen. Die nicht über alle Zweifel erhabenen untergeschossig angeordneten Wohnräu-
me drücken in diesem Falle den Anteil an Nebennutzflächen auf ein absolutes Minimum. 

Der typologische Ansatz der Überbauung «Burriweg» in Zürich besteht darin, gewisser-
massen zwei doppelgeschossige Reihenhäuser übereinander anzuordnen. Dabei verfügt 
auch die obere Einheit über einen eigenen Zugang vom Erdboden aus. Das Kellergeschoss 
wird geteilt und über eine separate Aussentreppe erschlossen. In diesem Falle wird mit 
einer viergeschossigen Typologie die Ausnutzung gegenüber einer Reihenhaussiedlung 
markant erhöht und gleichzeitig der Anteil an Nebennutzflächen gesenkt. Viele Qualitäten 
des Reihenhauses werden dadurch in eine dichtere Form übersetzt, das Wohnungsange-
bot bleibt dagegen uniform. 

Fazit:

Die Hybride bieten Lösungen für gewisse typologische Defizite von Reihen- und 
Mehrfamilienhäusern, ohne deren stärken zu verlieren.

4.2.2 Kostenkennzahlen von Reihen- und Mehrfamilienhäusern

Schliesslich sollen nun Antworten auf die anfängliche Frage gefunden werden, inwieweit 
der eine oder andere Bautyp – das Mehrfamilien- oder das Reiheneinfamilienhaus – allfäl-
lige Kostenvorteile aufweist. Aufgrund der bisherigen Erkenntnisse wird diese Frage nicht 
anhand einer einzigen als Vergleichsmassstab dienenden Kostenkenngrösse analysiert. 
Stattdessen wird für alle elf in Kapitel 4.1.1 definierten Kostenkenngrössen ermittelt, wel-
cher Bautyp kostenmässig besser oder schlechter abschneidet.

Eine einfache erste Aussage darüber kann gemacht werden, indem man die Mittelwerte 
der verschiedenen Kostenkenngrössen getrennt nach Bautyp einander gegenüberstellt. 
Beim arithmetischen Mittel wird der Durchschnitt aller Werte errechnet (Summe Projekt-
kosten geteilt durch Anzahl Projekte), der Median gibt dagegen an, welchen Wert das Pro-
jekt in der Mitte (z.B. das vierte von sieben) aufweist, was den Einfluss von Ausreissern 
auf den Mittelwert mindert.
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Die Tabelle T 04 zeigt, dass sowohl gemessen am Mittel wie auch am Median die 
Reiheneinfamilienhäuser für alle Kostenkenngrössen günstiger abschneiden. 
Die jeweiligen Abweichungen zwischen den Kostenkennzahlen für Reihen- bzw. 
Mehrfamilienhäuser variieren dabei stark. sie reichen je nach Kostenkenn-
grösse (Vergleichsmassstab) und Mittelwert zwischen «gleich teuer» (0% Ab-
weichung) und «eineinhalb Mal so teuer» (50% Abweichung).

Die Mittelwerte sagen jedoch nichts über den Einzelfall aus. Günstigere Mehrfamilienhäu-
ser weisen tiefere Kostenkennzahlen auf als teurere Reihenhäuser. Ausserdem könnte die 
festgestellte Kostendifferenz ein zufällig entstandenes Ergebnis sein. Mit statistischen 
Regressionsanalysen wird deshalb geprüft, für welche Kostenkenngrössen die Reihen-
häuser auch signifikant, d.h. überzufällig günstiger sind. 

T 04 Kostenvergleich Mittelwerte Reihenhaus–Mehrfamilienhaus
 Arithmetisches Mittel und Median für elf verschiedene Kostenkenngrössen

MITTEL MEDIAN

REFH MFH diff REFH MFH diff

GK/GV (BKP 2/m3 GV) 603 650 8% 525 669 27%

GK/GF (BKP 2/m2 GF) 1‘697 1‘928 14% 1‘479 1‘953 32%

GK/GFA (BKP 2/m2 GF+AGF) 1‘570 1‘683 7% 1‘433 1‘659 16%

GK/HNF (BKP 2/m2 HNF
TOT

) 3‘078 3‘747 22% 3‘057 3‘930 29%

EK/TF (BKP 1–5
W

/m2 GF+AGF+UF) 954 1‘217 28% 995 1‘074 8%

EK/HNF
W

 (BKP 1–5
W

/m2 HNF
W

) 3‘491 4‘016 15% 3‘512 3‘848 10%

EK/NF
W

 (BKP 1–5
W

/m2 HNF
W

+NNF
W

) 2‘563 3‘337 30% 2‘580 3‘277 27%

EK/NFA
W

 (BKP 1–5
W

/m2 HNF
W

+NNF
W

+ANF
W

) 2‘378 2‘805 18% 2‘293 2‘621 14%

EK/NFP
W

 (BKP 1–5
W

/m2 HNF
W

+NNF
W

+PAR) 1‘849 2‘766 50% 1‘856 2‘766 49%

EK/Szi (BKP 1–5
W

/Anzahl Schlafzimmer) 132‘735 161‘534 22% 134‘799 139‘008 3%

EK/PHH (BKP 1–5
W

/PHH-BewohnerIn) 71‘748 81‘070 13% 69‘575 69‘504 0%



114

G 11 Kostenkennzahlen nach Bautyp (REFH/MFH)
 Die blaue Linie entspricht dem Median des betreffenden Bautyps
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In Tabelle T 05 sind die Resultate dargestellt. Für vier der elf Kostenkenngrössen liegen 
die p-Werte unter 0,05. Für alle diese Kostenkennwerte weisen die Mehrfamilienhäuser 
 signifikant höhere Erstellungs- bzw. Gebäudekosten auf. Für drei weitere Kostenkennwer-
te liegt der p-Wert zwischen 0,114 und 0,153, was als Tendenz zu höheren Erstellungskos-
ten bei den Mehrfamilienhäusern gewertet werden kann.

Für alle Kostenkenngrössen der Gruppe 1, bezogen auf Gesamtvolumen bzw. Gesamtflä-
chen, liegen die p-Werte über 0,25. Kubikmeter- und Quadratmeterpreise sind bei Mehr-
familienhäusern und Reihenhäusern folglich gleichmässiger verteilt. Das Ergebnis der 
günstigeren Reihenhäuser kann hier mit mehr als 25% Wahrscheinlichkeit zufälligerweise 
entstanden sein, und es ist möglich, dass eine andere Stichprobe ein anders Resultat lie-
fern würde.

Dasselbe gilt auch für die Kostenkenngrösse EK/PHH. Aufgrund der Resultate aus dem 
 vorangehenden Kapitel ist das Ergebnis für diese Kostenkenngrösse nicht repräsentativ. 
Die Differenz zum sehr ähnlich definierten Kostenkennwert EK/Szi dürfte daher rühren, 
dass fast sämtliche Projekte ausschliesslich Schlafzimmergrössen über 12 m2 und somit 
Zweipersonenzimmer aufweisen, gerade drei von sieben Reihenhaussiedlungen der Stich-
probe aber auch Einbettzimmer enthalten.

Dieses Ergebnis kann nicht nur dahingehend interpretiert werden, dass Reihenhäuser 
durchschnittlich günstiger sind als Mehrfamilienhäuser. 

Es kann so ausgelegt werden, dass zumindest für gewisse Kostenkenngrössen 
ein signifikanter Zusammenhang zwischen Bautyp und der Höhe der gebäude- 
bzw. Erstellungskosten vorliegt – ein Projekt also signifikant oder tendenziell 
günstiger abschneidet, weil es ein Reihenhausprojekt ist. Dies würde bedeuten, 
dass das Kostenniveau durch die Wohnbautypologie bestimmt wird. 

Kostenkenngrösse p-Wert Richtung

Gruppe 1

GK/GV (BKP 2/m3 GV) 0,475 nicht signifikant

GK/GF (BKP 2/m2 GF) 0,267 nicht signifikant

GK/GFA (BKP 2/GF+AGF) 0,504 nicht signifikant

EK/TF (BKP 1–5
W

/GF+AGF+UF) 0,003 Erstellungskosten höher bei MFH

Gruppe 2

GK/HNF (BKP 2/HNF
TOT

) 0,048 Gebäudekosten höher bei MFH

EK/HNF
W

 (BKP 1–5
W

/HNF
W

) 0,153 Erstellungskosten höher bei MFH

EK/NF
W

 (BKP 1–5
W

/HNF
W

+NNF
W

) 0,025 Erstellungskosten höher bei MFH

EK/NFA
W

 (BKP 1–5
W

/HNF
W

+NNF
W

+ANF
W

) 0,130 Erstellungskosten höher bei MFH

EK/NFP
W

 (BKP 1–5
W

/HNF
W

+NNF
W

+PAR) 0,002 Erstellungskosten höher bei MFH

Gruppe 3

EK/Szi (BKP 1–5
W

/Anzahl Schlafzimmer) 0,114 Erstellungskosten höher bei MFH

EK/PHH (BKP 1–5
W

/PHH-BewohnerIn) 0,271 nicht signifikant

T 05 Zusammenhang zwischen Kostenkennzahlen und Bautyp (REFH – MFH)
 p-Werte für elf verschiedene Kostenkenngrössen
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Diese Frage, ob dabei die Bau- bzw. Erstellungskosten massgeblich von typenspezifischen 
Charakteristiken getrieben werden, wird im nächsten Kapitel weiter erörtert.

Aus den p-Werten der folgenden Serie nutzflächenbezogener Kostenkenngrössen (Grafik 
G 12) lässt sich jedoch noch etwas anderes ablesen. 

1)  EK/HNF
W

  (BKP 1–5
W

/HNF
W

 –> Benchmark)  p-Wert 0,153
2)  EK/NF

W
  (BKP 1–5

W
/HNF

W
)   p-Wert 0,025

3)  EK/NFA
W

  (BKP 1–5
W

/HNF
W

+NNF
W

+ANF
W

)  p-Wert 0,130
4)  EK/NFP

W
  (BKP 1–5

W
/HNF

W
+NNF

W
+PAR)  p-Wert 0,002

Geht man von der als «Benchmark» bekannten Kostenkenngrösse EK/HNF
W

 aus, so re-
sultiert der Anteil an Wohnhauptnutzfläche in den vorangehenden Kapitel nicht als bauty-
penspezifisch. Es ist davon auszugehen, dass das weitgehende Fehlen von Verkehrsfläche 
bei den Reihenhäusern durch den höheren Anteil an Nebennutzflächen kompensiert wird. 
Die Reihenhausprojekte weisen bei dieser Kostenkenngrösse wohl tiefere Durchschnitts-
kosten auf, jedoch mit einem p-Wert, der sich mit 0,153 bestenfalls im Graubereich einer 
allfälligen Tendenz befindet. Man kann die Kostenkenngrösse des «Benchmarks» daher 
als grenzwertig oder nicht bautypenspezifisch annehmen.

Da der Anteil an Nebennutzflächen bei den Reihenhäusern signifikant grösser ist als bei 
den Mehrfamilienhäusern (HNF

W
/NNF

W
 mit p=0,000 signifikant grösser für MFH), wird 

man bei der zweiten Kostenkenngrösse EK/NF
W

 erwarten, dass dieselben Kosten durch 
die nun bei den Reihenhäusern vergrösserte Bezugsfläche zu einer tieferen Kostenkenn-
zahl führt. Tatsächlich lässt sich dies feststellen, da diese Kostenkenngrösse bei den Rei-
henhäusern hier mit einem p-Wert von 0,025 eindeutig und signifikant günstiger ausfällt 
als bei Mehrfamilienhäusern.

Bei der dritten Kostenkenngrösse werden der Bezugsgrösse zu den inneren Nutzflä-
chen auch die dem Wohnen dienenden Aussennutzflächen hinzuaddiert. Da diese bei 
den Reihenhäusern kaum vorkommen, dürfte sich ausschliesslich die Bezugsfläche der 
Mehrfamilienhäuser vergrössern und diese kennzahlenmässig begünstigen. Obwohl die 
zusätzlich in Betracht gezogenen Aussenflächen nicht ausreichen, das Blatt zugunsten 
der Mehrfamilienhäuser zu wenden, schneiden diese nun wieder deutlich besser ab, der 
p-Wert steigt auf 0,13. Er übersteigt die Ausgangsmarke von 0,153 vermutlich deshalb 

EK/ HNFw 

EK/NFw

EK/NFAw

EK/NFPw
0.002

0.130

0.025

0.153

p-Wert

G 12 Typenabhängigkeit nutzflächenbezogener Kostenkenngrössen
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nicht, weil die zusätzlichen Nebennutzflächen bei den Reihenhäusern stärker zu Buche 
schlagen, als die den Mehrfamilienhäuser zugutekommenden Aussennutzflächen.

Im letzten Fall werden zu den inneren privaten Nutzflächen nicht nur die den Mehrfamili-
enhäusern vorbehaltenen Aussennutzflächen addiert, sondern alle privaten Aussenräu-
me einschliesslich der Gärten der Reihenhäuser. Da diese von ihren Abmessungen her 
wesentlich grösser sind als Balkone und Terrassen, dürfte sich des Flächengleichgewicht 
nun markant zugunsten der Reihenhäuser verschieben, mit der Folge, dass deren Kosten-
kennzahlen gegenüber den Mehrfamilienhäusern deutlich tiefer sein sollten. Tatsächlich 
liegt der p-Wert hier bei 0,002 und stellt tiefere Erstellungskosten für Reihenhäuser mit 
hoher Signifikanz fest.

Dieselbe Tendenz zeigt sich auch bei den Kostenkenngrössen, die die Gebäudekosten 
BKP 2 mit den Geschossflächen GF in Beziehung setzen (Grafik G 13). Addiert man bei der 
Bezugsgrösse die mehrheitlich bei den Mehrfamilienhäusern vorkommenden Aussenge-
schossflächen, so sind die Reihenhäuser durchschnittlich zwar immer noch günstiger, der 
p-Wert verdoppelt sich aber nahezu von 0,267 auf 0,504. Werden jedoch auch die bei den 
Reihenhäusern überwiegenden Umgebungsflächen in der Bezugsgrösse berücksichtigt 
so resultieren diese nun als signifikant günstiger mit einem p-Wert von 0,003.

1) GK/GF  (BKP 2/GF)   p-Wert 0,267
2) GK/GFA  (BKP 2/GF+AGF)   p-Wert 0,504
3) EK/TF  (BKP 1–5/GF+AGF+UF)   p-Wert 0,003

Fazit:

Es wird deutlich, dass auf die Frage, wie günstig der eine oder andere Bautyp 
abschneidet, je nach Definition der Kostenkenngrösse andere Ergebnisse re-
sultieren, obwohl sich an den Kosten nichts ändert. Dies ist ein Indiz dafür, dass 
was «günstig» ist, weniger von den Kosten selbst als von der Bezugsgrösse 
abhängt. Es stellt sich damit auch die Frage, ob in einem auf Benchmarks ab-
stützenden Optimierungsbestreben tatsächlich (Bau–)Kosten gesenkt oder ob 
nicht vielmehr Bezugsgrössen maximiert werden. Auf diese Frage wird im Kapi-
tel 4.2.4 weiter eingegangen. 

G 13 Typenabhängigkeit baubezogener Kostenkenngrössen

GK/m2 GF

GK/m2 GFA  

EK/m2 TF 

0.003

0.504

0.267

p-Wert
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4.2.3 «Kostentreiber» als mutmassliche Einflussfaktoren von Kostenkennzahlen

In den vorangehenden Kapiteln wird festgestellt, dass für alle definierten Kostenkenn-
grössen die Reihenhäuser durchschnittlich günstiger abschneiden, wenn auch nicht im-
mer gleich deutlich. Einerseits kann dies bedeuten, dass die Bau- bzw. Erstellungskosten, 
also der Zähler im Quotienten einer Kostenkenngrösse, massgeblich durch typenspezifi-
sche Merkmale (Kostentreiber) beeinflusst werden, bezüglich derer Reihenhäuser Vorteile 
aufweisen. 

Kosten(treiber) bei der Bauerstellung

Kostenkennzahl   =

Bezugsgrösse zwecks Vergleichbarkeit

Als Nächstes wird deshalb untersucht, welche Projektmerkmale mit den Kostenkennzah-
len signifikant oder tendenziell zusammenhängen. Diese Merkmale fallen als massgebli-
che Kostenfaktoren in Betracht, die als «Kostentreiber» auf die Erstellungs- bzw. die Ge-
bäudekosten wirken. Getestet wird dies wiederum mit Hilfe statistischer Methoden. 

Im letzten Kapitel hat sich gezeigt, dass die Kostenkennzahlen der verschieden definierten 
Kostenkenngrössen z.T. stark typenspezifisch reagieren. Auch bei der Analyse der mögli-
chen Einflussfaktoren ergibt sich diesbezüglich ein sehr ähnliches Bild. In der Tabelle T 06 
bzw. der Grafik G 14 ist für jede Kostenkenngrösse die Anzahl der Merkmale dargestellt, 
die mit den Kostenkennzahlen signifikant oder tendenziell zusammenhängen. Ausserdem 
wird angegeben, wie viele dieser als «Kostentreiber» in Frage kommenden Merkmale ty-
penneutral bzw. typenspezifisch sind. 

Es lässt sich feststellen, dass diejenigen Kostenkenngrössen, welche mit einem p-Wert 
von unter 0,05 signifikant bautypenspezifisch sind (REFH günstiger), mit einer grossen 
Anzahl (30–56%) von Projektmerkmalen zusammenhängen. Zudem ist ein grosser Anteil 
dieser Merkmale (84–89%) selbst bautypenspezifisch. Die am stärksten typenspezi-
fische Kostenkenngrösse EK/NFP

W
 (p-Wert von 0,002) hängt mit 49, also fast allen ty-

penspezifischen Merkmalen mindestens tendenziell zusammen. Die mittlere, tendenziell 
typenabhängige Gruppe von Kostenkenngrössen (p-Werte zwischen 0,10 und ±0,15) 
hängt mit einer deutlich geringeren Anzahl von Merkmalen (21–23%) zusammen. Deren 
Anteil an typenspezifischen Merkmalen ist aber nach wie vor hoch (71–78%). Die als nicht 
typenspezifisch zu betrachtenden Kostenkenngrössen (p-Werte über 0,25) hängen in 
etwa mit derselben Anzahl von Projektmerkmalen zusammen wie bei der mittleren Gruppe 
(15–23%). Die typenspezifischen Merkmale sind hier aber in der Minderzahl (30–39%), die 
typenneutralen Merkmale dagegen sogar in ihrer absoluten Anzahl (10-14) stärker vertre-
ten als bei der ersten Gruppe (5–8). Die Kostenkenngrösse EK/PHH bildet wiederum einen 
wenig aussagekräftigen Spezialfall der ähnlichen Kostenkenngrösse EK/Szi.

Daraus lässt sich schliessen, dass die Anzahl und die Art der «Einflussfakto-
ren» für jede Kostenkenngrösse eine andere ist. sie hängen im Wesentlichen 
davon ab, wie bautypenspezifisch eine Kostenkenngrösse ausfällt. gegebe-
nenfalls nimmt die Anzahl der vermeintlichen «Kostentreiber» zu, diese Merk-
male können aber nicht als unabhängig wirkende «Kosteneinflussfaktoren» 
betrachtet werden. Eher sind sie eine Folge des Bautyps, der sich durch eine 
immer grössere Anzahl voneinander abhängiger typenspezifischer Merkmale in 
der Kostenkennzahl abbildet.
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EK/NFP
W

 (BKP 1–5
W

/HNF
W

+NNF
W

+PAR) 0,002 102 57 56% 8 49 86%

EK/TF (BKP 1–5
W

/GF+AGF+UF) 0,003 102 53 52% 7 46 87%

EK/NF
W

 (BKP 1–5
W

/HNF
W

+NNF
W

) 0,025 102 44 43% 5 39 89%

GK/HNF (BKP 2/HNF
TOT

) 0,048 102 31 30% 5 26 84%

EK/Szi (BKP 1–5
W

/Anzahl Schlafzimmer) 0,114 102 23 23% 5 18 78%

EK/NFA
W

 (BKP 1–5
W

/HNF
W

+NNF
W

+ANF
W

) 0,130 102 22 22% 6 16 73%

EK/HNF
W

 (BKP 1–5
W

/HNF
W

) 0,153 102 21 21% 6 15 71%

GK/GF (BKP 2/m2 GF) 0,267 102 23 23% 14 9 39%

GK/GV (BKP 2/m3 GV) 0.475 102 20 20% 14 6 30%

GK/GFA (BKP 2/GF+AGF) 0.504 102 15 15% 10 5 33%

EK/PHH (BKP 1–5
W

/PHH-BewohnerIn) 0,271 102 17 17% 8 9 53%

T 06  Zusammenhang zwischen Projektmerkmalen und Kostenkennzahlen – Tabelle
 Die Tabelle zeigt die Anzahl an Projektmerkmalen, die mit den entsprechenden Kostenkennzahlen zusammenhän-

gen. Diese Projektmerkmale kommen als potenzielle «Kostentreiber» der jeweiligen Kostenkenngrössen in Frage. 
Ausserdem ist ablesbar, inwieweit diese Projektmerkmale typenspezifisch oder typenneutral sind.
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G 14 Zusammenhang zwischen Projektmerkmalen und Kostenkennzahlen – grafische Darstellung
 Bei stark typenspezifischen Kostenkenngrössen (niedrige p-Werte) hängen deutlich mehr Projektmerkmale (30–

60%) mit den Kostenkennzahlen zusammen. Davon ist ein hoher Anteil (80-90%) selbst typenspezifisch. Bei weniger 
typenspezifischen Kostenkenngrössen (p-Werte zwischen 0,1 und 0,2) hängen deutlich weniger Projektmerkmale 
(20–25%) mit den Kostenkennzahlen zusammen. Davon ist immer noch ein hoher Anteil (70–80%) selbst typenspezi-
fisch. Bei nicht typenspezifischen Kostenkenngrössen (p-Werte über 0,2) hängen deutlich weniger Projektmerkmale 
(15–25%) mit den Kostenkennzahlen zusammen. Davon sind deutlich weniger (30–55%) selbst typenspezifisch.

8214

79149

87105

71526

81615

80616

58539

45849

49746

79518

8589

6

GK/ GV, p=0.475

EK/ NFPw, p=0.002

EK/ TF, p=0.003

EK/SZI, p=0.114

EK/PHH, p=0.271

GK/ GF, p=0.267

GK/ GFA, p=0.504

GK/HNF, p=0.048

EK/ HNFw, p=0.153

EK/ NFAw, p=0.130

EK/ NFw, p=0.025

Typenspezifisch Typenneutral nicht signifikant
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Somit stellt sich nach wie vor die Frage, welche Faktoren zu tieferen Kostenkennzahlen 
beim Typ Reihenhaus führen als beim Mehrfamilienhaus. Eine mögliche Hypothese wäre 
die, dass die Erstellung von Reihenhäusern weniger komplex und die Konstruktion von der 
Fundation bis zum Dach entsprechend einfacher ist. Dagegen sprechen viele Argumente 
wie die geringere Kompaktheit oder der höhere Untergeschoss- oder Dachanteil. Wie er-
wähnt führen die erhobenen Daten zur Konstruktion und zur Materialisierung statistisch 
nicht zu aussagekräftigen Ergebnissen. 

Die Analyse der untersuchten Projektmerkmale legt aber andere schlüsse 
nahe. Die drei am stärksten vom Bautyp abhängigen Kostenkenngrössen mit 
über 40% signifikant oder tendenziell bautypischen Merkmalen beziehen sich 
auf Flächen, die bei Reihenhäusern einen signifikant grösseren Anteil einneh-
men als bei Mehrfamilienhäusern. 

Die folgenden drei Kostenkennzahlen, welche am stärksten bautypenspezifisch und für 
Reihenhäuser signifikant tiefer sind als bei Mehrfamilienhäusern, weisen alle einen hohen 
Anteil an bautypenspezifischen Projektmerkmalen auf.

 · p-Wert 0,002 EK/NFP
W 

56% der Projektmerkmale sind bautypenspezifisch
 · p-Wert 0,003 EK/TF 52% der Projektmerkmale sind bautypenspezifisch
 · p-Wert 0,025 EK/NF

W
 43% der Projektmerkmale sind bautypenspezifisch

Bei diesen Kostenkenngrössen ist der Anteil der im Nenner (Divisor) enthalte-
nen Flächenkategorien für Reihenhäusern signifikant höher als für Mehrfami-
lienhäuser. Bei den Reihenhäusern ergeben sich somit grössere Werte für die 
Bezugsgrössen (Divisor) und folglich tiefere Werte für die Kostenkennzahlen.

Fazit:

Die suche nach massgeblichen Einflussfaktoren auf die Kostenkennzahlen 
(Kostentreiber) führt zu keinem Resultat. Es erhärtet sich dagegen die Vermu-
tung, dass die Kostenkennzahl der untersuchten Projekte weniger vom Dividen-
den, dem Faktor «Kosten», abhängt, sondern zu einem massgeblichen Teil vom 
Divisor und der entsprechenden Definition der Bezugsgrösse. 

4.2.4 Bezugsgrössen als massgebliche Einflussfaktoren von Kostenkennzahlen

Aufgrund der bis dahin gewonnenen Erkenntnisse wird der Fokus nun auf die Bezugs-
grössen und deren Zusammenhang mit den Kostenkennzahlen gelegt. 

Kosten(treiber) bei der Bauerstellung

Kostenkennzahl   =

Bezugsgrösse zwecks Vergleichbarkeit

Es stellt sich die Frage, ob das Attribut «günstig» bei unterschiedlich definierten Kosten-
kennzahlen von den Bezugsgrössen (Massstab) abhängt, mit denen die Kosten gemes-
sen werden – d.h., ob die Kostenkennzahl sinkt, wenn man die relevanten in der Bezugs-
grösse vorkommenden Faktoren maximiert und umgekehrt. 

Es geht folglich darum zu testen, ob es einen Zusammenhang gibt zwischen dem relati-
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ven Anteil der in der Bezugsgrösse enthaltenen Faktoren einerseits und der resultierenden 
Kostenkennzahl andererseits. So wird beispielsweise für den Kubikmeterpreis (BKP 2/m3 

GV) mit dem Gebäudevolumen GV als Bezugsgrösse gefragt, ob sich ein Zusammenhang 
zwischen dem «relativen Anteil an Gebäudevolumen» und der Kostenkennzahl eines Pro-
jektes feststellen lässt. Für jede Kostenkenngrösse wird folglich eine Testgrösse definiert, 
die ein möglichst treffendes Mass für den relativen Anteil der in der Bezugsgrösse enthal-
tenen kostenrelevanten Faktoren darstellt. Aufgrund der oben gewonnenen Erkenntnis, 
dass die Hauptnutzfläche die kostenintensivste Fläche im Gebäudevolumen darstellt, 
wird im Falle des Kubikmeterpreises als naheliegende Testgrösse für den «relativen Anteil 
an Gebäudevolumen» der Volumenaufwand (GV/HNF) verwendet.

Ausgehend von der Hypothese, dass die Bezugsgrösse (Divisor) zu maximieren sei, um 
möglichst tiefe Kostenkennzahlen zu erzielen, lässt der statistische Test einen umgekehr-
ten Zusammenhang zwischen der Testgrösse und der Kostenkennzahl erwarten, d.h., je 
grösser die den Divisor bestimmende Testgrösse ist, desto tiefer liegt die Kostenkennzahl. 
Da es bei Projekten mit Fremdnutzungen nicht immer möglich ist, geeignete Testgrössen 
ausschliesslich im Hinblick auf die Wohnnutzung zu definieren, müssen bei gewissen Kos-
tenkenngrössen für Erstellungskosten und Nutzflächen die Zahlen für das Gesamtprojekt 
verwendet werden. Da dies konsequenterweise sowohl auf die Kostenseite (Dividend) wie 
auf die Flächenseite (Divisor) angewendet wird, hat dies auf den postulierten Zusammen-
hang keinen Einfluss. Die Testgrössen werden für die verschiedenen Kostenkenngrössen 
wie folgt gewählt:

Ausgehend davon, dass die Hauptnutzfläche die kostenintensivste Fläche am Bauwerk ist 
(vergl. Kapitel 3.2.2) wird für den Kubikmeterpreis GK/GV postuliert, dass ein geringerer im 
Gebäudevolumen enthaltener Anteil Hauptnutzfläche zu einem tieferen Kubikmeterpreis 
führen müsste.

 · GK/GV möglichst tief –> Testgrösse: GV/HNF möglichst hoch

Das für den Kubikmeterpreis gewählte Prinzip kann sinngemäss für den Quadratmeter-
preis angewendet werden.

 · GK/GF möglichst tief –> Testgrösse: GF/HNF möglichst hoch

Um möglichst tiefe Kennzahlen für die Kostenkenngrösse GK/GFA zu erhalten, muss die 
Summe der Geschoss- und Aussengeschossflächen möglichst maximiert werden. Davon 
ausgehend, dass die Aussengeschossfläche AGF tiefere Kosten verursacht als die Ge-
schossfläche GF, muss die Aussengeschossfläche AGF im Verhältnis zur Geschossfläche 
GF möglichst gross sein.

 · GK/GFA möglichst tief –> Testgrösse: AGF/GF möglichst hoch

Sinngemäss müssten bei der Kostenkenngrösse GK/TF die Aussengeschossfläche AGF 
und die Umgebungsflächen UF einen möglichst grossen Anteil an der Gesamtfläche aus-
machen.

 · GK/TF möglichst tief –> Testgrösse: (AGF+UF)/ (AGF+UF+GF) möglichst hoch

Um die Kostenkenngrösse GK/HNF möglichst tief zu halten, muss die Hauptnutzfläche 
HNF in Bezug auf die gesamte Geschossfläche GF möglichst gross sein.

 · GK/HNF möglichst tief –> Testgrösse: HNF/GF möglichst hoch
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Sinngemäss Übertragbares gilt für EK/HNF, es treten lediglich die Erstellungskosten BKP 
1–5 an die Stelle der Gebäudekosten BKP 2. Da das Verhältnis der Wohnungsflächen zur 
Geschossfläche durch den Anteil an Fremdnutzungen beeinflusst wird, ist eine Betrach-
tung nur in Bezug auf die Wohnungsflächen (im Sinne des Benchmark-Kenngrösse EK/
HNF

W
) nicht möglich. Es werden deshalb für diesen Fall die Gesamtkosten EK

TOT
 mit allen 

Hauptnutzflächen HNF
TOT

 in Beziehung gesetzt.

 · EK/HNF möglichst tief –> Testgrösse: HNF/GF möglichst hoch

Um die Kostenkenngrösse EK/NF möglichst tief zu halten, muss die Nutzfläche NF 
(HNF+NNF) in Bezug auf die gesamte Geschossfläche GF möglichst gross sein. Analog 
zum vorangehenden Fall wird auch hier mit Gesamtkosten sowie Wohn- und Fremdnut-
zungen operiert.

 · EK/NF möglichst tief –> Testgrösse: (HNF+NNF)/GF möglichst hoch

Um die Kostenkenngrösse EK/NFA
W

 möglichst tief zu halten, muss der Anteil der weniger 
kostenintensiven Nebennutzflächen NNF und Aussennutzflächen ANF möglichst gross 
sein.

 · EK/NFA
W

 möglichst tief –> Testgrösse: (NNF
W

+ANF
W

)/(HNF
W

+NNF
W

+ANF
W

) möglichst 
hoch

Sinngemäss Übertragbares gilt wiederum für EK/NFP
W

 wobei die Aussennutzfläche ANF 
durch die Fläche aller privater Aussenräume PAR ersetzt wird. 

 · EK/NFP
W

 möglichst tief –> Testgrösse: (NNF
W

+PAR)/(HNF
W

+NNF
W

+PAR) möglichst hoch

Um die Kostenkenngrösse EK/Szi möglichst tief zu halten, müssen möglichst viele 
Schlafzimmer auf der kostenintensiven Hauptnutzfläche realisiert werden. Da sich die 
Schlafzimmer explizit nur auf die Wohnnutzung beziehen, werden in diesem Falle nur die 
Hauptnutzflächen der Wohnungen und konsequenterweise auf der Kostenseite nur der 
entsprechende Kostenanteil für die Wohnungen berücksichtigt.

 · EK/Szi möglichst tief –> Testgrösse: Szi/HNF
W

 möglichst hoch

Die Kostenkenngrösse EK/PHH unterscheidet sich von der vorhergehenden darin, dass für 
Schlafzimmer von 12 m2 und mehr zwei Personen zu rechnen sind, für kleinere Zimmer 
nur eine Person. Um die Bewohnerzahl möglichst zu erhöhen,müssen auf der Wohnhaupt-
nutzfläche möglichst viele Schlafzimmer realisiert werden, die mindestens 12 m2 messen.

 · EK/PHH möglichst tief –> Szi≥12 m2/HNF
W

 möglichst hoch

Mit Hilfe derselben statistischen Regressionsanalysen werden nun die Kostenkennzahlen 
der Untersuchungsobjekte für jede Kostenkenngrösse auf einen möglichen Zusammen-
hang mit deren Testgrösse untersucht. Wiederum wird von der statistischen Nullhypothe-
se ausgegangen, dass kein solcher Zusammenhang besteht. Für den Fall, dass dies nicht 
stimmt – d.h., es gibt einen Zusammenhang – kann dieser direkt [+] oder umgekehrt [–] 
sein, wobei in unserem Falle wie bereits erwähnt ein umgekehrter Zusammenhang [–] zu 
erwarten ist (je grösser die Testgrösse, desto tiefer die Kostenkennzahl). Der p-Wert gibt 
an, mit welcher Fehlerwahrscheinlichkeit die statistische Analyse einen Zusammenhang 
erkennt, obwohl in der Tat kein solcher besteht. Dieser muss folglich möglichst klein sein, 
um eine geringe Fehlerwahrscheinlichkeit aufzuweisen. Eine Überzufälligkeit wird bei 
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 einem Signifikanzniveau von 0,05 (5% Fehlerwahrscheinlichkeit) attestiert, bei p-Werten 
bis 0,10 wird von einer Tendenz ausgegangen. Aufgrund der in Kapitel 4.2.1 festgestellten 
Plausibilität von p-Werten um 0,15, werden auch solche p-Werte noch als Indiz für einen 
möglichen Zusammenhang gewertet. In Tabelle T 07 sind die p-Werte für die Zusammen-
hänge zwischen Kostenkennzahlen und Testgrössen für die einzelnen Kostenkenn-
grössen aufgelistet.

Für 10 von 11 Kostenkenngrössen geht das statistische Modell von einem um-
gekehrten Zusammenhang aus. In fünf Fällen liegt der p-Wert unter dem sig-
nifikanzniveau von 0,05, für eine weitere Kostenkenngrösse mit einem p-Wert 
mit 0,07 nur knapp darüber. Anders ausgedrückt heisst dies, dass für sechs der 
elf untersuchten Kostenkenngrössen erwartet werden kann, dass die Höhe der 
Kostenkennzahl mit dem Wert der Testgrösse und folglich der Bezugsgrösse 
signifikant oder tendenziell zusammenhängt. Andernfalls würden nur mit 7% 
Wahrscheinlichkeit oder weniger die vorhandenen Resultate auftreten. Für zwei 
weitere, und somit insgesamt 8 von 11 Kostenkenngrössen, liegt diese Irrtums-
wahrscheinlichkeit unter 12%. 

Betrachtet man die drei Fälle genauer, die deutlich über der Tendenzschwelle von 0,15 lie-
gen, so findet sich sogar ein positiver p-Wert für die Kostenkennzahlen der Kostenkenn-
grösse GK/GFA und das Verhältnis an Aussengeschossfläche AGF pro Geschossfläche GF 
als Testgrösse. Die detaillierte Analyse bestätigt das Ergebnis. Die Beobachtungen sind 
breit und unspezifisch gestreut, weder für die Mehrfamilienhäuser noch für die Reihen-
häuser ist ein Zusammenhang ersichtlich. Die Aussengeschossfläche ist generell sehr ty-
penspezifisch, ist sie doch fast ausschliesslich bei den Mehrfamilienhäusern anzutreffen. 
Trotz des geringen Anteils an Aussengeschossfläche liegen aber die Kostenkennzahlen 
vieler Reihenhäuser tiefer als bei den Mehrfamilienhäusern., Die Aussengeschossfläche 
AGF weist auch bei den Mehrfamilienhäusern sowohl in Bezug auf ihren Anteil als auch auf 
die verursachten Kosten ein offensichtlich zu geringes Gewicht im Vergleich zur Geschoss-
fläche GF auf, als dass sie die Kennzahlen für die Kostenkenngrösse GK/GFA merklich be-
einflussen könnte.

Kostenkenngrösse p-Wert zu maximierende Testgrösse

GK/GV (BKP 2/m3GV => Kubikmeterpreis) 0,108 [–] Volumenaufwand GV/HNF max.

GK/GF (BKP 2/m2 GF => Quadratmeterpreis) 0,035 [–] Flächenaufwand GF/HNF max

GK/GFA (BKP 2/GF+AGF) 0,336 [+] AGF/GF max

EK/TF (BKP 1–5/GF+AGF+UF) 0,006 [–]  (AGF+UF)/(GF+AGF+UF) max

GK/HNF (BKP 2/HNF
TOT

) 0,229 [–] HNF/GF max

EK/HNF (BKP 1–5/HNF
TOT

) 0,191 [–] HNF/GF max

EK/NF (BKP 1–5/HNF
TOT

+NNF
TOT

) 0,038 [–] (HNF+NNF)/GF max

EK/NFAw (BKP 1–5
W

/HNF
W

+NNF
W

+ANF
W

) 0,070 [–] (NNF
W

+ANF
W

)/(HNF
W

+NNF
W

+ANF
W

) max

EK/NFP
W

 (BKP 1–5
W

/HNF
W

+NNF
W

+PAR) 0,000 [–] (NNF
W

+PAR)/(HNF
W

+NNF
W

+PAR) max

EK/Szi (BKP 1–5
W

/Anzahl Schlafzimmer) 0,005 [–] Schlafzimmer/HNF
W

 max

EK/PHH (BKP 1–5
W

/PHH-BewohnerIn) 0,117 [–] Schlafzimmer≥12/HNF
W

 max

T 07  Zusammenhang zwischen Kostenkennzahlen und Testgrössen bzw. Bezugsgrössen
 Die p-Werte geben Aufschluss darüber, inwieweit zwischen den Kostenkennzahlen einer Kostenkenn-

grösse und deren Bezugsgrösse ein Zusammenhang besteht.



126

Mit p-Werten um –0,20 figurieren die beiden auf die Hauptnutzfläche HNF bezogenen Kos-
tenkenngrössen, die eine mit den Gebäudekosten BKP 2, die andere die Erstellungskosten 
BKP 1–5 operierend. Die Richtung des Zusammenhangs, dass nämlich bei zunehmender 
Bezugsgrösse die Kostenkennzahl sinkt, ist auch hier erkennbar. Die Irrtumswahrschein-
lichkeit, auch ohne real existierenden Zusammenhang ein solches Ergebnis zu erhalten, 
liegt jedoch bei 19% bzw. 23%. Der Grund dafür dürfte darin liegen, dass die kosteninten-
sivste Hauptnutzfläche für die Kostenkennzahl sowohl anteils- als auch kostenmässig 
ins Gewicht fällt. Eine Erhöhung der Hauptnutzfläche, zur Maximierung des Divisors, zieht 
folglich auch eine Erhöhung der Gesamtkosten und somit eine Erhöhung des Dividenden 
nach sich, was in der Konsequenz den Kennzahl-senkenden Effekt dämpft. Insofern ist 
es für diese die kostenintensivste Fläche beinhaltende Bezugsgrösse schwieriger, eine 
geeignete Testgrösse zu finden. Wird der Hauptnutzflächen-Anteil des Projektes nicht im 
Verhältnis zur Geschossfläche GF, sondern zum Gebäudevolumen GV definiert (viel HNF 
pro Volmen –> tiefe pro-HNF-Kosten), liefert der Test denn auch für die Kostenkenngrösse 
für BKP 2/m2 HNF einen p-Wert von 0,066[–] und für BKP 1–5/m2 HNF gar 0,049[–].

GK/HNF (BKP 2/HNF
TOT

) 0,066 [–] HNF/GV max

EK/HNF (BKP 1–5/HNF => Benchmark) 0,049 [–] HNF/GV max

Fazit:

Die Ergebnisse dieses Kapitels liefern deutliche Indizien dafür, dass die Kos-
tenkennzahl eines Projektes weniger von den eigentlichen gebäude- oder den 
Erstellungskosten (Dividend) bestimmt wird als davon, wie die Bezugsgrösse 
als Vergleichsmassstab (Divisor) definiert ist. Die Höhe der Kostenkennzahl 
hängt davon ab, inwieweit mit dem Projekt die Maximierung der Bezugsgrösse 
erreicht wird. 

Daraus ergibt sich eine Konsequenz für Benchmarkvergleiche. Mit der Orien-
tierung an einem Benchmark im Wohnungsbau werden nicht in erster Linie die 
Erstellungskosten beeinflusst. Vielmehr werden damit die Projektdispositionen 
an die vorgegebene Bezugsgrösse angepasst, um den Divisor zu maximieren 
und die Kostenkennzahl minimieren. Die Kostenkennzahl wirkt sich folglich in 
erster Linie als formgebend, nicht als kostensenkend (im sinne effizienterer 
Baumethoden oder dergleichen) aus. Abhängig davon, welche Kostenkenn-
grösse als Vergleichsmassstab angewendet wird, wird der Wohnungsbau eine 
andere Form annehmen. 

4.3 günstig ≠ günstig – Zusammenfassung und Diskussion

Ausgehend von den Erkenntnissen aus Kapitel 3 verschiebt sich der Fokus in Kapitel 4 von 
der Frage, wie man «günstig» baut, hin zur die Frage, wie «günstig» zu definieren ist. So 
werden gebräuchliche Kostenkenngrössen hinterfragt und alternative Optiken entwickelt. 
Elf Kostenkenngrössen, die, aus verschiedenen Perspektiven betrachtet, alle einen legiti-
men Massstab für «kostengünstigen Wohnungsbau» darstellen, werden einander gegen-
übergestellt. Anhand statistischer Tests wird untersucht, inwieweit sich die Kostenkenn-
zahlen aufgrund der verschiedenen Kostenkenngrössen für die 20 Wohnbauten parallel 
entwickeln oder aber voneinander abweichen. 
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Es stellt sich dabei heraus, dass die Kennzahlen gewisser Kostenkenngrössen 
stark korrelieren, andere dagegen wenig. Aufgrund ihrer Korrelation lassen sich 
drei gruppen von Kostenkenngrössen erkennen. Eine davon ist baubezogen, 
zwei davon sind nutzungsbezogen.

1. Baubezogene Kostenkenngrössen: 

 hinsichtlich gebauter oder zu bauender Volumen oder Flächen 
 (z.B. m3 Gebäudevolumen GV)

2. Nutzungsbezogene Kostenkenngrössen: 

 a) hinsichtlich Nutzfläche (z.B. m2 Hauptnutzfläche)

 b) hinsichtlich Nutzungseinheit oder Nutzer (z.B. Zimmer, Personen)

Je nach Optik und entsprechender Kostenkenngrösse können Wohnbauten mit ihren Kos-
tenkennzahlen im Vergleich zu anderen Wohnbauten unterschiedlich abschneiden. 

Es ergibt sich daraus eine erste Folgerung: «günstig» ist nicht immer gleich 
«günstig». Wie teuer ein Projekt ist oder wie günstig es im Vergleich zu einem 
anderen abschneidet, hängt letztlich davon ab, mit welcher Kostenkenngrösse 
dieser Vergleich vollzogen wird. 

Wenn auch nicht für jede der elf Kostenkenngrössen im selben Masse, so resultieren doch 
für alle Kostenkenngrössen bei den Reihenhäusern tiefere durchschnittliche Kostenkenn-
zahlen als bei den Mehrfamilienhäusern. Dies trifft wohl für den Einzelfall nicht zu, erweist 
sich aber für viele Kostenkenngrössen als überzufällig. Der Versuch, die für die tieferen 
Kostenkennzahlen von Reihenhäusern massgeblich verantwortlichen  Kostenfaktoren zu 
bestimmen, führt jedoch zu keinem Ergebnis. Vielmehr stellen sich die Anzahl und die Art 
der mit den Kostenkennzahlen zusammenhängenden Projektmerkmale für jede Kosten-
kenngrösse anders dar. Dabei hängen vor allem diejenigen Eigenschaften mit den Kosten-
kennzahlen zusammen, die für Reihenhäuser signifikant anders sind als für Mehrfamilien-
häuser und die den Bautyp als solchen charakterisieren.

Daraus kann geschlossen werden, dass sich der Bautyp selbst massgeblich auf 
die Wohnbaukosten auswirkt. Es bestätigt sich somit die erste Arbeitshypothe-
se, wonach der Bautyp die Wohnbaukosten massgeblich beeinflusst.

Eine Analyse der erhobenen Projektmerkmale und deren Zusammenhang zum Bautyp wie-
derum zeigt, dass sich die Eigenschaften, in denen sich die beiden Bautypen unterschei-
den, auf sehr grundsätzliche Aspekte zurückführen lassen

 · die Dichte (u.a. Grundstücksausnützung, Kompaktheit)

 · die räumliche Organisation (u.a. Erschliessung, Flächenanteile)

 · die Nutzung (u.a. Wohnungsspiegel, Nutzungsmix etc.)

Die meisten dieser Eigenschaften sind allerdings nicht frei wählbar. Vielmehr betreffen sie 
die jedem Bauprojekt zugrundeliegende Problemstellung des Programms (z.B. Nutzung) 
einerseits und der Rahmenbedingungen (z.B. Dichte) andererseits. Aus dieser Problem-
stellung geht eine Wohnbautypologie hervor (räumliche Organisation), die als mehr oder 
weniger ökonomische Lösung des Problems betrachtet werden kann und die als solche die 
Kosten offenbar massgeblich bestimmt. 
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Die Wohnbaukosten sind demnach primär eine Folge des Programms und der 
Rahmenbedingungen. Die Problemstellung (Programm – Rahmenbedingun-
gen) und deren Lösung (Typologie) stellt sich bei jedem Projekt anders. Ent-
sprechend kann es keine allgemeingültigen Rezepte für den «kostengünstigen 
Wohnungsbau» geben. 

PROGRAMM

TYPOLOGIE KOSTEN

RAHMENBEDINGUNGEN

Zweifellos ist davon auszugehen, dass die Erstellungskosten EK aus dem Zusam-
menspiel einer Vielzahl von kostenrelevanten Merkmalen resultieren. Abhängig 
von der Problemstellung des Projektes dürften sich dabei gewisse Faktoren stär-
ker als andere auf die absoluten Wohnbaukosten auswirken. 

Von generell und massgeblich auf die Kosten wirkenden Einflussfaktoren (Kos-
tentreibern) auszugehen und diese Denkweise auf die Frage «Wie baut man 
günstig?» anzuwenden, erweist sich jedoch als problematisch. Für die zwei-
te Arbeitshypothese, die Existenz von generellen und massgeblich wirkenden 
Kostentreibern, konnten keine Indizien gefunden werden.

Dagegen liefern die Ergebnisse der untersuchungen deutliche Indizien dafür, 
dass die Kostenkennzahl eines Projektes weniger vom Dividenden (gebäude- 
oder Erstellungskosten als Resultat kostenrelevanter Einflussfaktoren) be-
stimmt wird als davon, wie der Divisor (die als Vergleichsmassstab figurierende 
Bezugsgrösse) definiert ist. Die Kostenkennzahl hängt wesentlich davon ab, 
inwieweit mit dem Projekt die Maximierung dieser Bezugsgrösse erreicht wird. 
Bei der Frage des «kostengünstigen Wohnungsbaus» muss folglich auch deut-
lich zwischen den Wohnbaukosten (absolut – für ein bestimmtes Projekt) und 
der Kostenkennzahl (relativ – bezogen auf einen Vergleichsmassstab) unter-
schieden werden.

Die einer Kostenkennzahl zugrundeliegende Bezugsgrösse kann dabei nicht 
als wertfreier Massstab betrachtet werden, der per se zu einer ökonomischen 
Lösung führt. Vielmehr drückt sich in der Bezugsgrösse aus, was beim Vergleich 
als wertig und was als wertlos in die Betrachtung mit einfliesst oder nicht. Kos-
tenvergleiche sind folglich nicht «objektiv». Als «kostengünstiger Wohnungs-
bau» erweist sich nicht, was sparsam oder rationell gebaut ist, sondern das, 
was dieser inhärenten Wertschätzung am besten entspricht.

Kosten(treiber) bei der Bauerstellung

Kostenkennzahl   =

Bezugsgrösse zwecks Vergleichbarkeit



129

Als Konsequenz aus diesen Ergebnissen folgt die Erkenntnis, dass mit der 
Orientierung an einem Benchmark im Wohnungsbau nicht in erster Linie die 
senkung der Baukosten erreicht wird. stattdessen werden Projektdispositio-
nen und somit die räumliche Organisation an die vorgegebene Bezugsgrösse 
angepasst, sodass diese maximal und die Kostenkennzahl minimal ausfällt. 
Benchmarkvergleiche wirken sich formgebend aus. 

Reihenhäuser bieten offensichtlich rein quantitativ gesehen mehr Wohnfläche 
fürs geld. Infolge der geringen Dichte verbrauchen sie aber auch mehr Land 
und sie zeichnen sich durch eine geringe Nutzungsvariabilität (ausschliesslich 
grosse Wohneinheiten, fehlender Nutzungsmix) aus. Es stellt sich somit doch 
die Frage, inwieweit Kostenkennzahlen als Mass dafür gelten können, welcher 
Wohnungsbau der «richtige» und, in einem grösseren Zusammenhang, der 
«günstigste» ist. solche Fragen werden in den nachfolgenden Kapiteln weiter 
erörtert.
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5.  DICHTE RAuMORgANIsATION

Während im vorangehenden Teil der Fokus auf den «Kosten» und der «räumlichen Quanti-
tät» lag, werden nachfolgend Fragen der «Dichte» und der «räumliche Qualität» erörtert. 
In seinen «Untersuchungen über rationellste Baugrundausnützung» verwendet Gropius 
den Begriff «Wirtschaftlichkeit» hinsichtlich der Optimierung zwischen Bewohnerdichte 
(Bodenausnutzung) und Besonnung (Raumqualität).289 Ausgehend vom Gebot der haus-
hälterischen Nutzung des Bodens290 und im Hinblick auf die künftig notwendige Verdich-
tung ist das Ziel der nachfolgenden Auseinandersetzungen, Kriterien für eine qualitativ 
und funktional robuste Raumorganisation zu finden. Diese betreffen im weitesten Sinne 
die dichte Raumorganisation und deren Auswirkungen auf die räumliche Qualität. 

Wie bei den Kostenkennzahlen die Bedeutung von «günstig», werden auch hier als Erstes 
die Begriffe «Dichte» und «Kompaktheit» einer genaueren Betrachtung unterzogen. An-
hand eines Gedankenexperiments werden anschliessend Veränderungen der Nutzungs-
dichte in bauliche Verdichtungsszenarien übersetzt und die Konsequenzen untersucht, 
die sich im Innen- und im Aussenraum aufgrund verschiedener Verdichtungsstrategien er-
geben. Dabei werden relevante Einflussfaktoren und Kriterien in Bezug auf das Verhältnis 
zwischen baulicher Dichte und räumlicher Qualität herausgearbeitet. 

Die Wirkungszusammenhänge dieser Aspekte werden anschliessend so weit wie mög-
lich anhand von Tabellen, Grafiken sowie mit Hilfe statistischer Methoden für die 20 re-
alen Wohnbauobjekte untersucht. Das Augenmerk liegt zunächst auf den Auswirkungen 
der Bautiefe auf die innenräumlichen Verhältnisse. Im Hinblick auf die Belichtung, die 
Belüftung und den Aussenbezug der Wohnungen wird das Zusammenspiel von Bautiefe, 
Geschosshöhe, Fensterfläche und Orientierung analysiert. Unter denselben Prämissen 
gilt der Fokus in einem nächsten Schritt den aussenräumlichen Verhältnissen, namentlich 
der Freifläche und der Baumasse bei steigender Dichte. Auch in diesem Kapitel steht dabei 
nicht der Einzelfall im Zentrum des Interesses. Vielmehr geht es darum, generelle Tenden-
zen zu erkennen. 

5.1 Dichte und Kompaktheit – äussere und innere Dichte

Einer der Ausgangspunkte dieser Arbeit ist der CIAM-Bericht «Rationelle Bebauungswei-
sen», wobei die Fragestellungen des frühen 20.Jahrhunderts aus unserer heutigen Pers-
pektive betrachtet werden sollen. Sehr wesentlich verändert haben sich seit jener Zeit die 
Rahmenbedingungen in Bezug auf die Verfügbarkeit des Bodens. Bereits seit Jahrzehnten 
ist die Zersiedelung und die haushälterische Nutzung des Bodens ein viel diskutiertes 
Thema. Erst kürzlich wurde mit der Revision des «Bundesgesetzes über die Raumpla-
nung»291 das Ziel der kompakten Siedlungsentwicklung und der effizienten Nutzung von 
bestehendem Bauland bekräftigt. Dies bietet Anlass, Aspekte der Dichte anhand der erho-
benen Daten von 20 Wohnüberbauungen zu analysieren. «Dichte» ist eine zwiespältige 
und komplexe Angelegenheit. Einerseits spricht das Bedürfnis nach Ruhe und Distanz, 
nach Grün- und Freifläche für eine niedrige Dichte. Demgegenüber stehen Aspekte der 
Siedlungsökonomie, der engen Verbindung von Wohnen, Arbeit, Bildung, des Schutzes von 
Kulturland etc. die eine Siedlungskonzentration und daher eine hohe Dichte einfordern.292 
In «Toward a Redefinition of Density» stellt Rapaport bereits 1975 eine rein quantitative 
Betrachtung von Dichte in Frage und verweist auf soziokulturelle und psychologische Di-
mensionen der Dichte im Spannungsfeld zwischen «crowding» (Überpopulation /Übersti-
mulation) und «isolation» (Vereinsamung / Unterstimulation).293 

Während sich das herkömmliche Verständnis von Dichte im quantitativen Sinne auf den 
stadträumlichen Massstab bzw. das Grundstück bezieht, kann die «Kompaktheit» des 
Gebäudes – das Verhältnis der Oberfläche zum Inhalt – ebenfalls als eine Form der Dichte 

289. Giedion et al. 1931, Seite 78

290. Schweizerische Eidgenos-
senschaft 1980, Art. 1

291. Schweizerische Eidgenos-
senschaft 2014

292. Vgl. Steiger 1966

293. Vgl. Rapoport 1975
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verstanden werden. Mit dem Aufkommen von Niedrigenergiestandards seit Beginn dieses 
Jahrhunderts hat der Begriff «Kompaktheit» stark an Bedeutung gewonnen. 

Die Untersuchung der Wohnbaukosten anhand von unterschiedlich definierten Kosten-
kenngrössen hat gezeigt, dass sich die Bezugsgrösse (Divisor) massgeblich auf die Kos-
tenkennzahl auswirkt und je nach Definition zu abweichenden Resultaten führen kann. 
Somit kann ein Kostenvergleich nie eine «objektive» Beurteilung von «günstig» oder 
«teuer» darstellen, vielmehr wird mit der verwendeten Kostenkenngrösse der Massstab 
dafür festgelegt, was als wertig und was als wertlos in die Betrachtung mit einfliesst oder 
nicht. Dasselbe dürfte sinngemäss auch für die Kennzahlen von «Dichte» und «Kom-
paktheit» gelten. Dementsprechend ist das Ziel des nachfolgenden Kapitels, diese beiden 
Begriffe in ihrer Bedeutung und hinsichtlich der Definition ihrer Kenngrössen zu hinterfra-
gen und zu klären. So werden verschiedene Definitionen von Dichte und Kompaktheit hin-
sichtlich einer rein baulichen oder aber einer nutzungsorientierten Ausrichtung einander 
gegenübergestellt.

5.1.1 Nutzungsziffern – Dichte in Bezug auf das grundstück

Im quantitativen Sinne spielt die Nutzungsziffer (Ausnützungsziffer, Baumassenziffer 
etc.) als Mass für (bauliche) Dichte in jeder Bauplanung eine massgebende Rolle. Sie ist 
ein baurechtliches Institut und stellt ihrem Wesen nach eine Beschränkung der zu bebau-
enden Fläche bzw. der Bauvolumina dar.294 

Die Baugesetzgebung unterscheidet sich in Bezug auf die Nutzungsziffern von Kanton zu 
Kanton. In der «Norm SIA 421/2006 Raumplanung – Nutzungsziffern» werden Dichtezif-
fern und Flächenanteilsziffern unterschieden.

Folgende Verhältniszahlen werden als Dichteziffern genannt:

 · Geschossflächenziffer GFZ: Summe aller Geschossflächen / anrechenbare Grund-
stücksfläche

 · Ausnützungsziffer AZ: anrechenbare Geschossflächen / anrechenbare Grundstücks-
fläche

 · Baumassenziffer BMZ: Bauvolumen über dem massgebenden Terrain / anrechenbare 
Grundstücksfläche

Zu den Flächenanteilsziffern gehören:

 · Überbauungsziffer ÜZ: anrechenbare Gebäudegrundfläche  / anrechenbare Grund-
stücksfläche 

 · Grünflächenziffer GZ: anrechenbare Grünfläche / anrechenbare Grundstücksfläche

Wie schon in Hinblick auf die Kostenkennzahlen,werden auch hier verschiedene auf das 
Grundstück bezogene Dichtewerte gebildet. Die Frage der «Anrechenbarkeit» kann, wie 
schon bei den Kostenkennzahlen, sowohl in Bezug auf die anrechenbare Grundstücks-
fläche als auch auf die anrechenbare Volumen und Flächen des Gebäudes zu projektspe-
zifischen Abgrenzungsschwierigkeiten führen. Die Strukturierung der Daten erlaubt es 
deshalb nicht, die Nutzungsziffern in jedem Falle genau zu ermitteln. Bei den Dichte-
kenngrössen die der Definition der SIA 412 entsprechen, handelt sich deshalb um best-
mögliche Annäherungen. Ausserdem ist zu bemerken, dass Laubengänge als zwingende 
Verkehrsflächen in der baugesetzlichen Anwendung in die Berechnung der Ausnutzung 
einbezogen werden. Da ein Laubengang gemäss SIA-Definition jedoch nicht den Geschoss-
flächen GF zuzuzählen ist, sondern den Aussengeschossflächen AGF, fallen sie bei den 
Dichteziffern gemäss SIA ausser Betracht. Auf den oben erwähnten Zusammenhang zwi-
schen baulichen Dichteziffern und Bewohnerdichte geht SIA 421/2006 nicht ein. Es wird 
deshalb zusätzlich eine Kenngrösse definiert, die sich auf die Bewohnerdichte bezieht. Im 
Hinblick auf die Benchmark-Kostenkennzahl wird ausserdem auch die Hauptnutzflächen 294. Vgl. Kappeler 1960
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in Beziehung zur Grundstücksfläche gesetzt.

gF/gsF Alle unter- und oberirdischen Geschossflächen (GF) pro m2 Grundstücks-
fläche (GSF)

 Diese Definition entspricht annäherungsweise der Geschossflächenziffer 
GFZ.

gF
eg.og

/gsF  Oberirdische Geschossflächen (GF
eg.og

) pro m2 Grundstücksfläche (GSF) 
Diese Definition entspricht annäherungsweise der Ausnutzungsziffer AZ. 
Laubengänge sind als aussenliegende Erschliessung jedoch nicht in der 
Geschossfläche GF enthalten ist.

gV
eg.og

/gsF Oberirdisches Gebäudevolumen (GV
eg.og

) pro m2 Grundstücksfläche (GSF)
 Diese Definition entspricht annäherungsweise der Baumassenziffer BMZ. 

Wiederum sind Laubengänge nicht im Gebäudevolumen GV enthalten.

HNF/gsF Sämtliche Hauptnutzflächen (HNF) pro m2 Grundstücksfläche (GSF)

PHH/gsF Anzahl potenzieller Bewohnerinnen und Bewohner gemäss Wohnungs-Be-
wertungs-System WBS (PHH) pro m2 Grundstücksfläche (GSF)

Nach nunmehr bekanntem Verfahren wird mit Hilfe von statistischen Tests analysiert, wel-
che der Dichte-Kennzahlen in Bezug auf Mehrfamilienhäuser und Reihenhäuser typenspe-
zifisch sind. Nachfolgend sind die resultierenden p-Werte sowie der Bautyp mit höherer 
Dichte aufgelistet:

 ·  GF/GSF p-Wert  0.000 MFH 
 ·  GF

eg.og
/GSF p-Wert  0.000 MFH 

 ·  GV
eg.og

/GSF p-Wert  0.000 MFH
 ·  HNF/GSF p-Wert  0.000 MFH
 ·  PHH/GSF p-Wert  0.001 MFH

Fazit:

Für vier von fünf Dichtewerten beträgt der pWert 0,000, bei der potenziellen 
Bewohnerdichte auf dem grundstück PHH/gsF 0,001. Für alle Dichte-Kenn-
grössen weist der Typ Mehrfamilienhaus überaus deutlich höhere bauliche 
Dichten auf als die Reihenhäuser. 

Dieses Ergebnis ist nicht überraschend. Die Dichte wird bereits in Kapitel 4.2.1 als bauty-
penspezifisch höher für Mehrfamilienhäuser erkannt. Ausserdem wird die bauliche Dichte 
über die in der Zonenordnung zulässige Ausnützung bestimmt. Bei Ausnützungsziffern 
von über 0,75 sind Reihenhaussiedlungen kaum mehr realisierbar.

5.1.2 Bauliche Dichte und Bewohnerdichte

Ähnlich wie bei der Frage, wie «günstig» definiert ist, gibt es auch bei der Dichte unter-
schiedliche Betrachtungsweisen. Es können die sichtbaren (überirdischen) oder die ge-
samten (über- und unterirdischen) Bauvolumina mit der Grundstücksfläche in Beziehung 
gesetzt werden. Die Dichte kann die gebaute Geschossfläche betreffen oder aber nur die 
Nutzflächen. Geht man den Fragen der Zersiedelung bzw. des haushälterischen Umgangs 
mit dem Boden auf den Grund, so geht es dabei um die langfristige Nutzung und «Besied-
lung» des Bodens – um «Siedler», die sich ihren Lebensraum zum Wohnen und Arbeiten, 
zur Erholung etc. organisieren. Die entscheidende Frage der Dichte ist folglich nicht, wie 
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viel (Brutto-)Geschossfläche oder Baumasse auf einem Grundstück realisiert wird. Die 
Zielorientierung verlangt nach der Frage, wie vielen Personen die begrenzte Landfläche 
letztendlich dient. Gerade in jüngster Zeit erhält der Aspekt der Bewohnerdichte wieder 
vermehrte Aufmerksamkeit. Zwischen baulicher Dichte und Bewohnerdichte muss des-
halb klar unterschieden werden.295 In den 1920-/1930er-Jahren ist dieses Bewusstsein 
vorhanden. Die Analyse der Bebauungsmuster im zweiten Teil der CIAM-Studie weist nebst 
der Anzahl Wohneinheiten auch die Personenzahl pro Hektare Land und die Nettowohnflä-
che auf296. Bei Gropius steht hinsichtlich der Bodennutzung die Frage der Bewohnerdichte 
im Verhältnis zur Raumqualität im Vordergrund297. Ob es um die Unterbringung der Bevöl-
kerung auf dem zur Verfügung stehenden Land, die Auslastung der Infrastruktur oder um 
die Knüpfung sozialer Kontakte geht298, die Wohnenden sind der Massstab, an dem die 
Dichte gemessen werden muss. 

Um sich der Fragestellung der Bewohnerdichte anzunähern, werden nicht die effektiven 
Bewohnerzahlen erhoben. Diese sind Zyklen unterworfen, welche zu einer wenig repräsen-
tativen Momentaufnahme führen würden. Stattdessen wird die Bewohnerdichte anhand 
von hypothetischen Szenarien untersucht. Ausgehend von Zimmerzahl und Zimmergrös-
sen werden die möglichen Bewohnerzahlen für die verschiedenen Wohnüberbauungen 
und Szenarien wie folgt berechnet:

 · Beim Szenario «PHH» errechnet sich ein maximales Bewohnerpotential nach den 
WBS-Richtlinien. Für Schlafzimmer über 12 m2 werden zwei Personen gerechnet299, 
für Schlafzimmer darunter nur eine Person. Zimmer unter 8 m2 Fläche gelten nicht als 
Schlafzimmer.

 · Das Szenario «Zimmer» rechnet mit einer Person pro Zimmer, wobei entweder min-
destens ein Schlafraum durch zwei Personen belegt ist (Paar, Geschwister) oder kein 
Gemeinschaftsraum ausser z.B. einer Wohnküche zur Verfügung steht (z.B. Studen-
ten-WG).

 · Das Szenario «Zimmer –1» rechnet mit einer Person für jedes Zimmer ausser für das 
Wohnzimmer, mindestens aber eine Person. Diese Belegung von «Anzahl Zimmer minus 
eins» entspricht den Richtlinien vieler gemeinnütziger Wohnbauträger.

 · Beim Szenario «Doppel» leben zwei Personen in jeder Wohneinheit, in keiner Wohnung 
aber mehr als nach dem vorangehenden Szenario. Bis und mit 2 1/2-Zimmer-Wohnun-
gen wird deshalb nur eine Person gerechnet.

 · Beim Szenario «Single» wird jede Wohnung, unabhängig von deren Zimmerzahl, durch 
eine einzige Person bewohnt. Die Bewohnerzahl entspricht der Anzahl Wohneinheiten.

Die Bewohnerdichten, die für die verschiedenen Wohnbauprojekte aufgrund der unter-
schiedlichen Szenarien resultieren, können der Grafik G 15 entnommen werden.

Die Gegenüberstellung von baulicher Dichte und Bewohnerdichte zeigt, welche Bedeutung 
und welcher Hebel der Art und Intensität der Nutzung zukommen. Während bei der bauli-
chen Ausnützung vom tiefsten (0,31) zum höchsten Wert (1,66) eine Dichtesteigerung 
mit Faktor 5,35 resultiert, vergrössert sich dieser Hebel aufgrund verschiedener Bewoh-
nerszenarien (Singlehaushalt bis Belegung nach WBS) in Bezug auf die Bewohnerdichte 
pro m2 Grundstücksfläche (0,13–7,6 Pers./100 m2 GSF) auf einen Faktor 59,0. Die Maxi-
maldiskrepanz dieser Betrachtung tritt in dieser Extremform selbstverständlich nicht 
auf. Im Fall der Maximalbelegung handelt es sich jedoch um eine Siedlung für kinderreiche 
Familien jüngeren Datums, bei der die hohe Bewohnerdichte durch entsprechende Richt-
linien durchaus gegeben ist. Beim Fall mit der geringsten Dichte handelt es sich dagegen 
um eine Reihenhaussiedlung aus den späten 70er-Jahren, deren Häuser, soweit nicht be-
reits ein Generationenwechsel stattgefunden hat, heute zu einem grossen Teil von älteren 
Paaren oder alleinstehenden Personen bewohnt sein dürften. Mit grossen Diskrepanzen in 
der Bewohnerdichte ist folglich durchaus zu rechnen. Dem ist anzufügen, dass die Reihen-
hausbebauungen dieser Studie gegenüber einer Einfamilienhauszone bereits eine wesent-
liche dichtere Form darstellen.

295. Vgl. Häussermann 2007, 
Seite 21

296. Giedion et al. 1931, Seiten 
204–205

297. Gropius, Flach-, Mittel- oder 
Hochbau? 1931

298. Vgl. Häussermann 2007, 
Seite 21

299.  In dieser Studie wurde 
infolge unterschiedlicher 
Planmassstäbe und entspre-
chender Ausmassungenauig-
keit eine Toleranz von 0,5 m2 
eingeräumt. Ausgemessene 
Zimmer grösser als 11,5 m2 
wurden folglich auf 12 m2 
aufgerundet.
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G 15 Szenarien Bewohnerdichte – Bodennutzung
 Horizontal: Steigerung der Bewohnerdichte infolge baulicher Verdichtung
 Vertikal: Steigerung der Bewohnerdichte infolge Nutzungsintensität
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Vergleicht man die Vollbelegung nach WBS von 1,0 Personen pro 100 m2 GSF der Überbau-
ung mit geringster Dichte beim PHH-Szenarios mit dem Höchstwert von 7,6 Personen für 
dieselben 100 m2 GSF, so zeigt sich eindrücklich die Dichtesteigerung als Folge der höhe-
ren baulichen Ausnutzung. Betrachtet man jedoch die Bewohnerdichte desselben, sehr 
dichten Projektes bei den Einpersonenhaushalten, so ergibt sich hier ebenfalls ein Wert 
von 1,0 Personen pro 100 m2 GSF. Trotz einer Ausnützungsziffer von 0,31 im einen und 
von 1,66 im anderen Fall, kann dieselbe Personendichte resultieren, wenn im ersten Fall 
die Vollbelegung und im anderen Fall der Einpersonenhaushalt zutrifft – nur Letzteres bei 
 einem mehr als fünffachen baulichen Aufwand. Auch hier wird der Extremfall nicht zur 
Gänze zutreffen. Die Siedlung mit «geringer Dichte» dürfte kurz nach ihrer Entstehung in 
den 1970er-Jahren jedoch von jungen Familien bewohnt worden sein und eine Bewohner-
dichte nahe an der WEG-Belegung aufgewiesen haben. Eine Minimalbelegung einer «dich-
ten» Mehrfamilienhausüberbauung ist andererseits je nach Rahmenbedingungen (Lage, 
Preisniveau, Statuswert) durchaus denkbar.

Fazit:

Bauliche Dichte oder die Ausnützung ist folglich nicht mit Nutzungsdichte 
gleichzusetzen. Die untersuchung zeigt, dass für die Dichte weniger die Men-
ge der gebauten Fläche zählt als vielmehr die Art und die Intensität, wie diese 
genutzt wird. 

5.1.3 Kompaktheit – Dichte in Bezug auf das gebäude

Was für das Grundstück die Dichte, ist für das Bauwerk die Kompaktheit, gewissermassen 
die innere Dichte. Der Begriff der Kompaktheit hat mit dem Aufkommen von Niedrigener-
giestandards und der Nachhaltigkeitsthematik eine grosse Bedeutung erlangt, da die Ge-
bäudeoberfläche den Energiebedarf wesentlich beeinflusst. In der Norm zur Berechnung 
des Wärmebedarfs SIA 380/1 ist das Ziel, kompaktere Gebäude zu fördern, explizit ver-
merkt: 

0.3.5    Grosse, kompakte Gebäude haben beim selben Wärmedämmstandard 
einen kleineren Heizwärmebedarf als kleine, wenig kompakte Gebäude. Die An-
forderungen an den Heizwärmebedarf werden daher in Abhängigkeit von der 
 Gebäudehüllzahl A

th
/A

E
 definiert. Grosse, kompakte Gebäude haben eine kleine 

Gebäude hüllzahl (A
th

/A
E
 zwischen 0,4 und 0,8), während kleine, wenig kompakte 

Gebäude Gebäudehüllzahlen bis 2,0 und mehr aufweisen können. Die Grenzwerte 
nehmen mit der Gebäudehüllzahl zu, aber nicht im selben Mass wie die Wärmever-
luste wegen abnehmender Kompaktheit. Damit wird der Bau von kompakten Ge-
bäuden und die bessere Wärmedämmung von wenig kompakten Gebäuden geför-
dert. Der Effekt des Oberflächen-Volumen-Verhältnisses auf den Heizwärmebedarf 
wird nur teilweise kompensiert.300

Die in Kapitel 4.2.4 diskutierte «formgebende Wirkung von Kennzahlen», zeigt sich hier in 
Form eines Dekrets. Wärmedämmvorschriften als Teil der Baugesetzgebung stützen sich 
auf SIA 380/1 ab (Grenzwerte für den zulässigen Heizwärmebedarf ). Die darin enthal-
tenen Kennzahlen, notabene die Energiebezugsfläche, wirken sich auf die Gebäudeform 
aus, was gemäss Absatz 0.3.5 SIA 380/1 durchaus beabsichtigt ist. 

Auch in Bezug auf die Erstellungskosten rückt die Kompaktheit zunehmend ins Zentrum 
des Interesses. Da die Gebäudehülle einen verhältnismässig kostenintensiven Teil des Ge-
bäudes darstellt, ist deren Abwicklung im Verhältnis zur Geschoss- bzw. Nutzfläche kos-
tenrelevant. Wie jedoch dem Kapitel 3.2.2 zu entnehmen ist, greift die Annahme zu kurz, 
dass ein kompakteres Gebäude a priori günstiger ist als eine weniger kompakte Bauform. 
Diese Erkenntnis und die Relevanz der Bewohnerdichte im vorangehenden Kapitel legen 
es deshalb nahe, auch die Kompaktheit hinsichtlich der Definition der verwendeten Kenn-
grössen zu hinterfragen und unter einem nutzungsorientierten statt einem flächenorien-
tierten Gesichtspunkt zu betrachten.300. SIA 2009, Abs. 0.3.5
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Die Kompaktheit beeinflusst als Formfaktor den Heizenergiebedarf eines Bauwerks301. Ver-
einfacht betrachtet, d.h. abgesehen von internen und solaren Wärmegewinnen sowie Lüf-
tungsverlusten, entspricht dieser Formfaktor dem Wärmeverlust durch die Gebäudehülle. 
Dieser Verlust muss mittels Wärmezufuhr ersetzt werden, um eine konstante Temperatur 
im Gebäudeinneren zu gewährleisten. Die dem Gebäude entweichende Wärmeenergie ist 
proportional zur Gebäudeoberfläche bzw. zur Oberfläche der Klimagrenze, welche durch 
die Dämmebene definiert wird und die beheizten Innenräume vom Aussenklima trennt. 
Nebst der Oberfläche der Klimagrenze spielt auch ihr Wärmedurchgangswiderstand eine 
Rolle, der einerseits von der Wärmedämmung, andererseits von der Lage der verschiede-
nen Bauteile abhängt. 

Der Standard für die Kompaktheit ist unter dem Begriff der Gebäudehüllzahl in der Norm 
SIA 380/1 festgelegt. Dabei wird die thermische Gebäudehüllfläche A

th
 ins Verhältnis zur 

Energiebezugsfläche A
E
 gesetzt. Auch die Energiekennzahl (Jahresbedarf Primärenergie) 

und insbesondere die Grenzwerte für den zulässigen Heizwärmebedarf werden auf die 
Energiebezugsfläche A

E
 bezogen. 

 · Gebäudehüllzahl = A
th

/A
E
: 

 Thermische Gebäudehülle pro m2 Energiebezugsfläche

 · Energiekennzahl= EP
hWW

: 

 Primärenergie für Heizung und Warmwasser pro m2 Energiebezugsfläche

 · Heizwärmebedarf= Q
h,li

/A
E
: 

 Heizenergie pro m2 Energiebezugsfläche

Die Energiebezugsfläche, als Bezugsgrösse all dieser drei Kenngrössen, umfasst die 
zu beheizenden Innenräume und entspricht weitgehend, aber nicht ausschliesslich der 
Hauptnutzfläche. Nebenräume werden auch innerhalb des Dämmperimeters nicht zur 
Energiebezugsfläche gezählt. Verkehrsflächen wie Treppenhäuser und Korridore sind da-
gegen Teil der Energiebezugsflächen, obwohl diese aufgrund ihrer Funktion nicht beheizt 
sein müssten.

Bei Mehrfamilienhäusern erreicht der Anteil solcher gemeinsamer, innenliegender Er-
schliessungsflächen an der Energiebezugsfläche bis zu 10% und mehr. Der Typ Reihen-
haus verfügt dagegen über keine solchen Flächen da die wohnungsinterne Vertikaler-
schliessung als Hauptnutzfläche gerechnet wird.302 Bei einem Laubengangtyp liegen 
diese ausserhalb der Gebäudehülle und zählen somit nicht zur Energiebezugsfläche (sie-
he Tabelle T 08). 

Die Energiebezugsfläche fällt insbesondere für Mehrspänner (3 und mehr Woh-
nungen an einer Vertikalerschliessung) definitionsbedingt und typenspezi-
fisch höher aus, entsprechend fallen bei diesem Typ die gebäudehüllenzahlen, 
die Energiekennzahlen sowie der prognostizierte Heizwärmebedarf pro m2 ver-
gleichsweise tiefer aus.

301. Vgl. Humm 2007

302. Anhand typischer Grund-
risse wurde der Anteil 
der wohnungsinternen 
Erschliessungsflächen bei 
Reihenhäusern und Ge-
schosswohnungen mit glei-
cher Zimmerzahl untersucht. 
Die Geschosswohnungen 
weisen die höchsten und 
die tiefsten Werte auf, die 
Reihenhäuser liegen im 
Mittelfeld. 

T 08 Flächenanteile an der Energiebezugsfläche A
E
 

 Die Anteile der Verkehrsfläche an der Energiebezugsfläche liegen bei den Mehrspännern (3–4 Wohnungen an einem Erschliessungskern) bei ca. 8-10%, bei 
Zweispännern bei ca. 7%, bei Laubengangtypen unter 5%, bei Reihenhäusern gegen 0%.

WWI WOW HEG STK MNH ZIA BRH ECH IBN EUL UDH BUR HUR ZEL OSR ROT KRO LOO RUT TOB

MFH MFH MFH MFH MFH MFH MFH MFH MFH HYB HYB HYB REFH REFH REFH REFH REFH REFH REFH REFH

SPÄ. 4 4 4 3 3 2 2 2 spez spez. – – spez. – – – – – – –

VF 10% 9% 9% 11% 8% 7% 7% 7% 2% 6% 0% 0% 4% 0% 0% 0% 0% 0% 0% 0%

HNF 75% 76% 76% 73% 76% 76% 76% 82% 80% 82% 83% 84% 83% 75% 83% 85% 86% 87% 88% 88%

KF 15% 15% 15% 17% 16% 16% 16% 11% 18% 12% 17% 16% 14% 25% 17% 15% 14% 13% 12% 12%
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Diese definitionsbedingten Ungleichheiten bei der Energiebezugsfläche werden, wie schon 
für die Kostenkenngrössen und die Dichte, näher untersucht. Stellvertretend für die drei 
Energiekenngrössen wird die Gebäudehüllenzahl als Ausdruck der Kompaktheit in unter-
schiedlicher Weise definiert. Für alle 20 Untersuchungsobjekte wird die thermische Gebäu-
dehülle berechnet, wobei entsprechend der SIA-Norm 380/1 Teile je nach ihrer Lage (z.B. 
Bauteil im Erdreich, vertikale oder horizontale Fläche) mit Korrekturfaktoren versehen 
werden, um deren Wärmedurchgangswiderstand zu reflektieren.303 In dieser Form stellt 
die thermische Gebäudehülle einen guten, rein geometrischen Indikator für den Wärme-
verlust dar, absehend von den zur Planungszeit geltenden unterschiedlichen Dämmstan-
dards. Die so errechnete Kennzahl der thermischen Gebäudehülle wird schliesslich durch 
die Energiebezugsfläche geteilt, was der SIA-Definition der Gebäudehüllenzahl entspricht 
(Kompaktheit A). Alternativ wird die reine, effektiv zu beheizende Hauptnutzfläche als Be-
zugsgrösse verwendet (Kompaktheit B).

Thermische Gebäudehülle A
th

Hauptnutzfläche HNF

Kompaktheit A = Kompaktheit B =

Energiebezugsfläche A
E

Energiebezugsfläche A
E

Wie schon bei den Kosten zeigen sich auch hier zum Teil erhebliche Differenzen zwischen 
den unterschiedlich definierten Kennzahlen, abhängig davon, ob als Bezugsgrösse die 
Energiebezugsfläche oder die Hauptnutzfläche herangezogen wird (siehe Grafik G 16).

Die «Kompaktheit» differiert für ein und dasselbe Objekt im geringsten Falle 
um 13%, im Maximum um 38%, je nachdem, ob sie sich auf die Energiebezugsflä-
che oder die effektiv zu beheizende Hauptnutzfläche bezieht. Dies entspricht 
einer Bandbreite von 25%.303. SIA 2009, Abs. 2.3.6

G 16 Abweichungen unterschiedlich definierter Kompaktheit

 Thermische Gebäudehülle A
th

 bezogen auf die Energiebezugsfläche A
E
 oder die effektiv zu beheizende Hauptnutzfläche HNF
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Wie zu erwarten, ist die Differenz bei den Reihenhäusern tendenziell geringer als bei den 
Mehrfamilienhäusern, da deren Verkehrsflächenanteil gering oder gar null ist. An der Tat-
sache, dass die Kompaktheit – auch bezogen auf die Hauptnutzfläche – für Reihenhäuser 
geringer ist als für Mehrfamilienhäuser, ändert sich nichts. Jedoch sind die Unterschiede 
zwischen den Bautypen in der Praxis offenbar kleiner als in der SIA-Norm 380/1 angedeu-
tet. Keines der untersuchten Objekte liegt innerhalb der für Mehrfamilienhäuser angegebe-
nen Bandbreite von 0,4–0,8 (siehe oben). Den tiefsten errechneten Wert von 0,81 erreicht 
eine Überbauung, welche der Kategorie der Hybride angehört. Allerdings enthält diese 
Wohnräume im Untergeschoss, die der Energiebezugsfläche zuzurechnen sind, aufgrund 
der hochliegenden Fenster aber nicht als vollwertige Hauptnutzflächen gewertet werden 
können. Konfrontiert mit der Komplexität der realen Situation, ist das Instrumentarium der 
Norm offenbar kaum anzuwenden. 

Im Durchschnitt liegt die Kompaktheit A (Gebäudehüllzahl gem. SIA 380/1) bei den Mehr-
familienhäusern bei 1,19, bei den Reihenhäusern bei 1,77. Der Wärmeverlust pro Quadrat-
meter Energiebezugsfläche durch eine gleich gedämmte Gebäudehülle ist aufgrund der 
Gebäudegeometrie bei den Reihenhäusern also rund eineinhalb (±1,5) Mal so hoch, wie 
bei Mehrfamilienhäusern. Bei der Kompaktheit B bezogen auf die effektiv zu beheizende 
Hauptnutzfläche reduziert sich dieser Faktor auf rund eineindrittel (±1.37).

Fazit:

Die Vorteile des Typs Mehrfamilienhaus gegenüber dem Reihenhaus sind in 
Bezug auf die Kompaktheit und den flächenbezogenen Heizenergiebedarf klar 
ersichtlich, unabhängig von der Definition der Kompaktheit. Die Differenz zwi-
schen diesen Typen ist jedoch nicht so gross, wenn man nur die zwingend zu 
beheizenden Flächen (HNF) als Bezugsgrösse verwendet. 

Es ist davon auszugehen, dass bei dieser Berechnung die Reihenhäuser gegen-
über den Mehrfamilienhäusern und innerhalb der Kategorie der Mehrfamilien-
häuser die Laubengangtypen gegenüber den Mehrspännern benachteiligt sind. 
Die Definition der Energiebezugsfläche beinhaltet innenliegende Verkehrsflä-
chen, die nicht beheizt werden müssten. Diese vergrössern die Energiebezugs-
fläche insbesondere von Mehrspännern und führen, da sie als Bezugsgrösse 
figurieren, bei diesen zu kleineren Energiekennzahlen. Die zulässigen grenz-
werte werden somit einfacher erreicht. Bei den aussenliegenden Verkehrsflä-
chen der Laubengangtypen ist es gerade umgekehrt. Die Energiebezugsfläche 
wird in diesem Falle geschmälert und verschlechtert die Energiekennzahl. Die 
grenzwerte sind für diesen Typ ausschliesslich infolge der Definition der Kenn-
grösse «Energiebezugsfläche» schwieriger zu erreichen, obwohl gerade hier 
die Verkehrsflächen ausserhalb des Dämmperimeters liegen und nicht beheizt 
werden.

Bei zwei energetisch gleichwertigen gebäuden mit gleich grosser beheizter 
Wohnfläche (HNF) und identischem Energieverbrauch fällt die Energiekennzahl 
für den Laubengangtyp schlechter aus als für den spänner, weil die innenlie-
gende, mitbeheizte Verkehrsfläche des spänners in den Massstab (Energiebe-
zugsfläche) mit eingerechnet wird, nicht aber beim Laubengangtyp.

 ±A
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 ø min max Diff ø min max Diff

MFH 1.19 0.96 1.57 163% 1.54 1.28 1.96 152%

REFH 1,77 1,47 2,06 140% 2,11 1,72 2,39 139%

Diff in % 149%  137%  

T 09  Vergleich der Kompaktheit bezogen auf die Energiebezugsfläche und auf die Hauptnutzfläche
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5.1.4 Bauliche Kompaktheit und Bewohnerdichte

Die Ergebnisse im Kapitel 5.1.2 über die Nutzungsdichte von Grundstücken aufgrund ver-
schiedener Bewohnerszenarien bieten Anlass, dieselben Überlegungen auch in Bezug auf 
die innere Dichte, die Kompaktheit, anzustellen. Die Architektin Annette Gigon äussert sich 
diesbezüglich in einem 2001 erschienenen Interview wie folgt:

«Wenn man das Thema wirklich ernst nimmt, bräuchte man eigentlich noch um-
fassendere Betrachtungen und Berechnungen als die derzeitigen. (...) Einbezogen 
sein müsste auch, wie vielen Menschen das Gebäude dient – zum Arbeiten, zum 
Wohnen –, und wie viel Energie darin tatsächlich verbraucht wird.» 304 

Die errechneten Flächen für die thermische Gebäudehülle wurden folglich nicht durch eine 
Einheitsfläche geteilt, sondern entsprechend den bereits vorgestellten Szenarien auf die 
potenzielle Bewohnerzahl hin betrachtet. Damit bezieht sich der Wärmeverlust bzw. der 
Wärmebedarf auf den konkreten Nutzer anstatt auf eine abstrakte Flächeneinheit. 

Die Flächen der thermischen Gebäudehülle und somit der Wärmebedarf pro Person, wel-
cher sich für die verschiedenen Wohnbauprojekte unter den unterschiedlichen Szenarien 
ergibt, kann aus der Grafik G 17 abgelesen werden. Als Vergleichsgrösse ist auch die Ge-
bäudehüllzahl gemäss SIA 380/1 in der Grafik enthalten. Die Resultate sind dieser ent-
sprechend geordnet.

Noch fast deutlicher als bei der grundstücksdichte zeigt sich hier, wie sehr die 
Bewohnerdichte das herkömmliche Verständnis von «Kompaktheit» in Frage 
stellt. 

Die Horizontale, d.h. die unterschiedlichen Projekte, kann gewissermassen als x-Achse für 
mehr oder weniger kompaktes Bauen gelesen werden (Veränderungen auf einer Kurve von 
links nach rechts), während die Szenarien als y-Achse die mehr oder weniger intensive 
Nutzung des Gebauten aufzeigen (Veränderung von unten nach oben). 

Geht man vom mittleren Szenario aus, einer Bewohnerdichte entsprechend den Bele-
gungsrichtlinien der meisten gemeinnützigen Bauträger, so vergrössert sich die Fläche 
der thermischen Gebäudehülle pro Person vom Minimum von 41 m2 zum Maximum von 
101 m2, d.h., der Wärmebedarf erhöht sich um einen Faktor von ca. 25. Diese Bandbreite 
wird durch die Gebäudegeometrie bestimmt. Bei den Bewohnerszenarien (vertikal) wei-
sen die Flächen der thermischen Gebäudehülle pro Person von der Bewohnerdichte nach 
WBS bis zu den Einpersonenhaushalten einen Steigerungsfaktor von 5 bis 10 auf. 

Bei den drei dichteren Szenarien liegen die Werte innerhalb einer relativ engen Bandbreite. 
Ein deutlicher Anstieg der Klimagrenze pro Person ist von der Belegung nach den Richt-
linien gemeinnütziger Bauträger (Zimmer–1) zum Zweipersonenhaushalt festzustellen. 
Während bei einer Nutzung nach den Belegungsrichtlinien gemeinnütziger Bauträger die 
thermische Gebäudehülle pro Person die Grenze von 80 m2 nur bei den drei Projekten mit 
der geringsten Dichte überschritten wird, so liegt diese bei den Zweipersonenhaushalten 
nur bei fünf Projekten darunter (siehe Grafik G18). 

Fazit:

Wie bauliche Dichte ist auch bauliche Kompaktheit nicht mit Nutzungsdichte 
gleichzusetzen. Die Wirkung der intensiven Nutzung in Bezug auf den Wärme-
bedarf ist grösser als erwartet und übertrifft in ihrem Potenzial das, was mit 
baulicher Kompaktheit erreicht wird. 304. Gigon 2011, Seite 230
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G 17 Szenarien Bewohnerdichte – Fläche der Klimagrenze [m2] pro Person gemäss WBS (PHH)
 Horizontal: Zunahme der Klimagrenze pro Person infolge geringerer baulicher Kompaktheit
 Vertikal: Zunahme der Klimagrenze pro Person infolge geringerer Nutzungsintensität
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5.1.5 Folgerungen zu Kennzahlen der Dichte und der Kompaktheit

Sowohl die bauliche Dichte als auch die Kompaktheit unterscheiden sich für Mehrfamilien-
häuser und Reihenhäuser wesentlich. Dies gilt auch für verschiedene Definitionen der 
Kenngrössen. In Bezug auf den Wärmebedarf zeigen sich bei der Kompaktheit aber doch 
Unterschiede zwischen der Energiebezugsfläche A

E
 gemäss SIA 380/1 und einem auf die 

reine Wohnfläche bzw. Hauptnutzfläche bezogenen Vergleichsmassstab. Die Energiebe-
zugsfläche schliesst die nicht zwingend zu beheizenden inneren Verkehrsflächen mit ein. 
Während Mehrspänner gemeinsame innere Verkehrsflächen in der Grössenordnung von 
ca. 10% der Geschossfläche aufweisen, existieren diese bei der Reihenhaustypologie fak-
tisch nicht. Bei Laubengangtypen liegen sie ausserhalb des Dämmperimeters und fallen 
ausser Betracht. Am Exempel «Gebäudehüllenzahl» lässt sich feststellen, dass die Un-
gleichbehandlung von Wohnbauten in Bezug auf Energiekennzahlen infolge der Definition 
der Energiebezugsfläche bis zu 25% beträgt. 

Die Fokussierung auf Kennzahlen der Kompaktheit dürfte somit dazu beigetra-
gen haben, dass die Verbreitung von Mehrspännertypen in den vergangenen 
10 bis 15 Jahren zugenommen hat. In Kapitel 3.2.2 wird festgestellt, dass die 
Kostenkennzahlen der 20 untersuchten Objekte nicht signifikant mit der Kom-
paktheit zusammenhängen. Hinsichtlich der Energiekennzahlen liegt bei der 
Energiebezugsfläche definitionsbedingt eine Bevorzugung des Mehrspänner-
typs gegenüber anderen Wohnbautypen vor. Aufgrund dieser Ergebnisse stellt 
sich die Frage, ob diese Entwicklung auf unzutreffenden Kriterien und falschen 
Anreizen beruht. 

Die zweite wesentliche Erkenntnis dieses Kapitels betrifft die Feststellung, 
dass die Nutzungsintensität sowohl in Bezug auf die Dichte als auch die Kom-
paktheit einen wesentlichen Faktor darstellt. In Bezug auf die mit Dichte und 
Kompaktheit verknüpften Ziele – haushälterischer umgang mit Land- und Ener-
gieressourcen – stellt die auf Bewohnerinnen und Bewohner bezogene Nut-
zungsintensität einen grossen Hebel dar. 

Die Belegungsszenarien bezüglich der Kompaktheit im vorangehenden Kapitel zeigen, 
dass sich der ca. 1,35 bis 1,5 Mal grössere Heizwärmeverlust aufgrund geringerer Kom-
paktheit der Reihenhäuser leicht durch eine höhere Personenbelegung kompensiert lässt. 
Um den entsprechenden Nachteil auszugleichen, reicht etwa eine Intensivierung der Nut-
zung von einer Szenarienstufe zur nächst höheren (bzw. ca. 1Person mehr für eine Woh-
nung mittlerer Grösse). Konkret heisst dies, dass wenn ein 4 1/2-Zimmer-Reihenhaus von 
3 Personen gemäss den Belegungsrichtlinien gemeinnütziger Wohnbauträger bewohnt 
wird und eine 4 1/2-Zimmer-Wohnung in einem Mehrspänner von lediglich 2 Personen, so 
liegt der Heizwärmeverlust pro Person in beiden Fällen mindestens gleich auf, wenn er 
nicht gar tiefer beim Reihenhaus ist.

Bezieht man den Heizwärmeverlust auf Personen statt auf die Energiebezugs-
fläche, so spielt die Nutzungsintensität eine Wesentliche Rolle.

Wie zu Beginn des neuen Jahrtausends auf der Kostenseite eine Verlagerung 
des Augenmerks von den Erstellungs- zu den Lebenszykluskosten stattgefun-
den hat, so zeichnet sich bei der Frage der Dichte (hinsichtlich der Bodennut-
zung) und bei der Kompaktheit (hinsichtlich des Wärmebedarfs) die Notwen-
digkeit eines Paradigmenwechsels ab. Nicht «das gebaute», sondern «dessen 
Nutzung» muss in den Vordergrund gestellt werden.
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Wie stark sich die Belegung auf die Nutzung des bebauten Perimeters auswirkt, hängt 
nicht zuletzt vom Wohnungsmix und von der Flexibilität und Anpassbarkeit von Wohnsi-
tuationen ab. Schon aufgrund von Generationenzyklen sind Wohnungen nie optimal belegt, 
und Ein- oder Zweipersonenhaushalte sind in zunehmendem Masse eine gesellschaftliche 
Realität. Fehlt ein angemessener Anteil an kleinen, qualitativ guten Wohneinheiten, so ist 
die Unternutzung unausweichlich. Für die Reihenhaustypen ergibt sich hier ein Problem, 
da die Wohneinheiten fast zwangsläufig gross sind. In Bezug auf Lebensphasen und Gene-
rationenzyklen wird der Bedarf nach Anpassbarkeit der Wohnsituation evident.

5.2 Verdichtung

Was sind die drängenden Probleme und Fragestellungen des Wohnungsbaus von heute? 
Der Bedarf an Wohnraum steigt, sei es aus demografischen Gründen oder als Folge sich 
verändernder gesellschaftlicher Strukturen und, damit verbunden, des Drangs oder des 
Zwangs zu veränderter Lebensgestaltung. Demgegenüber steht die Bodenfläche als ein 
Sockel von gegebener Dimension, auf dem der steigende Raumbedarf zu befriedigen ist. 
Es gibt vorab zwei Möglichkeiten, die gestellte Aufgabe zu bewältigen. 

a) Die Siedlungsfläche dehnt sich lateral aus – das Modell Zersiedelung, bei dem lebens-
notwendige Agrar-, Natur-, Regenerations- und Erholungsflächen verdrängt werden. Diese 
Option ist keine und soll hier nicht weiter diskutiert werden. 

b) Als Alternative bietet sich die Verdichtung bereits bebauter Gebiete an. Sie stellt die ein-
zig Optionen dar. 

Auf eidgenössischer Ebene wurde im Jahr 2013305 die Änderung des Raumplanungsge-
setzes deutlich angenommen, welche eine kompakte Siedlungsentwicklung und eine 
effi ziente Nutzung von bestehendem Bauland zum Ziel hat. Primär geht es bei der Frage 
der Dichte darum, ein beschränktes Territorium für die darauf lebenden Personen zu orga-
nisieren. 

Wie die vorangehenden Kapitel zeigen, hat Dichte ihre problematischen Seiten. Der Mensch 
selbst spielt eine zentrale Rolle dabei, wie Dichte wahrgenommen und empfunden wird. 
Viele subjektiv und gesellschaftlich bedingten Faktoren gehen über eine rein quantita tive 
Betrachtung hinaus.306 Diese Themen sind jedoch nicht Teil dieser Arbeit. Wie in den vor-
angehenden Kapiteln festgestellt, ist Dichte aber auch im rein quantitativen Sinne mehr-
schichtig und komplex. In der Folge soll versucht werden, Auswirkungen der baulichen 
Dichte genauer zu analysieren und dabei die Bewohnerinnen und Bewohner als eigent-
liche Subjekte des Bauens in die Betrachtung mit einzubeziehen. Es bedarf dabei der Un-
terscheidung zwischen

 · baulicher Verdichtung (gebaute Flächen bzw. Bauvolumen)

 · nutzungsmässiger Verdichtung (die intensive Nutzung des Gebauten zum Wohnen und 
Arbeiten)

In welchem Verhältnis stehen nun das Territorium, die Nutzungsdichte und die bauliche 
Dichte zueinander? Ziel der nachfolgenden Untersuchungen ist es, die Mechanismen der 
räumlichen Verdichtung zu untersuchen und Kriterien für die betroffenen räumlichen Qua-
litäten herauszuarbeiten.

305. Schweizerische Eidgenos-
senschaft 2014

306. Vgl. Rapoport 1975
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Zuerst werden verschiedene Verdichtungsszenarien und -strategien anhand einer Modell-
situation erörtert. Die dabei resultierenden Auswirkungen auf den Raum liefern Kriterien 
hinsichtlich einer auf Langfristigkeit und Robustheit ausgelegten Raumorganisation. So 
weit aufgrund des vorhandenen Datenmaterials möglich werden sodann relevante Aspek-
te in Bezug auf die 20 untersuchten Wohnbauten analysiert und diskutiert.

5.2.1 Mechanismen der Verdichtung

Wie in den vorhergehenden Kapiteln erörtert, treten Fragen der Dichte auf verschiedenen 
Ebenen auf. Je nach Zielorientierung und Fragestellung werden Flächen, Bauvolumen oder 
auch deren Hülle in Beziehung zur Bewohnerzahl, zur Geschoss-, Nutz- oder zu anderen 
Flächen gesetzt. Die Kompaktheit als Verhältnis zwischen Oberfläche und Inhalt kann da-
bei als Form der inneren oder gebäudespezifischen Dichte betrachtet werden. Bezogen 
auf die Grundstücksfläche vermitteln die genannten Parameter eine Vorstellung über die 
äussere Dichte. Über die Grundstücksgrenzen hinweg und unter Einbezug von Strassen, 
Plätzen etc. bildet die städtische Dichte eine weitere Massstabsstufe einer Reihe, die sich 
fortsetzt bis hin zur Dichte des gesamten nationalen Territoriums als Wohn- und Lebens-
raum für die Wohnbevölkerung. Dieses Territorium ist begrenzt. 

Bei einer Verdichtung steigt der Druck auf den Erdboden, und die Rahmenbedingungen für 
qualitativ hochwertige Aussen- und Innenräume engen sich ein. Wie also kann mit dieser 
Vorgabe umgegangen werden? Um die Mechanismen der Verdichtung zu erkennen, sollen 
mögliche Lösungsansätze zu diesem Problem als modellhafte Szenarien exemplarisch 
durchgespielt werden. Dabei soll nicht nur die bauliche Dichte, sondern auch die Nutzungs-
dichte berücksichtigt werden. 

Ausgangslage bildet eine dreigeschossige Regelbebauung von geringer Dichte auf einem 
Grundstück mit gegebenen, unveränderbaren Dimensionen. Um das Prinzip zu erfassen, 
die Zahlen aber einfach zu halten, weist die Regelbebauung in dem für die ganze Siedlung 
repräsentativen Querschnitt 6 gleich grosse Wohneinheiten auf, die je von 2 Personen be-
wohnt werden. Die Geschosshöhe dient als Grundmass von 1H. Die Tiefe der Wohnbauten 
beträgt das Vierfache der Geschosshöhe also 4H. Die Schnitttiefe wird mit 2H angenom-
men. Im Modellschnitt leben folglich 12 Personen in einem Raumvolumen von 4H3/Person 
(Bautiefe 2H, Schnitt-Tiefe 2H, Geschosshöhe 1H). Das Grundstück hat die zehnfache Brei-
te dessen, also 40H. Die Wohneinheiten sind durchgehend organisiert. Eine ausreichende 
Belichtung der Innenräume wird unter einem 30°-Winkel angenommen (vergleiche Kapitel 
5.2.3). Belichtung, Belüftung und Bezug zum Aussenraum sind entsprechend gut. Zwi-
schen den Häusern liegt ein grosszügig bemessener Freiraum. 

Es werden wenige, einfache Regeln festgelegt, die als Rahmenbedingungen einer fiktiven 
Baugesetzgebung denkbar wären. Exemplarisch wird ein beidseitiger Schattenwurf unter 
60° angenommen, es könnte sich folglich um eine von Ost nach West ausgerichtete Be-
bauung handeln. Der 60°-Schatten darf die Bebauung des benachbarten Grundstücks nicht 
beeinträchtigen und folglich nur um die Hälfte über die Grundstücksgrenze hinausragen. 
Hieraus ergibt sich der minimale Grenzabstand als die halbe Schattenlänge. Der Gebäu-
deabstand sowie die Gebäudehöhe sind frei. In einem Gedankenexperiment geht es dar-
um, diese Freiheiten zu nutzen, um die Auswirkungen auf die Aussen- und Innenräume zu 
erkennen. Die Tatsache, dass mit zunehmender Bewohnerdichte die Voraussetzungen für 
eine gemischte Nutzung (Erdgeschoss) gegeben sind, wird in dieser Modellbetrachtung 
vernachlässigt.
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G 18 Verdichtungsmechanismen – Ausgangslage mit Regelbebauung

12 Bewohner / 6 Wohneinheiten / 4 H3 pro Bewohner

40 H

H

4H
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Die erste Aufgabe stellt sich so, dass die Bewohnerzahl auf dem nicht erweiterbaren 
Grundstück von 12 auf 24 zu verdoppeln ist. Zur Lösung der Aufgabe die Bewohnerzahl zu 
verdoppeln – bieten sich drei grundlegende Strategien an. 

A1  Der erste und naheliegendste Versuch besteht darin, das zusätzlich benötigte Bau-
volumen durch eine laterale Verdichtung nach innen zu erreichen. Die bestehenden drei-
geschossigen Bauten werden in ihrer Anzahl verdoppelt, wodurch der zentrale Freiraum 
aufgefüllt wird. Belichtung und Ausblick der Wohnungen bleiben unverändert gut. Die 
Gebäudeabstände scheinen angemessen und ermöglichen massstäbliche, gut propor-
tionierte Aussenräume in ausreichendem Masse. Die Überschneidung des Schattenwurfs 
aufgrund der Gebäudehöhen und -abstände deutet jedoch darauf hin, dass die Besonnung 
dieser Freiräume in den zentralen Bereichen von kurzer Dauer ist, was deren Nutzung in 
einem alpinen Klima einschränkt.

B1  Der zweite Ansatz basiert ebenfalls auf einer lateralen Ausdehnung, wobei diesmal 
nicht die Anzahl der Häuser, sondern deren Bautiefe verdoppelt wird. Der zentrale Aussen-
raum bleibt dadurch in seiner Grosszügigkeit weitgehend erhalten und weist nach wie vor 
eine gute Besonnung auf. Probleme ergeben sich dagegen im Innenraum. Der Bezug zum 
Aussenraum wird eingeschränkt. Eine Querlüftung ist nicht möglich, was eine mechani-
sche Lüftung unverzichtbar werden lässt. Die einseitige Ausrichtung der Wohneinheiten 
führt ausserdem zu einem starken Lichtabfall von der Fassade ins Gebäudeinnere und zu 
einer ungenügenden Belichtung der Raumtiefe. Für die der Strasse zugewandten Wohnein-
heiten werden Lösungen bezüglich der Lärmimmissionen schwierig. Einschränkungen bei 
der Nutzung sind zu erwarten und trotz gleichbleibender Wohnfläche ist eine Beibehal-
tung der Bewohnerzahl in Frage zu stellen.

C1  Beim dritten Ansatz erfolgt die Expansion in der Vertikalen, indem die Anzahl der Ge-
schosse verdoppelt wird. Die innenräumlichen Verhältnisse der Wohneinheiten entspre-
chen ohne Einschränkungen denjenigen der ursprünglichen Regelbebauung. Infolge des 
längeren Schattens vergrössert sich der Grenzabstand. Der zentrale Aussenraum bleibt 
jedoch gross genug, um eine gute Besonnung zu ermöglichen. 

Quantitativ sind sich alle drei Ansätze gleich. Entsprechend der Bewohnerzahl 
verdoppeln sich die Kennzahlen für die Flächen und Volumen gegenüber der 
Ausgangssituation. Mit der Bebauungsdichte verdoppelt sich auch die Nut-
zungsdichte auf dem grundstück – das eigentliche Ziel der Aufgabe. Die Nut-
zungsdichte in den Wohnungen ist mit 2 Personen pro Wohneinheit und einem 
Raumvolumen von 4 H3 pro Person gleich geblieben. Während sich die strate-
gie der lateralen Vervielfältigung der gebäude auf den Aussenraum auswirkt, 
werden durch die Erhöhung der Bautiefe vor allem die Innenräume tangiert. Bei 
 einer Verdoppelung der geschosszahl wird ein neuer Höhenmassstab einge-
führt.

Im nächsten Schritt nimmt die Nutzungsdichte in den Wohnungen ab, sei es weil die Le-
bensentwürfe sich verändern oder die Beeinträchtigung der innen- oder aussenräumli-
chen Qualität die Nutzungsintensität einschränkt. Als Spielregel gilt neu, dass die Hälfte 
der Wohneinheit von einer Person alleine bewohnt wird. An der Bewohnerzahl ändert sich 
dadurch nichts, und auch die Grundstücksgrösse bleibt unverändert. Für die 24 Bewohne-
rinnen und Bewohner werden somit weitere 6, also insgesamt 18 Wohneinheiten, erforder-
lich sein statt der 12 wie bisher.
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G 19 Verdichtungsmechanismen – Verdoppelung der Bewohnerdichte

24 Bewohner / 12 Wohneinheiten / 4  H3 pro Bewohner
A1
Horizontale Expansion

B1
Expansion Gebäudetiefe

C1
Vertikale Expansion
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A2  Für die Strategie der lateralen Verdichtung nach innen bedeutet dies die Erhöhung 
der Gebäudezahl von 4 auf 6. Während die Gebäudehöhen und die Grenzabstände gleich 
bleiben, verringern sich die Gebäudeabstände weiter. Das Ausmass der Freiräume wird für 
die Bewohnerinnen und Bewohner knapp, und die Besonnung wird weiter eingeschränkt. 
Auch die innenräumliche Qualität der Wohneinheiten erfährt jetzt erhebliche Einbussen. 
Infolge der geringen Gebäudeabstände beeinträchtigen Einblicke von Wohnung zu Woh-
nung die Privatsphäre. Der positive Aspekt der vielfältigen Orientierung wird dadurch zwie-
spältig. Bei den Erdgeschosswohnungen ist der Übergang von öffentlich zu privat abrupt 
und architektonisch nur noch schwer zu bewältigen. Geschlossene Sonnenschutzvorrich-
tungen sind zu erwarten, obwohl die Verschattung durch die Gebäude nun nicht mehr nur 
den Aussenraum, sondern auch die Wohneinheiten der untersten zwei Geschosse betrifft. 
Erhalten bleibt die zweiseitige Belichtung, was den Tageslichtabfall in der Tiefe der Woh-
nung mindert, wenn auch auf geringem Niveau. Das oberste Geschoss verfügt nach wie 
vor über die volle Tageslichtausbeute, und es bleibt überall die Möglichkeit zur Querlüftung.

B2  Bei der Strategie der erhöhten Bautiefe erfordert die Belichtung zusätzlicher Wohnein-
heiten die Einführung von Lichthöfen. Ein Drittel der Wohneinheiten weist jetzt nur noch 
eine Orientierung zum Hof hin auf. Die natürliche Belichtung in der Wohnung ist stark be-
einträchtigt und durch die Einsicht von Wohnung zu Wohnung ebenso die Privatsphäre. 
Der Sichtbezug zum öffentlichen Raum ist für die Hofbewohner nicht mehr gewährleistet. 
Für die der Strasse zugewandten Wohneinheiten bleibt der Umgang mit Lärmimmissionen 
schwierig. Die Dimensionen des verbleibenden Aussenraumes sind knapp und dessen Be-
sonnung ist jetzt eingeschränkt. Nicht zuletzt verwirkt sich die durch die grosse Bautiefe 
angestrebte Kompaktheit infolge der neu entstehenden Fassadenflächen im Hof. Für die 
in Bezug auf Belichtung, Belüftung und Orientierung kritisch tiefen Wohnungen entspannt 
sich die Situation bei denjenigen Wohneinheiten, die jetzt nur noch durch eine Person be-
wohnt werden.

C2  Bei der Strategie der freien Geschosszahl steigt diese unter den neuen Rahmenbe-
dingungen auf neun an und stösst somit an die Hochhausgrenze. Die zusätzliche Höhe 
führt dazu, dass die Gebäude weiter von der Grenze weg in die Grundstücksmitte rücken. 
Die innenräumlichen Verhältnisse der Wohneinheiten entsprechen nach wie vor denjeni-
gen der ursprünglichen Regelbebauung. Die Dimensionen des Aussenraumes sind immer 
noch ausreichend, dagegen beeinträchtigt das Raumprofil jetzt auch bei dieser Lösung die 
Besonnung. Der am besten besonnte Freiraum entsteht allerdings auf der dem Verkehr 
zugewandten Grenzabstandsfläche.

Auch hier sind sich die drei szenarien quantitativ ebenbürtig. Wie im vorange-
henden szenario leben 24 Personen im repräsentierten Querschnitt, womit die 
notwendige Nutzungsdichte auf dem grundstück erreicht wird. Entsprechend 
der geringeren Bewohnerzahl pro Einheit erhöht sich bei gegebener Wohnbau-
typologie dagegen die Anzahl der Wohneinheiten und damit der Flächen und 
Volumen der gebäude um 50%. Die quantitative steigerung der Wohnfläche pro 
Person von 4 H3 auf durchschnittlich 6 H3 geht vor allem bei den lateral expan-
dierenden strategien mit einer Verkleinerung der Aussenräume sowie zum Teil 
erheblichen Einbussen in der innen und aussenräumlichen Qualität einher. Der 
Verlust an räumlicher Qualität führt dazu, dass Bedürfnisse nach Erholung an-
derswo als am Wohnort gedeckt werden, was wiederum zu einer erhöhten Mobi-
lität führt. Während bei der vertikalen Expansion bis zur untersuchten grenze 
die Innenräume in ihren grundlegenden Qualitäten nicht tangiert sind, werden 
die Besonnung und die Belichtung der Freiräume auf Erdbodenniveau mässig 
beeinträchtigt. 

Wäre die Wohnbautypologie nicht starr, sondern anpassungsfähig, so könnte 
dem neu auftretenden Bedürfnis (hier der Wusch nach einer eigenen Wohnung) 
und der Expansion des Bauvolumens anders begegnet werden.
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G 20 Verdichtungsmechanismen – Verminderte Nutzungsdichte pro Wohnung

24 Bewohner / 18 Wohneinheiten / 6 H3 pro Bewohner
A2
Horizontale Expansion

B2
Expansion Gebäudetiefe

C2
Vertikale Expansion
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Fazit:

Bei den drei durchgespielten Expansionsstrategien handelt es sich durchwegs 
um quantitative Ansätze. Der Quantität von Wohnfläche – und damit sind land-
läufig die Innenräume gemeint – wird Priorität eingeräumt und qualitative Ein-
bussen werden in Kauf genommen. Es wird deutlich, dass durch zusätzliches 
gebäudevolumen je nach Ansatz die Innen- und die Aussenräume unterschied-
lich beeinträchtigt werden und dass es zwischen dem Innen und dem Aussen 
zu Zielkonflikten kommt. Die Beeinträchtigung der räumlichen Qualität führt zu 
Einbussen bei der Nutzbarkeit, dies wiederum zu einem zusätzlichen Bedarf an 
Nutzfläche. Infolge der weiteren Inflation des gebäudevolumens führt dieser 
Zielkonflikt langfristig betrachtet zu Beeinträchtigungen der räumlichen Quali-
tät auf beiden seiten. Wohl wird damit eine hohe bauliche Dichte, nicht aber eine 
hohen Nutzungsdichte erreicht.

Mit quantitativen Ansätzen ist dieser Zielkonflikt nicht zu lösen. Es bedarf neu-
er Einsichten und anderer Wertigkeiten, um hier zu neuen und langfristig taug-
lichen Lösungen zu gelangen.

5.2.2 Verdichtung aus qualitativer Perspektive

Es stellt sich somit die Frage, was wäre, wenn eine künftige Verdichtung nicht aus einer 
quantitativen, sondern aus einer qualitativen Perspektive heraus betrachtet würde. Es 
ginge darum, möglichst alle qualitativ-räumlichen Anforderungen zu erfüllen und dafür 
allfällige quantitative Einbussen in Kauf zu nehmen, statt umgekehrt. Dies erinnert an den 
zu Beginn der Arbeit zitierten Text von Hans Bernoulli – die Kompensation von Quantität 
durch Qualität. Die Forderung an einen qualitativen Ansatz ist die, dass der Erhalt oder 
besser noch der Gewinn an räumlicher Qualität zwingend zu erfüllen ist und Abstriche 
an der Quantität nur dadurch zu rechtfertigen wären. Es bestünde ausserdem das Gebot, 
ein quantitatives und qualitatives Gleichgewicht zwischen innenräumlicher- und aussen-
räumlicher Qualität zu erhalten. 

Ohne Anspruch auf Vollständigkeit, lassen sich aus den Defiziten der einzelnen Szena-
rien im vorangehenden Kapitel primäre Kriterien räumlicher Qualität herauslesen, welche 
massgeblich durch die Raumorganisation bestimmt werden. Einige Ergänzungen sind der 
Literatur zum Wohnungsbau und zur Raumqualität entnommen.

Aussenraum:

Dem Aussenraum kommt besondere und multifunktionale Bedeutung zu. Er bildet die 
Schnittstelle zwischen dem Privatbereich der Wohnung und dem öffentlichen, urbanen 
Territorium. Der Aussenraum dient der Erschliessung für Personen und Fahrzeuge, als 
private und/oder gemeinschaftliche Nutz- und Erholungsfläche oder als Grünraum zur 
Verbesserung des Mikroklimas. Eine gute Belichtung, Besonnung, Luftzirkulation sowie 
Sichtbezüge sind räumliche Qualitäten, die zur Erfüllung dieser Funktionen Vorausset-
zung sind. Die hohe Relevanz dieser Aspekte bestätigt sich anhand alter Baugesetze wie 
«Protected Vistas» (z.B. London307, San Francisco308) oder der auf ausreichender Belich-
tung ausgerichteten Reglementierung von Strassenprofilen (New York309). Wenn in dichten 
Städten eine Mindestqualität im öffentlichen Raum durchgesetzt wird, so muss dies für 
den Aussenraum innerhalb des Grundstücks privatrechtlich nicht zwingend, menschlich 
aber doch relevant sein. Da die Nutzbarkeit des Aussenraumes in der Nähe stark befahre-
ner Strassen beeinträchtigt ist, kommt dem Lärmschutz auch im Aussenraum eine hohe 
Bedeutung zu.

307. London City Hall, kein Datum

308. San Francisco Planning 
Departement, kein Datum

309. Departement of City Planning 
– City of New York 2015
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Erschliessung:

Als Verkehrsfläche ist die Erschliessung im Sinne des «Benchmarks» (EK/HNF) wertlos, 
da sich diese Kostenbetrachtung ausschliesslich auf die Hauptnutzflächen bezieht (vergl. 
Kapitel 4). Wie der Aussenraum erfüllt aber auch die Erschliessung für die Bewohnerinnen 
und Bewohner wichtige Funktionen. Sie ist, wie der Aussenraum, aber auf intimerer Stufe, 
Teil des Übergangs zwischen Privat und Öffentlich. Der private Bereich kann mit einer ma-
teriellen Trennung abrupt vom öffentlichen abgegrenzt werden. Durch räumliche Distanz 
wird dagegen nicht nur die Privatsphäre gewahrt, sie schafft gleichzeitig auch die Möglich-
keit zur Annäherung und für informelle soziale Kontakte.

Die Erschliessungsfläche dient somit als Pufferraum und bietet Möglichkeiten der Aneig-
nung und Identifikation310. Diese Pufferfunktion ist besonders in dichten Situationen von 
Bedeutung.311 Als Vermittler zwischen innen und aussen dient die Erschliessung ausser-
dem der Orientierung im Raum. Dies erfordert sowohl natürliches Licht als auch Sichtbe-
züge zwischen innen und aussen.312 

Wohnräume:

Auch bei der Wohnung ergeben sich bei einer qualitativen Betrachtung andere Konsequen-
zen als bei einer quantitativen. Die oben diskutierten Szenarien liefern mit zunehmender 
baulicher Verdichtung Hinweise auf Beeinträchtigungen der Belichtung, der Belüftung und 
der Besonnung der Wohnungen. Die tiefer liegenden Einheiten sind davon am stärksten 
betroffen. 

Aus physiologischen Gründen steht bei einem qualitativen Ansatz somit eine optimale 
natürliche Belichtung und Belüftung im Vordergrund. Eine Orientierung mindestens nach 
zwei entgegengesetzten Richtungen ist in mehrfacher Hinsicht von Bedeutung. Eine 
solche Grundrissdisposition ermöglicht eine natürliche Querlüftung der Wohnung. Dies 
schafft die Voraussetzungen für eine optimale Luftqualität auch bei hoher Bewohnerdich-
te und ohne mechanische Lüftungssysteme. 

Die Belichtung aus entgegengesetzter Richtung führt zu einem geringeren Lichtabfall zu 
den zentralen Bereichen der Wohnung hin. Lichtänderungen aufgrund der Tageszeit oder 
der Witterung werden differenziert wahrgenommen313. Eine Grundrissorganisation in die-
sem Sinne wirkt sich ausserdem positiv auf den Sichtbezug nach Aussen und die Orientie-
rung im Raum aus.314 Die Möglichkeit der Belüftung von zwei entgegengesetzten Seiten 
erweist sich ausserdem in stark lärmbelasteten Situationen als Vorteil.

Die Wohnung repräsentiert den privaten Bereich, dementsprechend soll sie den Bewohne-
rinnen und Bewohnern den Rückzug aus der Öffentlichkeit ermöglichen.315 Die Wahrung 
der Privatsphäre, aber auch der Kontakt mit dem Umfeld sind qualitative Faktoren, die ge-
rade bei hoher Dichte grosse Relevanz erhalten. Die Übergänge von Privat zu Öffentlich 
bedürfen entsprechender Artikulierung.316

Anpassbarkeit

Die auf Qualität ausgerichtete Raumorganisation ermöglicht auch eine Anpassung an sich 
verändernde Bedürfnisse. Die verschiedenen Lebensphasen und Haushaltsformen stellen 
unterschiedliche Anforderungen an den Wohnraum. Entsprechende Anpassungen sollen 
innerhalb des vertrauten Wohnumfeldes möglich sein. Dieses Thema wird in der Woh-
nungsbauliteratur eingehend behandelt. Es werden dabei verschiedenste Strategien auf-
gezeigt, die eine Anpassbarkeit an neue Lebenssituationen ermöglichen. Diese betreffen:

 · Nutzungsneutrale Räume

 · Kombination und Trennung von Raumeinheiten

 · Anpassbare Grundrisse317

310. Vgl. Krassnitzer 1996

311. Vgl. Rapoport 1975

312. Vgl. Bassand und Henz 1988, 
Seite 106

313. Vgl. Corrodi und Spechtenhau-
ser 2008, Seite 76

314. Vgl. Corrodi und Spechtenhau-
ser 2008, Seiten 82–84

315. Vgl. Krassnitzer 1996, Seite 
52

316. Vgl. Krassnitzer 1996

317. Vgl. Henz und Henz 1995
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Die räumliche Flexibilität ist auch im Hinblick auf die intensive Nutzung des Raumes und 
die Aufrechterhaltung einer hohen Bewohnerdichte entscheidend. Sie verbessert die Vor-
aussetzungen dafür, dass Überschüsse und Defizite in der Raumkapazität ausgeglichen 
werden können. Im zweiten Szenario des vorangehenden Kapitels könnte der zusätzliche 
Raumbedarf gemindert werden, wenn sinnvolle Unterteilungen der grossen und starren 
Wohneinheiten möglich wären. Die Nutzung dieses Potenzials müsste allerdings aktiv ge-
fördert werden.

Da räumliche Verknüpfungen anders gelegt werden müssen, erfordern die auf Kombina-
tion und Trennung ausgelegten flexiblen Raumkonzepte eine gewisse Redundanz in der 
Erschliessung. Dies verträgt sich schlecht mit quantitativ ausgerichteten Bestrebungen 
nach maximaler Kompaktheit oder minimalen Kosten pro Hauptnutzfläche. In der Periode 
der WEG-Förderung Ende des 20. Jahrhunderts stark verbreitet, sind solche Raumkonzep-
te im Wohnungsbau des neuen Jahrtausends weitgehend verschwunden.318 

Fazit:

Den primären räumlichen Qualitätsanforderungen, welche massgeblich durch 
die Raumorganisation bestimmt sind, kommt gerade bei hoher Dichte entschei-
dende Bedeutung zu. Ohne Anspruch auf Vollständigkeit, betreffen diese:

Für den Aussenraum

•	 Besonnung / Tageslicht auf Erdbodenniveau

•	 schutz vor Lärmimmissionen (Nutzungsbereiche)

•	 Artikulation übergänge öffentlich–privat

Für die Erschliessung

•	 Natürliche Belichtung

•	 Orientierung im Raum (Bezug innen–aussen)

•	 Artikulation übergang privat–öffentlich

Für die Wohnräume

•	 Natürliche Belichtung / Besonnung 

•	 Natürliche Belüftung

•	 schutz vor Lärmimmissionen 

•	 Orientierung im Raum (Bezug innen–aussen)

•	 Artikulation übergang privat–öffentlich

•	 Wahrung der Privatsphäre – Kontakt mit dem umfeld

•	 Räumliche Flexibilität und Anpassbarkeit (z.T. Redundanz in der Er-
schliessung)

5.2.3 Innenraum – Auswirkungen der Bautiefe auf die Wohneinheit

Einige der im letzten Kapitel herausgearbeiteten Grundsätze sollen hier anhand der für 
die 20 Wohnbauten erfassten Daten weiter untersucht werden. Die ersten Überlegungen 
gelten der Kompaktheit mit ihren vielfältigen Definitionsmöglichkeiten. Seit einigen Jah-
ren werden kompakte Gebäude aus energetischen Gründen propagiert.319 Die kompakte 
Bauform kann aber auch schlechthin als Versuch zur Erreichung von Dichte interpretiert 
werden. Dies wird in erster Linie über die Erhöhung der Bautiefe erreicht. Die Gebäudehöhe 
und die Gebäudelänge sind im Normalfall durch die geltenden Zonenvorschriften begrenzt. 

318. Vgl. Loderer, Die Situation 
2014, Seite 14

319. SIA 2009, Seite 7
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Die Bautiefe kommt somit als einzige Variable in Frage, die erlaubt, das Verhältnis des Volu-
mens oder seiner Hülle zu den relevanten Flächen zu minimieren.

Bei einer üblichen lichten Geschosshöhe von 2,40.bis 2,50 Metern können Räume auf 
eine Tiefe von ca. 4.5–5 Metern befriedigend belichtet werden320. Mit zunehmender Bau-
tiefe müssen folglich alle nicht dem dauernden Aufenthalt dienenden Räume einschliess-
lich der Vertikalerschliessung im zentralen Bereich des Gebäudes angeordnet werden. Je 
mehr Wohnungen an einer Vertikalerschliessung andocken, desto tiefer kann der Anteil an 
Erschliessungsflächen gehalten werden. Nur bei zwei Wohnungen pro Geschoss können 
aber dieselben über die gesamte Gebäudetiefe organisiert werden (Zweispänner), was 
eine gleichmässige Belichtung von zwei Seiten, eine Querlüftung, ein räumliches Erleben 
der gesamten Bautiefe sowie eine Orientierung nach aussen in mindestens zwei entgegen-
gesetzte Richtungen gewährleistet. Bei mehreren Wohnungen pro Erschliessungskern ist 
deren Organisation nur noch über die Gebäudeecken oder an einer einzigen Fassade mög-
lich. Dies bedeutet eine Beeinträchtigung hinsichtlich der Belichtung, der Belüftung sowie 
der räumlichen Erfahrung und Orientierung und somit eine Einbusse der innenräumlichen 
Qualität.

In Bezug auf die Belichtung kann mit einer rein flächenmässigen Vergrösserung der Fens-
ter nur bedingt eine Verbesserung erzielt werden, der Lichtabfall in die Tiefe bleibt pro-
blematisch. Die notwendige Konsequenz einer räumlichen Erweiterung in die Tiefe wäre 
eine Vergrösserung der Raumhöhe. Die Fenster können dann höher angeordnet werden, 
was das Eindringen des Lichts in die Tiefe des Raumes ermöglicht. Die Querlüftung kann 
mit dieser Massnahme nicht kompensiert, die zusätzliche Höhe aber für eine effizientere 
Schwerkraftlüftung genutzt werden. Die tieferen Räume gewinnen durch die Überhöhung 
in Bezug auf die Raumproportionen. 

Mit dieser Massnahme geht jedoch die durch die zusätzliche Bautiefe ange-
strebte Kompaktheit verloren. Die Vergrösserung der Bautiefe zur Verbesse-
rung der Kompaktheit kann folglich nur mit einem Verlust an räumlicher Qualität 
erkauft werden.

Soweit es die erhobenen Daten ermöglichen, werden die oben beschriebenen Zusammen-
hänge und die Auswirkungen der Bautiefe für die 20 Untersuchungsobjekte näher unter-
sucht. 

Die Orientierung wird für jeden Wohnungstyp anhand eines Punktesystems erfasst. Auf-
grund der verbesserten Belichtung und Belüftung wird eine Ausrichtung in entgegenge-
setzte Richtungen stärker gewichtet als eine zusätzliche Ausrichtung um nur 90°. 

Die Grafik G 22 zeigt, dass die Orientierung bis zu einer Bautiefe von 15 Metern relativ kon-
stant eine durchschnittliche Wertung von 5 Punkten erreicht, darüber aber deutlich ein-
knickt. Die Wertung von 5 Punkten entspricht einer zweiseitigen Belichtung in entgegen-
gesetzter Richtung, im Durchschnitt folglich einer durchgehend organisierten Wohnung. 
Die statistische Überprüfung bestätigt den umgekehrten Zusammenhang zwischen der 
Netto-Bautiefe und der Orientierung mit deutlicher Signifikanz (p-Wert 0,000). 

grosse Bautiefen haben somit Einschränkungen bei der Orientierung der Woh-
nungen zur Folge. Alle Projekte, die durchschnittlich keine durchgehende Orien-
tierung erreichen, wurden im neuen Jahrtausend gebaut. 

Betrachtet man die Fassadenöffnungen näher, so schwankt deren Fläche zwischen 1,04 m2 
320. Vgl. Corrodi und Spechtenhau-

ser 2008, Seite 133

D 17 Wohnungsgrundriss durchgehend
 Optimale Belichtung und Belüftung 

der gesamten Bautiefe. 
 Ausgleich Tageslichtquotient durch 

Belichtung von gegenüberliegen-
den Seiten.

 Orientierung im Raum durch Erleb-
nis der gesamten Bautiefe, Ausblick 
nach allen Himmelsrichtungen und 
Aussenbezug im Treppenhaus.

D 18 Fetter Mehrspänner
 Belichtung und Belüftung über 90°. 
 Abfall Tageslichtquotient zur Kern-

zone hin.
 Eingeschränkte Orientierung in der 

Wohnung und im Treppenhaus.

D 19 Bautiefe – Raumhöhe
 a) Erforderliche Raumhöhe H zur 

Belichtung der Raumtiefe T
 b) Zusätzliche Raumtiefe T+ bei 

gleicher Raumhöhe H
 c) Erforderliche Raum-Mehrhöhe 

H+ zur Belichtung der zusätzlichen 
Raumtiefe T+

5 m 5 m5 m5 m

TQ TQTQ TQ

5 m 5 m5 m5 m

TQ TQTQ TQ

TT+

H
+

H

ab

c



154

G 21 Gegenüberstellung Bautiefe – Orientierung
 Eine zweiseitige Orientierung in entgegengesetzter Richtung entspricht einer Wertung von 5 Punkten.
 Die Vielfalt der Orientierung ist bei Bautiefen von mehr als 15 Metern reduziert.

G 22 Gegenüberstellung Bautiefe – Lichte Raumhöhe
 Die lichten Raumhöhen zeigen keinen Zusammenhang mit der Bautiefe.
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Bautiefe netto
m2 Fassadenöffnungen/10 m2 HNF

1

REFH

8.44
2.72

2

REFH

9.60
1.78 3

REFH

9.76
2.93 4

REFH

9.91
4.87

5

HYB

10.09
3.18 6

HYB

10.30
1.04 7

REFH

10.42
2.43

8

MFH

11.00
2.29

12

REFH

11.68
1.93

11

REFH

11.61
1.47

10

REFH

11.50
2.35

9

MFH

11.40
2.48

13

MFH

11.90
3.24

14

MFH

12.76
3.19

15

MFH

14.30
2.62

16

MFH

15.05
3.60

17

HYB

16.00
3.26

18

MFH

17.43
1.98 19

MFH

18.37
2.91

20

MFH

23.07
3.47
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G 23 Verhältnis von Bautiefe zu Fensterfläche
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und 4,87 m2 je 10 m2 Hauptnutzfläche321 ausserordentlich stark. Obwohl darin auch die 
kaum ins Gewicht fallenden Aussentüren enthalten sind, weisen die Zahlen darauf hin, 
dass das gesetzliche Minimum von 10% Fensterfläche für Wohn- und Schlafräume (1 m2 
Fensterfläche auf 10 m2 Bodenfläche) zum Teil deutlich überschritten wird. Der statisti-
sche Test weist auf einen signifikanten Zusammenhang zwischen der Netto-Bautiefe und 
dem Öffnungsanteil der Fassade hin (p-Wert 0,042). 

Bei grösseren Bautiefen vergrössert sich folglich der Öffnungsanteil an der Fas-
sade.

Beim der Gegenüberstellung der Netto-Bautiefe mit dem Verhältnis der Fensterfläche zu 
Hauptnutzfläche kann kein Zusammenhang festgestellt werden (p-Wert 0,388). 

Die Bautiefe hat somit keinen Einfluss auf das Verhältnis der Fensterfläche zu 
Hauptnutzfläche.

Die lichten Raumhöhen variieren innerhalb einer engen Bandbreite zwischen 2,40 m und 
2,75 m (Grafik G 22). Ein Zusammenhang zur Netto-Bautiefe kann nicht festgestellt wer-
den (p-Wert von 0,798).

Die Bautiefen haben auf die lichten Raumhöhen keinen Einfluss.

Fazit:

schon im Kapitel 4.2.1 war der Öffnungsanteil der Fassade als typenspezifisch 
grösser für die Mehrfamilienhausüberbauungen ermittelt worden, nicht aber für 
die Fensterflächen in Bezug auf die Nutzflächen. Dies deutet darauf hin, dass 
bei grösseren Bautiefen dank einem höheren Öffnungsgrad an der Fassade mit 
dem Flächenzuwachs in die Tiefe schritt gehalten wird. Das Ausbleiben von 
Auswirkungen auf die lichten Raumhöhen lässt jedoch darauf schliessen, dass 
damit der zusätzliche Lichtabfall in die Tiefe nicht kompensiert wird. Entspre-
chend wird künstliches Licht das Belichtungsdefizit kompensieren müssen.322 
Für die Belüftung lassen sich mit den vorliegenden Daten keine geeigneten 
Tests anstellen. Es ist jedoch davon auszugehen, dass an einer Fassade oder 
über die gebäudeecken organisierte Wohnungen keine optimalen Verhältnisse 
für die natürliche Durchlüftung bieten und deshalb auf eine mechanische Lüf-
tung angewiesen sind. Insbesondere bei Bautiefen von über 15 Metern lässt 
ausserdem die Orientierung bei den untersuchten Wohnungen messbar nach. 

Die untersuchungen liefern Indizien dafür, dass zunehmende Bautiefen die 
räumliche Qualität von Wohnungen beeinträchtigen. Bei geringer Bewohner-
dichte fallen Qualitätseinbussen weniger ins gewicht. Bei einer intensiven Nut-
zung sind solche Aspekte dagegen relevant.

5.2.4 Aussenraum – Auswirkungen der Dichte auf den Halböffentlichen Bereich

Wie in Kapitel 5.2.1 dargestellt, führt eine geringe Nutzungsdichte letztendlich zu einem 
zusätzlichen Bedarf an Nutzfläche. Als Konsequenz daraus ergibt sich eine weitere Aus-
dehnung des Bauvolumens. Beides wirkt sich auf die äussere bauliche Dichte aus. «Ge-
wohnt» wird jedoch nicht nur im Inneren von Gebäuden, der Wohnbereich umfasst auch 
den Aussenraum.323 Als Schnittstelle zwischen der privaten Wohnung und dem öffentli-
chen Raum kommt dem Aussenraum auf Erdbodenniveau besondere Bedeutung zu. Es 
gilt, sowohl den quantitativen Erfordernissen zu entsprechen als auch im Aussen- wie im 
Innenraum eine hohe räumliche Qualität zu erlangen. 

321. Entspricht der minimalen 
Zimmergrösse gemäss dem 
PBG Planungs- und Bauge-
setz des Kantons Zürich

322. Vgl.  Loderer, Die Situation 
2014, Seite 12

323. Vgl. Albers, Henz und Jakob, 
Wohnungen für unterschied-
liche Haushaltformen 1988, 
Seite 5
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Es stellt sich folglich die Frage, welche Fläche den Bewohnerinnen und Bewohnern im Frei-
en zur Verfügung steht. Gegebenenfalls auch, wie viel davon einer urbanen Flora und Fau-
na dienen kann. Die bauliche Dichte wirkt sich ausserdem auf die Menge des Tageslichts 
in Erdbodennähe und auf die Lichtverhältnisse im Innenraum der unteren Geschosse aus.

Wie aus der Grafik G 24 ersichtlich, weisen die Gebäudegrundflächen der untersuchten 
Projekte mit 12% bis 45% der Grundstücksfläche eine grosse Bandbreite auf. 

Dementsprechend stehen zwischen 88% und 55% des grundstücks als poten-
zielle Freifläche zur Verfügung. Die Nutzungs- und gestaltungsmöglichkeiten 
für diese Fläche sind wie oben erwähnt vielfältig. Tendenziell verfügen die Rei-
henhaustypen mit ihrer geringeren grundstücksausnützung über höhere Frei-
flächenanteile als die Mehrfamilienhausbebauungen. 

Der Freiflächenanteil wird je nach Nutzungsdichte von mehr oder weniger Bewohnerinnen 
und Bewohnern in Anspruch genommen. Die Grafik zeigt auf, wie sich der Freiflächenanteil 
zur Freifläche pro Bewohner gemäss WEG verhält. Die Resultate sind nach dem Freiflä-
chenanteil aufsteigend geordnet. Während bei der Wohnüberbauung mit der geringsten 

G 24 Gegenüberstellung Freiflächenanteil – Freifläche pro Person

2 3 4 5 6 7 8 9 1411 12 13 15 16 17 18 19 2010

45% 41% 40% 34% 33% 32% 32% 31% 30% 28% 27% 27% 27% 26% 24% 22% 22% 17% 16% 12%GGF/GSF

M
FH

1

Typ H
YB

M
FH

M
FH

M
FH

M
FH

RE
FH

RE
FH

RE
FH

H
YB

M
FH

M
FH

M
FH

RE
FH

RE
FH

RE
FH

RE
FH

M
FH

RE
FH

H
YB

15 15 15 17 9 12 27 23 27 15 17 18 18 27 38 30 64 32 71 69UF/PHH

UF/PHH [m2]

0 %

10 %

20 %

30 %

40 %

50 %

60 %

70 %

80 %

90 %

100 %

0

10 

20

30

40

50

60

70

80

90

100

55% 59% 60% 66% 67% 68% 68% 69% 70% 72% 73% 73% 73% 74% 76% 78% 78% 83% 84% 88%UF/GSF

Anteil GSF [%]



158

Nutzungsdichte (1,0 Personen pro 100 m2 GSF) 71 m2 Freifläche pro Person zur Verfügung 
stehen, sind es bei denjenigen mit der höchsten Nutzungsdichte (7,6 Personen pro 100 m2 
GSF) mit 9 m2 Freifläche noch ein Achtel davon. 

Der durch die dichtere Bebauung geringere Freiflächenanteil wird zusätzlich 
durch eine grössere Bewohnerzahl beansprucht. Bei hohen Dichten ist dem 
Aussenraum folglich besondere Bedeutung beizumessen. Wohl kann die gebau-
te Wohnfläche durch eine Erhöhung der Ausnutzungsziffer jederzeit gesteigert 
werden, dadurch erhöht sich aber gleichzeitig der Druck auf den Aussenraum.324

Die Beziehung zwischen der Freifläche und dem Bauvolumen ist für die Gestalt der ge-
bauten Umwelt wesentlich. Eine eingeschossige Teppichsiedlung kann auch bei geringer 
Grundstücksausnutzung einen geringen Freiflächenanteil aufweisen, während bei einer 
Hochhausbebauung das Gegenteil der Fall sein kann. Nicht zuletzt wird die Bebauungs-
strategie klimatisch bedingt sein, da in heissen Klimazonen eine Verschattung durchaus 
erwünscht ist, in gemässigten bis kalten Zonen dagegen eine gute Besonnung vorteilhaft 
ist. Der gegebene Freiflächenanteil kann also von mehr oder weniger Baumasse umgeben 
sein, die sich in den Extremfällen flächendeckend horizontal oder konzentriert vertikal 
ausdehnt. 

Die Grafiken G 25 und G 26 zeigen die beträchtlichen Unterschiede des Verhältnisses zwi-
schen dem oberirdischen Volumen und der Freifläche bezogen auf die Grundstücksfläche. 

Während am einen Ende der skala die Freifläche in m2 in etwa dem sichtbaren 
gebäudevolumen in m3 entspricht, weist dieses Verhältnis am anderen Ende 
der skala einen Faktor von beinahe 10 auf.

In den Grafiken G 27 und G 28 ist schliesslich dargestellt, wie viele Kubikmeter oberirdi-
sches Bauvolumen und wie viele Quadratmeter Freifläche jede der untersuchten Wohn-
bauten pro Person aufweist. In den Bauvolumen sind auch allfällig vorkommende Fremd-
nutzungen enthalten. Es geht hier also nicht um einen objektiven Vergleich. Vielmehr 
zeichnet die Darstellung ein Bild der gebauten Umwelt bezogen auf deren Bewohnerinnen 
und Bewohner.

Dieses Bild ist rein quantitativ, gerade deshalb gibt es Auskunft darüber, was 
vom «Lebensraum» zu erwarten ist, wenn bei hoher Dichte qualitative Aspekte 
gering geschätzt oder gänzlich ignoriert werden. Je höher die quantitative, bau-
liche und funktionale Dichte, desto mehr engen sich die Rahmenbedingungen 
für die gestaltung der Lebensräume ein. Qualitative Fragen gewinnen in dieser 
situation entsprechend an Bedeutung. Die Komplexität der Aufgabenstellungen 
steigt, die Lösungsfindung wird anspruchsvoller. 

Eine hohe bauliche Dichte wird sich früher oder später auf die Tageslichtmenge in Bo-
dennähe auswirken und die Lichtverhältnisse in den tiefer liegenden Geschossen beein-
flussen. Die Tageslichtmenge hängt vom Anteil des sichtbaren Himmels ab.325 Da wie oben 
beschrieben die Baumasse sehr unterschiedlich verteilt sein kann, sind Dichtemasse wie 
Baumassenziffer oder Freiflächenanteil in Bezug zum Himmel als Lichtquelle nicht aussa-
gekräftig. Wie «eng» eine Bebauung im Hinblick auf die Öffnung zum Zenit ist, hängt von 
verschiedenen Faktoren ab:

 · dem Verhältnis der Grundstücksfläche zur Baumasse 

 · der Anzahl Geschosse, auf die diese Baumasse verteilt wird 

In der Folge wird aufgrund dieser drei Faktoren ein Mass für einen gemitteten Öffnungs-
winkel zum Zenit definiert. Dabei wird die Grundstücksfläche GSF in Form eines Quadrats 

324. Vgl. Argast et al. 2012, Seite 14

325. Departement of City Planning 
– City of New York 2015
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dargestellt und diesem der Freiflächenanteil FFA als Kreis einbeschrieben. Die Differenzflä-
che zwischen Quadrat und Kreis entspricht der Gebäudegrundfläche GGF. Diese Form wird 
mit der mittleren Gebäudehöhe extrudiert. So wird für jede untersuchte Wohnüberbauung 
eine zum Vergleich idealisierte Verteilung der Baumasse um eine kreisförmige Freifläche 
(zylindrischer Hof) angeordnet (siehe D 20). Denkt man sich diese Figur multipliziert über 
ein Gebiet von unbestimmter Grösse als einheitliche Baubeschränkung, so bildet das Ver-
hältnis vom Zylinderradius zur Zylinderhöhe – d.h. der Winkel des Kegels vom Kreismit-
telpunkt auf Erdbodenhöhe zum «Traufrand» – die für das Baugebiet durchschnittliche 
Öffnung der Freiräume zum Himmel ab. Dieser Zenitwinkel bestimmt die zu erwartende 
mittlere Verschattung der Freiräume und die Tageslichtausbeute in Erdbodennähe. Ob sich 
dieser durchschnittliche Zenitwinkel in gleichförmiger Ruhe über die gesamte Bebauungs-
fläche zieht oder ob mit lokalen Differenzierungen in den Raumdimensionen eine räumli-
che Vielfalt und Spannung gesucht wird, wird dagegen durch das städtebauliche Konzept 
bestimmt.

Die Grafik G 29 zeigt den errechneten Zenitwinkel in Bezug zur Baumassenziffer. Tenden-
ziell lässt sich, wenn auch mit starken Schwankungen, bei zunehmender baulicher Dichte 
eine Verengung des Zenitwinkels erkennen. In der Grafik G 30 wird die beschriebene Figur 
für alle 20 Wohnüberbauungen dargestellt. Der in den Kegel geworfene Schatten liefert ein 
qualitatives räumliches Argument für die bauliche Dichte und deren Auswirkungen auf die 
Tageslichtmenge in Erdbodennähe bzw. die Verschattung der Freiflächen. In dieser Dar-
stellung ist ersichtlich, dass bei kleinen Grundstücken auch geringere Dichten zu einer 
starken Verschattung führen können.

Es zeigt sich, dass dichte wie weniger dichte Bebauungen vergleichbare Ze-
nitwinkel aufweisen. Dieser hängt nicht nur von der baulichen Dichte und der 
Verteilung der Baumasse ab, die durchschnittliche Verschattung wird auch we-
sentlich durch die absolute grösse des grundstücks bestimmt. Hohe Dichte auf 
kleinem grundstück ist nicht gleich bedeutend mit hoher Dichte auf grossem 
grundstück.

Z

FFA

GGF
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D 20 Zenitwinkel  
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G 28 Verhältnis der Baumasse pro Bewohner zur Freifläche pro Bewohner
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G 29 Gegenüberstellung Baumassenziffer–Zenitwinkel
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5.2.5 Dichte und räumliche Qualität

Der steigende Bedarf an Wohnraum einerseits und die beschränkte Siedlungsfläche an-
dererseits bilden den Ausgangspunkt zu diesem Kapitel. Die Verdichtung bestehender 
Siedlungsgebiete stellt die einzig mögliche Option zur Lösung dieses Problems dar. Die 
Untersuchungen widmen sich folglich dem Verhältnis zwischen einem beschränkten Ter-
ritorium, seiner Nutzungsdichte und seiner baulichen Dichte. Dabei werden die Mechanis-
men der Verdichtung, die Auswirkungen auf die räumliche Qualität und damit Kriterien im 
Hinblick auf eine künftige Verdichtung ersichtlich.

Anhand einer Modellsituation werden die Auswirkungen möglicher Verdichtungsszenarien 
auf drei unterschiedliche Verdichtungsstrategien untersucht – eine laterale Ausdehnung, 
eine Ausdehnung der Bautiefe sowie eine vertikale Ausdehnung. Dabei zeigen sich Zielkon-
flikte zwischen innenräumlichen und aussenräumlichen Qualitätsanforderungen. 

Je nach Verdichtungsstrategie sind in einer ersten Verdichtungsstufe Beein-
trächtigungen der räumlichen Qualität entweder im Innenraum oder im Aussen-
raum erkennbar. Bei einer weiteren baulichen Verdichtung führt dies schliess-
lich zu Einbussen der räumlichen Qualität sowohl im Innen- wie im Aussenraum.

Aus den Erkenntnissen dieser Verdichtungsszenarien und ergänzt mit Refe-
renzen aus der Wohnungsbauliteratur werden primäre Anforderungen in Bezug 
auf die innen- und die aussenräumliche Qualität des Habitats abgeleitet. Diese 
betreffen 

•	 den Aussenraum

•	 die Erschliessung

•	 die Wohnräume

gerade bei hoher Dichte kommt ausserdem den übergängen von der privaten 
zur öffentlichen sphäre besondere Bedeutung zu.

Die genannten Kriterien werden, soweit anhand der erhobenen Daten möglich, an den real 
gebauten 20 Untersuchungsobjekten überprüft. 

Die Analyse der Daten zeigt, dass sich die Perforation der Fassade mit zuneh-
mender Bautiefe erhöht und die Fensterfläche mit dem Nutzflächenzuwachs in 
die Tiefe schritt hält. Dagegen wirkt sich die Bautiefe nicht auf die Raumhöhen 
aus. Dies muss als Indiz dafür gewertet werden kann, dass der Lichtabfall in 
die Tiefe nicht kompensiert wird. Dementsprechend dürften die Wohnungen in 
gebäuden mit grosser Bautiefe unzureichend belichtete Bereiche aufweisen
326und auch tagsüber auf künstliche Belichtung angewiesen sein. 

Ein klarer Zusammenhang lässt sich zwischen der Bautiefe der Wohnbauten 
und Einschränkungen in Bezug auf die Orientierung der Wohnungen feststellen. 
Entsprechend dürften Beeinträchtigungen des Bezug innen–aussen, der Orien-
tierung im Raum, der natürlichen Belichtung und der natürlichen Belüftung die 
Folge sein.

Für den Aussenraum lassen sich grosse unterschiede im Verhältnis der Bau-
masse zur Freifläche feststellen. Bei grosser Baumasse und hoher Bewohner-
dichte resultiert ein entsprechend geringes Freiflächenangebot pro Person. 
Infolge der baulichen Dichte wie auch der Nutzungsdichte erhöht sich somit der 
Druck auf den Aussenraum.327 

Der aus der grundstücksfläche, der Baumasse und der mittleren gebäudehöhe 
berechnete durchschnittliche Öffnungswinkel zum Himmel (Zenitwinkel) gibt 

326. Vgl. Loderer, Die Situation 
2014, Seite 12

327. Vgl. Argast et al. 2012, Seite 14
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Anhaltspunkte auf eine mittlere Verschattung des Aussenraumes für ein gege-
benes Bebauungsmuster. Diese nimmt mit der baulichen Ausnützung zu. Dabei 
spielt nicht nur die bauliche Dichte, sondern auch die grundstücksgrösse eine 
wesentliche Rolle. 

5.3 Dichte ≠ Dichte – Zusammenfassung und Diskussion

Das Ziel der kompakten Siedlungsentwicklung und der effizienten Nutzung von beste-
hendem Bauland wurde 2014 auf nationaler Ebene mit der Revision des «Bundesgeset-
zes über die Raumplanung»328 bekräftigt. Das Thema der «Dichte» ist jedoch komplex. 
Aspekte der Siedlungsökonomie sprechen für eine Siedlungskonzentration und daher für 
hohe Dichte. Andererseits wirkt das Bedürfnis nach Ruhe oder Distanz dem entgegen.329 
In dieser Arbeit wird das Thema «Dichte» ausschliesslich in quantitativer und räumlicher 
Hinsicht betrachtet. Es ist jedoch zu bemerken, dass physiologische, psychologische und 
soziokulturelle Aspekte bei der Wahrnehmung und Empfindung von Dichte eine wesentli-
che Rolle spielen.330

Auch in rein quantitativer Hinsicht gibt es für den Begriff der Dichte verschiedene Blick-
winkel, die in unterschiedlich definierte Kennzahlen zum Ausdruck kommen. Unter Dichte 
wird landläufig die bauliche Dichte verstanden, d.h. die Summe der gebauten Flächen oder 
Volumina in Bezug zur Grundstücksfläche. Dichte kann sich aber auch auf Personen bezie-
hen. Die bauliche Dichte und die Bewohnerdichte stellen zwei grundsätzlich unterschied-
liche Betrachtungen dar. Nicht nur die Dichte in Bezug auf das Grundstück, auch die Kom-
paktheit des Gebäudes, d.h. das Verhältnis von Inhalt zu Oberfläche, kann als eine Frage 
der Dichte betrachtet werden, die sich wiederum auf vielfältige Weise definieren lässt. Es 
kann deshalb unterschieden werden zwischen:

 · Äusserer Dichte / Ausnützung (auf das Grundstück bezogen)

 · Innerer Dichte / Kompaktheit (auf das Gebäude bezogen)

Noch deutlicher als die in Kapitel 4 untersuchten Kostenkennzahlen erweisen sich Dichte-
kennzahlen als typenspezifisch. 

Mehrfamilienhausüberbauungen sind mit hoher signifikanz dichter und kom-
pakter als Reihenhaussiedlungen – unabhängig davon, wie die Kenngrösse ge-
nau definiert ist. In der Praxis sind die Differenzen in der Kompaktheit jedoch 
nicht ganz so gross, wie dies gemäss sIA 380/1 den Anschein macht.

Ein differenzierteres Bild ergibt sich, wenn nicht von einer theoretischen, auf der baulichen 
Dichte gründenden Bewohnerdichte nach dem Wohnungs-Bewertungs-System WBS aus-
gegangen wird, die Nutzungsintensität stattdessen aufgrund verschiedener möglicher Be-
legungsszenarien betrachtet wird. Die Belegungsszenarien bewegen sich dabei zwischen 
Einpersonenhaushalten als Minimalnutzung und der WBS-Belegung als Maximalnutzung. 

Diese untersuchung führt zur Erkenntnis, dass die Nutzungsintensität so-
wohl für die Dichte als auch für die Kompaktheit einen grossen Hebel darstellt. 
«Dichte» ist folglich nicht gleich «Dichte». Es muss unterschieden werden 
zwischen:

•	 baulicher Dichte

•	 Nutzungsdichte

328. Schweizerische Eidgenos-
senschaft 2014

329. Vgl. Steiger 1966

330. Vgl. Rapoport 1975
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Modellhafte Verdichtungsszenarien zeigen ausserdem Mechanismen der Verdichtung und 
deren Konsequenzen auf die räumliche Qualität auf. Mit zunehmender baulicher Dichte 
ergeben sich dabei Zielkonflikte zwischen qualitativen Anforderungen an den Innenraum 
und den Aussenraum. Dies führt je nach Verdichtungsstrategie (laterale Verdichtung – Er-
höhung der Bautiefe – vertikale Expansion) zu Einbussen an elementarer räumlicher Qua-
lität am einen oder anderen Ort. 

gerade bei hoher Nutzungsdichte ist eine hohe räumliche Qualität jedoch un-
verzichtbar. Es ist davon auszugehen, dass ein Mangel an räumlicher Qualität 
einen zusätzlichen Raumbedarf auslöst. Es entsteht so eine Rückkoppelung 
zwischen « Raumbedarf» und «Verlust an räumlicher Qualität», die letztend-
lich Beeinträchtigungen der räumlichen Qualität sowohl im Innen- wie im Aus-
senraum zur Folge hat und sich kontraproduktiv auf Verdichtungsbestrebungen 
auswirkt.

Das gedankenexperiment deutet darauf hin, dass es innerhalb quantitativer 
Ansätze für diese Problemstellungen keine Lösung gibt. stattdessen müssen 
qualitative Ansätze geprüft werden. 
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6.  DIE PRÄMIE FüR DICHTE – syNTHEsE

In Kapitel 4 wurden Wohnbaukosten analysiert, in Kapitel 5 dagegen Fragen der Dichte, 
der Raumorganisation und der räumlichen Qualität betrachtet. Sowohl die Wohnbaukos-
ten als auch die Dichtekennzahlen erweisen sich dabei als bautypenspezifisch. Während 
die Wohnbaukosten für die meisten Kostenkennzahlen bei Reihenhäusern mindestens 
tendenziell tiefer liegen, sind Mehrfamilienhäuser kompakter und weisen höhere bauliche 
Dichten auf. Es stellt sich somit zum Schluss die Frage nach dem Verhältnis von Kosten- 
und Dichtekennzahlen. Insbesondere geht es darum zu untersuchen, inwieweit Dichte 
die Wohnbaukosten beeinflusst und, umgekehrt, in welcher Weise sich das Streben nach 
tiefen Kostenkennzahlen (Benchmarking) auf die Verdichtung auswirkt. Dazu werden 
nachfolgend die Kostenkenngrössen aus Kapitel 4 den verschiedenen Dichtekennzahlen 
aus Kapitel 5 gegenübergestellt und diese anhand von statistischen Analysen auf ihren 
Zusammenhang hin untersucht.

Es zeigt sich dabei, dass vor allem die nutzflächenbezogenen Kostenkenngrössen (Grup-
pe 2) in einem engen Zusammenhang mit der Dichte stehen. Je höher die bauliche Dich-
te, desto höher fallen die Nutzflächenkosten aus. Die baubezogenen Kostenkenngrössen 
wie der Kubik- oder der Quadratmeterpreis (Gruppe 1, ohne EK/TF) scheinen dagegen von 
der baulichen Dichte weniger beeinflusst zu werden. Auch die Erstellungskosten pro Per-
son BKP 1–5/PHH bewegen sich bei höherer baulicher Dichte in einem engen Rahmen. 
Interessant ist, dass dieser Zusammenhang – wenn auch keineswegs signifikant – bei 
zunehmender Personendichte sogar seine Richtung wechselt, d.h. je höher die potenzielle 
Personendichte auf dem Grundstück ist, desto tiefer sind die Kosten pro Person. 
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Gruppe 1

GK/GV (BKP 2/m3 GV) 0.795 0.547 0.483 0.485 n.a.*

GK/GF (BKP 2/m2 GF) 0.547 0.362 0.282 0.270 n.a.*

GK/GFA (BKP 2/GF+AGF) 0.653 0.504 0.399 0.430 n.a.*

EK/TF (BKP 1–5
W

/GF+AGF+UF) 0.000 0.000 0.000 0.000 n.a.*

Gruppe 2

GK/HNF (BKP 2/HNF
TOT

) 0.034 0.060 0.035 0.075 n.a.*

EK/HNF
W

 (BKP 1–5
W

/HNF
W

) 0.095 0.145 0.092 0.167 0.353

EK/NF
W

 (BKP 1–5
W

/HNF
W

+NNF
W

) 0.030 0.037 0.019 0.029 0.087

EK/NFA
W

 (BKP 1–5
W

/HNF
W

+NNF
W

+ANF
W

) 0.120 0.157 0.095 0.137 0.289

EK/ (BKP 1–5
W

/HNF
W

+NNF
W

+PAR) 0.001 0.001 0.000 0.001 0.011

Gruppe 3

EK/Szi (BKP 1–5
W

/Anzahl Schlafzimmer) 0.056 0.149 0.095 0.181 0.891

EK/PHH (BKP 1–5
W

/PHH-BewohnerIn) 0.179 0.383 0.296 0.538 0.493(–)

T 10 Zusammenhang zwischen Kostenkennzahlen – Dichtekennzahlen
 * Da die WBS-Bewohnerdichte ausschliesslich die Wohnnutzung betrifft, sind Kostenkenngrössen, die 

auch Aufwendungen für Fremdnutzungen enthalten, nicht vergleichbar.
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Die gegenüberstellung der Kosten- und der Dichtekennzahlen liefert eine we-
sentliche Erkenntnis: Bauliche Dichte kostet – insbesondere in Bezug auf die 
Einheitskosten der Nutzflächen. 

Die Geschossflächenziffer GFZ (±GF/GSF) und die Baumassenziffer BMZ (±GV
eg.og

/GSF) 
beeinflussen Kubik- und Quadratmeterkosten wenig, die Nutzflächenkosten dagegen 
schon. 

Daraus lässt sich schliessen, dass bei hoher baulicher Dichte der Wohnflächen-
anteil tiefer ist und der Anteil an «Infrastruktur» wie Erschliessung, gebäude-
technik etc. höher. 

Der amerikanische Bauingenieur Fazlur Kahn postulierte im Chicago der 1960er-Jahre für 
die Tragstruktur von Hochhäusern eine «Premium for Height»331 – eine Prämie, die für zu-
sätzliche Höhe infolge grösserer Horizontalkräfte (Wind und Erdbeben) und entsprechend 
grösserem Materialaufwand zu bezahlen ist. Im Bestreben, diese Prämie zu senken, ent-
wickelte Kahn Tragsysteme, die der Gebäudehöhe optimal entsprachen.

In Anlehnung an Kahns «Premium for Height» könnte man aufgrund des Zusam-
menhangs zwischen baulicher Dichte und den Kosten für Wohnfläche von einer 
«Premium for Density» sprechen. 

Das Ziel, diese Dichteprämie tief zu halten, legt nahe, die «Infrastruktur» in einem Projekt 
so knapp wie möglich zu halten, d.h. möglichst viel Hauptnutzfläche HNF und möglichst 
wenig Verkehrsfläche VF, Funktionsfläche FF und Konstruktionsfläche KF auszuweisen.

Bezugnehmend zu der in Kapitel 4 diskutierten formgebenden Wirkung von Kostenkenn-
zahlen332 setzt die Benchmark-Kostenkenngrösse EK/HNF

W
 genau bei der Dichteprämie 

an. Wie im Kapitel 4.2.4 festgestellt wird, ist der Kennzahl-senkende Effekt bei dieser 
Kenngrösse gedämpft, da eine Erhöhung der Hauptnutzfläche zur Maximierung des Divi-
sors auch eine Erhöhung der Gesamtkosten und somit eine Erhöhung des Dividenden nach 
sich zieht333. Eine mögliche Strategie, die Kosten für die Wohnfläche dennoch zu reduzie-
ren, ist, die Wohnung flächenmässig auszudehnen, möglichst unter Beibehaltung kosten-
intensiver Elemente wie Küchen, Nasszellen und Fenster. Dabei wird gewissermassen die 
«Kostendichte» der Wohnung reduziert. Zusätzlich müssen Erschliessungs-, Konstruk-
tions- und Funktionsflächen minimiert werden. Die Minimierung der Erschliessungsflä-
chen wird teilweise durch einzuhaltende Grenzwerte für den Heizenergiebedarf relativiert. 
Wie in Kapitel 5.1.3334 geschildert, werden Verkehrsflächen zur Energiebezugsfläche ge-
zählt. Die Einhaltung der Grenzwerte wird dadurch erleichtert, die Verkehrsflächen inner-
halb der Gebäudehülle und nicht zu knapp vorzusehen. 

Die Typologie, die dieser Strategie wohl am besten entspricht, ist ein Mehrspänner (mög-
lichst viele Wohnungen an einem vertikalen Erschliessungskern) mit grosser Bautiefe 
(grosse Wohnflächen mit geringem Fassadenanteil). Der Kostenvergleich anhand des 
«Benchmarks» kann folglich als ein rein quantitativer Ansatz zur Reduktion der Dichte-
prämie betrachtete werden. Wie in Kapitel 5.2.3 festgestellt, ergeben sich aber gerade 
bei Mehrspännern mit grossen Bautiefen und innenliegenden Erschliessungskernen Be-
einträchtigungen der innenräumlichen Qualität335. Für die Wohnungen betrifft dies die 
Belichtung, die Belüftung sowie die Orientierung bzw. den Bezug zum Aussenraum. Die 
natürliche Belichtung der innenliegenden Erschliessung über mehrere Geschosse kann 
im Idealfall durch ein Oberlicht und ein sehr grosszügiges Treppenauge gewährleistet wer-
den. Im weniger idealen Fall wird es dazu führen, dass halböffentliche Räume minimiert 
werden, mit entsprechend negativen Konsequenzen für deren Qualität. Auf entsprechende 
Mechanismen wird in Studien über Erschliessungsräume von «Pencil-Towers» in Hong-

331. Vgl. Takayama 1996, Seiten 
11–12

332. Siehe Seite 122–126

333. siehe Seite 126

334. siehe Seite 137

335. Siehe Seite 153–156
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kong hingewiesen.336 Bei innenliegender Vertikalerschliessung besteht kein Sichtbezug 
zwischen innen und aussen, was die Orientierung im Raum, aber auch die Voraussetzun-
gen im Hinblick auf informelle Kontakte beeinträchtigt. Auch im Hinblick auf die Zusam-
menlegung und Abtrennung von Wohnflächen337 zur Erlangung langfristiger Anpassbar-
keit sind die Möglichkeiten bei einer punktförmigen Vertikalerschliessung und grosser 
Bautiefe eingeschränkt. 

Welche Auswirkungen eine Minderung der räumlichen Qualität langfristig haben kann, 
wird im Kapitel 5 diskutiert. Aus der Rückkoppelung von Verlust an räumlicher Qualität, 
Nutzungseinschränkung und zusätzlichem Raumbedarf usw. ergibt sich eine zunehmend 
hohe bauliche Dichte, nicht aber eine hohe Nutzungsdichte.338

Die beschriebene Ausdehnung der Wohnfläche zur Reduktion der «Kostendichte» hat noch 
eine weitere Konsequenz. Betrachtet man das Ziel erschwinglicher Mieten im Hinblick auf 
ein Mietersegment mit knappem Budget, so ist es offensichtlich, dass die Ausdehnung der 
Wohnfläche nicht dienlich ist. Bestenfalls senken sich damit die Flächeneinheitskosten, 
der Preis für die Wohnung als gesamte Nutzungseinheit aber steigt. Aufgrund der Erkennt-
nisse aus dieser Studie ist zu befürchten, dass gerade die Orientierung an einem auf die 
Hauptnutzfläche bezogenen Benchmark zu dieser Entwicklung beiträgt. 

Ein Massstab für die Erschwinglichkeit einer Wohnung würde eine Bezugsgrösse erfor-
dern, die, wie bis in die 1960er-Jahre üblich, im Hinblick auf die Wohnungsmiete als Ge-
samtes zielführend ist. Beim Bemühen, den Bewohnerinnen und Bewohnern eines Viel-
personenhaushaltes ein angemessenes Mass an Privatsphäre zu ermöglichen, werden 
die Anzahl Individualzimmer und der Preis für diese von grösserem Interesse sein als die 
Kosten oder der Preis pro m2 Hauptnutzfläche. Überlegt man sich wiederum die notwen-
dige Strategie, um diesen Pro-Zimmer-Preis so tief wie möglich zu halten, so dürften 5½ - 
oder gar 6 ½ -Zimmer-Grosswohnungen entstehen, mit Zimmergrössen, die zum gesetzli-
chen Minimum hin tendieren. Dies wäre weder im Hinblick auf die Nutzungsneutralität der 
Zimmer vorteilhaft noch in Anbetracht der steigenden Zahl von Einpersonenhaushalten. 
Um Kleinwohnungen kennzahlenmässig nicht zu benachteiligen, müsste man die Mehr-
kosten für Kleinwohnungen und die durchschnittliche Zimmerzahl der Wohnüberbauung 
berücksichtigen. Um Minimalzimmer zu vermeiden, bietet sich die Möglichkeit, bei der Be-
zugsgrösse von einer potenziellen Personenbelegung auszugehen und für ein Zimmer von 
ausreichender Grösse (z.B. 12 m2) zwei Personen, für kleinere Zimmer nur eine Person zu 
rechnen. Damit steigert sich der Anreiz, Zimmer von mindestens 12 m2 vorzusehen. Es ist 
augenfällig, dass genau diese Regelung beim früheren Wohn- und Eigentumsförderungs-
gesetz WEG bzw. beim Wohnungs-Bewertungs-System WBS zum Tragen kommt. Die Stra-
tegie des WEG kann dahingehend interpretiert werden, Anreize für Wohnungen mit tiefen 
Pro-Zimmer-Kosten zu fördern und trotzdem Minimalzimmer zu vermeiden. Es zeigt sich, 
dass die damaligen Grundsätze und das Operieren mit Personenhaushalten PHH durchaus 
Sinn ergeben.

Fazit

Aus der gegenüberstellung von Kosten- und Dichtekennzahlen ergibt sich eine 
Reihe von schlüssen und Konsequenzen.

a) Dichte kostet

Höhere (bauliche) Dichten führen infolge aufwändigerer «gebäude-Infrastruk-
tur» zu höheren Nutzflächenkosten. Man kann in diesem Zusammenhang von 
einer Prämie für Dichte sprechen.

336. Vgl. Chan, Tang und Wong 2002 / 
Chan, So et al. 2008

337. Vgl. Albers, Henz und Jakob 
1988, Seiten 10–13

338. Siehe Seiten 143–150 / 166–168
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b) Benchmarking: Vermeidung von Dichte

Der Benchmarkvergleich auf Basis der Kostenkenngrösse EK/HNF (Erstellungs-
kosten pro m2 Hauptnutzfläche) repräsentiert den rein quantitativen Ansatz zur 
Minderung der Dichteprämie. Durch die Ausdehnung der Hauptnutzfläche führt 
er in seiner Konsequenz zwar zu einer hohen baulichen Dichte, nicht aber zu 
einer hohen Nutzungsdichte. Insofern wird mit dem Benchmarkvergleich Dichte 
in erster Linie umgangen. 

c) Einbussen an räumlicher Qualität als Konsequenz

Die Ausdehnung der Wohnfläche führt in ihrer Konsequenz zu höherer baulicher 
Dichte und zu Einbussen an räumlicher Qualität. Dies wiederum beeinträchtigt 
die Nutzbarkeit und bewirkt in einer Rückkoppelung letztendlich ein inflationä-
res Wachstum von Bauvolumen und den Verlust an räumlicher Qualität im In-
nen- wie im Aussenraum.

d) Kostenkennzahl ≠ Kosten – hohe Wohnungsmieten

Der Fokus auf tiefe Kosten pro m2 Hauptnutzfläche und die daraus folgende 
«Verdünnung» der Wohnfläche mindert bestenfalls die Kostenkennzahl, da-
gegen steigen die Kosten für die gesamte Nutzungseinheit «Wohnung». Er-
schwinglicher Wohnungsbau für knappe Mietbudgets erfordert eine entspre-
chende Fokussierung auf tiefe Mietpreise.
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7. ZusAMMENFAssuNg uND AusBLICK

In den vorangehenden Kapiteln wurden schrittweise Ergebnisse erarbeitet, welche jeweils 
zu neuen Fragen und Hypothesen und wiederum zu neuen Erkenntnissen führten. Mit der 
nachfolgenden Zusammenfassung und Diskussion werden diese nun rekapituliert und zu 
einem Gesamtbild zusammengefügt.

7.1 Zusammenfassung der Ergebnisse

7.1.1 geschichtlicher Rückblick

Neues Bauen:

Der Wohnungsbau der 1920er- und 1930er-Jahre weist einen forschenden Charakter mit 
ganzheitlicher sicht auf.

 · Die Frage der Wohnbaukosten steht in einem engen Zusammenhang zur Bebauungs-
struktur und zur Wohnbautypologie.

 · Bernoulli als Verfechter des Flachbaus propagiert das Kleinhaus zur Minderung der 
Wohnbaukosten mit einer Kompensation von Quantität durch Qualität.

 · Bei Gropius als Verfechter des Hochbaus spielt die Dichte eine massgebliche Rolle. Sein 
Wirtschaftlichkeitsbegriff bezieht sich auf die Ausnutzung des Bodens, wobei ein opti-
males Verhältnis zwischen Bewohnerdichte und Besonnung angestrebt wird.

 · Bei beiden spielt die räumliche Qualität eine wesentliche Rolle. Bei der «Untersuchung 
der Gesamtbaukosten zwei- bis zwölfgeschossiger Bauweisen»339 sind durch den Aus-
schluss von Drei- und Vierspännertypen aus der Untersuchung auch grenzen der Ver-
handelbarkeit räumlicher Qualität erkennbar.

 · Die Überlagerung der beiden Ansätze rückt die Wohnbautypologie in ein Spannungsfeld 
zwischen räumlicher Quantität und räumlicher Qualität einerseits sowie zwischen 
Dichte und Kosten andererseits. 

 · Diese Grundsätze haben bis heute Gültigkeit. Mit Wohnungsgrössen von knapp 45 m2 
für 4 Personen ist Wohnraum zu Beginn des 20. Jahrhunderts eine existenzielle Fra-
ge. Mit über 45 m2 Wohnfläche pro Person ist Wohnraum in der Schweiz heute (durch-
schnittlich betrachtet) eine Frage des Komforts.

Baurationalisierung schweiz:

 · In der ersten Hälfte des 20. Jahrhundert, der Periode des grössten Wohnraumbedarfs, 
gelingt die Koordination und Harmonisierung des Bauprozesses (Industrie – Planung – 
Ausführung) durch die am Bauwesen Beteiligten nicht.

 · Der Bund tritt als Koordinator der Wohnbauförderung und –forschung erst spät in Er-
scheinung. Auch mit dem gesetzlichen Auftrag zur Forschung besteht für prospektive 
Fragestellungen nur wenig Spielraum.

 · Ab 1970 (Bauplanung–Baukosten, Kunz) verlagert sich die Bauforschung weg von einer 
systembetrachtung hin zu einer «Optimierung des Herkömmlichen». Das Interesse 
gilt fortan der Suche nach hauptverantwortlichen Kostenfaktoren oder «Kostentrei-
bern». 

 · Orthogonal zum Bauprozess und auf Initiative von Vertretern der Immobilienwirtschaft, 
bilden sich ab Beginn des neuen Jahrtausends Bestrebungen zur Koordination im Hin-
blick auf den Lebenszyklus einer Immobilie (strategische Planung – Bauplanung und 
Bauausführung – Bewirtschaftung).

339. Boehm und Kaufmann 1931
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Verwendung von Kennzahlen:

 · Zur Zeit des neuen Bauens und mindestens bis in die späten 1950er-Jahre ist ein klar 
differenzierter Umgang mit Kostenkennzahlen erkennbar. Dabei dienen Erfahrungs-
werte für Kubikmeterpreise (Einheitskosten) ausschliesslich der Kostenprognose. Die 
diesbezügliche Normierung der Kenngrösse für den umbauten Raum (SIA 116) wird im 
Hinblick auf diese Zielausrichtung mehrere Male verfeinert. Werden dagegen Wohnbau-
kosten verglichen, so beziehen sich diese Vergleiche auf die daraus resultierenden Mie-
ten für klar definierte Wohneinheiten mit einer bestimmten Grösse und Qualität. 

 · Die Methode der Grobkostenschätzung anhand von Kubikmeterpreisen hat bis zum Ende 
des 20. Jahrhunderts bestand. Dagegen verschiebt sich der Fokus beim Vergleich von 
Wohnbaukosten weg von der Mietzinsbetrachtung hin zu einem Vergleich von Ein-
heitspreisen für den Kubikmeter umbauten Raums (Werk-Material), den Quadratmeter 
Hauptnutzfläche (Benchmark) und neu zu Bauteilkosten (OAK Objektartenkatalog, CRB)

 · Der Vergleich von Mieten für bestimmte Wohnungen entspricht dem Grundsatz eines 
ganzheitlichen Preis-Leistungs-Verhältnisses – der Miete (Gesamtpreis) steht eine be-
stimmte Wohnung (Gesamtleistung) mit quantitativen und qualitativen Attributen ge-
genüber. Mit der Verschiebung der Betrachtung auf Einheitspreise wird dieser Blick auf 
das Ganze aufgegeben.

 · Der «Benchmark», definiert als Erstellungskosten pro Quadratmeter Hauptnutzflä-
che EK/HNF, wird bereits kurz nach seiner Publikation im Jahr 1998 als Mass für ein 
Preis-Leistungs-Verhältnis von Wohnbauten verstanden.

 · Seit Beginn des neuen Jahrtausends steht neu die Durchlässigkeit von Kennzahlen 
über den gesamten Lebenszyklus einer Immobilie im Zentrum des Interesses.

7.2.2 Wohnbaukosten und Kennzahlen

unschärfe von Kennzahlen – Resultate aus der Datenerhebung von 20 untersuchten 
Wohnbauten:

 · Flächen, Volumen (Ausmass) und Kosten (Bereinigung) weisen Unschärfen mit einer 
Gesamtbandbreite von 40% (±20%) auf.

 · Die Unschärfe, die sich bei einer notwendigen Kostenindexierung durch die Festle-
gung des Indexierungszeitpunktes ergibt, weist eine Gesamt-Bandbreite von 15% auf 
(–1,5%/+13,5%).

 · Die Abgrenzung von Nutzungen (Wohnen, Nicht-Wohnen, Parkierungen etc.) führt zu 
weiteren, nicht bezifferbaren Unschärfen. 

 · Für die untersuchten Objekte werden bei den Kostenkennzahlen bezifferbare kumulier-
te unschärfen mit einer gesamtbandbreite von 44% festgestellt (–17%/+27%).

Verwendung von Kostenkennzahlen:

 · Aufgrund der oben festgestellten, aus unterschiedlichen Gründen entstehenden Un-
schärfen muss zwischen drei Verwendungszwecken von Kostenkennzahlen klar unter-
schieden werden:

 · Kostenprognose
 · Variantenvergleich
 · Benchmarking

 · Aufgrund der Analyse von Daten von 20 Wohnbauobjekten können nur wenige Aussagen 
früherer Studien bestätigt werden. Dies stellt weder die Resultate der vorliegenden noch 
die der früheren Studie in Frage. Daraus ergibt sich vielmehr die Erkenntnis, dass Ergeb-
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nisse und Aussagen nur innerhalb bestimmter Rahmenbedingungen und Betrachtungs-
weisen zutreffen und eine Verallgemeinerung von Resultaten nicht möglich ist.

Kostengünstiger Wohnungsbau:

 · Die Frage nach dem «kostengünstigen Wohnungsbau» kann nur auf der Basis eines 
Kostenvergleichs beantwortet werden. Da sich die Untersuchungsobjekte in ihren Rah-
menbedingungen und Dispositionen grundsätzlich unterscheiden, bedingt ein Kosten-
vergleich die Anwendung eines geeigneten Vergleichsmassstabs.

 · In Bezug auf das Attribut «günstig» gibt es verschiedene Optiken und Massstäbe. So-
wohl der Zähler (Kosten) als auch der Nenner (Bezugsgrösse) einer Kostenkenngrösse 
können unterschiedlich definiert werden. In der Bezugsgrösse fliesst ein, was als rele-
vant in Bezug auf den Kostenvergleich betrachtet wird.

 · Die Kostenkennzahlen korrelieren für verschieden definierte Kostenkenngrössen unter-
schiedlich. Daraus ergibt sich die Konsequenz, dass die Frage nach dem «kostengüns-
tigen Wohnungsbau» nicht für jede Kostenkenngrösse dasselbe Resultat liefert. Die 
definierten und getesteten Kostenkenngrössen lassen drei Gruppen von korrelierenden 
Kostenkenngrössen mit unterschiedlichen Ausrichtungen erkennen:

 · Baubezogene Kostenkenngrössen: bezogen auf das «Gebaute» oder «zu Bauende»
 · Nutzflächenbezogene Kostenkenngrössen: bezogen auf Nutzflächen
 · Nutzerbezogene Kostenkenngrössen: bezogen auf Räume oder Personen

 · Die Bautypen Reihenhaus und Mehrfamilienhaus weisen typenspezifisch unterschied-
liche Charakteristiken auf. Die meisten dieser Charakteristiken lassen sich auf die über-
geordneten Aspekte zurückführen

 ·  Dichte
 · räumliche Organisation 
 · Nutzung

 · Die hybriden Typen zeichnen sich dadurch aus, dass gewisse Qualitäten reiner Bauty-
pen erhalten bleiben, deren Defizite aber gemindert werden.

 · Kostenkennzahlen erweisen sich als typenspezifisch tiefer für Reihenhäuser, wenn 
auch nicht für alle Kostenkenngrössen gleich. Damit bestätigt sich die erste Arbeits-
hypothese, dass sich die Wohnbautypologie massgeblich auf die Wohnbaukosten 
auswirkt.

 · Die Ermittlung hauptverantwortlicher Kostenfaktoren (Kostentreiber) führt zu keinem 
Resultat. Die Projektmerkmale, welche einen Zusammenhang zu den Kostenkennzah-
len aufweisen, präsentieren sich je nach Kostenkenngrösse anders. Sie erweisen sich 
weitgehend als Typologie-definierende, korrelierende Merkmale. Damit kann die zweite 
Arbeitshypothese hinsichtlich der Existenz hauptverantwortlicher Kostenfaktoren 
nicht bestätigt werden. 

 · Die Ergebnisse der Untersuchungen liefern dagegen deutliche Indizien dafür, dass die 
Kostenkennzahl eines Projektes weniger vom Dividenden (Gebäude- oder Erstellungs-
kosten als Resultat kostenrelevanter Einflussfaktoren) bestimmt wird als davon, wie 
der Divisor (die als Vergleichsmassstab figurierende Bezugsgrösse) definiert ist. Die 
Kostenkennzahl hängt wesentlich davon ab, inwieweit mit dem Projekt die Maximie-
rung dieser Bezugsgrösse erreicht wird. 

 · Bei der Frage des «kostengünstigen Wohnungsbaus» muss folglich klar zwischen den 
Wohnbaukosten (absolut – für ein bestimmtes Projekt) und der Kostenkennzahl (re-
lativ – bezogen auf einen Vergleichsmassstab) unterschieden werden. Für die Kosten-
kennzahl hauptverantwortlich sind offensichtlich nicht die Kosten, sondern die Bezugs-
grösse. Diese kann nicht als wertfreier Massstab betrachtet werden, der «objektiv» zu 
einer ökonomischen Lösung führt. Vielmehr drückt sich in der Bezugsgrösse aus, was 
beim Vergleich als wertig und was als wertlos in die Betrachtung mit einfliesst oder nicht.
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Wohnbaukosten (kostenbestimmende Faktoren von EK bzw. gK)

Kostenkennzahl   =

Bezugsgrösse zwecks Vergleichbarkeit (Wertigkeit)

 · Die Konsequenz dieser Erkenntnis ist, dass bei einem Benchmarkvergleich die Kos-
tenkennzahl nicht zur senkung der Produktionskosten (Zähler) führt, sondern über 
die Bezugsgrösse die Form beeinflusst wird. Wie bei einem Baugesetz ergibt sich da-
mit für die Kostenkennzahl eine formgebende Wirkung, die entsprechend der in der Be-
zugsgrösse einbeschriebenen Wertigkeit ausfällt.

7.1.3 Dichte Raumordnung – Dichte und räumliche Qualität

Dichtekennzahlen:

 · Nicht nur die Ausnützung in Bezug auf das Grundstück, auch die Kompaktheit des Ge-
bäudes kann als eine Form der Dichte betrachtet werden:

 · Ausnützung / Äussere Dichte –> auf das Grundstück bezogen
 · Kompaktheit / Innere Dichte–> auf das Gebäude bezogen

 · Bei Fragen der Dichte spielt der Faktor Mensch eine wesentliche Rolle (Wahrnehmung / 
Empfindung). Auch in rein quantitativer Hinsicht gibt es für den Begriff der Dichte ver-
schiedene Optiken, die in entsprechend definierten Kennzahlen zum Ausdruck kommen. 
Dabei sind zwei grundsätzlich unterschiedliche Betrachtungsweisen zu unterscheiden:

 · Bauliche Dichte: Volumen oder Flächen in Bezug zur Grundstücksfläche
 · Bewohnerdichte: Potenzielle oder effektive Bewohner in Bezug zur Grundstücks-

fläche

 · Die Mehrfamilienhausüberbauungen weisen für alle Dichtekenngrössen höhere Werte 
auf als die Reihenhaussiedlungen. Dies ergibt sich jedoch weitgehend aus der Zonen-
ordnung.

 · Die Untersuchungen zur Nutzungsdichte aufgrund verschiedener Bewohnerszenarien 
zeigen dagegen, dass die Nutzungsintensität sowohl in Bezug auf die äussere Dichte 
(Personen pro m2 Grundstücksfläche) als auch die innere Dichte (Personen pro m2 

thermische Gebäudehülle) einen wesentlichen Faktor darstellt. Für die untersuchten 
Wohnbauten liegt die Kombination höchster baulicher Dichte (7,6) und höchster Nut-
zungsintensität (7,6 Pers./100 m2 GSF) um einen Faktor 59 mal höher als die Kombina-
tion geringster baulicher und geringster Nutzungsintensität (0,13 Pers./100 m2 GSF). 
Andererseits weist die Kombination höchster baulicher Dichte mit geringster Nutzungs-
intensität (1,0 Pers./100 m2 GSF) dieselbe Nutzungsdichte auf wie die Kombination 
geringster baulicher Dichte und höchster Nutzungsintensität (1,0 Pers./100 m2 GSF) 
– «Dichte» ist folglich nicht gleich «Dichte». Das Verhältnis der thermischen Gebäude-
hülle pro Person weist zwischen dem tiefsten und dem höchsten Wert baulicher Kom-
paktheit einen Reduktionsfaktor von 2,5 auf. Bei der Nutzungsintensität liegt derselbe 
je nach Szenario zwischen 10 und 5. In Bezug auf die mit Dichte und Kompaktheit ver-
knüpften Ziele – der haushälterische Umgang mit Land- und Energieressourcen – stellt 
die auf Personen bezogene Nutzungsintensität folglich einen grossen Hebel dar. Es 
spielen bei quantitativen Fragen der Dichte somit zwei Faktoren mit:

•	 die bauliche Dichte 

•	 die Nutzungsintensität

 · Die Gebäudehüllzahl A
th

/A
E
 gemäss SIA 380/1 als eine Form der Kompaktheit ist insbe-

sondere im Hinblick auf den Heizwärmebedarf relevant. Mehrfamilienhäuser erweisen 
sich dabei als kompakter als Reihenhäuser.
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 · Die den massgeblichen Energiekennzahlen (Gebäudehüllzahl, Energiekennzahl, 
Heizwärmebedarf) zugrundeliegende Energiebezugsfläche schliesst nicht zu beheizen-
de Verkehrsflächen innerhalb der thermischen Gebäudehülle mit ein. Bei den untersuch-
ten Objekten treten solche innenliegende gemeinsame Verkehrsflächen je nach Typolo-
gie in sehr unterschiedlichen Anteilen auf:

 · Reihenhäuser 0%
 · Laubengangtyp (INB) 2%
 · Zweispänner 7%
 · Drei- und Vierspänner 8%–11%

 · Beim Vergleich der Gebäudehüllzahl bezogen auf die Energiebezugsfläche A
E
 (gem. SIA 

380/1) mit einer alternativen Definition bezogen auf die effektiv zu beheizende Haupt-
nutzfläche HNF zeigen sich – je nach Verkehrsflächen- und Konstruktionsflächenanteil 
– auch für Energiekennzahlen beachtliche Bandbreiten. Die unterschiedlich definier-
te Gebäudehüllzahl differiert für ein und dasselbe Objekt im geringsten Falle um 13% 
(REFH), im Maximum um 38% (MFH). Für Mehrspänner mit grossem Verkehrsflächen-
anteil lassen sich folglich grenzwerte für den Heizwärmebedarf einfacher erreichen 
– nicht weil diese tatsächlich geringer sind, sondern weil sich die Definition der Kenn-
zahl für den Formfaktor bei diesem Typ entsprechend vorteilhaft auswirkt. Die maximale 
«Ungleichbehandlung» zwischen dem vorteilhaftesten und dem unvorteilhaftesten Fall 
beträgt 25% (38%–13%). Diese Ungleichbehandlung tritt nicht nur zwischen Mehrspän-
nern und Reihenhäusern auf. Auch innerhalb der Kategorie der Mehrfamilienhäuser sind 
Laubengangtypen gegenüber Mehrspännern benachteiligt.

 · Diese Ergebnisse liefern Indizien dafür, dass Kennzahlen infolge ihrer formgebenden 
Wirkung zweifelhafte Anreize im Hinblick auf die Typologiebildung schaffen.

 · Aufgrund ihrer geringeren Kompaktheit weisen die untersuchten Reihenhäuser durch-
schnittlich einen 1,5 Mal höheren Heizwärmebedarf aus als die Mehrfamilienhäuser. Für 
die auf die effektiv zu beheizende Hauptnutzfläche HNF anstelle der Energiebezugsflä-
che EBF bezogene Betrachtung reduziert sich die Differenz für diesen Formfaktor auf 
1,35. Wie die vorangehenden Untersuchungen hinsichtlich der verschiedenen Bewoh-
nerszenarien zeigen, lässt sich eine Diskrepanz des Formfaktors in der grössenord-
nung von 1,35–1,5 durch eine intensivere Nutzung kompensieren. Der Heizenergie-
bedarf pro Person fällt dann auch bei geringerer Kompaktheit des Gebäudes nicht höher 
oder gar tiefer aus als bei einem kompakten Bau mit geringer Nutzungsdichte.

 · So wie zu Beginn des neuen Jahrtausends auf der Kostenseite eine Verlagerung des Au-
genmerks von den Erstellungs- zu den Lebenszykluskosten stattgefunden hat, zeich-
net sich bei der Frage der Dichte (hinsichtlich der Bodennutzung) und bei der Kompakt-
heit (hinsichtlich des Wärmebedarfs) die Notwendigkeit eines Paradigmenwechsels 
ab: eine Verschiebung des Fokus von der baulichen Dichte hin zur Nutzungsdichte. 

Raumorganisation / räumliche Qualität:

 · Die 2013 beschlossene Änderung des Raumplanungsgesetzes340fordert eine kompakte 
Siedlungsentwicklung und eine effiziente Nutzung von bestehendem Bauland. Primär 
geht es bei der Frage der Dichte darum, ein beschränktes Territorium für die darauf 
 lebenden Personen zu organisieren. Nicht die bauliche Dichte, sondern die Nutzungs-
dichte steht folglich im Vordergrund.

 · Modellhafte Verdichtungsszenarien auf der Basis eines nicht erweiterbaren Territoriums 
zeigen, dass quantitative Verdichtungsstrategien (laterale Vervielfältigung, Erhöhung 
der Bautiefe, vertikale Expansion) zu Zielkonflikten zwischen Innenraum und Aussen-
raum und zu einem Verlust an räumlicher Qualität am einen oder anderen Ort führen. 
Das Gedankenexperiment lässt zudem erahnen, dass die Beeinträchtigung der räum-
lichen Qualität Einbussen bei der Nutzbarkeit und dies wiederum einen zusätzlichen 
Bedarf an Nutzfläche zur Folge hat. Infolge der Rückkoppelung und einer weiteren Infla-
tion des Gebäudevolumens führt dieser Zielkonflikten langfristig betrachtet zu Beein-

340. Schweizerische Eidgenos-
senschaft 2014
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trächtigungen der räumlichen Qualität auf beiden seiten. Wohl wird damit eine hohe 
bauliche Dichte, nicht aber eine hohe Nutzungsdichte erreicht. Mit quantitativen 
Ansätzen ist dieser Zielkonflikt nicht zu lösen. Als Konsequenz daraus stellt sich die 
Frage nach möglichen qualitativen Ansätzen, bei denen der Erhalt oder die Steigerung 
räumlicher Qualität Vorrang vor quantitativen Erwägungen hat.

 · Anhand der durchgespielten Verdichtungsszenarien, ergänzt durch Referenzen zur Lite-
ratur, leiten sich für den Verdichtungsprozess primäre Kriterien in Bezug auf die räumli-
che Qualität ab, welche massgeblich durch die Raumorganisation bestimmt sind. Ohne 
Anspruch auf Vollständigkeit, betreffen diese:

 · Für den Aussenraum
 Besonnung / Tageslicht auf Erdbodenniveau
 Schutz vor Lärmimmissionen (Nutzungsbereiche)
 Artikulation Übergänge Öffentlich–Privat

 · Für die Erschliessung
 Natürliche Belichtung
 Orientierung im Raum (Bezug innen-aussen)
 Artikulation Übergang privat–öffentlich

 · Für die Wohnräume
 Natürliche Belichtung / Besonnung 
 Natürliche Belüftung
 Schutz vor Lärmimmissionen 
 Orientierung im Raum (Bezug innen-aussen)
 Artikulation Übergang privat–öffentlich
 Wahrung der Privatsphäre – Kontakt mit dem Umfeld
 Räumliche Flexibilität und Anpassbarkeit (z.T. Redundanz in der Erschliessung)

 · Die Analysen der 20 Untersuchungsobjekte liefern Hinweise auf Beeinträchtigungen 
der innenräumlichen Qualität bei grossen Bautiefen. Diese betreffen die Orientierung 
(Vielfalt der Ausrichtung von Wohnungen) sowie die Belichtung und Belüftung.

 · Die Analysen für den Aussenraum geben Aufschluss über Freiflächenanteile in Bezug 
auf die bauliche Dichte und das Ausmass an Freifläche pro Person. Es zeigt sich, dass 
sich eine hohe bauliche Dichte und eine hohe Nutzungsdichte überlagern und Druck 
auf die ebenerdigen Aussenräume ausüben.

 · Für die Verschattung der Freiräume und die Lichtverhältnisse in den tief liegenden 
Wohneinheiten ist die bauliche Dichte im Hinblick auf die Öffnung der Räume zum Zenit 
hin relevant. Dafür ist das Zusammenspiel der baulichen Ausnutzung (Baumassenzif-
fer), der geschossigkeit und der grundstücksgrösse massgebend.

7.1.4 Prämie für Dichte

 · Die Gegenüberstellung von Kostenkennzahlen und Dichtekennzahlen zeigt, dass vor 
allem die Einheitskosten für Nutzflächen bei zunehmender baulicher Dichte steigen. 
Bei den baubezogenen Kostenkenngrössen (Kubikmeterpreis, Quadratmeterpreis) ist 
dies kaum der Fall. 

 · Daraus lässt sich wiederum schliessen, dass der Wohnflächenanteil bei hohen Dichten 
tiefer und der Anteil an Gebäude-Infrastruktur höher liegt.

 · Dieses Ergebnis kann als Indiz für eine «Premium for Density», eine für die Nutzfläche 
zu bezahlende Prämie für bauliche Dichte, gelesen werden.

 · Auf die Hauptnutzfläche bezogene Kostenvergleiche anhand des «Benchmarks» (EK/
HNF) können als ein rein quantitativer Ansatz zur Reduktion der Dichteprämie betrach-
tet werden, indem die Wohnfläche möglichst ausgedehnt und die kostenintesiven Ele-
mente dafür möglichst gering gehalten werden. Diese Reduktion der «Kostendichte» 
kann im Endeffekt als eine umgehung von Dichte und Mehrspänner mit grosser Bau-
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tiefe können als typologische Lösung dieses Prinzips interpretiert werden. 

 · Als Konsequenz der Expansion der Wohnfläche als Reaktion auf die Dichteprämie sind 
langfristig Einbussen an räumlicher Qualität im Innen- wie im Aussenraum zu erwar-
ten.

 · Auch in Bezug auf den Wohnraum für niedrige Einkommen sind tiefe Flächeneinheits-
preise unter Reduktion der «Kostendichte» nicht zielführend, da die grösseren Wohn-
flächen die Gesamtkosten für die Nutzungseinheit «Wohnung» erhöhen. Strategien in 
Hinblick auf Wohnraum für tiefe Einkommen müssen sich mit einer ganzheitlichen Sicht 
auf die resultierenden und zu bezahlenden Wohnungsmieten beziehen.

7.2 Diskussion

Die vorliegende Studie beginnt mit der Frage nach dem «günstigen» – nicht dem billigen! 
– Wohnungsbau. Sie zeigt auf, wie komplex diese Frage bei näherer Betrachtung ist. Dies 
ist nicht als beiläufige Feststellung, sondern als wesentliche Erkenntnis zu verstehen. Es 
gibt für komplexe Fragen keine simplen Antworten. So soll diese Studie nicht in erster Linie 
Antworten, sondern Denkanstösse und Diskussionspunkte liefern. 

Durch die Anwendung statistischer Analysen wird nicht der Einzelfall betrachtet. Die Statis-
tik ist eine Sichtweise, die von Wahrscheinlichkeiten ausgeht. Es ist, als ob man die Dinge 
mit halb zugekniffenen Augen betrachtet. Man erkennt Umrisse und Tendenzen, die man 
mit dem Vergrösserungsglas nicht sieht. Der Einzelfall, die überdurchschnittlich gute ar-
chitektonische Lösung – und dazu sind alle untersuchten Wohnbauobjekte zu zählen –, 
kann die Statistik widerlegen oder aber im Sinne der Ausnahme als Regel bestätigen.

systemzusammenhänge und systemgrenzen:

Vergleiche von Wohnbauten waren bis weit ins 20. Jahrhundert auf die resultierenden 
Mieten (Gesamtpreise) für bestimmte Wohnungen (Gesamtleistung) ausgerichtet. In der 
Folge hat sich der Fokus im Wohnungsbau immer mehr auf den Vergleich von Baukosten 
verschoben – zuerst in Bezug auf die Volumeneinheit, dann auf die Flächeneinheit und als 
neueste Entwicklung auf einzelne Bauteile. Es zeigt sich somit ein zunehmender Fokus 
auf Teilaspekte und es stellt sich die Frage, ob bei dieser Entwicklung die Blickrichtung 
stimmt.

In Kapitel 3.2.2 werden Resultate und Aussagen früherer Studien zum Thema Wohnbau-
kosten diskutiert. Nur wenige davon können anhand der in dieser Arbeit erhobenen Daten 
bestätigt werden. Deshalb sind sie nicht falsch, sondern dies ist lediglich symptomatisch 
dafür, dass Resultate und erworbenes Wissen nicht verallgemeinert werden können. Aus-
sagen entstehen als Folge einer gewissen Methodik (Betrachtungsweise) und innerhalb 
gewisser Rahmenbedingungen (Systemgrenzen), und sie haben nur innerhalb dieser be-
grenzten «Welt» ihre Gültigkeit.

Die Tatsache, dass ein kompaktes Bauvolumen «günstiger» ist als ein weniger kompak-
tes, hat sich in den letzten Jahren als «Allgemeinwissen» etabliert. Dennoch führt diese 
Studie genau zum gegenteiligen Schluss. Die weniger kompakten Reihenhäuser erweisen 
sich als «günstiger» als die kompakteren Mehrfamilienhäuser. Beide Aussagen haben in-
nerhalb ihrer Grenzen Gültigkeit. Aufgrund der direkten kausalen Logik reduziert sich der 
Anteil teurer Fassadenfläche in Bezug auf die Geschoss- oder Nutzfläche bei einem kom-
pakteren Bauvolumen, was zu tieferen Kosten führen muss. Dies gilt, soweit dabei die Kos-
ten pro Quadratmeter Geschoss- oder Nutzfläche als Massstab zur Anwendung kommen. 
Es gilt vermutlich auch nur dann, wenn die Fenster in der Fassade nicht in die Betrachtung 
mit einbezogen werden. Wenn die kompaktere Bauform auf einer grösseren Bautiefe ba-
siert und sich zur besseren Belichtung der tiefen Räume der stark zu Buche schlagende 
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Fensteranteil der Fassade erhöht, so können diese Tatsache und weitere Systemzusam-
menhänge dazu führen, dass Kompaktheit in einer Gesamtbetrachtung teurer wird. 

Einzelne Kostenfaktoren, isoliert betrachtet, folgen einer einfachen Logik di-
rekt kausaler Zusammenhänge. sie sind aber immer Teil eines gesamtsystems 
«Wohnbaukosten», wo Minderaufwendungen am einen Ort Mehraufwendungen 
an einem anderen Ort bewirken können. 

Nur der Blick auf das ganze ist am Ende relevant.

unschärfen von Kostenkennzahlen:

Diese Arbeit liefert Hinweise auf beträchtliche Unschärfen, was Volumen-, Flächen- und 
Kostendaten von Wohnbauten betrifft. Die Erfahrungen aus der Datenerhebung zeigen, 
dass diese Unschärfen grundsätzlicher Natur sind. Es ergeben sich verschiedenste Zuord-
nungs- und Abgrenzungsprobleme, die sich selbst durch einheitliche Regelungen (Normie-
rungen) nicht eliminieren lassen. Die Untersuchungen zeigen ausserdem, dass Kennzah-
len präzise auf die Zielsetzungen und Fragestellungen zugeschnitten sein müssen. 

Es ist zu befürchten, dass Normierungen von Kennzahlen eine Verlässlichkeit 
vermitteln, die aus prinzipiellen gründen nicht gegeben ist. 

Die Dienlichkeit einer gliederung von Kosten, Flächen- oder Volumenkennzah-
len hängt entscheidend davon ab, für welchen Zweck und mit welcher Absicht 
die Kostenkennzahlen verwendet und entsprechende Abgrenzungen vorge-
nommen werden. 

Einer Definition von Kennzahlen ohne klar definierten Verwendungszweck (SIA 416) oder 
im Hinblick auf eine Durchlässigkeit und Anwendbarkeit für verschiedene Dienstleistungs-
bereiche und Prozessstufen (Dokumentation 1065) ist aufgrund der Resultate und der 
Erfahrung dieser Studie mit einer gewissen Skepsis zu begegnen. Die Gefahr einer weite-
ren Vermischung von Kennzahlen zur Bedarfsermittlung, zur Leistungsmessung oder für 
sonstige Anwendungen wird damit Vorschub geleistet. 

Vergleich von Kostenkennzahlen:

Die Frage nach dem «kostengünstigen Wohnungsbau» birgt in sich die Problematik des 
Kostenvergleichs und die Folgefragen:

 · Was wird vergleichen?

 · Wie wird vergleichen?

Betrachtet man das Ziel tiefer Wohnbaukosten im Hinblick auf das übergeordnete Ziel «er-
schwingliche Wohnungsmieten auch für durchschnittliche oder gar tiefe Einkommen», so 
sind die Wohnbaukosten nur eine «Teil-Welt», die nicht für sich alleine betrachtet werden 
kann. Die Wohnbaukosten spielen mit anderen Faktoren wie Landkosten, Kapitalkosten 
und Bewirtschaftungskosten zusammen, die wiederum in einem noch grösseren Zusam-
menhang stehen. 

Erschwinglicher Wohnungsbau ist nur mit dieser gesamtbetrachtung zu er-
reichen. Der Vergleich von Mieten für bestimmte Wohnungen entspricht einer 
ganzheitlichen sicht im sinne eines gesamtpreises für eine gesamtleistung. 
Die verglichenen Wohnungen weisen dabei nicht nur quantitative, sondern auch 
qualitative Eigenschaften auf. 

Will man diese ganzheitliche Sicht in verschiedene Teilaspekte (Baukosten, Landkosten, 
Kapitalkosten, Betriebskosten) herunterbrechen, werden Vergleichsmassstäbe erforder-
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lich. Erst daraus ergibt sich die Notwendigkeit der Normierung, sowohl für die Definition 
der Charakteristiken als auch für deren Messung sowie für deren Vergleich.

Definition Charakteristik

Normierung Regeln der Messung

Regeln des Vergleichs

 
Wo Kriterien und Messmethoden infolge konstanter Anforderungen und Rahmen-
bedingungen bei relativ geringer Komplexität genau definierbar sind (z.B. indu-
strielle Produkte), kann diese Aufsplittung in ein Kennzahlensystem von Teilprob-
lemen gelingen. Wohnbauten (und Bauten generell) sind aber insbesondere in der 
Schweiz aufgrund ihres spezifischen Programms und eines noch spezifischeren 
Kontextes immer prototypische Lösung, die nur in Bezug auf diese Rahmenbe-
dingungen hin betrachtet werden können. Die Anwendung normierter Massstäbe 
stellt dabei ein Grundsätzliches Problem dar.

Wohnungsbau kann nicht auf eine Frage der «betriebswirtschaftlichen Opti-
mierung» reduziert werden. Er ist zuallererst eine Frage der gesellschaftlichen 
Verantwortung, aber auch der schaffung räumlicher strukturen, innerhalb de-
ren ein gesundes Wirtschaften langfristig möglich ist. Bereits die unschärfen 
für die Kennzahlen «harter» Fakten (Volumen, Flächen, Kosten) bewegen sich 
in einem für Direktvergleiche unzulässigen Bereich. Für qualitative Faktoren ist 
eine exakte Definition und Messung erst recht undenkbar. Insofern kommt ein 
Kennzahlenvergleich bei Wohnbauten einem Quartettspiel gleich, bei dem Ob-
jekte charakterisiert werden, die nicht vergleichbar sind.

Wie die Untersuchungen in dieser Studie zeigen, wird die Kostenkennzahl massgeblich von 
zwei Faktoren bestimmt:

a)   die Typologie – die gebaute Form als Folge des Programms und einschränkender 
Rahmenbedingungen

b)   die Bezugsgrösse als Vergleichsmassstab

Der zweite Faktor, die Bezugsgrösse, erweist sich dabei als dominant. Mit der 
Bezugsgrösse als Vergleichsmassstab wird aber festgelegt, was als «wertig» 
und was als «wertlos» (= alles andere) mit in die Betrachtung einfliesst oder 
nicht. 

Bei jedem Kostenvergleich muss folglich dargelegt werden, welches Ziel, welcher Nutzen 
dabei angestrebt wird. Die Bezugsgrösse muss diesem Ziel entsprechend definiert sein. 
Bezugnehmend auf den gängigen Benchmark EK/HNF (BKP 1–5/m2 HNF) stellt sich so-
mit die Frage, ob die Hauptnutzfläche alleine das Wohnen, dessen Qualität und Quanti-
tät und letztendlich das Wohlbefinden der Bewohnerinnen und Bewohner bestimmt. Rein 
funktional und quantitativ betrachtet, sind Nebennutzflächen und private Aussenräume 
vollwertige, nicht eliminierbare Bestandteile des Wohnens mit spezifischen Funktionen 
wie etwa die Küche, das Bad, das Wohn- oder Schlafzimmer auch. Aussenräume oder Ab-
stellflächen stellen wesentliche, dem Wohnen dienende Räume dar, welche durch die Aus-
klammerung aus der Bezugsgrösse zur Wertlosigkeit degradiert werden. Es dient weder 
der Wohnqualität, der Ökonomie, der Energieeffizienz noch der Zweckbestimmung dieser 
Räume in die Wohnung zu integrieren, um mehr Hauptnutzfläche auszuweisen und damit 
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eine Kostenkennzahl zu senken oder einzuhalten. Tendenzen dazu sind aber erkennbar, 
und es ist davon auszugehen, dass die Orientierung am Benchmark eine treibende Kraft 
in dieser Entwicklung darstellt. Würde der angewandte Vergleichsmassstab EK/NFP hei-
ssen, also alle dem Wohnen dienenden privaten Nutzflächen einschliessen, so dürften 
bei Benchmarkvergleichen andere Typologien zu den günstigsten gehören und folglich 
zur Realisierung gelangen. Würden darüber hinaus auch gemeinschaftliche Nutzungen 
als wertig betrachtet, so würden wiederum andere Typologien berücksichtigt. Würden des 
Weiteren auch Verkehrsflächen (vergleiche Kapitel 5) und qualitative Kriterien mit in die 
Bezugsgrösse aufgenommen werden, so hätte dies wiederum Auswirkungen auf die Ge-
stalt des Wohnungsbaus. 

Die Kostenkennzahl kann folglich nicht als objektives Kriterium für «Wirt-
schaftlichkeit» verstanden werden. sie ist in hohem Masse wertend, jedoch in-
different gegenüber den komplexen Anforderungen an Wohnbauten, die anhand 
der konkreten situation gegeneinander abzuwägen sind. 

Die Aufgabe der Kostenkennzahl wird gemeinhin dahingehend verstanden, die Umsetzung 
eines gegebenen Programms zu möglichst tiefen Kosten zu erreichen. Was als «wertig» 
betrachtet wird, sollte dabei im Programm (Bedarf/Ziele) als Anforderungen an den Woh-
nungsbau in seiner gesamten Komplexität enthalten sein. Beim Kostenvergleich anhand 
einer Kostenkennzahl wird mit der Bezugsgrösse als Massstab nun eine zusätzliche und 
übergeordnete Wertigkeit mit ins Spiel gebracht, welche den Absichten des Programms 
entgegensteht. Da die Kostenkennzahl wesentlich davon abhängt, inwieweit mit dem Pro-
jekt die Maximierung dieser Bezugsgrösse erreicht wird, beeinflusst diese nicht die Wohn-
baukosten sondern die räumlichen Dispositionen (vergleiche Kapitel 4.2.4). 

Die Kostenkennzahl wirkt sich formgebend aus. somit werden nicht die Kosten 
für die umsetzung eines Programms optimiert, sondern das Programm selbst 
wird korrumpiert. 

Es muss folglich unterscheiden werden zwischen einem Vergleich von (abso-
luten) Kosten und einem Vergleich von Kostenkennzahlen. Die Frage nach dem 
«kostengünstigen Wohnungsbau» ist insofern nicht zu beantworten, als es für 
diesen Vergleich keinen geeigneten (objektiven) Massstab gibt.

Massgebliche Kostenfaktoren (Kostentreiber):

Wie diese Studie gezeigt hat, führt auch die Suche nach hauptverantwortlichen Kosten-
treibern anhand von Kostenvergleichen realisierter Bauten zu keinem Resultat. Ein Grund 
dafür wird die enorm hohe Zahl von Einflussfaktoren sein, denen ein Bau unterliegt, aber 
auch die oben erwähnten Systemzusammenhänge dürften dafür verantwortlich sein. 

Die Resultate der Studie liefern dagegen Hinweise dafür, dass die Wohnbaukosten mass-
geblich durch die Typologie bestimmt werden. Die Typologie ist wiederum eine Antwort auf 
Anforderungen einerseits und auf einschränkende Rahmenbedingungen andererseits. 

somit sind die Kostenfaktoren letztendlich eine Folge des Programms und der 
Rahmenbedingungen – von Faktoren also, die nicht beeinflusst werden können, 
ohne das Bauvorhaben selbst in Frage zu stellen. 

Verdichtung:

Verdichtung ist im Hinblick auf den Bodenverbrauch, die Reduktion der Mobilität und 
die intensive Nutzung der Infrastruktur ein Gebot der Zeit. In diesem Sinne haben hohe 
Dichten und das Angebot von kostengünstigem Wohnraum auch an zentralen Lagen 
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eine volkswirtschaftliche Bedeutung. Die Notwendigkeit der Verdichtung ergibt sich aber 
nicht zuletzt aus den Folgen der Zersiedelung und dementsprechend als Massnahme für 
den Landschaftsschutz. Seine Umsetzung kann nur gelingen, wenn auch innerhalb des 
verdichteten Siedlungsgebietes ein hohes Mass an elementarer und physiologisch not-
wendiger räumlicher Qualität erreicht wird. Andererseits sind, wie in den 1960er- und 
1970er-Jahren, eine Entleerung der Städte und eine Flucht aufs Land absehbar. Eine auf 
langfristige Tauglichkeit und Robustheit ausgerichtete Raumorganisation muss deshalb 
bei künftigen Verdichtungsprozessen im Vordergrund stehen.

In Anbetracht eines begrenzten Territoriums heisst Dichte in erster Linie die Schaffung von 
Lebensräumen für die Bevölkerung auf dem zur Verfügung stehenden Bauland. Das primä-
re quantitative Kriterium der Dichte ist folglich die Personendichte (Nutzungsdichte). Die 
Studie zeigt, dass die Nutzungsintensität dabei eine wesentliche Rolle spielt.

Der Bedarf an Wohnraum im begrenzten Siedlungsgebiet umfasst zwei Komponenten, 
 einen existenziellen Grundbedarf basierend auf der Personendichte und darüber hinaus 
 einen Wunsch nach Lebenskomfort. Auf der anderen Seite führt wiederum die Kombinati-
on von zwei Faktoren zur Befriedigung dieses Bedarfs: die aus der baulichen Dichte resul-
tierende Nutzfläche und deren Nutzungsintensität. 

Personendichte / existenzieller Bedarf Bauliche Dichte / Nutzfläche

Lebenskomfort Nutzungsintensität

In Bezug auf die Erlangung der notwendigen Personendichte (Nutzungsdichte) lassen 
sich zwei Ebenen mit unterschiedlicher Bedeutung unterscheiden:

a)  Die hohe äussere Nutzungsdichte in Bezug auf das Grundstück (effektive Bewoh-
nerzahl pro m2 Grundstücksfläche GSF) ist primär und betrifft den Umgang mit der 
begrenzten Ressource Boden. 

b)  Eine hohe innere Nutzungsdichte in Bezug auf die gebaute Fläche bzw. das gebau-
te Volumen (effektive Bewohnerzahl pro m2 Geschossfläche GF bzw. m3 Gebäude-
volumen) betrifft den Umgang mit Energie- und Materialressourcen.

so lässt sich theoretisch durch Erhöhung der baulichen Ausnützung auch bei 
geringer Nutzungsintensität der gebauten Flächen (geringe innere Nutzungs-
dichte) eine hohe äussere Nutzungsdichte für das grundstück erreichen. Damit 
wird dem knappen Boden Rechnung getragen und bezüglich Energie- und Mate-
rialressourcen auf verbesserte Technologien gesetzt. 

Aufgrund der in dieser studie durchgespielten modellhaften Verdichtungssze-
narien ist damit jedoch das Problem der Raumnutzung nicht vollumfänglich zu 
lösen. Es zeigt sich, dass bei zunehmender baulicher Dichte mit Einbussen bei 
der räumlichen Qualität zu rechnen ist. 

Hinweise dafür liefert auch die Analyse der 20 untersuchten Wohnbauten. Für grosse Bau-
tiefen sind Einbussen bei der Orientierungsvielfalt der Wohnungen feststellbar, was sich 
auf den Bezug zum Aussenraum, die Belichtung und die Belüftung auswirkt. Das Ausblei-
ben von Konsequenzen der Bautiefe auf die lichten Raumhöhen ist ausserdem ein Indiz 
dafür, dass mit dem grösseren Perforationsgrad der Fassade der Lichtabfall in die Tiefe 
nicht kompensiert wird. Obwohl diese Feststellungen nicht den Einzelfall betreffen, weisen 
die statistischen Betrachtungen auf Tendenzen hin, die Anlass zum Nachdenken geben 
müssen. 
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Es zeigt sich seit Beginn des neuen Jahrtausends eine Verschiebung der Wer-
tigkeit und eine Akzeptanz von Einbussen bei der räumlichen Qualität, wie sie in 
den 1980er- und 1990er-Jahren noch nicht denkbar waren. Bei der CIAM-studie 
von 1931 waren Drei- und Vierspänner explizit nicht berücksichtigt worden, weil 
sie den Qualitätsanforderungen des Programms nicht entsprachen.341 

Es stellt sich die Frage, wo heute die grenzen der Verhandelbarkeit räumlicher 
Qualität liegen.

Bei tiefer Nutzungsdichte fallen Qualitätseinbussen kaum ins gewicht. Für die 
gewährleistung hoher Bewohnerdichten ist aber eine durchwegs hohe innen-
räumliche und aussenräumliche Qualität Voraussetzung. Ist eine solche nicht 
gewährleistet, so führt dies in der Konsequenz zu Nutzungseinschränkungen, 
zu einem zusätzlichen Bedarf an Nutzfläche und zu einem weiteren Anstieg des 
Bauvolumens und der grundstücksbezogenen baulichen Dichte. 

Die Rückkoppelung dieser Effekte führt schliesslich zu einem Verlust an räumli-
cher Qualität im Innen- wie im Aussenraum. Dem Aussenraum kommt bei hohen 
Dichten besondere Bedeutung zu. Die gebaute Wohnfläche kann durch eine Er-
höhung der Ausnutzungsziffer weiter gesteigert werden, damit erhöht sich aber 
gleichzeitig der Druck auf den Aussenraum.

sowohl im Hinblick auf die Frage der Dichte (hinsichtlich der Bodennutzung) als 
auch der Kompaktheit (hinsichtlich des Material- und Wärmebedarfs) zeichnet 
sich die Notwendigkeit eines Paradigmenwechsels ab. Nicht «das gebaute», 
sondern «dessen Nutzung» muss in den Vordergrund gestellt werden. 

Qualität vs. Quantität:

Für diese Problemstellung gibt es innerhalb quantitativer Ansätze keine Lösung. Seit 
Rapoports «Toward a Redefinition of Density» aus dem Jahre 1975 ist ausserdem die Be-
deutung soziokultureller und psychologischer Aspekte, die Rolle menschlicher Eigenarten, 
beim Umgang mit Dichte bekannt.342 

Es ergeben sich in Bezug auf eine hohe baulicher Dichte einerseits Herausfor-
derungen bezüglich der räumlichen Qualität. Bei hoher Nutzungsdichte stellt 
sich andererseits die Frage nach der sozialen Verträglichkeit.

Zur sicherung der für die physischen grundbedürfnisse und für die soziale Ver-
träglichkeit elementaren räumlichen Qualitäten ergibt sich die Notwendigkeit 
einer Verdichtung, die sich explizit auf eine hohe Nutzungsdichte (Bewohner-
dichte, Dienstleistungsdichte, Arbeitsplatzdichte etc.) und eine geringe bauli-
che Dichte bezieht. Qualitative Ansätze müssen folglich bei künftigen Verdich-
tungsprozessen an die stelle von quantitativen Ansätzen treten. Es treffen sich 
hier die von gropius 1931 erkannte Notwendigkeit der hohen Nutzungsdichte 
bei optimaler räumlicher Qualität und die Kompensation von Quantität durch 
Qualität, wie sie durch Bernoulli 1927 ins Feld geführt wurde.

Die qualitativen räumlichen Kriterien betreffen den Aussenraum, die Er-
schliessung sowie die privaten Wohnräume. Den übergängen von der privaten 
zur öffentlichen sphäre (Pufferfunktion, Möglichkeiten der Aneignung und Iden-
tifikation) kommt gerade bei hoher Nutzungsdichte besondere Bedeutung zu. 
Dasselbe gilt für die Flexibilität und Anpassbarkeit der Raumbeziehungen im 
Hinblick auf den Ausgleich von Raumkapazitäten. 

341. Boehm und Kaufmann 1931

342. Vgl. Rapoport 1975
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Dichteprämie:

Nicht zuletzt geht aus dieser Studie hervor, dass die Nutzflächeneinheitspreise mit zu-
nehmender baulicher Dichte steigen. Die Analysen deuten darauf hin, dass der Wohnflä-
chenanteil bei hohen Dichten tiefer und der Anteil an Gebäudeinfrastruktur höher liegt. In 
Anlehnung an die durch Fazlur Kahn für Hochhäuser postulierte «Premium for Height» 
zeigt sich hier eine Prämie, die für Nutzfläche bei höherer baulicher Dichte zu bezahlen ist. 

Die Benchmark-Kostenkenngrösse der Erstellungskosten pro Quadratmeter Hauptnutz-
fläche EK/HNF setzt genau beim dieser Dichteprämie an. Die Studie liefert Hinweise dar-
auf, dass mit der Orientierung am «Benchmark» (EK/HNF) im Hinblick auf eine Reduktion 
der Dichteprämie Anreize zu Ausdehnung von Wohnflächen geschaffen werden. Die so 
erreichte Reduktion der «Kostendichte» der Wohnung führt in ihrer langfristigen Konse-
quenz zu einer höheren baulichen Dichte, nicht aber zu einer höheren Nutzungsdichte. 

Der Benchmark als Kostenkennzahl, aber auch die zurzeit gebräuchlichen Energiekenn-
zahlen repräsentieren die quantitativen Strategien, als deren Folge in dieser Studie lang-
fristig Verluste elementarer räumlicher Qualität im Innen- und im Aussenraum postuliert 
werden. Der Prämie für bauliche Dichte wird mit baulicher Dichte begegnet. Darüber hinaus 
führt der Fokus auf den Nutzflächeneinheitspreis und die entsprechende Ausdehnung der 
Wohnfläche für die gesamte Nutzungseinheit «Wohnung» nicht zu tieferen, sondern zu 
höheren Kosten.

Die gefahr vergleichender Kostenkennzahlen liegt darin, dass sich infolge ihrer 
formgebenden Wirkung die gebaute umwelt schleichend in eine Richtung ent-
wickelt, die sich weder an Bedürfnissen noch an gesellschaftlichen Zielen noch 
an räumlichen Qualitäten orientiert.

7.3 Folgerungen und Ausblick

Die Reaktion von Fazlur Kahn auf die erkannte «Premium for Height» war nicht die Opti-
mierung des Herkömmlichen, sondern die Suche nach neuen Ansätzen für neue Problem-
stellungen. Auch der Umgang mit Dichte erfordert neue Ansätze und Denkweisen. 

•	 Die künftige Verdichtung muss sich explizit auf eine hohe Nutzungsdichte 
(Bewohnerdichte, Dienstleistungsdichte, Arbeitsplatzdichte etc.), nicht auf 
hohe bauliche Dichte beziehen.

•	 Für die künftige Verdichtung sind Raumkonzepte erforderlich, die auf hohe 
Nutzungsintensität ausgelegt sind und auf qualitativen statt auf quantita-
tiven Ansätzen gründen.

•	 Erforderlich sind dafür Forschungsprojekte im Hinblick auf hohe Nutzungs-
dichte, die Themen behandeln wie:

•	 Auswirkungen von räumlicher Qualität bzw. deren Mangel auf Bewohnerin-
nen und Bewohner

•	 Voraussetzungen für Akzeptanz hoher Bewohnerdichten

•	 Auf qualitativen Ansätzen basierende Raumkonzepte

•	 Baugesetzgebung für solche Raumkonzepte

 

Im Hinblick auf hohe Nutzungsdichte und Nutzungsintensität sind innovative Massnah-
men auf mehreren Ebenen möglich:
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•	 Konzepte für Raumangebote als Massnahmen gegen unternutzung (ge-
meinschaftsnutzungen, Temporärräume, Flexibilität/Anpassbarkeit etc.)

•	 Aktive und sozial konstruktive Bewirtschaftung von Wohnraum (Tauschbör-
sen, generationenkonzepte, Promotion von Möglichkeiten der Flexibilität/
Anpassbarkeit etc.)

•	 Anreizsysteme für hohe Bewohnerdichten (z.B. in Bezug auf Mieten sowie 
kompensatorische Entlastungen bei energetischen Massnahmen etc.)

In baulicher Hinsicht ergeben sich Folgerungen für den Bestand und den Neu-/Ersatzbau:

•	 Prioritäre Nutzung des Potenzials von bestehender Bausubstanz, gegebe-
nenfalls angepasst oder ergänzt im Hinblick auf die genannten Qualitäts-
kriterien. 

•	 Entwicklung und umsetzung von Wohnkonzepten auf der Basis qualitativer 
Ansätze (Kompensation von Quantität durch Qualität)

In Bezug auf die Wohnbaukosten ergeben sich folgende Schlüsse und Empfehlungen:

•	 Aufgrund der festgestellten unvermeidbaren unschärfen von Kostenkenn-
zahlen sowie der Tatsache, dass mit der Orientierung an Kostenkennzahlen 
weniger die Kosten der Erstellung gesenkt, sondern die räumliche Organi-
sation (typologisch und städtebaulich) konditioniert wird, ist von einer Ver-
wendung von Kostenkennzahlen im sinne eines Benchmarkings abzuraten.

•	 Ein Vergleich von Wohnbaukosten anhand von Volumen- oder Flächenein-
heiten ist im grundsatz problematisch. Für die Erzielung eines optimalen 
Kosten-Nutzen-Verhältnisses bzw. Preis-Leistungs-Verhältnisses muss auf 
andere Bewertungsmodelle abgestützt werden, welche den Bedingungen 
der prinzipiellen «unvergleichbarkeit von unterschiedlichem» Rechnung 
tragen und den Kriterien einer gesamtsicht genügen. 

•	 Die Frage des Kostenvergleichs von Projektlösungen für dieselbe Aufgabe 
stellt sich diesbezüglich anders als beim Benchmarking. Durch die iden-
tischen Rahmenbedingungen entfallen viele ursachen für unschärfen. Es 
können Direktvergleiche von gesamtkosten ohne Bezugsgrössen gezogen 
werden. Ein solches Vorgehen kann als sinnvoll betrachtet werden, da glei-
ches mit gleichem verglichen wird. Ein Operieren mit volumen- oder flä-
chenbezogenen Einheitspreisen birgt dagegen auch hier die gefahr, infolge 
diffuser Zielorientierung falsche Kriterien bei Entscheidungsprozessen an-
zuwenden.

•	 Die im Zusammenhang mit dem Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetz 
angewendete Methode der Wohnbauförderung stellt ein anders Modell zur 
Erlangung von wirtschaftlich und qualitativ guten Lösungen dar, ohne dass 
dabei die Ziele des Programms selbst unterlaufen werden. Die Förderung ist 
an die Einhaltung von Limiten für die Erstellungskosten geknüpft, ausser-
dem sind qualitative Vorgaben zu erfüllen. Die für alle gleich geltenden Kos-
tenvorgaben für eine bestimmte Nutzungseinheit (Wohnung, Zimmer, Per-
sonen) haben zur Folge, dass sich die Konkurrenz als Anreiz zur Erreichung 
einer möglichst hohen Qualität auswirkt, statt zu einem preisbezogenen 
unterbietungswettbewerb auf Kosten der Qualität zu führen.

•	 Die Forschung im Hinblick auf die Reduktion der Erstellungs- bzw. gebäude-
kosten für die umsetzung eines gegebenen Programms kann nicht die su-
che nach einzelnen Kostenfaktoren betreffen. sie muss bei den Planungs–, 
den Fertigungs– und den Montageprozessen ansetzen sowie beim Kontext, 
in den diese eingebettet sind.
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•	 Nicht Teil der Argumentationskette, sondern ein Exkurs sind die in Kapitel 
3.2.1 vorgestellten untersuchungen in Bezug auf ein Kostenmodell für die 
Kostenprognose früher Projektphasen. Für die gegenwärtige Regelung der 
Norm sIA 102/2003, wonach ohne anders lautende übereinkunft auf stufe 
Vorprojekt eine Kostengenauigkeit von ±15% aufgrund von Volumen- oder 
Flächenberechnungen gilt, stehen in der Praxis keine entsprechenden Me-
thoden zur Verfügung. In Anbetracht der Bedeutung eines solchen Kosten-
modells wäre es lohnend, anhand einer breiteren Datenbasis weiter an einer 
solchen Lösung zu arbeiten, allenfalls unter Lockerung der Prognosetole-
ranz auf ±20%.

•	 Diese studie liefert Hinweise dafür, dass die Typologie bzw. das ihr zugrun-
deliegende Programm und die einschränkenden Rahmenbedingungen die 
Wohnbaukosten massgeblich bestimmen. Die Ökonomie liegt somit in der 
Lebensform. Die gebaute Form ist immer nur eine Folge davon. Modelle für 
neue Formen des Zusammenlebens sind in diesem sinne zu verstehen. Ins-
besondere im Hinblick auf demographische und technologische Entwick-
lungen sowie Veränderungen im Verhältnis von Arbeiten und Wohnen bilden 
solche Bestrebungen einen wertvollen Beitrag in Bezug auf die Thematik 
der Verdichtung und des wirtschaftlichen Wohnungsbaus der Zukunft.

Die Wohnbautypologie steht als Lösungsansatz im Spannungsfeld zwischen (hoher) Dich-
te und (tiefen) Kosten, zwischen räumlicher Qualität und räumlicher Quantität. Die ver-
schiedenen Untersuchungen dieser Studie lassen erkennen, dass die Aufgabenstellungen 
mit zunehmender Dichte komplexer werden und dabei qualitative Aspekte an Bedeutung 
gewinnen. 

Es bedarf neuer Einsichten und Wertigkeiten, um konstruktive Lösungen für komplexen 
Fragestellungen zu finden. Im Hinblick auf eine langfristig taugliche und robuste Raumor-
ganisation scheint es ratsam, der räumlichen Qualität einen höheren Stellenwert einzu-
räumen als der räumlichen Quantität. Nicht zuletzt im Hinblick auf Wirtschaftlichkeit ist 
es langfristig «am günstigsten», «das Richtige» zu bauen.

DICHTE

QuANTITÄT ? WOHNTyPOLOgIE ? QuALITÄT

KOsTEN
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ANHANg I – gLOssAR

Nutzungsziffern in Annäherung an die sIA 421/2006:

±GFZ Der Geschossflächenziffer gemäss SIA 421/2006 annäherungsweise ent-
sprechende bauliche Dichte, definiert als sie Summe aller Geschossflächen 
GF geteilt durch die Grundstücksfläche GSF (GF/GSF)

±AZ Der Ausnützungsziffer gemäss SIA 421/2006 annäherungsweise entspre-
chende bauliche Dichte, definiert als sie Summe aller oberirdischen Ge-
schossflächen GF

eg.og
 geteilt durch die Grundstücksfläche GSF (GF

eg.og
./GSF)

±BMZ Der Baumassenziffer gemäss SIA 421/2006 annäherungsweise entspre-
chende bauliche Dichte, definiert als sie Summe aller oberirdischen Ge-
schossflächen GF

eg.og
 geteilt durch die Grundstücksfläche GSF (GV

eg.og
./GSF)

±ÜZ Der Überbauungsziffer gemäss SIA 421/2006 annäherungsweise entspre-
chende Anteil Gebäudegrundfläche, definiert als sie Summe aller Gebäude-
grundflächen GGF geteilt durch die Grundstücksfläche GSF (GGF/GSF)

±FFA Freiflächenateil (nicht gemäss SIA 421/2006) definiert als die Umgebungs-
fläche geteilt durch die Grundstücksfläche GSF (UF/GSF). Der Freiflächen-
anteil entspricht der Differenz zwischen der Grundstücksfläche GSF (100%) 
und der Überbauungsziffer  gemäss SIA 421/2006 (1–GGF/GSF). 

Flächen und Volumendefinitionen gemäss sIA 416/2003:

Flächengliederungen siehe Anhang II

Volumen:

GV Gebäudevolumen

RI Umbauter Raum (gemäss SIA 116 – 2003 ausser Kraft gesetzt)

Grundstück: 

GSF Grundstücksfläche 

GGF Gebäudegrundfläche 

UF Umgebungsfläche  

BUF Bearbeitete Umgebungsfläche 

UUF Unbearbeitete Umgebungsfläche 

Geschossflächen: 

GF Geschossfläche 

NGF Nettogeschossfläche

KF Konstruktionsfläche 

NF Nutzfläche 

VF Verkehrsfläche

FF Funktionsfläche 

KFT Konstruktionsfläche tragend

KFN Konstruktionsfläche nichttragend

HNF Hauptnutzfläche 

NNF Nebennutzfläche 
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Aussengeschossflächen:

AGF Aussengeschossfläche 

ANGF  Aussennettogeschossfläche 

AKF  Aussenkonstruktionsfläche 

ANF Aussennutzfläche 

AVF Aussenverkehrsfläche

AFF Aussenfunktionsfläche

AKFT  Aussenkonstruktionsfläche tragend

AKFN  Aussenkonstruktionsfläche nichttragend

Energiekenngrössen in Annäherung an die sIA 380/2015 bzw. 380-1/2009 :

±A
th

 Der thermische Gebäudehülle gem. SIA 380/1 entsprechende Annäherung

±A
E
 Der Energiebezugsfläche gem. SIA 380 entsprechende Annäherung

Weitere Kenngrössen:

In dieser Arbeit vorkommende, nicht der SIA 416 entsprechende Unterscheidungen von 
 Geschossflächenbezeichnungen:

HNF
TOT

  Hauptnutzfläche total (HNF
W

+HNF
A
)

HNF
W

 Hauptnutzfläche Wohnen

HNF
A
 Hauptnutzfläche Andere

NNF
TOT

   Nebennutzfläche (NNF
W

+NNF
A
)

NNF
W

 Nebennutzfläche Wohnen

NNF
A
 Nebennutzfläche Andere

ANF
W 

Aussennutzfläche Wohnen (Balkone, Terrassen, etc.)

PAR Flächen von privaten Aussenräumen (Gärten, Balkone, Terrassen, etc.)

GV
eg.og

 Oberirdisches Gebäudevolumen

GV
ug

 Unterirdisches Gebäudevolumen

 

VWAGF  Vermietbare Wohn-, Arbeits- und Gewerbeflächen (gemäss SVIT/SIA Doku-
mentation d 0165)

In dieser Arbeit vorkommende Definitionen von Oberflächen:

HF Hüllfläche – Gesamte Oberfläche des ober- und unterirdischen Bauvolumens 

KG Klimagrenze  – Oberfläche entsprechend des Dämmperimeters 

Weitere Bezugsgrössen:

Szi Schlafzimmer

PHH Bewohnerzahl nach Wohnungs-Bewertungs-System WBS
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Baukostenplan nach CRB:

BKP 0–9  Anlagekosten AK

BKP 1–5 Erstellungskosten EK

BKP 1  Vorbereitungsarbeiten

BKP 2  Gebäude

BKP 3  Betriebseinrichtungen

BKP 4  Umgebung

BKP 5  Baunebenkosten

BKP 6  Reserve (Diverse)

BKP 9  Ausstattung

BKP 20  Baugrube

BKP 21  Rohbau 1

BKP 22  Rohbau 2

BKP 23  Elektroanlagen

BKP 24  Heizung, Lüftung, Klima

BKP 25  Sanitäranlagen

BKP 26  Transportanlagen

BKP 27  Ausbau 1

BKP 28  Ausbau 2

BKP 29  Honorare

Kostenkenngrössen:

GK/GV  BKP 2/GV

GK/GF  BKP 2/GF

GK/GFA  BKP 2/(GF+AGF)

GK/HNF BKP 2/HNF
TOT

  

EK/TF  BKP 1–5/(GF+AGF+UF)

EK/HNF
W 

 BKP 1–5
W

/ HNF
W

EK/HNF  BKP 1–5/HNF
TOT

  

EK/NF
W

 BKP 1–5
W

/(HNF
W

+NNF
W

)

EK/NF  BKP 1–5/(HNF+NNF)

EK/NFA
W

  BKP 1–5
W

/(HNF
W

+NNF
W

+ANF
W

) 

EK/NFP
W

 BKP 1–5
W

/ (HNF
W

+NNF
W

+PAR)

EK/Szi  BKP 1–5
W

/Szi

EK/PHH  BKP 1–5
W

/PHH 
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Bautypen:

MFH Mehrfamilienhaus

HYP Hybrid

REFH Reihen-Einfamilienhaus

Projektkürzel:

BRH Wohnüberbauung Brunnenhof, Zürich

BUR Wohnüberbauung Burriweg, Zürich 

ECH Wohnüberbauung Eichrain, Zürich

EUL Wohnüberbauung Am Eulachpark, Oberwinterthur 

HEG Hegianwandweg, Zürich

HUR Wohnüberbauung Hurdacker, Dübendorf 

IBN Wohnüberbauung In Böden, Zürich

KRO Reihenhaussiedlung Kronwiesen, Zürich 

LOO Siedlung Looren, Affoltern am Albis 

MNH Wohn- und Gewerbeüberbauung Manessehof, Zürich

OSR Reihen-Einfamilienhäuser Friedrich Oser-Strasse, Basel

ROT Wohnüberbauung Röthler, Baden-Rütihof

RUT Reihenhaussiedlung Rütihofstrasse, Winterthur

STK Wohnüberbauung Stöckenacker, Zürich 

TOB Wohnsiedlung am Tobelweg, Feldmeilen

UDH Wohnüberbauung Unter der Halde, Würenlingen 

WOW Siedlung Wolfswinkel, Zürich

WWI Wohnsiedlung Werdwies, Zürich 

ZEL Arbeitersiedlung Zelgli, Windisch

ZIA Wohnüberbauung Ziegelei-Areal, Pfungen

Verbände und Organisationen:

BSA Bund Schweizer Architekten

CRB Schweizerische Zentralstelle für Baurationalisierung (Trägerverbände: BSA/
SIA/SBV)

SBV Schweizerischer Baumeisterverband

SIA Schweizerischer Ingenieur- und Architektenverein

gesetze, Instrumente und Institutionen des Bundes:

BWO Bundesamt für Wohnungswesen 

ETH Eidgenössische Technische Hochschule 

FKW Eidgenössische Forschungskommission Wohnungsbau 

ORL Institut für Orts-, Regional- und Landesplanung der ETH Zürich 

RPG Bundesgesetz über die Raumplanung

WBS Wohnungs-Bewertungs-System 

WEG Wohnbau– und Eigentumsförderungsgesetz

WFG  Bundesgesetz über die Förderung von preisgünstigem Wohnraum
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ANHANg II – FLÄCHENgLIEDERuNgEN gEMÄss NORM sIA 416/2003

AGF
AUSSEN-GESCHOSSFLÄCHE

ANGF
AUSSEN-NETTOGESCHOSSFLÄCHE

AKF
AUSSEN-KONSTRUKTIONSFLÄCHE

ANF

AUSSEN-NUTZFLÄCHE

AKFT
AUSSEN-KONSTRUKTIONS-
FLÄCHE, TRAGEND

AKFN
AUSSEN-KONSTRUKTIONS-
FLÄCHE, NICHTTRAGEND

AVF
AUSSEN-VERKEHRSFLÄCHE

AFF
AUSSEN-FUNKTIONSFLÄCHE

GF
GESCHOSSFLÄCHE

NNF
NETTONUTZFLÄCHE

NF
NETTONUTZFLÄCHE

HNF

HAUPTNUTZFLÄCHE

KFT
KONSTRUKTIONSFLÄCHE
TRAGEND

KFN
KONSTRUKTIONSFLÄCHE
NICHTTRAGEND

VF
VERKEHRSFLÄCHE

FF
FUNKTIONSFLÄCHE

NNF

NEBENNUTZFLÄCHE

KF
KONSTRUKTIONSFLÄCHE

GSF
GRUNDSTÜCKSFLÄCHE

GGF
GEBÄUDEGRUNDFLÄCHE

UF
UMGEBUNGSFLÄCHE

BUF
BEARBEITETE UMGEBUNGSFLÄCHE

UUF
UNBEARBEITETE UMGEBUNGSFLÄCHE

gr
un

ds
tü

ck
sfl

äc
he

ge
sc

ho
ss

flä
ch

e
Au
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en

-g
es
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os
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ANHANg III – KuRZDOKuMENTATION DER uNTERsuCHTEN WOHNBAuTEN 

2

1

3
5

9 10
11

20 17

16

15
19

14
13

18

8
4

6
12

Zürich

Affoltern am Albis

WinterthurPfungen

Baden-Rütihof

Würenlingen

Basel

Dübendorf

Feldmeilen

7
Windisch

HYBREFH MFH

Nr. Kürzel Projektname Bauvollendung Typ

1 BRH Wohnüberbauung Brunnenhof, 2007 MFH

2 ECH Wohnüberbauung Eichrain, Zürich 2003 MFH

3 HEG Hegianwandweg, Zürich 2003 MFH

4 IBN Wohnüberbauung In Böden, Zürich 1995 MFH

5 MNH Wohn- und Gewerbeüberbauung Manessehof, Zürich 1984 MFH

6 STK Wohnüberbauung Stöckenacker, Zürich 2002 MFH

7 WOW Siedlung Wolfswinkel, Zürich 2008 MFH

8 WWI Wohnsiedlung Werdwies, Zürich 2007 MFH

9 ZIA Wohnüberbauung Ziegelei-Areal, Pfungen 2011 MFH

10 EUL Wohnüberbauung Am Eulachpark, Oberwinterthur 2006 HYB

11 UDH Wohnüberbauung Unter der Halde, Würenlingen 1985 HYB

12 BUR Wohnüberbauung Burriweg, Zürich 2002 HYB

13 HUR Wohnüberbauung Hurdacker, Dübendorf 1997 REFH

14 KRO Reihenhaussiedlung Kronwiesen, Zürich 2007 REFH

15 LOO Siedlung Looren, Affoltern am Albis 1999 REFH

16 OSR Reihen-Einfamilienhäuser Friedrich Oser-Strasse, Basel 2001 REFH

17 ROT Wohnüberbauung Röthler, Baden-Rütihof 1999 REFH

18 RUT Reihenhaussiedlung Rütihofstrasse, Winterthur 2000 REFH

19 TOB Wohnsiedlung am Tobelweg, Feldmeilen 1980 REFH

20 ZEL Arbeitersiedlung Zelgli, Windisch 1981 REFH
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